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(Beginn um 9.01 Uhr.) 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Einen schönen guten 

Morgen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wer-

te Kolleginnen und Kollegen! 

Ich eröffne die Sitzung des 21. Landtages.  

Entschuldigt haben sich Frau Abg. Ricarda Bianca 

Berger, Abg. Marcus Gremel, Abg. Kubik und Abg. 

Schubert. Frau Abg. Meinl-Reisinger ist ab 18 Uhr 

dienstlich verhindert. Ich hoffe, wir werden nicht länger 

benötigen, Abg. Ornig ab 18.30 Uhr und Abg. Dr. 

Wansch bis 10.30 Uhr. 

Wir kommen somit zur Fragestunde.  

Die 1. Anfrage (FSP - 03950-2017/0001 - KVP/LM) 

wurde von Herrn Abg. Mag. Juraczka gestellt und an den 

Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Nächstes Jahr jährt 

sich der letzte große, umfangreiche Dezentralisierungs-

schritt zum zwanzigsten Mal. Die Geschichte der Dezent-

ralisierung und Stärkung der Bezirke ist an sich eine 

„Erfolgsstory“ - wären nicht in der letzten Zeit bedenkli-

che Entwicklungen wahrzunehmen. Den Wiener Ge-

meindebezirken werden seit vielen Jahren in - wohlge-

merkt - kleinen Schritten sukzessive Kompetenzen ent-

zogen, was langfristig einer schleichenden Zurücknahme 

der seinerzeit als Erfolg gefeierten Dezentralisierung der 

Wiener Verwaltung angesehen werden kann. Begründet 

wird dies oftmals mit der budgetären Überforderung der 

Bezirksbudgets. Aber anstatt die Bezirke auf Grund ihrer 

Aufgaben und Kompetenzen sowie ihrer Nähe zur Be-

völkerung mit mehr finanziellen Mitteln auszustatten, wird 

der Weg der „schleichenden“ Rezentralisierung beschrit-

ten. Sind Sie bereit, sich für einen weiteren, substantiel-

len Dezentralisierungsschritt und für eine damit in Zu-

sammenhang stehende Reform der Wiener Stadtverfas-

sung einzusetzen?) 

Bitte, Herr Landeshauptmann. Ich bitte, die Kommu-

nikation in den Bankreihen etwas gedämpfter zu halten. 

Lhptm Dr. Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klub-

obmann! 

Im Sinne einer effizienten und effektiven Verwaltung 

für die Bürgerinnen und Bürger unserer Stadt wird, so 

wie auch andere Bereiche der Verwaltung, die Dezentra-

lisierung laufend evaluiert. Diese Überprüfungen sollen 

sicherstellen, dass das dezentrale Verwaltungssystem 

auch kontinuierlich an Veränderungen, wie beispielswei-

se in der Rechtslage, durch Digitalisierung oder Bevölke-

rungswachstum angepasst wird. Ein konkretes Ergebnis 

dieser Evaluierung ist, dass in Zukunft auf Grund der 

starken Verrechtlichung Vergaben nicht mehr von Be-

zirksorganen genehmigt werden sollen. Ebenso er-

scheint es zweckmäßig, dass bezirksübergreifende Inf-

rastrukturprojekte mit hohem Investitionsbedarf im Bil-

dungsbereich - vorrangig beim Campusmodell - zentral 

wahrgenommen werden. Auf der anderen Seite gibt es 

aber auch Kompetenzbereiche, für welche den Bezirken 

zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben zusätzliche Budget-

mittel zur Verfügung gestellt wurden, wie insbesondere 

im Bereich des Ausbaus der ganztägigen Kinderbetreu-

ung, der Instandhaltung von Kindergärten und der 

Schulsanierung. 

Es handelt sich daher bei der Frage, ob Zuständig-

keiten zentral oder dezentral wahrgenommen werden, 

um ein dynamisches, sich immer wieder veränderndes 

System. Die ihrerseits befürchtete „schleichende Zurück-

nahme der Dezentralisierung“ kann ich somit nicht er-

kennen. Vielmehr geht es darum, Kompetenzen und 

Verwaltungsabläufe mit dem Ziel zu optimieren, für die 

Wiener Bevölkerung die Leistungen bestmöglich zu 

erbringen. 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke. Die 1. Zusatz-

frage stellt Herr Abg. Dipl.-Ing. Margulies. Bitte, Herr 

Abgeordneter. 

Abg. Dipl.-Ing. Martin Margulies (GRÜNE): Sehr ge-

ehrter Herr Landeshauptmann! 

Ich danke für die Beantwortung. Nichtsdestotrotz viel-

leicht doch eine kurze Nachfrage dazu. Wie gesagt, vor 

20 Jahren war der erste wirklich große Dezentralisie-

rungsschritt, auch davor hatten ja die Bezirksvertretun-

gen schon einige Kompetenzen, aber bei Weitem nicht 

so wie dann 1997 umgesetzt. 20 Jahre später wäre es 

natürlich super, gäbe es insbesondere auch im Bereich 

Bildung und im Bereich Kultur für die Bezirke noch deut-

lich mehr Möglichkeiten. Das hängt unter anderem natür-

lich auch an den Budgetvorgaben. In diesem Sinne eine 

Frage an Sie: Sollte es tatsächlich wieder einmal möglich 

sein, dass auch seitens des Bundes die Steuerleistungen 

deutlich höher sprudeln, sei es Vermögenssteuer oder 

irgendetwas anderes, und damit auch der Stadt Wien 

wieder etwas mehr Geld zu Gute kommt, wäre es für Sie 

dann auch vorstellbar, insbesondere im Bereich Kultur 

und im Bereich Bildung den Bezirken wieder stärkere 

Möglichkeiten einzuräumen, ebenso wie die Stadt Wien 

selbst lokal und regional tätig zu sein? 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Herr Landeshaupt-

mann. 

Lhptm Dr. Michael Häupl: Ich kann dem ja ein biss-

chen mehr abgewinnen als sonst, wenn man es entspre-

chend mit Inhalten verknüpft. Ich kann mich noch sehr 

gut an Diskussionen erinnern, als Dezentralisierung 

ausschließlich als Geldverteilung verstanden wurde und 

nicht als Aufgabenverteilung. So einem Zugang kann ich 

gar nichts abgewinnen. Ja, wir halten fest: Es resultiert ja 

auch aus der Evaluierung, was besser in den Bezirken 

und was besser zentral entschieden werden soll, und 

danach erfolgt die Mittelverteilung, nicht umgekehrt. So 

gesehen kann ich mir selbstverständlich, auch im Hin-

blick darauf, was ich vorhin sagte, bei dieser dynami-

schen Entwicklung der Dezentralisierung durchaus auch 

im Kulturbereich einiges vorstellen. 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke. Die 2. Zusatz-

frage stellt Herr Abg. Mag. Pawkowicz. Bitte schön, Herr 

Abgeordneter. 

Abg. Mag. (FH) Alexander Pawkowicz (FPÖ): Schö-

nen guten Morgen, Herr Landeshauptmann! 

Die Wiener Stadtverfassung gibt den Vorsitzenden 

der Bezirksvertretungen und auch den Bezirksvorstehern 

sehr weite Rechte, ich möchte fast sagen, beinahe abso-

lute Rechte, insbesondere, weil es keine Möglichkeiten 

gibt, nach der Geschäftsordnung Konsequenzen zu 

ziehen, dort, wo ein Bezirksvorsteher oder ein Vorsitzen-
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der einer Bezirksvertretung seine Rechte, sagen wir, 

sehr weit überspannt. Es gibt keine Möglichkeit, ihn 

abzusetzen, sei es auch bloß innerhalb der eigenen 

Fraktion, wenn er nicht aus eigenem Antrieb geht. Das 

führt in der Praxis zu sehr unterschiedlichen Auslegun-

gen, etwa bei der Sitzungsführung. Im 15. Bezirk als sehr 

positives Beispiel habe ich beobachtet, dass dort Sitzun-

gen so ablaufen, dass beispielsweise die Vorsitzführung 

im Stundentakt wechselt, ähnlich wie wir es hier im Land-

tag oder im Gemeinderat haben, und dass etwa die 

Zulässigkeit von Anträgen tatsächlich gemeinsam be-

schlossen wird. 

Im 16. Bezirk wiederum habe ich beobachtet, dass es 

dort ganz anders ist. Dort herrscht ein sehr absoluter Stil, 

dort ist es sogar so, dass die Anfragen an den Bezirks-

vorsteher nicht vom Bezirksvorsteher beantwortet wer-

den, obwohl das die Geschäftsordnung so vorsieht, 

sondern dass ein Bezirksrat die Beantwortung vornimmt 

und auch die Beantwortung der Zusatzfragen. 

Meine Frage dazu ist: Welche Möglichkeiten sehen 

Sie, die parlamentarischen Rechte der Bezirksvertretun-

gen auszuweiten? 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Herr Landeshaupt-

mann. 

Lhptm Dr. Michael Häupl: Den Vorsitzenden eines 

Exekutivorgans zu fragen, wo er die Ausweitung der 

parlamentarischen Rechte sieht, halte ich, ehrlich ge-

sagt, für leicht humorvoll. Ich denke doch wohl, dass das 

Parlament über die Ausweitung der parlamentarischen 

Rechte selber nachdenken sollte. Das gilt natürlich auch 

für die Bezirksparlamente. Ich kann wenig dazu sagen, 

außer dass es auch aus meiner Sicht wünschenswert 

wäre, wenn es einen möglichst großen Gleichklang im 

Umgang mit der Geschäftsordnung beziehungsweise mit 

den Gesetzeswerken der Stadt in den einzelnen Bezir-

ken gäbe. Da kann ich einer Diversität ausnahmsweise 

nicht besonders viel abgewinnen. 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke. Die 3. Zusatz-

frage stellt Herr Abg. Wiederkehr. 

Abg. Christoph Wiederkehr, BA (NEOS): Guten 

Morgen, Herr Landeshauptmann! 

Im Rahmen der Ankündigung der Strukturreform und 

WiStA wurde auch die Zusammenlegung von Bezirksver-

tretungen oder Bezirken angedacht, die ist ja vorletzte 

Woche dann medial abgesagt worden, bevor überhaupt 

ein Schritt in diese Richtung gesetzt worden ist. Da wür-

de mich interessieren, inwiefern Sie in den Prozess in-

volviert waren und warum diese Reformbestrebungen 

beim Thema Zusammenlegung der Bezirke jetzt wieder 

vom Tisch sind. 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Herr Landeshaupt-

mann. 

Lhptm Dr. Michael Häupl: Ich kann ja wohl schwer 

bestreiten, dass ich hier involviert war, da ja medial 

nachvollziehbar ist, dass es eine solche Überlegung gab. 

Ich füge aber hinzu, es gab auch die Überlegung oder 

zumindest die Anregung dazu, zu überlegen, dass man 

Bezirke teilt. Man hat das alles überlegt, hat es als nicht 

zweckmäßig empfunden und damit ad acta gelegt. Ist 

auch recht! Hauptsache, man hat einmal über so etwas 

nachgedacht. 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke. Die 4. und 

letzte Zusatzfrage stellt Herr Abg. Mag. Juraczka. Bitte, 

Herr Abgeordneter. 

Abg. Mag. Manfred Juraczka (ÖVP): Guten Morgen, 

Herr Landeshauptmann!  

Herzlichen Dank für die bisherige Beantwortung. Ich 

sehe das völlig gleich, dass es nicht primär eine Diskus-

sion um Ressourcen oder Geldmittel, sondern eine Dis-

kussion um Aufgaben sein muss. Ich glaube aber, ein 

Föderalismus, der, wie ich glaube, von uns beiden auch 

innerhalb eine Bundeslandes durchaus begrüßt wird, 

nach dem Prinzip der Subsidiarität, also einem, wie von 

Ihnen richtig gesagt, dynamischen Prozess, macht nur 

dann Sinn, wenn er auch sehr kosteneffizient ist. Jetzt ist 

es unbestritten, dass wir in 23 Bezirken Bezirksparla-

mente mit 40 bis 60 Bezirksräten, mit durchaus viel Inf-

rastruktur haben, die aber von den Kompetenzen her nur 

mäßig bespielt wird. Das erinnert mich ein bisschen an 

die Diskussion um die Landesstudios beim ORF, die 

natürlich teuer sind, wenn man täglich nur 20 Minuten 

sendet. 

Meine Frage: Gibt es seitens der Stadtregierung ge-

nerell eine Überlegung, ähnlich wie in der damaligen Zeit 

1997/98, wirklich einen großen Dezentralisierungspro-

zess in Angriff zu nehmen? Das war eigentlich unmittel-

bar meine Frage, und ich glaube, nach fast 20 Jahren 

wäre so ein Schritt wieder überfällig. 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Herr Landeshaupt-

mann.  

Lhptm Dr. Michael Häupl: Ich wiederhole mich jetzt 

ein bisschen, wenn ich darauf hinweise, dass ich nicht 

alleine, sondern sehr viele in diesem Haus die Dezentra-

lisierung als einen sehr dynamischen Prozess sehen. 

Nach einem entsprechend größeren Wurf geht es dann 

immer um Feinschliff, um Adaptierungen und Ähnliches. 

Das hat stattgefunden, es hat auch in den letzten Jahren 

stattgefunden. 

Ich erinnere mich an die Diskussionen 1997/98 noch 

sehr genau, so wie auch an die Schritte, die unmittelbar 

nach 1996 gesetzt wurden. Da war es halt leider so - und 

insofern bin ich halt ein bisschen ein gebranntes Kind -, 

dass wir zuerst über das Geld diskutiert haben, welche 

Geldmenge in die Bezirke gepumpt werden soll, und 

dann haben wir krampfhaft gesucht, wie die Aufgaben-

aufteilung so sein wird, dass man diese Geldmenge auch 

entsprechend rechtfertigen kann. Das war es. Ob ich 

persönlich jetzt dazu bereit bin oder nicht, das ist eine 

Frage der Geschichte, aber ich bin überzeugt davon, 

dass auch alle hier im Haus Vertretenen gerne sagen: 

Ja, diskutieren wir darüber, wie man Aufgaben in einer 

Stadt dezentralisiert. Und dann schaut man, wie es mit 

der entsprechenden Finanzierung dieser Aufgabenzutei-

lung aussieht. 

Du hast festgestellt, dass wir beide überzeugte Föde-

ralisten sind. Ja, das stimmt. Den Föderalismus in einem 

Land wie Österreich aber jetzt mit einer Dezentralisie-

rung in der Stadt zu vergleichen, das würde sich etwa 

der Grazer Bürgermeister im hohen Ausmaß verbieten. 
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Ich bin toleranter und sage dazu: Diskutieren kann man 

alles - aber für mich persönlich gesehen, ist das nicht 

wirklich vergleichbar. Es ist nicht zuletzt auch deswegen 

nicht vergleichbar, weil ein Landtag, wie wir alle wissen, 

eine gesetzgebende Körperschaft ist, was ein Bezirk 

nicht ist. Dieser ist daher ausschließlich ein Instrumenta-

rium der Verwaltung. Daher würde ich schon dieses 

Argument verwenden und ich könnte hunderte folgen 

lassen, warum man das nicht so ohne Weiteres verglei-

chen kann. 

Das ist aber ohnehin eher eine politiktheoretische 

Diskussion. In der Praxis kann ich mir vorstellen, dass 

man durchaus auch Übereinstimmungen erzielt, wenn 

man sich hinsetzt und schaut, welche Aufgaben wir jetzt 

noch verteilen können. Im Moment ist die Realität, dass - 

unabhängig von der politischen Zugehörigkeit des Vor-

stehers - Wünsche eher zu einer Rezentralisierung her-

angetragen werden, also in die umgekehrte Richtung. Es 

soll mir das eine wie das andere recht sein, nur unter 

dem Diktat der Finanzen würde ich das allerdings nicht 

diskutieren wollen. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke.  

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP - 03947-2017/0001 

- KFP/LM), die von Herrn Abg. Dr. Aigner gestellt wurde 

und an die Frau Amtsführende Stadträtin der Gruppe 

Soziales, Gesundheit und Frauen gerichtet ist. (Die Kos-

ten für die steuerfinanzierte Mindestsicherung explodie-

ren vor allem in Wien. Bereits mehr als die Hälfte der 

Anspruchsberechtigten hat nicht die österreichische 

Staatsbürgerschaft. Anders als im Bereich der Sozialver-

sicherung ist bei der Mindestsicherung die Leistung von 

Beiträgen nicht erforderlich. Die starke Zunahme bei 

nichtösterreichischen Beziehern liegt in erster Linie am 

Zuwachs bei den Asylberechtigten, die noch nie in unser 

Sozialsystem eingezahlt haben und daher nicht Teil der 

österreichischen Solidargemeinschaft sind. Umso verstö-

render sind Berichte in den Medien, denen zu Folge 

Asylwerber Millionenbeträge aus der Mindestsicherung in 

ihre Heimatländer überweisen, um ihre Familien zu un-

terstützen. Offenkundig sind die Geldleistungen aus der 

Wiener Mindestsicherung so hoch, dass auch Menschen 

in fernen Ländern davon profitieren können. Welche 

konkreten Maßnahmen werden Sie setzen, um diesen 

offenkundigen Missbrauch Wiener Steuergelder in Hin-

kunft zu unterbinden?) 

Bitte, Frau Stadträtin.  

Amtsf. StRin Sandra Frauenberger: Einen schönen 

guten Morgen, Herr Abgeordneter! 

Leistungen nach dem Wiener Mindestsicherungsge-

setz stehen grundsätzlich nur österreichischen Staats-

bürgerinnen und österreichischen Staatsbürgern zu. Im 

§ 5 Abs. 2 des Wiener Mindestsicherungsgesetzes ist 

geregelt, welche Personen den österreichischen Staats-

bürgerinnen und Staatsbürgern gleichgestellt sind. Der 

Gleichstellungstatbestand ist erfüllt, wenn sich die Per-

sonen rechtmäßig im Inland aufhalten und die Einreise 

nicht zum Zweck des Sozialhilfebezuges erfolgt ist. 

AsylwerberInnen zählen nicht zum anspruchsberechtig-

ten Personenkreis nach § 5 Abs. 2 Wiener Mindestsiche-

rungsgesetz und erhalten demnach auch keine Leistun-

gen aus der Wiener Mindestsicherung. AsylwerberInnen 

zählen zum Anspruchskreis der Grundversorgung, und 

dazu gibt es unterschiedliche nähere Bestimmungen, wie 

die Unterstützungsleistungen aus der Grundversorgung 

zu erfolgen haben. Das ist auch nachlesbar, im Internet 

auf der Homepage des FSW.  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke. Die 1. Zusatz-

frage stellt Frau Abg. Däger-Gregori. Bitte, Frau Abge-

ordnete. 

Abg. Luise Däger-Gregori, MSc (SPÖ): Guten Mor-

gen, Frau Stadträtin! 

Danke für die bisherigen Ausführungen. Zur Vermei-

dung von etwaigem Missbrauch der Mindestsicherung 

hat der Rechnungshof angeregt, Qualitätsmaßnahmen 

zu erstellen. Meine Frage dahin gehend ist: Werden 

diese bereits ausgearbeitet, und wie schaut der Plan 

aus?  

Amtsf. StRin Sandra Frauenberger: Wir haben An-

fang dieses Jahres einen Rechnungshofbericht zur Be-

darfsorientierten Mindestsicherung mit einer Vielzahl von 

Empfehlungen bekommen, unter anderem auch im Be-

reich der Kontrolle. Daraufhin habe ich im März eine 

Taskforce eingerichtet, wo Peter Stanzl, ein ausgewie-

sener Experte, mit der Magistratsabteilung 40 und mit 

vielen hier im Magistrat, vom Finanzdirektor über den 

Geschäftsführer des FSW, auch Arbeitspakete zum 

Thema Finanzierung, Kontrolle, Revision, und auch IT 

formuliert hat. In der Gruppe „Kontrolle“, wobei ich mich 

auch ganz herzlich bei den Beamtinnen und Beamten 

dieses Hauses bedanken möchte, haben wir gemeinsam 

eine Überprüfung der Prüf- und Vergabeprozesse vorge-

nommen. Das heißt, wir haben alles durchleuchtet und 

gerade in diesem Bereich bereits viele Maßnahmen 

gesetzt, um auf der einen Seite den Empfehlungen des 

Rechnungshofs nachzukommen, und auf der anderen 

Seite ist es natürlich auch darum gegangen, dass wir, 

wenn wir ein neues Mindestsicherungsgesetz beschlie-

ßen, schon neue Kontrollmechanismen und -instrumente 

haben, um hier einen Missbrauch von Haus aus auszu-

schließen.  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke. Die 2. Zusatz-

frage stellt Frau Abg. Mag. Emmerling. Bitte, Frau Abge-

ordnete.  

Abg. Mag. Bettina Emmerling, MSc (NEOS): Guten 

Morgen, Frau Landesrätin! 

Vielen Dank für die Ausführungen. Ihr Klubobmann 

im Parlament, Andreas Schieder, hat ja vor Kurzem mit 

seiner Forderung der Einführung einer Wartefrist bei der 

Mindestsicherung aufhorchen lassen. Diese Maßnahme 

ist ja im neuen Mindestsicherungsgesetz nicht vorgese-

hen. Jetzt meine Frage an Sie: Schließen Sie aus, dass 

unter anderen politischen Voraussetzungen hier im Haus 

das Mindestsicherungsgesetz um eine Wartefrist ergänzt 

wird?  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Frau Stadträtin.  

Amtsf. StRin Sandra Frauenberger: Nun, wir haben 

die Wiener Mindestsicherung ja doch sehr ausführlich 

diskutiert. Es wurde ja auch immer wieder von der Oppo-

sition kritisiert, dass wir uns hier Zeit gelassen haben. 

Aber unser Ziel war es, in Wien durch das Wiener Min-
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destsicherungsgesetz eine Konstruktion zu schaffen, wo 

wir dieses letzte soziale Netz eng knüpfen, nicht verkür-

zen und nicht deckeln. Natürlich gibt es immer zwei 

Wege, wie ich Menschen aus der Mindestsicherung 

bekomme, durch Kürzen oder Deckeln oder durch Ar-

beitsmarktintegration, und wir haben uns für diesen in-

tegrativen Weg entschieden. Das werden wir heute ja 

auch noch hier im Haus, wenn wir das Gesetz diskutie-

ren, gemeinsam noch ausführen oder besser gesagt, die 

Auseinandersetzung zu diesen zwei verschiedenen 

Zugängen wird noch stattfinden. 

Wir haben auch die Möglichkeit von Wartefristen dis-

kutiert, haben uns aber dann schon Anfang dieses Jah-

res gegen Wartefristen entschieden. Man muss dazu 

sagen, dass man auch bei der Wartefristthematik die 

Dinge auseinanderhalten muss, denn ich bin davon 

überzeugt, dass der geschäftsführende Klubobmann 

Schieder die Wartefrist zu den Bundesländern angespro-

chen hat. Das war ja auch immer eine Debatte, die wir 

geführt haben und wo wir gesagt haben: Wenn es eine 

bundeseinheitliche Regelung geben sollte, dann können 

wir darüber diskutieren. In unserem Wiener Mindestsi-

cherungsmodell haben wir uns dagegen entschieden.  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke. Die 3. Zusatz-

frage stellt Frau Abg. Korosec. Bitte, Frau Abgeordnete.  

Abg. Ingrid Korosec (ÖVP): Guten Morgen, Frau 

Landesrätin! 

Frau Landesrätin, auch in Linz explodieren ja die 

Kosten für die Mindestsicherung, und auch in Linz sind 

bereits mehr als 50 Prozent Flüchtlinge dabei. Jetzt gibt 

es von den Sozialdemokraten in Linz den Vorstoß, 

Flüchtlinge aus der Mindestsicherung rauszunehmen 

und es wird eine lebensunterhaltsdeckende Integrations-

hilfe vorgeschlagen, wo neben der Absicherung der 

individuellen Grundbedürfnisse auch eine Überprüfung 

der Integrationsfortschritte und auch eine Residenzpflicht 

vorgesehen sind. Wie stehen Sie zu diesem Vorschlag? 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte. 

Amtsf. StRin Sandra Frauenberger: Nun, wir haben 

uns in Wien sehr intensiv damit auseinandergesetzt, wie 

wir die Mindestsicherung organisieren wollen und haben 

uns ganz klar für den Weg entschieden, der heute auch 

in schriftlicher Form als Gesetzestext hier vorliegt und 

von uns zur Beschlussfassung eingebracht wird. 

Ich möchte auf Folgendes hinweisen: Gerade in der 

Debatte rund um die Mindestsicherung - und ich habe 

das am Montag schon in der Budgetdebatte angemerkt - 

erleben wir, dass ständig dieses letzte soziale Netz mit 

den Begrifflichkeiten von Missbrauch aufgeladen wird. Es 

wird aufgeladen mit Diskriminierung. Es wird hier ver-

sucht, die Ärmsten gegen die Armen auszuspielen und 

hier zum Beispiel Menschen, die legal in diesem Land 

leben und legal an den Prozessen teilnehmen und natür-

lich auch legal in unsere sozialen Netze hineinkommen, 

gegenüber jenen Menschen, die einen Knochenjob ha-

ben und wirklich nicht viel Geld verdienen. (Abg. Mag. 

Dietbert Kowarik: Vom Bürgermeister! Der ist schon von 

der SPÖ!) 

Sie können mich das noch in den unterschiedlichsten 

Varianten und Windungen fragen, Wien hat eine ganz, 

ganz klare Position. Wien hat sich für eine Mindestsiche-

rung als letztes soziales Netz entschieden, gekoppelt mit 

einer guten, starken Lohnpolitik, mit einer guten, starken 

Bildungspolitik, gekoppelt mit einer guten, starken Be-

schäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik. Dieses Netz ist ein 

Netz, wo wir Menschen in den Arbeitsmarkt integrieren 

wollen, weil wir das für den richtigen Weg halten, wenn 

es darum geht, Menschen aus der Mindestsicherung 

rauszuholen. Nicht deckeln, nicht kürzen, sondern integ-

rieren. Das halte ich von diesen Vorschlägen. (Beifall bei 

SPÖ und GRÜNEN.) 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke. Die 4. Zusatz-

frage stellt Frau Abg. Hebein. Bitte, Frau Abgeordnete.  

Abg. Birgit Hebein (GRÜNE): Guten Morgen, Frau 

Landesrätin! 

Danke sehr für Ihre Ausführungen. Rot-Grün geht ei-

nen anderen Weg und nimmt nicht den Ärmsten der 

Gesellschaft noch das letzte Hemd weg. Türkis-Blau hat 

andere Pläne, nämlich zum Beispiel die Deckelung, die 

trifft vor allem Kinder. Wir wissen in der Wiener Mindest-

sicherung, dass ein Drittel der BezieherInnen Kinder 

sind. Das heißt, diese Vorstöße widersprechen den Kin-

derrechten, dem Gleichheitsgrundsatz, dem Recht auf 

Familie. 

Meine Frage ist: Wie schätzen Sie die konkreten 

Auswirkungen ein, wenn so eine Deckelung bei uns in 

Wien kommen sollte, was wir natürlich ablehnen? 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte. 

Amtsf. StRin Sandra Frauenberger: Wenn man so 

ein Gesetz beschließt, und es gibt unterschiedlichste 

mögliche Maßnahmen, dann ist es natürlich auch unsere 

Verpflichtung, alle Maßnahmen einmal auf ihre Auswir-

kung zu überprüfen. Dann kann man sich politisch dafür 

entscheiden, ob man es macht oder ob man es nicht 

macht. Das haben wir auch bei der Deckelung gemacht. 

Wir haben uns in der Magistratsabteilung 40 ganz genau 

angeschaut, welche Bezugsgruppen es treffen würde 

und welche Auswirkungen es hätte. Es würde jetzt wirk-

lich zu lange brauchen, um hier alle Details darzustellen, 

aber Tatsache ist, Sie haben das schon angeführt, dass 

von so einer Maßnahme auf der einen Seite besonders 

Familien getroffen werden, aber auch die Ergänzungs-

leistungsbezieherInnen, also jene Menschen, die einer 

Arbeit nachgehen, aber aus der so wenig Einkommen 

beziehen, dass sie kein Auskommen finden und daher 

auch Unterstützung aus diesem sozialen Netz brauchen. 

Das war einmal der eine Grund, warum wir gesagt 

haben, das passt auch nicht mit unserem Weg der Ar-

beitsmarktintegration zusammen, weil wir es für sinnvol-

ler halten, dass wir zum Beispiel gerade bei den jungen 

Menschen schauen, dass die sich erst gar nicht in der 

Mindestsicherung verfestigen, sondern dass wir die so 

schnell wie möglich durch Qualifizierungsmaßnahmen 

und Arbeitsmarktmaßnahmen rauskriegen und wir dort 

hineininvestieren, um so die jungen Leute rauszukriegen 

und nicht mit einem Deckel, denn das unterstellt ja au-

tomatisch eine soziale Hängematte, wie es wiederum 

immer auch von der Opposition versucht wird. Wenn 

man einmal mit Jugendlichen in diesen Maßnahmen 

zusammen war und sich mit ihnen auseinandergesetzt 
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hat, dann weiß man: Wenn man die unterstützt, wenn 

man die begleitet, dann kommen sie aus der Mindestsi-

cherung heraus, und das ist ja letztendlich unser Ziel, 

dass Menschen würdevoll, eigenständig, existenzsicher 

in dieser Stadt auch leben können. 

Wenn man sich das noch einmal von den Zahlen an-

schaut, weil ja auch diese Frage in Wirklichkeit die Inten-

tion des Herrn Abg. Aigner war, hier auch wiederum 

diese Differenzierung zu machen zwischen Menschen, 

die zum Beispiel auf Grund von Asyl hier hergekommen 

sind und nach ihren Verfahren mit einer Asylberechti-

gung in dieses soziale Netz einsteigen: Insgesamt haben 

wir 22.000 Bedarfsgemeinschaften, 2.000 von diesen 

Bedarfsgemeinschaften, das sind in Wirklichkeit Fami-

lien, haben mehr als diese 1.500 EUR, das ist der De-

ckel, der da immer bei uns in Wien diskutiert wurde. 

1.200 von dieser Gruppe sind wiederum Menschen, die 

nach Österreich zugezogen sind. Da muss man auch 

wiederum unterscheiden, dass das nicht alles Asylbe-

rechtigte sind, denn bei Asylberechtigten regelt es sich ja 

auch anders, sondern dass das natürlich auch Menschen 

aus Drittstaaten sind, und für die gilt ja die Regelung, 

dass sie schon fünf Jahre hier in diesem Land gelebt 

haben. 

Das heißt, es war eine sehr bewusste Entscheidung 

gegen diesen Deckel und eine sehr bewusste Entschei-

dung für die Integration. 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke. Die 5. und 

letzte Zusatzfrage stellt Herr Abg. Dr. Aigner. Bitte, Herr 

Abgeordneter. 

Abg. Dr. Wolfgang Aigner (FPÖ): Herr Präsident! 

Frau Landesrätin! 

Sie haben ja selbst gesagt, dass die Intention meiner 

Frage eigentlich eine ganz andere war. Ich bedanke 

mich aber für den Hinweis aus dem Gesetz, wo Sie 

gleich am Anfang Ihrer Beantwortung gesagt haben, 

dass der Grundsatz der ist, dass das letzte soziale Netz 

für österreichische Staatsbürger da ist, es ist ja auch 

steuerfinanziert, und dass es halt gewisse Gruppen gibt, 

die dann gleichgestellt worden sind. 

Mittlerweile ist es in eine totale Schieflage geraten, 

dass nämlich sozusagen die Österreicher schon die 

Minderheit sind und immer mehr Gleichstellte An-

spruchsberechtigte der Mindestsicherung sind. 

Wenn Sie sich die gestrigen Zeitungen anschauen, 

nur zwei Schlagzeilen: Horrorgeständnis bei Prozess. „ 

Bin hingegangen, um zu vergewaltigen.“ Ein Asylwerber, 

offenkundig noch in der Grundversorgung, fiel im Do-

naupark über eine Sonnanbeterin her. Und auf der glei-

chen Seite: „,Sittenwächter‘ sind anerkannte Flüchtlinge.“ 

Die werden von uns versorgt, auf der einen Seite mit 

Sachleistungen, und die Anerkannten kriegen die Min-

destsicherung. 

Jetzt war meine Frage: Es gibt diese Studie, die in 

den letzten Tagen auch in den Zeitungen zitiert wurde, 

die das ja positiv bewertet hat, dass von unserer Min-

destsicherung, die eine reine Geldleistung ist, Millionen-

beträge in die Heimatländer rücküberwiesen werden. 

Können Sie diese Tatsache, dass hier sozusagen aus 

dem letzten Netz von Menschen, die im Asylstatus bei 

uns sind, Geld wieder nach Hause zurücküberwiesen 

wird, rechtfertigen? Oder ist hier nicht auch ein Anzie-

hungsfaktor gegeben? Man bekommt Geld, obwohl man 

nichts arbeitet. Das Signal ist: Kommt nach Österreich, 

weil man hier mehr oder weniger einfach das Geld be-

kommt und die Familien zu Hause leben. (Abg. Birgit 

Hebein: Wo ist Ihre Frage?) - Die Frage ist: Ist es dem 

Wiener Steuerzahler gegenüber zumutbar, dass unsere 

Mindestsicherung in die Heimländer rücküberwiesen 

wird? (Abg. Mag. Dietbert Kowarik: Ist Ihnen die Frage 

bewusst?) 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte. 

Amtsf. StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter 

Herr Abgeordneter! 

Sie sprechen in Ihrer Frage von Missbrauch mit Wie-

ner Steuergeldern. Ich möchte Ihnen auch eine Frage 

stellen. (Abg. Mag. Dietbert Kowarik: Sie haben Ihre 

Rolle nicht erkannt, Frau Stadträtin!) Wie rechtfertigen 

Sie es, dass wir hier am Kopf der Ärmsten und der Ar-

men diskutieren, dass wir hier Hass schüren und hier 

Neid schüren, während die 5 Prozent in Österreich, die 

90 Prozent vom Vermögen besitzen, am Steuerfiskus 

vorbei Geld ins Paradies schmuggeln. (Beifall bei SPÖ 

und GRÜNEN. - Abg. Dr. Wolfgang Aigner: Der Herr 

Tojner! - Abg. Mag. Dietbert Kowarik: Sie sollen die Fra-

ge beantworten, nicht Gegenfragen stellen! Dafür sind 

Sie da!) Wo ist hier die Gerechtigkeit? (Neuerlicher Bei-

fall bei SPÖ und GRÜNEN.) Wo ist hier die Gerechtig-

keit? (Zwischenrufe bei FPÖ und GRÜNEN.) 

Zu Ihrer Frage, was den Missbrauch von Steuergeld 

betrifft, möchte ich Ihnen auch gerne sagen, dass ich 

ausgeführt habe, dass wir dem Missbrauch insofern 

entgegenwirken, als wir in der Taskforce eine eigene 

Gruppe eingerichtet haben, die sich mit den Kontrollen 

und den Vergabeprozessen in der Magistratsabtei-

lung 40 auseinandersetzt, und die jetzt ein Instrumenta-

rium entwickelt hat, Schulungen für die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter stattfinden und wir so den Rechnungs-

hofempfehlungen auch entsprechend gerecht werden 

können. Das haben wir uns fest vorgenommen, und das 

können wir auch zusichern. 

Trotzdem müssen Sie, wenn Sie von Missbrauch 

sprechen, schon auch akzeptieren, dass Sie hier auch 

mit Unterstellungen arbeiten. (Abg. Mag. Dietbert Kowa-

rik: Lesen Sie einmal die Frage! Das ist ja ein Scherz!) 

Meine Aufgabe als Regierungsmitglied ist, Ihnen hier 

entgegenzuhalten, was die Stadt Wien tut. Das habe ich 

in meiner Anfragenbeantwortung gemacht. Natürlich 

machen Sie mit den intendierten Fragen, die Sie hier 

stellen, auch Politik, auch ich mache Politik. (Ruf bei der 

FPÖ: Aber schlechte!) Ich sage Ihnen: Laden Sie diese 

Debatte nicht mit Diskriminierungen auf, Sie gefährden 

damit die soziale Sicherheit in diesem Land und Sie 

gefährden damit die Demokratie. (StR DDr. Eduard 

Schock: Sie gefährden den Sozialstaat! - Abg. Mag. 

Dietbert Kowarik: Nichts hören, nichts sehen!) Lernen 

Sie aus der Geschichte, das hatten wir alles schon ge-

habt. Wehret den Anfängen! (Beifall bei SPÖ und GRÜ-

NEN,) 
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Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträ-

tin.  

Wir kommen damit zur 3. Anfrage (FSP - 03945-

2017/0001- KSP/LM), die von Frau Abg. Mörk gestellt 

und an den Herrn Amtsführenden Stadtrat der Ge-

schäftsgruppe Wohnen, Wohnbau, Stadterneuerung 

gerichtet ist. (Welche Schwerpunkte werden Sie im Be-

reich der Bauordnung und der dazugehörigen Nebenge-

setze setzen, damit Bauverfahren in Hinkunft noch 

schneller ablaufen und Wohnen weiterhin leistbar 

bleibt?) 

Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf. StR Dr. Michael Ludwig: Hoher Landtag! Sehr 

geschätzte Frau Landtagsabgeordnete!  

In der Beschäftigung mit der Novelle der Bauordnung 

möchte ich ganz kurz zur Novelle 2014 zurückblicken, 

die ja schon einige Maßnahmen gesetzt hat, die Ihnen 

auch in der Anfrage wichtig waren, nämlich, dass wir uns 

auch schon in der Novelle 2014 mit der Senkung der 

Kosten sowie der Beschleunigung von Verfahren be-

schäftigt haben. Wir haben beispielsweise die gesetzli-

che Verpflichtung, Notkamine einzuführen, abgeschafft 

und beispielsweise auch die Erleichterung des Zubaus 

von Balkonen vorgesehen. 

Ein ganz wichtiger Punkt, auch bei der letzten Novel-

le der Bauordnung, war die Erleichterung von Dachge-

schoßausbauten, und es ist sicher richtig, wenn Sie 

fragen, welche Maßnahmen jetzt auch in der neuen 

Novelle in dieser Richtung vorgesehen sind. Auch hier 

gilt vor allem, dass die Vorteile für den Endnutzer und die 

Endnutzerin im Vordergrund stehen, dass wir die Verfah-

ren beschleunigen, vereinfachen und damit auch mithel-

fen, die Kosten für die Mieterinnen und Mieter zu senken. 

Da ich vorgeschlagen habe, dass wir gemeinsam mit 

Expertinnen und Experten einen Entwurf zusammenstel-

len, den wir dann auch den Fraktionen zur Diskussion 

zur Verfügung stellen wollen, wird sich ein Thema vor 

allem dem Entfall von Bauverhandlungen widmen, wenn 

es beispielsweise keine Einsprüche von Anrainerinnen 

und Anrainern gibt. Zweitens wollen wir uns auch überle-

gen, ob nicht kleine Bauvorhaben, beispielsweise in 

Gartensiedlungsgebieten sowie Bauvorhaben in der 

Bauklasse I durch ein vereinfachtes Verfahren auch 

beschleunigt auf Schiene zu bringen sind. Wir haben uns 

auch vorgenommen, dass wir eine Lösung finden, bewil-

ligungsfreie beziehungsweise anzeigepflichtfreie Bau-

vorhaben deutlich auszuweiten, hier auch eine Be-

schleunigung und Erleichterung des Zuganges zu forcie-

ren. 

Ein wichtiges Thema, das in der Novelle der Bauord-

nung auch besonderen Platz haben wird, ist, dass die 

Planungsverfahren gestrafft werden sollen, auch hier 

eine deutliche Beschleunigung der Verfahren vorgese-

hen wird. 

Ich möchte jetzt noch einige Punkte aus meiner Sicht 

als Stadtrat einbringen, denn, wie gesagt, ich möchte 

den Entwurf auch den Fraktionen zur Diskussion zur 

Verfügung stellen. Es würde mich freuen, wenn Sie, Frau 

Landtagsabgeordnete, auch Gelegenheit haben, sich an 

dieser Diskussion zu beteiligen, denn ich glaube, gerade 

die Erfahrungen von jenen Abgeordneten, die in diesem 

Bereich tätig sind, sind da sehr hilfreich. 

Ein Thema war mir immer sehr wichtig, nämlich jenes 

der Barrierefreiheit und wie Menschen auch im fortge-

schrittenen Lebensalter möglichst lange in der Wohnung 

verbleiben können. Hier könnte ein Ansatz sein, dass wir 

beispielsweise die jetzt vom Gesetz vorgesehene Tren-

nung von Bad und Toilette in den Sanitärräumlichkeiten 

aufheben und damit insbesondere in der Barrierefreiheit 

bessere Möglichkeiten bieten, den Zugang durch das 

Verzichten auf Trennwände beispielsweise mit Rollstüh-

len und Gehhilfen und damit beispielsweise auch die 

effizientere Gestaltung der Wohnungsflächen zu erleich-

tern. Aber auch die Neudefinition von Einlagerungsräu-

men und der derzeit vorgesehenen Verpflichtung ist ein 

Thema, das Kostentreiber ist. Auch hier möchte ich mit 

den Fraktionen gemeinsam beraten, ob wir hier nicht 

Maßnahmen treffen können, um die Einlagerungsräume 

anders zu definieren und mitzuwirken, Kosten zu senken. 

Im Zusammenhang mit der Novelle der Bauordnung 

diskutieren wir immer auch ein weiteres Gesetz, das hier 

für die Kostenstruktur sehr stark verantwortlich ist, näm-

lich das Garagengesetz. Ich würde auch diesmal wieder 

vorschlagen, dass wir Bauordnung und Garagengesetz 

gemeinsam diskutieren. Wir wissen, das Errichten von 

Garagen, insbesondere Tiefgaragen, ist einer jener gro-

ßen Kostenfaktoren. Wir haben hier auch bei der letzten 

Novelle des Garagengesetzes viele Veränderungen 

vorgenommen. Frau Landtagsabgeordnete, Sie können 

sich erinnern, wir haben beispielsweise die Regelung 

getroffen, nicht mehr einen Garagenplatz für eine Woh-

nung, sondern einen Garagenplatz für 100 m² vorzu-

schreiben. Aber auch hier sehe ich die Möglichkeit, auf 

Grund der Erfahrungen noch einmal nachzudenken, 

welche Verbesserungen es in einer Novelle geben kann, 

beispielsweise, indem wir die Anzahl der Pflichtstellplät-

ze überprüfen. Ich höre von Bauträgern immer wieder, 

dass es hier auch Pflichtstellplätze gibt, die nicht genutzt 

werden. Auch hier sind wir aufgerufen, gemeinsam 

nachzudenken, um insbesondere auch jene Pflichtstell-

plätze, die nicht genutzt werden, einer anderen Verwen-

dung zuzuführen. Hier gibt es Beschränkungen durch 

feuerpolizeiliche Rahmenbedingungen, aber ich bin 

sicher, dass wir gemeinsam mit Expertinnen und Exper-

ten Lösungen finden werden, auch im Zuge der Novelle 

des Garagengesetzes, dass wir hier die nicht benützten 

Pflichtstellplätze einer anderen Verwendung zuführen 

können. 

Ein Thema hat sich auch auf Grund der letzten No-

velle der Bauordnung und des Garagengesetzes erge-

ben, das ist der Umstand, dass wir durch diese Verände-

rung bei der Stellplatzverpflichtung die spezielle Situation 

haben, dass, wenn auf der einen Seite in einem Gebäu-

de Wohnungen zusammengelegt werden, gleichzeitig 

neue Dachgeschoßwohnungen erstellt werden, dadurch 

andere Flächen in den Wohnungen entstehen, die Stell-

platzverpflichtung anders ausgelöst wird. Ich möchte 

nicht, dass es auf Grund der Novelle 2014 auch zu Be-

nachteiligungen von privaten Hauseigentümern oder 

privaten Investoren kommt. Von daher möchte ich hier 
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einen Weg finden, eine Gegenverrechnung vorzusehen, 

das heißt, die jetzigen Bedingungen mit dem Garagen-

gesetz vor 2014 zu vergleichen und hier zu schauen, 

dass wir Projekte unterstützen und dass es nicht auf 

Grund des Garagengesetzes und den Stellplatzverpflich-

tungen zu Behinderungen im Ausbau und in der Erweite-

rung von Wohnflächen im dichtverbauten Gebiet kommt. 

Sie sehen, es gibt hier eine Reihe von Überlegungen. 

Ich hätte mir vorgestellt, dass wir noch im heurigen Jahr 

den Diskurs mit Expertinnen und Experten zu einem 

Abschluss bringen und dass wir dann mit Beginn des 

neuen Jahres mit allen Fraktionen im Wohnbauaus-

schuss hier gemeinsam zu einer Lösung kommen. 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke. Die 1. Zusatz-

frage stellt der Abg. Dipl.-Ing. Dr. Gara. Bitte, Herr Abge-

ordneter. 

Abg. Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara (NEOS): Einen wun-

derschönen guten Morgen, Herr Landesrat!  

Ich finde das sehr positiv, was Sie im Zuge der Bau-

ordnungsnovelle ausgeführt haben, dass es hier einfach 

auch zu extremer Beschleunigung und Vereinfachung 

der Verfahren kommt. Ich habe gehört, dass es auch im 

Zuge dieser Bauordnungsnovelle zu einer Vereinfachung 

der Verfahren zur Festsetzung und Abänderung der 

Flächenwidmungspläne und Bebauungspläne kommen 

soll. Da ist eine Verkürzung der Auflagenfrist in Überle-

gung. Meine Frage dazu auf der einen Seite: Wie ist 

dann trotzdem sichergestellt, dass die Mitsprache der 

BürgerInnen auch weiterhin möglich bleibt? Grundsätz-

lich ist diese Auflagenfrist jetzt insgesamt ja nicht so 

lange. Inwieweit bringt diese Verkürzung der Auflagen-

frist tatsächlich eine Verkürzung der Verfahren oder eine 

Beschleunigung der Verfahren?  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Herr Stadtrat. 

Amtsf. StR Dr. Michael Ludwig: Das ist eine Rege-

lung, die natürlich im Einvernehmen mit dem Planungs-

ressort geschehen muss, dort liegen ja die Flächenwid-

mungs- und Bebauungspläne. Prinzipiell kann es nicht 

darum gehen, Anrainerinteressen zu reduzieren, selbst-

verständlich muss gewährleisten sein, und ich denke, 

das ist Ziel beider Ressorts, dass die Mitbestimmung der 

Menschen, die im unmittelbaren Umfeld leben, gewähr-

leistet ist. Man muss da aber sicher bei der Perlustrie-

rung aller Möglichkeiten, Verfahren zu verkürzen, sehr 

sensibel vorgehen, durch Verschränken von Verfahren, 

gleichzeitigem Laufen von Verfahren, um Zeit einzuspa-

ren. Gerade in dem Bereich ist Zeit Geld, wie wir wissen, 

und gerade Investoren scheuen zurück, wenn Sie keine 

Planbarkeit in der Abwicklung von Projekten haben. Das 

ist ein Thema, das wir auch im Zuge der Diskussionen 

kritisch hinterfragen sollen. Hier gibt es auch noch keinen 

endgültigen Entwurf, das würde ich, wie gesagt, gerne 

auch der politischen Diskussion zur Verfügung stellen, 

um alle Vor- und Nachteile abzuwägen. 

Wir sehen aber schon sehr deutlich, dass es sehr 

viele Bauprojekte gerade auch im Wohnbereich gibt, die 

aus welchen Gründen auch immer, verzögert werden. 

Ich habe schon mehrfach auch hier im Haus berichtet, 

dass derzeit rund 20.000 Wohneinheiten nicht auf Schie-

ne gebracht werden können, weil es eben Einsprüche 

gibt, Verfahren gibt, die verzögert werden, in die nächste 

Instanz gebracht werden, und, und, und. Das soll jetzt 

nicht heißen, dass ich gegen die Mitwirkung und Mitbe-

stimmung der Bevölkerung bin, aber es muss uns klar 

sein, dass sich die Verfahren aus verschiedensten Grün-

den und Einsprüchen verlängern. Es muss natürlich die 

Rechtstaatlichkeit in jedem Schritt gewährleistet sein, 

auch die Mitwirkung der Bevölkerung, aber wir müssen 

schon auch darauf achten, dass wir unterm Strich auch 

unsere gemeinsamen Vorhaben und Ziele erreichen, 

damit wir der Bevölkerung auch entsprechenden Wohn-

raum zur Verfügung stellen können. Die Auflagefrist wird 

also nicht alle diese Probleme und Herausforderungen 

lösen, es ist ein Mosaiksteinchen, das wir aber, wie ich 

meine, sehr kritisch auch im Rahmen des Wohnbauaus-

schusses hinterfragen sollten.  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke. Die 2. Zusatz-

frage stellt Herr Abg. Dr. Ulm. Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abg. Dr. Wolfgang Ulm (ÖVP): Guten Morgen, Herr 

Stadtrat! 

Wir sind natürlich alle der gleichen Meinung, dass 

Bauen möglichst schnell möglich sein soll, aber Bauen 

soll natürlich auch möglichst billig möglich sein. Daher 

sollte man sich überlegen, wo es Deregulierungsmög-

lichkeiten gibt. Es gibt ja auch eine Unzahl von Bautech-

nikvorschriften, von denen unmittelbar die Bewohner und 

die Bauwerber so gar nicht betroffen sind. Es gibt ein 

Österreichisches Institut für Bautechnik, an dem das 

Land Wien eminent beteiligt ist, also auch Normen, auf 

die das Land Wien Einfluss nehmen kann, auf viele kön-

nen wir ja nicht Einfluss nehmen. Haben Sie einen Pro-

zess in Gang gesetzt, der eine Evaluierung dieser bau-

technischen Vorschriften vorsieht? Welche Anstrengun-

gen unternehmen Sie, um mögliche Normenreduzierun-

gen möglich machen zu können? 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Herr Stadtrat. 

Amtsf. StR Dr. Michael Ludwig: Das halte ich für ein 

ganz wichtiges Thema, weil ich den Eindruck habe, dort 

besteht die Möglichkeit, Kosten zu reduzieren, ohne dass 

die späteren Nutzerinnen und Nutzer das in ihrer Le-

bensqualität als einschränkend empfinden. Das ist auch 

der Grund, dass wir im Wohnbauressort schon vor ge-

raumer Zeit begonnen haben, dieses Thema in den 

Vordergrund zu rücken. Wir haben im Wohnbauressort 

ein Normenmanagement aufgestellt, das mittlerweile auf 

die ganze Stadt ausgedehnt worden ist, denn Normen 

spielen nicht nur im Wohnbau, im Neubau eine Rolle, 

sondern in fast allen Lebensbereichen. Wir haben be-

merkt, dass vor allem in der Vorstufe, bis es im Nor-

mungsinstitut zur Beschlussfassung von Normen kommt, 

die Möglichkeit gibt, sehr aktiv in Arbeitsgruppen mitzu-

wirken, die diese Normen entwickeln, und dass gerade 

die Industrie in diesen vorbereitenden Arbeitsgruppen 

sehr stark präsent ist und natürlich aus ihrer Sicht heraus 

verständlich, stark lobbyiert, immer den letzten Stand der 

Technik, der Möglichkeiten, die es im jeweiligen Bereich 

gibt, als Norm festzulegen. Das ist, wie wir beobachten 

können, ein starker Preistreiber.  

Ich habe also versucht, auch gerade in diesem in der 

Stadt Wien aufgesetzten Normenmanagement Expertin-
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nen und Experten der Stadt, und wir haben hervorragen-

de Mitarbeiter der Stadt, die nicht nur in Wien, sondern 

weit darüber hinaus österreichweit, manche sogar euro-

paweit anerkannte Experten sind, darauf aufmerksam zu 

machen, dass ihre Tätigkeit auch in diesen Arbeitsgrup-

pen so auszuüben ist, dass natürlich der jeweilige tech-

nische Fortschritt zu bedenken ist, aber natürlich auch 

die Kostenstruktur, die Auswirkungen auf die Stadt, da-

mit auf den Steuerzahler und auch auf die soziale und 

gesellschaftspolitische Akzeptanz. Denn es gibt durch-

aus auch Normen, die in der Umsetzung auch ihren 

Widerstand in der Bevölkerung finden, es ist nicht aus-

schließlich nur immer eine Kostenfrage, und in diesem 

Dreieck technischer Fortschritt, soziale Akzeptanz und 

Wirtschaftlichkeit sollte sich auch die Tätigkeit jener 

Expertinnen und Experten bewegen, die wir als Stadt in 

diese Arbeitsgruppen entsenden.  

Ich bin sehr froh, dass auch der Herr Magistratsdirek-

tor dieses Normenmanagement zu seiner Angelegenheit 

gemacht hat und, wie gesagt, nicht nur im Wohnbaures-

sort, sondern weit darüber hinaus, in allen Bereichen der 

Stadt zur Umsetzung bringt, mit, möchte ich noch einmal 

betonen, sehr, sehr guten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern unserer Stadt.  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke. Die 3. Zusatz-

frage stellt Herr Abg. Mag. Kasal. Bitte, Herr Abgeordne-

ter.  

Abg. Mag. Günter Kasal (FPÖ): Guten Morgen, Herr 

Landesrat! 

Sie haben in Ihren Ausführungen mehrfach die Ge-

meinsamkeit betont. Wir haben in der Vergangenheit 

auch schon öfter angemerkt, dass wir gerne unsere 

Ideen liefern, Beiträge leisten würden. Jetzt haben Sie 

gesagt, bis Ende Dezember oder heuer werden die Ge-

spräche mit Experten abgeschlossen sein. Das bedeutet, 

dass man eigentlich keine Gelegenheit gehabt hat, im 

Expertenkreis unsere Ideen zu präsentieren, zu liefern 

und dass im Jänner oder Anfang des kommenden Jah-

res dann im Ausschuss zur Diskussion vorgelegt wird. 

Wir haben ja auch schon ein bisschen Erfahrungen ge-

sammelt, ich befürchte, dass das weitgehend dann nur 

mehr ein Durchwinken oder Abnicken ist. Daher meine 

Frage: Wie viel Zeit, wie viel Möglichkeiten wird es dann 

noch geben, um diesen präsentierten Entwurf noch wirk-

lich ausführlich zu diskutieren? 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Herr Stadtrat. 

Amtsf. StR Dr. Michael Ludwig: Da habe ich mich 

vielleicht missverständlich ausgedrückt, Herr Landtags-

abgeordneter. Es muss für jede Diskussion auch in der 

fraktionellen Beratung im Wohnbauausschuss einmal 

eine Vorlage geben. Zu Recht würden die Landtagsab-

geordneten von mir als Landesrat verlangen, dass ich 

gemeinsam mit den Expertinnen und Experten des Hau-

ses, auch auf Grund der Erfahrungen der letzten Novelle 

2014, einen Vorschlag mache. Das wird einmal gesche-

hen, wir werden vor allem eine Auflistung all jener Punk-

te machen, die auch aus der Sicht der Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter meines Ressorts Themen sind, die man 

behandeln und diskutieren sollte. Ich möchte diesen 

Prozess im heurigen Jahr zum Abschluss bringen und 

dann im neuen Jahr beginnen, diese Punkte auch mit 

allen Fraktionen zu diskutieren. 

Wie gesagt, ist es aber einmal notwendig, eine Vor-

lage zu haben, um auch zu sehen, welche Punkte das 

sind. Das kann natürlich auch ergänzt werden, es gibt 

auch jetzt schon aus Fraktionen Vorstellungen, die auch 

in diesen Entwurf eingeflossen sind. Es ist daran ge-

dacht, dass wir dann anschließend im kommenden Jahr 

diese fraktionellen Beratungen vornehmen, ein internes 

und externes Begutachtungsverfahren vornehmen. Ich 

möchte bei all diesen Prozessen immer schauen, dass 

das auch schnell vorangeht, aber es wird dann nicht auf 

die eine oder andere Woche ankommen. Ich bin mir also 

sicher, dass hier Beratungen, die wir im Wohnbauaus-

schuss vornehmen wollen, nicht unterbunden werden.  

Ich möchte aber schon auch eines vorausschicken: 

Ich diskutiere immer gerne, auch manchmal kontroversi-

ell mit Vertreterinnen und Vertretern aller Fraktionen, 

aber es sollte doch am Beginn auch schon in Aussicht 

gestellt werden, ob man sich darauf verständigen kann, 

gemeinsam ein solches Projekt zu tragen, oder ob man 

ohnehin von Beginn an kein Interesse hat mitzustimmen, 

weil das natürlich auch meine Bereitschaft, den einen 

oder anderen Punkt aufzunehmen, beeinflusst. Das 

möchte ich nicht verhehlen, denn dass man Vorschläge, 

die vielleicht sehr kontroversiell sind, aufgreift, umsetzt, 

einbringt und dann doch nicht zu einer gemeinsamen 

Beschlussfassung kommt, ist dann vielleicht doch ein 

bisschen zu viel verlangt. Von daher freue ich mich auf 

eine spannende, vielleicht da und dort im einzelnen 

Punkt auch kontroversielle Diskussion und bin sicher, 

dass wir auch so wie bei der Novelle 2014 bei dieser 

sehr weitreichenden Novelle, die wir jetzt vorhaben, zu 

gemeinsamen Vorhaben kommen. Ich freue mich auf 

jeden Fall auf die Diskussion. 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke.  

Wir kommen zur 4. Anfrage. (FSP - 03951-2017/0001 

- KNE/LM) Sie wurde von Herrn Abg. Wiederkehr gestellt 

und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. [SPÖ 

Bundesparteivorsitzender Mag. Christian Kern trat mit 

dem „Plan A“ in den diesjährigen Nationalratswahlkampf. 

In diesem von der Bundes-SPÖ herausgegebenen Werk 

wird unter anderem gefordert, dass „organisationsbe-

dingte Frühpensionierungen“ in staatsnahen Betrieben 

abgeschafft werden. Die SPÖ Wien ist hier anscheinend 

anderer Meinung als ihr Bundesparteivorsitzender Mag. 

Christian Kern und als die Bundes-SPÖ. Trotz groß 

angekündigter Besoldungsreform, die heute dem Land-

tag zum Beschluss vorgelegt wird, wird - neben zahlrei-

chen anderen unfairen Bestimmungen - weiterhin am 

berühmten § 68a Abs. 1 Z 2 der Wiener Dienstordnung 

festgehalten. Dieser sieht bekanntlich vor, dass Beamte 

und Beamtinnen aus organisatorischen Gründen frühzei-

tig in den Ruhestand geschickt werden können (sofern 

sie das 55. Lebensjahr vollendet haben). Welche sachli-

che Rechtfertigung besteht aus Ihrer Sicht, seitens der 

Landesregierung an dieser gesetzlichen Bestimmung 

(§ 68a Abs. 1 Z 2 der Wiener Dienstordnung) festzuhal-

ten?] 

Bitte, Herr Landeshauptmann! 
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Ich darf nur kurz vorweg die anwesenden Journalis-

tInnen und Kameraleute ersuchen, sich nicht in den 

Bankreihen zu bewegen und auch Unterlagen, die in den 

Bankreihen liegen, nicht für eigene Zwecke zu entfernen. 

Herr Landeshauptmann! 

Lhptm Dr. Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Land-

tagsabgeordneter! 

Die heute zum Beschluss vorliegende Dienstrechts- 

und Besoldungsreform stellt zweifelsohne einen großen 

und bedeutenden Schritt dar und wird von mir außeror-

dentlich begrüßt, insbesondere weil anstelle eines rein 

ausbildungsbezogenen Systems eine funktionsorientierte 

Entlohnung mit höheren Einstiegsgehältern und abge-

flachten Gehaltskurven entwickelt wurde. Eine wesentli-

che Neuerung besteht auch darin, dass neu eintretende 

Bedienstete nicht mehr pragmatisiert werden. Das be-

deutet, dass die Ruhestandsversetzung wegen Organi-

sationsänderung nicht zur Anwendung kommen kann 

und im Neurecht generell nicht mehr vorgesehen ist. 

Was das sogenannte Altrecht und die von Ihnen an-

gesprochene Bestimmung der Dienstordnung anbelangt, 

so ist zunächst darauf hinzuweisen, dass sich in einer 

großen Stadtverwaltung wie der unseren Organisations-

änderungen aus Verbesserungen der Arbeitsabläufe 

sowie aus Rationalisierungsüberlegungen immer wieder 

ergeben können. Selbstverständlich wird dabei das Ziel 

verfolgt, die davon betroffenen Bediensteten im Dienst 

zu behalten und anderweitig angemessen zu beschäfti-

gen. Die Ruhestandsversetzung im Falle einer Organisa-

tionsänderung ist somit eine Ultima Ratio, kann also nur 

dann erfolgen, wenn eine anderweitige angemessene 

Beschäftigung der Betroffenen auch durch zumutbare 

Aus-, Fortbildungs- oder Umschulungsmaßnahmen nicht 

möglich ist. Dadurch wird eine vernünftige Abwägung der 

diversen Entscheidungskriterien in jedem Einzelfall er-

möglicht beziehungsweise vorgenommen. Schon aus 

dem Anspruch der Stadt Wien als soziale Dienstgeberin 

ergibt sich überdies, auch die Frage der Zumutbarkeit 

sowie der sozialen Angemessenheit von Integrations- 

und Umschulungsmaßnahmen nicht außer Acht zu las-

sen.  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke, Herr Landes-

hauptmann. Die 1. Zusatzfrage stellt Herr Abg. Dr. Ulm. 

Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abg. Dr. Wolfgang Ulm (ÖVP): Sehr geehrter Herr 

Landeshauptmann! 

Ich halte hier eine historische Einladung zu einer Sit-

zung in Händen, nämlich zur Gemeinderätlichen Perso-

nalkommission, die letzte ihrer Art, die letzte Einladung 

zu einer GPK-Sitzung, die monatlich stattfinden wird. 

(Der Redner zeigt auf ein Schriftstück.) In Hinkunft wird 

es nicht mehr so sein, dass die vorzeitigen Ruhestands-

versetzungen in der Gemeinderätlichen Personalkom-

mission beschlossen werden. Es ist daher für die Oppo-

sition aber auch für die Regierungsabgeordneten nicht 

mehr ersichtlich, wie viele Personen monatlich, sei es 

aus organisatorischen Gründen, aus gesundheitlichen 

Gründen, auf Antrag oder von Amts wegen, vorzeitig den 

Ruhestand antreten. Jetzt bringen aber diese monatliche 

Debatte und diese Information natürlich sehr viel für die 

politische Debatte, und die politische Debatte ist ja Vo-

raussetzung dafür, dass es zu einer Weiterentwicklung 

und zu einer Verbesserung kommt. Das gemeinsame 

Ziel ist ja ein höheres Pensionsantrittsalter. Daher stelle 

ich mir die Frage, wie das in Zukunft gewährleistet sein 

wird und wie Sie dafür sorgen werden, dass mit einer 

regelmäßigen Information aller Abgeordneten sicherge-

stellt wird, dass diese politische Debatte nicht zum Erlie-

gen kommt.  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Herr Landeshaupt-

mann. 

Lhptm Dr. Michael Häupl: Ich habe nicht ganz genau 

mitbekommen, ob Sie die Frage auch mir gestellt haben 

oder nur sich selbst. Unbestreitbar könnten Sie sie wahr-

scheinlich auch besser beantworten, denn dass es keine 

Möglichkeit gibt, in der Personalkommission über Dinge 

von Personalinteresse zu sprechen, hat sich bisher mei-

ner Information entzogen. Aber wie dem auch immer sei. 

Ja, selbstverständlich bin ich der Auffassung, dass Sie 

als Abgeordnete insgesamt gesehen durchaus auch 

darüber entsprechend Bescheid wissen sollen. Ich bin 

völlig überzeugt davon, dass wir Mittel und Wege finden, 

im Rahmen der parlamentarischen Demokratie diese 

Auskunft auch zu erteilen.  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke. Weil die 2. 

Zusatzfrage gestrichen wurde, kommen wir zur 3. von 

Frau Abg. Schütz. Bitte, Frau Abgeordnete. 

Abg. Angela Schütz (FPÖ): Herr Landeshauptmann! 

Zuletzt hat es ja bei der Stadtwerke Holding fast 

1.000 Pensionierungen von Amts wegen gegeben, und 

man hört jetzt aus diesem Bereich, dass das nur der 

erste Teil gewesen sein soll und dass hier noch eine 

Pensionierungswelle in etwa fast derselben Höhe erfol-

gen soll. Weiters haben wir gehört, dass der § 68 

Abs. 177 auch weiterbestehen soll. Wir haben auch in 

den Erläuterungen der neuen Wiener Besoldungsord-

nung gelesen, dass 2022 450 Dienstposten gestrichen 

oder eingespart werden sollen, wie auch immer man das 

nennen möchte. Jetzt meine Frage: Wie viele der nach 

dem neuen Dienstrecht 450 einzusparenden Dienstpos-

ten fallen einer Organisationsänderung von Amtswegen 

zum Opfer und wie viele Altbedienstete der Stadtwerke 

Holding sind künftig von so einer Änderung betroffen? 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Herr Landeshaupt-

mann. 

Lhptm Dr. Michael Häupl: Zwei Dinge vorab dazu: 

Ich kommentiere Gerüchte nicht, weil ich mich mit den 

Fakten hinreichend ausgelastet fühle. Und zum Zweiten: 

Diese Details kann ich Ihnen so nicht beantworten. Ich 

bin überzeugt, die zuständige Stadträtin wäre dazu 

durchaus in der Lage, wenn man sie über diese Details 

fragen würde. Ich kann das zur Stunde nicht, aber ich 

reiche es gerne nach, so wie üblich. Ich habe niemals 

behauptet, dass ich allwissend bin, daher kann ich Ihnen 

diese konkrete Frage, die Sie hier gestellt haben, nicht 

beantworten. 

Ich stelle aber umgekehrt Folgendes zur Diskussion: 

Es wird immer wieder gerade von der Opposition kriti-

siert, dass es zu viele Bedienstete gibt, dass ein zu auf-

geblähter Verwaltungsapparat in der Stadt vorhanden ist. 
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Nun weiß jeder, dass es im Produktionsbereich, insbe-

sondere der Stromenergie, in der Tat, wenn man so will, 

einfach u viel Personal gibt - nicht zuletzt durch die Um-

stellung von Technologien und vielen anderen Bereichen 

… Da hat man sich dann entsprechend arrangiert - auch 

mit der Personalvertretung, was ich sehr begrüße -, dass 

man da tendenziell zu Lösungen kommt. Jetzt bitte ich 

dann um Erläuterung, wie man solche Lösungen umset-

zen kann, außer durch ein entsprechendes Arrangement 

auch mit den Bediensteten selbst, das dann tatsächlich 

dazu führt, dass wir in einem Teil unserer Verwaltung 

Personal einsparen, in anderen Teilen natürlich auch 

aufstocken müssen, etwa im Bereich der Pflege, etwa im 

Bereich der Bildung. Da es uns aber gelungen ist, in den 

letzten Jahren, mehr als im letzten Jahrzehnt, den Per-

sonalstand der Stadt Wien insgesamt entsprechend 

stabil zu halten, muss es zwangsläufig zu diesen Um-

schichtungen kommen. Da hat es bisher zwar viel Kritik, 

aber wenig sachdienliche Ratschläge gegeben, wie man 

das besser machen könnte als das, was wir ohnehin tun.  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke. Die 4. und 

letzte Zusatzfrage stellt Herr Abg. Wiederkehr. Bitte, Herr 

Abgeordneter. 

Abg. Christoph Wiederkehr, BA (NEOS): Ich würde 

da noch gerne auch bei den Stadtwerken nachfassen, 

weil natürlich bei der Frühpensionierung das Personal 

weiter den Steuerzahler Geld kostet. Im Ruhestand sind 

ja genauso Bezüge zu bezahlen. Wenn man sich die 

Stadtwerke anschaut, sieht man, dass es zahlreiche 

Frühpensionierungen gibt, gleichzeitig aber auch Neuan-

stellungen. Wäre es da Ihres Erachtens nicht sinnvoller, 

stärker auf Umschulungsmaßnahmen in der Stadt zu 

setzen? Können wir hier noch mit Initiativen rechnen? 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Herr Landeshaupt-

mann. 

Lhptm Dr. Michael Häupl: Man versucht, dem ja oh-

nehin im Vorfeld Rechnung zu tragen, denn ich kann 

Ihnen versichern: Da sitzen ja auch nicht lauter Deppen. 

Man versucht, dass man hier bei Neuanstellungen aus 

jenen, die mit Frühpension ausscheiden sollen, substitu-

iert, aber das ist bei vielen nicht möglich. Daher kommt 

es zu diesen Überschneidungen, die mich nicht freuen, 

die man aber halt im Zuge von solchen Umstrukturierun-

gen zur Kenntnis nehmen muss, im Sinne dessen, was 

ich vorher schon allgemein zur Personalsituation sagte.  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke, Herr Landes-

hauptmann. 

Bevor wir zur 5. und letzten Anfrage des heutigen 

Tages kommen, darf ich noch kurz dazu einladen, dass 

um 10.30 Uhr am Rathaus aus Anlass des heutigen 

Tages gegen Gewalt an Frauen die White Ribbon Fahne 

gehisst wird. Wenn der eine oder andere Abgeordnete 

Interesse hat, daran teilzunehmen, würde es mich freu-

en.  

Wir kommen damit zur 5. Anfrage (FSP - 03471-

2017/0001 - KVL/LM), die von Herrn Abg. Mag. Juraczka 

gestellt wurde und an den Herrn Landeshauptmann 

gerichtet ist. (Favoriten wurde jüngst zum weiteren 

„Parkpickerl-Bezirk“, der in vielerlei Hinsicht unübersicht-

liche Fleckerlteppich an unterschiedlich parkraumbewirt-

schafteten Zonen in Wien ohne schlüssigen Lenkungsef-

fekt wird fortgesetzt - sehr zum Ärgernis der Wiener 

Bevölkerung. Eine grundlegende Reform ist notwendig. 

Werden Sie dem Wunsch der Bevölkerung nachkommen 

und sich für einen neuen, konstruktiven Anlauf für eine 

moderne gesetzliche Grundlage für ein umfassendes 

Wiener Parkraumbewirtschaftungssystem unter Einbe-

ziehung aller Gemeinderatsfraktionen und Expertinnen 

und Experten einsetzen?) 

Bitte, Herr Landeshauptmann. 

Lhptm Dr. Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klub-

obmann! 

Zunächst halte ich ein Mal mehr fest, dass sich die 

Wienerinnen und Wiener bei der im Jahre 2013 stattge-

fundenen Volksbefragung klar dafür ausgesprochen 

haben, dass es im Hinblick auf die Parkraumbewirtschaf-

tung Lösungen für einzelne Bezirke und im Einverneh-

men mit Bezirken geben soll, also nach dem Prinzip der 

Mitbestimmung der Fokus auf dem jeweiligen Bezirk 

beziehungsweise auf der Bezirksebene liegen soll. Ge-

nau dem kommen wir im Rahmen des bestehenden 

Systems der Parkraumbewirtschaftung auch nach. Be-

kanntlich hat das derzeitige System der Parkraumbewirt-

schaftung seine Grundlagen primär in gebührenpflichti-

gen flächendeckenden Kurzparkzonen sowie in den 

sogenannten AnwohnerInnenzonen, die im Bedarfsfall 

noch zusätzlich verordnet werden können. Diese in der 

Straßenverkehrsordnung sowie im Parkometergesetz 

verankerten Maßnahmen haben, wie die bisherigen 

Erfahrungen zeigen, auch entsprechende Erfolge ge-

bracht. So ist die durchschnittliche Abstelldauer gesun-

ken, der Parkplatzsuchverkehr zurückgegangen. Weitere 

positive Auswirkungen ergeben sich in Folge des verrin-

gerten Autoverkehrs, Luftverschmutzung und Lärm neh-

men ab, gleichzeitig erhöht sich die Lebensqualität. Zu-

dem zeigt sich, dass Pendlerinnen beziehungsweise 

Pendler vermehrt auf öffentliche Verkehrsmittel umstei-

gen. Eine Entwicklung, die im Interesse der Wienerinnen 

und Wiener selbstverständlich auch weiterhin durch 

entsprechende Maßnahmen, etwa Park-and-ride-

Anlagen und kürzere Intervalle für S-Bahnen, zu unter-

stützen beziehungsweise voranzutreiben ist. Entgegen 

den Ausführungen in Ihrer Anfrage ist somit festzuhalten, 

dass die Parkraumbewirtschaftung in Wien wirkt und das 

bestehende System funktioniert. Daher ist an eine Ände-

rung dieses Systems grundsätzlich nicht gedacht. 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke, Herr Landes-

hauptmann. Die 1. Zusatzfrage stellt Herr Abg. Mag. 

Maresch. Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abg. Mag. Rüdiger Maresch (GRÜNE): Sehr geehr-

ter Herr Landeshauptmann! 

Seit Kurzem wissen wir ja, nachdem Kollege Tiller, 

ein sehr listiger Bezirksvorsteher im 19. Bezirk, ja schon 

mehrfach BürgerInnenbefragungen gemacht hat, war es 

beim letzten Mal so, dass 48,6 Prozent die Lösung woll-

ten, die wir in fast ganz Wien etabliert haben. Jetzt ist er 

mit einer neuen Finte gekommen und zwar, dass das 

Parkpickerl dort von 14 bis 18 Uhr eingeführt werden soll 

und nicht so wie in allen anderen Bezirken, obwohl doch 

die ÖVP immer kritisiert hat, dass man sich nicht aus-
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kennt, wenn es unterschiedliche Zeiten gibt. Ich hätte da 

ganz gerne Ihre Meinung dazu gehabt. 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Herr Landeshaupt-

mann. 

Lhptm Dr. Michael Häupl: Na ja, eigentlich ist es pri-

mär einmal Aufgabe der ÖVP, in ihren Reihen eine Mei-

nungseinheit herzustellen. Das wäre eine lohnende Auf-

gabe für die Zukunft. Ich persönlich bin der Auffassung, 

ein System wird dann wirksam sein, wenn es möglichst 

einfach ist, durchschaut werden kann und dann auch 

entsprechend genutzt werden kann. Das gilt natürlich für 

nahezu alle vernünftigen Systeme in einer Kommune. 

(Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Die 2. Zusatzfrage 

stellt Herr Abg. Baron. Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abg. Karl Baron (FPÖ): Guten Morgen, Herr Lan-

deshauptmann! 

Die freiheitliche Forderung war von Anfang an ein 

einheitliches Parkpickerl für ganz Wien für alle Wiener. 

Nun, es kam anders. Jetzt sehen wir uns der eher pat-

scherten Lösung gegenüber, dass nahezu jeder Bezirk 

andere Beginn- und Endzeiten der Kurzparkzonen hat. 

Jetzt traue ich mich zu behaupten, dass jeder autofah-

rende Abgeordnete hier im Raum nicht genau weiß, 

wann er wirklich einen Parkschein braucht und wann die 

Beginn- oder Endzeit ausgelaufen ist. (Abg. Siegi Lin-

denmayr: Sie wissen es vielleicht nicht!) Herr Landes-

hauptmann, wie gedenken Sie, dagegen vorzugehen? 

Was halten Sie für eine gute Lösung? Sollen zusätzliche 

Schilder auf Straßen aufgestellt werden? Welche Art der 

Information, denken Sie, dass die Autofahrer erhalten 

sollen? 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Herr Landeshaupt-

mann. 

Lhptm Dr. Michael Häupl: Ich denke, dass es nicht 

an der Beschilderung mangelt, sondern dass wir eher ein 

bisschen überbeschildert sind, wenn man das so sagen 

will. Das ändert aber nichts an der Tatsache, dass jeder, 

der es sehen will, auch den entsprechenden Schildern 

entnehmen kann, wo und in welcher Zeit Parkscheine zu 

lösen sind. Wie dem auch immer sei. Der Sinn der Sache 

ist ja hier zweifelsohne auch - und das ist ein Argument, 

das Ihnen wahrscheinlich schon oft zu Ihrer Meinung, die 

ich Ihnen nicht absprechen will, entgegen gehalten wur-

de, dass Wien eben regional verschieden ist. Was im 1. 

Bezirk zum Beispiel im Hinblick auf Parkraumregulierung 

notwendig ist, ist in anderen Bezirken nicht in dem glei-

chen Ausmaß notwendig oder anders. Das hängt mit 

vielem zusammen, alleine beispielsweise mit der Restau-

rantdichte oder den Theatern, sei es Musiktheater, sei es 

Sprechtheater, das ist dabei einfach ein wesentlicher 

Unterschied. Daher halte ich die Lösungen, wie sie jetzt 

getroffen sind, für durchaus vernünftig, aber ich bin da-

für, dass man diese Dinge diskutiert. Es werden die 

einzelnen Lösungen dann dadurch noch bekannter, und 

die Leute kennen sich besser aus. Das halte ich für ver-

nünftig.  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke, Herr Landes-

hauptmann. Die 3. Zusatzfrage wurde zurückgezogen, 

wir kommen gleich zur 4., und die stellt Herr Abg. Mag. 

Juraczka. 

Abg. Mag. Manfred Juraczka (ÖVP): Herr Landes-

hauptmann! 

Danke auch für die Beantwortung in der gegenständ-

lichen Frage, obgleich mich die Beantwortung bei der 

Erstfrage und bei der 1. Zusatzfrage insofern ein biss-

chen irritiert hat, als Sie zuerst gemeint haben, 2013 

hätte es doch ein klares Votum gegeben, dass 63 Pro-

zent der Wiener Bevölkerung nur ja nicht die Verkehrs-

stadträtin mit diesen Belangen beauftragt sehen wollten. 

Bei der Zusatzfrage, ob ein Bezirk eigene Wege gehen 

darf, haben Sie auch ein bisschen so geklungen, als 

würden Sie das nicht honorieren. Ich sehe da eine biss-

chen eine Diskrepanz, aber soll sein. 

Ich möchte jedenfalls mit meiner Zusatzfrage im Jahr 

2013 anschließen, als es eine berühmte Volksbefragung 

mit vier Fragen gab, ganz wesentlich natürlich die Olym-

pia-Bewerbung für die Sommerspiele 2028, die überra-

schenderweise keine Mehrheit fand, aber auch eine 

Frage zur Parkraumbewirtschaftung. Sie haben dann 

gemeinsam mit der Frau Vizebürgermeisterin bei einer 

Pressekonferenz, die großes mediales Interesse fand, 

festgelegt, es war Anfang März 2013, dass es bis Som-

mer eine komplette Evaluierung und Verbesserung und 

eine neue Systematik der Parkraumbewirtschaftung 

geben soll. Sie haben zwar nicht dazugesagt, welcher 

Sommer, der 2013 dürfte es wohlweislich nicht gewesen 

sein. Umso mehr irritiert mich aber jetzt Ihre Antwort, 

dass gar nicht an eine Veränderung der Parkraumbewirt-

schaftung gedacht ist, wobei ich doch aus bilateralen 

Gesprächen weiß, dass eigentlich keine Fraktion so ganz 

richtig zufrieden mit der derzeitigen Lösung ist. 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Herr Landeshaupt-

mann. 

Lhptm Dr. Michael Häupl: Da kann ich nur sagen, an 

mich ist Gegenteiliges herangetragen worden. Natürlich 

kenne ich die Positionen der Parteien dazu, und die sind 

respektabel, aber die kann man nun teilen oder auch 

nicht. Ich teile einiges nicht, wie zum Beispiel die Auffas-

sung, dass es eine einheitliche Regelung für ganz Wien 

geben soll, weil das der Differenziertheit der Stadt nicht 

Rechnung trägt. Aber wie dem auch immer sei, man 

kann das ja dazu auch einbringen.  

Im Grunde genommen war mir wesentlich, was mir 

die Bezirksvorsteher auch in Vier-Augen-Gesprächen 

mitgeteilt haben. Und da habe ich eigentlich keinen Be-

zirksvorsteher getroffen, in dessen Bezirk schon seit 

geraumer Zeit das Parkpickerl eingeführt worden ist, der 

die Auffassung vertreten hat, man sollte das grundsätz-

lich ändern. Diese Aussage lässt sich ganz leicht nach-

kontrollieren, indem man mit den Vorstehern - vielleicht 

der eigenen Gesinnungsgemeinschaft - darüber spricht. 

Das hat ja auch etwas. 

Ich habe es in der Vergangenheit immer so gehand-

habt, auch als beispielsweise die Diskussion über die 

Einführung des Parkpickerls in den Innergürtel-Bezirken 

Thema gewesen ist, dass ich gegen den Willen des 

Bezirkes nicht entschieden habe. Auch bei meinem ural-

ten Freund, dem Bezirksvorsteher vom 3. Bezirk, der 
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gemeint hat, er will das Parkpickerl jetzt nicht. Ich habe 

gesagt: „Ist in Ordnung, dann machen wir das später. Ich 

bin überzeugt, du kommst in einem Jahr oder eineinhalb 

Jahren und wirst darum bitten, dass im 3. Bezirk das 

Parkpickerl eingeführt wird.“ Es war dann auch ganz 

genau so. Daher gibt es jetzt das Parkpickerl auch dort 

und Ähnliches wird dann tendenziell auch im 19. passie-

ren, davon bin ich überzeugt und sehe dem mit aller 

Ruhe entgegen. Sie können ja beispielsweise bei der 

ÖVP einen Workshop machen, ohne mich in die inneren 

Angelegenheiten einer befreundeten Partei einmischen 

zu wollen. (Abg. Mag. Manfred Juraczka: Wir tun das ja 

auch nicht!) Ihr könnt zum Beispiel einen Workshop mit 

der Frau Bezirksvorsteherin des 8. Bezirkes machen. Ich 

bin überzeugt, dass sie substanziell Richtiges beizutra-

gen hat zu einer entsprechenden, einheitlichen Mei-

nungsfindung zu dem Thema innerhalb der ÖVP. 

Darf ich nur noch auf eines hinweisen, weil das 

schon die letzte Frage ist: Überlappungszonen gibt es in 

Wien, wie wir beide wissen, zum Beispiel zwischen Otta-

kring und Hernals. Das ist zum Beispiel ein Punkt, wo ich 

sehr offen bin, ohne jetzt in die Richtung des einheitli-

chen Parkpickerls für alle oder auch nur in Richtung 

Parkpickerlzonen gehen zu wollen. Aber Überlappungs-

zonen halte ich schon für gut, das hat sich zum Beispiel 

in Ottakring und Hernals durchaus bewährt. 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke, Herr Landes-

hauptmann. 

Damit ist die Fragestunde beendet. 

Wir kommen zur Aktuellen Stunde. Die Sozialdemo-

kratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinde-

rates hat eine Aktuelle Stunde zum Thema „Absiedlung 

des Umweltbundesamtes nach Klosterneuburg ist ver-

fehlte Regionalpolitik des Landwirtschaftsministers und 

Politaktion gegen Wien“ verlangt. Das Verlangen wurde 

gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsge-

mäß beantragt. 

Bevor ich dem Erstredner das Wort erteile, gestatten 

Sie noch, dass ich auf der Galerie die Betriebsratsvorsit-

zende des Umweltbundesamtes, Frau Monika Brom, 

begrüße. Herzlichen willkommen. (Allgemeiner Beifall.) 

Ich bitte nun den Erstredner, Herrn Abg. Valentin, die 

Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich noch anmerke, 

dass die Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. Bitte, 

Herr Abgeordneter. 

Abg. Erich Valentin (SPÖ): Sehr geehrter Herr Prä-

sident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich denke mir, das heutige Thema verdient massiv 

das Prädikat aktuell und ist ein sehr aktueller Beitrag zur 

innenpolitischen Situation. Bis vor wenigen Tagen, bevor 

am Dienstagabend die Beschlussfassung der Anträge 

rund um den Voranschlag passiert ist und in diesem 

Haus stattgefunden hat, habe ich mir gedacht, dass es 

eine kontroversielle Diskussion wird. Ich bin sehr glück-

lich, wirklich massiv glücklich, dass die Abgeordneten 

dieses Hauses, die Fraktionen dieses Hauses sich zu 

allererst als Wiener Politikerinnen und Politiker sehen, 

die die Interessen Wiens und der Menschen, die in Wien 

arbeiten, zu beobachten und zu wahren haben und nicht 

etwas anders. Selten, meine Damen und Herren, zitiere 

ich den ehemaligen deutschen Bundeskanzler Schröder, 

aber er hat einmal etwas sehr Wesentliches für seine 

Handlungsprinzipien gesagt, er hat einmal gesagt: Zuerst 

das Land und dann die Partei. Ich denke mir, das ist ein 

sehr, sehr guter Ansatz. 

Wir sprechen heute über die geplante Absiedelung 

des Bundesumweltamtes. Lassen Sie mich ein bisschen 

den Werdegang dieser Diskussion skizzieren, der hat 

schon sehr investigativ begonnen. Es gab Gerüchte, 

dass da Diskussionen wären, es gab in einer Partei 

einen Menschen, der eine Studie geschrieben hat, eine 

Studie, die angeblich zum Inhalt haben sollte, dass man 

irgendwann einmal am Ende eines Prozesses bis über 

30.000 Mitarbeiter des Bundes aus Wien abziehen könn-

te. Ich darf es sagen, die Frau Umweltstadträtin hat sehr, 

sehr früh Kontakt mit dem Ressort aufgenommen, das 

mit ihrem Ressort auf Bundesebene korrespondieret, mit 

dem Umwelt- und dem Landwirtschaftsministerium und 

hat gefragt: Stimmt das, gibt es derartige Pläne? Wenn 

ihr eine neue Location sucht, helfe ich euch dabei, ich 

biete euch viele gute Locations an, zentrale, verkehrs-

mäßig hervorragend angebundene Locations, wo man 

sagen kann, ja, da können die einzelnen Bereiche des 

Bundesumweltamts zusammengeführt werden, und 

vieles andere mehr. Man hat ihr immer versichert: Nein, 

da gibt es eigentlich nichts, sei nicht beunruhigt. 

Ich habe mir ja vor der Sitzung das Okay geben las-

sen, auch auf Ebene der Büroleiter ist das immer wieder 

diskutiert worden, und auch der Kollege Schmalzer hat 

mir gesagt: Nein - wie hat er immer gesagt -, lass dich 

nicht narrisch machen, wegen ein paar merkwürdiger 

Gestalten. Hinter unser aller Rücken hat es offensichtlich 

einen Deal gegeben und auch hinter dem Rücken des 

Bediensteten des Hauses, wo offensichtlich schon längst 

abgemacht war, dass unter dem Titel Stärkung des länd-

lichen Raumes diese 500 Dienstposten nach Kloster-

neuburg abgesiedelt werden. 

Meine Damen und Herren, wer einigermaßen die 

Geographie unserer Region kennt und die zwei Meter 

zwischen Ortsende Wien und Ortsbeginn Klosterneuburg 

realisiert, der muss in den letzten Jahrzehnten nicht in 

Klosterneuburg gewesen sein, um Klosterneuburg als 

ländlichen Raum zu qualifizieren. Klosterneuburg gehört 

zu einer der reichsten Gemeinden Österreichs, Kloster-

neuburg ist kein ländliches Entwicklungsgebiet. Ich wür-

de sogar behaupten, wir haben Gegenden in Wien, die 

mehr ländlichen Raum haben als Klosterneuburg. Das ist 

eine Schlafstadt rund um Wien geworden und nichts 

anderes. 

Was steckt also hinter diesem Plan? - Hinter diesem 

Plan steckt offensichtlich ein Geschenk, das ein Partei-

freund seiner Parteifreundin in Niederösterreich hat ge-

ben wollen, ein Geschenk, das ganz zufällig am Vor-

abend einer Landtagswahl stattfindet, ganz zufällig. 

Wenn man sich anschaut, wie ausgereift das Projekt ist, 

dann stelle ich fest: Hier hat die Umweltstadträtin dieser 

Stadt rechtzeitig, verantwortungsbewusst dem Minister 

Alternativstandorte angeboten, und in Klosterneuburg, 

wo es hinüber gesiedelt werden soll, gibt es noch gar 

keinen Standort. Da sind die Stadtgemeinde und der 
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Bürgermeister noch gar nicht im Stande, zu sagen, da 

möchte ich es hin haben. 

Wenn man um die Kosten fragt, meine Damen und 

Herren, dann kann auch nicht von einer sparsamen 

Politik im Bund die Rede sein, es werden über 50 Millio-

nen EUR kolportiert, die diese Umsiedelung kosten soll, 

und ein leicht skurriler Finanzierungplan. Wenn man den 

Medien glauben kann, soll der Herr Bürgermeister Klos-

terneuburgs gesagt haben, das finanziert er, indem er 

einfach Kommunalsteuer erlässt. Na ja, wenn dem so 

einfach wäre. Es sagen Juristen, ich bin kein Jurist, der 

Verzicht von Einnahmen, die einer Körperschaft zu-

stehen, in der man Verantwortung trägt und die man 

verkürzt, würde sogar finanzrechtlich den Tatbestand der 

Untreue bedingen. Ich sehe, der Kollege Stürzenbecher, 

im Gegensatz zu mir hat er sich das Studium angetan, 

nickt. Was soll das Ganze also? 

Meine Damen und Herren, zuletzt die Frage: Wel-

ches Standing hat ein Politiker zu seinen Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern? Ich bin auch sehr froh, dass die 

Betriebsratsvorsitzende heute bei uns ist, mir wird von 

den Damen und Herren, die dort arbeiten, versichert, 

dass es auch hinter dem Rücken der MitarbeiterInnen 

passiert ist, die im Übrigen nicht übersiedeln wollen, die 

dort arbeiten wollen, wo sie jetzt arbeiten, nämlich in 

Wien, und dass auch sie überrascht waren. 

Meine Damen und Herren, als der Herr Minister in 

den Medien auf die nicht unwesentliche Frage angespro-

chen worden ist: Wie hältst du es mit deinen eigenen 

Bundesgesetzen? - denn wenn man sich das anschaut, 

dann steht sehr, sehr weit vorne im Gesetz, das das 

Bundesumweltamt regelt, klar und deutlich drinnen: Sitz 

des Umweltbundesamtes ist Wien - da hat er verschämt 

gelächelt und gesagt: Na ja, die Posteinlaufstelle kann 

man ja in Wien lassen. Erstens einmal ist der Sitz nicht 

die Posteinlaufstelle, ich glaube, das wird man aber auch 

noch juristisch diskutieren müssen, und zum Zweiten ist 

das eine Antwort, die höchst beschämend ist. 

Eine Zahl noch, die nicht unwesentlich ist, weil es 

immer Wasserkopf Wien, und so weiter heißt: Nur ein 

Drittel der Bundesdienststellen, der Planstellen des Bun-

des sind in Wien, man vergleiche die Bevölkerungszahl, 

und 16 Prozent sind in Niederösterreich. Oftmals disku-

tieren wir zwischen Wien und Niederösterreich die Frage 

des regionalen Ausgleichs. Wenn ich mir einen Teil un-

serer Verkehrsproblematik anschaue, meine Damen und 

Herren, resultiert dieser daraus, dass die Wienerinnen 

und Wiener tagtäglich 270.000 Arbeitsplätze für Pendler-

linnen und Pendler zur Verfügung stellen. Warum wir 

dann bestraft werden, dass uns 500 Arbeitsplätze entzo-

gen werden, ist auch nicht einsichtig. 

Es wäre doch eher anzuraten, dass die Frau Lan-

deshauptfrau aus Niederösterreich ihre Hausaufgaben, 

was die Beschäftigungspolitik betrifft, vielleicht einmal 

selber macht. Vielleicht wäre es lohnenswert, über Be-

triebsansiedelungen nachzudenken, anstatt Wienerinnen 

und Wiener mit billigen Grundstücken und billiger Wohn-

bauförderung zu locken, dass sie sich endlich ein biss-

chen Grünraum leisten können, um dann jeden Morgen, 

weil auch Niederösterreich zu wenig für den öffentlichen 

Verkehr investiert, unsere Einfahrtsstraßen zu verstauen. 

(Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Meine Damen und Herren, jetzt war ich ein bisschen 

Wien-chauvinistisch, aber ein tolles Musterbeispiel für 

solidarische Regionalpolitik, wo wir gemeinsam gesagt 

haben, wir denken in Regionen, ist dieser Plan, der hin-

ter dem Rücken aller geschmiedet worden ist, wahrlich 

nicht. Deshalb, meine Damen und Herren, kann es nur 

unsere Aufforderung sein: Machen wir gemeinsam ver-

nünftige Regionalpolitik, das ist vernünftige Gesund-

heitspolitik - 60 Prozent Gastpatienten in unseren Spitä-

lern, die gehören nicht den Wienerinnen und Wienern, 

das haben wir diese Woche in der Budgetdebatte ge-

habt. Sehen wir die Region solidarisch, da ist es nicht 

notwendig, Wettbewerb zu machen, wer die Dienststel-

len bekommt, da ist es nicht notwendig, hinter dem Rü-

cken des anderen Pläne zu schmieden und diesen 

schwachsinnigen Plan zu gehen. Ich erinnere mich in 

den letzten 30 Sekunden meiner Rede, dass der jetzt 

noch Außenminister und vielleicht Bundeskanzler in 

seiner Partei ein Durchgriffsrecht hat. Ich fordere dazu 

auf: Machen Sie oder machen wir es gemeinsam, bemü-

hen wir uns, diesen Schwachsinn zu beenden. Das Bun-

desumweltamt gehört nach Wien, und dort soll es blei-

ben. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Präsident Prof. Harry Kopietz: In der Zwischenzeit 

darf ich die Damen und Herren aus Salzburg, eine Stu-

dentengruppe, herzlich auf der Galerie willkommen hei-

ßen. (Allgemeiner Beifall.) Ich freue mich, dass Sie Inte-

resse an unserer Sitzung haben. Zu Ihrer Information: 

Derzeit behandeln wir in der Aktuellen Stunde die Ab-

siedlung des Umweltbundesamtes nach Klosterneuburg.  

Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, 

dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur ein 

Mal zu Wort melden dürfen und die Redezeit mit fünf 

Minuten begrenz ist. 

Als nächster Redner hat sich Herr Abg. Dipl.-Ing. Dr. 

Gara gemeldet. Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abg. Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara (NEOS): Sehr geehr-

ter Herr Landtagspräsident! Geschätzte Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Zuschauer auf den Tribünen! 

Ich möchte, bevor ich auf meine Rede eingehe, nur 

ganz kurz darauf eingehen: Schön, dass wir jetzt hier 

auch einen Präzedenzfall geschaffen haben im Landtag, 

worüber wir diskutieren können, denn oftmals werden 

unsere Anträge und Überlegungen, was wir gerne ma-

chen wollen, abgelehnt. - Danke schön. (Beifall bei den 

NEOS.) 

Lassen Sie mich auf einen sehr, sehr wichtigen Punkt 

kommen, denn die geplante Übersiedlung des Umwelt-

bundesamtes von Wien nach Niederösterreich in den 

ländlichen Raum von Klosterneuburg ist ein Musterbei-

spiel für politische Willkür, ein Musterbeispiel an Intrans-

parenz, ein Musterbeispiel an Arroganz gegenüber den 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und außerdem eine 

Umgehung des Umweltkontrollgesetzes. (Beifall bei 

NEOS, SPÖ und GRÜNEN.) 

Ich muss einmal sagen, das ist offensichtlich der Stil 

der neuen ÖVP mit einem möglichen Koalitionspartner 

FPÖ. Ich muss schon sagen, ja, die neue ÖVP unter 
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Sebastian Kurz ist schon schlau, denn die haben schon 

gewusst, dass die EMA, also die Europäische Arzneimit-

tel-Agentur und die EBA, die Europäische Bankenauf-

sicht nicht kommen werden. Wie auch? - Im politischen 

Lobbying hat ja die Bundesregierung auf europäischer 

Ebene kläglich versagt. Man muss Außenminister und 

bald Bundeskanzler Kurz allerdings zu Gute halten, er 

konnte ja gar nicht aktiv sein, er war ja bei kaum einem 

Treffen in Brüssel anwesend. (Beifall bei NEOS und 

SPÖ.) 

Er musste sich ja letztendlich in Österreich darauf 

vorbereiten, seinen türkisen Coup vorzubereiten. Wie 

verkauft man aber eine drohende Niederlage als Er-

folg? - Ganz einfach, man macht dem Volk ein U für ein 

E vor, aus EBA wird einfach UBA, und das siedeln wir 

dann von Wien nach Niederösterreich um. Das merkt 

eigentlich ohnehin keiner, denn auch für den Koalitions-

partner FPÖ ist ja eine EU-Behörde in Österreich so-

wieso suspekt. (Beifall bei den NEOS.) 

So kann man den Erfolg einer Neuansiedlung abfei-

ern und bekommt mehr Kontrolle. Das UBA kommt nach 

Niederösterreich, projektausführender Umweltminister ist 

Andrä Rupprechter, der mit dem U im Ministerium.  

Mehr noch: Weihnachten steht vor der Tür und auch 

die Wahl in Niederösterreich im Jänner. Landeshauptfrau 

Mikl-Leitner von der neuen ÖVP bekommt ein wunderba-

res Weihnachtsgeschenk und kann 500 neue ÖVP-

Arbeitsplätze zur Belebung des ländlichen Raums in 

Klosterneuburg abfeiern. (Beifall bei NEOS und SPÖ.) 

Was für ein genialer Schachzug! Leider ist die Ge-

schichte für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 

Umweltbundesamtes weniger lustig, denn man hat sie 

einfach übergangen, in die endgültige Standortentschei-

dung nicht eingebunden. Ist das der Stil der neuen ÖVP? 

(Beifall bei den NEOS.) 

Wenn sich die neue ÖVP über mangelnde Partizipa-

tion beschwert, zum Beispiel in Wien, sollte sie zuerst 

vor ihrer eigenen Tür kehren. Wenn sich die neue ÖVP 

über das Übergehen von Mitarbeitern und Mitarbeiterin-

nen beschwert, dann soll sie auch vor ihrer eigenen Tür 

kehren, denn das, was sie hier geliefert hat, ist absolute 

Arroganz. Aber immerhin hat die ÖVP-Wien ja in Wien 

diesem Antrag gegen die Absiedelung zugestimmt. Wir 

werden sehen, wie weit sie das auch tatsächlich ernst 

nimmt. Kollege Blümel kann das jetzt mit Minister Rupp-

rechter verhandeln. Das finde ich gut. Er kann sich auch 

gleich dafür einsetzen, dass die Bundesmittel in der 

Höhe von knapp 25 Millionen EUR, die dafür ja vorgese-

hen wären, letztendlich auch für einen Standort in Wien 

zu lukrieren sind.  

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich halte diese 

Vorgangsweise der neuen ÖVP, ich halte diese Vor-

gangsweise von Umweltminister Rupprechter eigentlich 

unerhörlich. Es ist eine Vorgangsweise, die wirklich ab-

solute Intransparenz darstellt. Was wir fordern, ist eine 

transparente Darstellung der Kosten, was wir fordern, ist 

eine transparente Darstellung der Standortalternativen. 

Wir wollen ganz genau wissen, welche Budgetmittel wo 

und wie hinkommen werden. Wir wollen auch, dass eine 

laufende Einbindung der Belegschaftsvertretung in diese 

Standortwahl erfolgt.  

Wir werden hier nicht lockerlassen. Mein Kollege Mi-

chael Bernhard hat im Nationalrat dazu auch eine Anfra-

ge an Minister Rupprechter eingebracht, wo wir ganz 

genau wissen wollen, wie diese Vorgangsweise erfolgt 

ist. Angeblich war es auch tatsächlich so, dass die Mitar-

beiter und Mitarbeiterinnen hier eigentlich falsch infor-

miert wurden, denn einen Tag, bevor die Übersiedlung 

nach Niederösterreich in einer Pressekonferenz ange-

kündigt wurde, wurden die Mitarbeiter und Mitarbeiterin-

nen des Umweltbundesamtes dahin gehend informiert, 

dass noch keine Standortentscheidung gefallen ist. Ich 

halte das für absolut unerhörlich und für aufklärungsbe-

dürftig. - Danke schön. (Beifall bei NEOS, SPÖ und 

GRÜNEN.) 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Als Nächster zu Wort 

gemeldet hat sich Herr Abg. Mag. Juraczka. Bitte, Herr 

Abgeordneter. 

Abg. Mag. Manfred Juraczka (ÖVP): Sehr geehrter 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe jetzt natürlich verstanden, dass die Wort-

meldung meines Vorredners fast ein bisschen so ein 

Schrei nach Liebe war: Wir wollen auch Aufmerksamkeit! 

Ja, aber mit linksliberaler Wischi-Waschi-Politik wird man 

die auf Dauer nicht bekommen. (Abg. Dr. Kurt Stürzen-

becher: Das ist ja unglaublich! Das ist tiefstes Niveau!) 

Ich möchte mich aber dennoch dem Antragsteller dieser 

heutigen ... (Zwischenrufe bei SPÖ und NEOS.) Ja, 

vielleicht sollten sich die Fraktionen zusammensetzen, 

die zusammengehören.  

Zu dem heutigen Thema generell: Die Absiedlung 

des Umweltbundesamtes nach Klosterneuburg ist ver-

fehlte Regionalpolitik des Landwirtschaftsministers und 

Politikaktion gegen Wien. Bevor ich zum konkreten und 

eigentlich Thema komme, das ja viel komplexer ist, muss 

ich nur sagen: Diese Larmoyanz der SPÖ-Wien ist mitt-

lerweile schon beeindruckend. Protestaktion, nein, Polit-

aktion gegen Wien, das ist ja fast schon pathologisch. 

Wenn ich mir überlege, wie am Wahlsonntag der Kollege 

Czernohorszky wie das Rumpelstilzchen durch das Fest-

zelt gehopst ist, um die Abwahl seines Kanzlers zu fei-

ern. Gut, man führt das weiter, es soll mir recht sein. 

(Abg. Dr. Kurt Stürzenbecher: Was hat das mit der Sa-

che zu tun?) - Herr Kollege Stürzenbecher, erlauben Sie 

mir, dass ich die Worte suche und finde, wie ich es für 

richtig erachte, bei Ihnen ist das ja auch so. (Beifall bei 

ÖVP und FPÖ.) 

Zum Umweltbundesamt selbst: Wir haben gestern 

sehr gerne Ihren Antrag unterstützt, weil wir als Volks-

partei in Wien natürlich keine Freude haben, wenn eine 

Institution aus der Stadt absiedelt. Ich frage mich nur: 

Warum haben wir die Diskussion von Ihrer Seite nie, 

wenn eines der Unternehmen aus der Stadt rausgeht 

und in den Speckgürtel absiedelt? Ich kann mich sehr 

gut erinnern, als ich Frau Finanzstadträtin Brauner ange-

sprochen habe: Warum geht denn Coca-Cola weg? Sie 

hat nur quasi achselzuckend gesagt: Denen ist das 

Grundstück zu klein. Als wären wir als Stadt Wien nicht 

in der Lage gewesen, beispielsweise mit Grundstücks-
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tausch so ein Unternehmen in Wien zu halten. Jetzt, da 

man ein vermeintliches Feindbild ausgemacht haben 

möchte, jetzt hat man plötzlich Empörungskultur, ganz 

einfach, weil hier nichts anderes politisch zu erwarten ist. 

(Beifall bei der ÖVP. - Abg. Mag. Sybille Straubinger, 

MBA: Ihr habt das ausgemacht!) 

Meine Damen und Herren! Ich halte es auch für gut, 

dass man in Gespräche eintritt, und halte es für gut, dass 

es Standortvorschläge gibt, obgleich ich Ihnen schon 

sagen muss, Frau StRin Sima: Wir haben den Brief, es 

sind zwar taxativ am Ende dann 13 Positionen aufge-

zählt, die Standorte sein sollen, aber 80 Prozent des 

Briefes sind eigentlich mehr eine Anklage des Herrn 

Bundesministers. Wie sie miteinander umgehen, geht 

mich jetzt wirklich nichts an, aber wenn man in konstruk-

tive Gespräche gehen möchte, und das erachte ich als 

Wiener als durchaus sinnvoll, dann sollte man vielleicht 

auch einen gewissen Stil in der gegenseitigen Debatte 

wahren. Aber sei es drum.  

Was mir wichtig ist, ist, dass wir dieses Thema zum 

Anlass nehmen, um uns generell Gedanken zu machen, 

wie es um den Unternehmensstandort Wien eigentlich 

bestellt ist. Wie oft passiert das, dass Unternehmen in 

den Speckgürtel gehen? (Zwischenruf von Abg. Mag. 

Sybille Straubinger, MBA.) Wie oft passiert das, dass ich 

von diesem Platz hier darauf aufmerksam gemacht habe, 

und es war Ihnen so richtig schön wurscht. Das ist das 

Dramatische an der Situation. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wien ist als Unternehmensvertreibungsstandort lei-

der Gottes immer wieder im Zentrum des Geschehens 

durch Überregulierung, durch Überbürokratisierung. 

(Abg. Dr. Kurt Stürzenbecher: Das ist ja gegen alle Fak-

ten! Das ist total falsch!) - Herr Stürzenbecher, das wer-

den auch Sie zur Kenntnis nehmen müssen. Nur Muppet 

Show zu spielen, wird auf Dauer zu wenig sein. Glauben 

Sie mir, das merken auch immer mehr die Unternehme-

rinnen und Unternehmer in dieser Stadt. (Beifall bei der 

ÖVP.) 

Auch die wirtschaftsfeindliche Verkehrspolitik - da 

kann ich jetzt nur an das anschließen, was wir schon in 

der Fragestunde als Thema hatten - hat natürlich ihres 

dazu beigetragen, dass immer mehr Unternehmer in den 

Speckgürtel abwandern. Aber auch da nur Achselzucken 

und: Mein Gott. die Unternehmer, das sind eh nur Raub-

tierkapitalisten (Abg. Mag. Rüdiger Maresch: Das ist ja 

nicht wahr!), sagte die Linksaußenfraktion der GRÜNEN, 

die zu Recht aus dem Parlament gewählt wurden. 

Meine Damen und Herren! Ich bin gerne bereit, zum 

konkreten Thema Unterstützung zu geben, damit wir hier 

Arbeitsplätze in Wien erhalten, aber Jammern, hat ein-

mal ein gescheiter Kopf gesagt, ist das klägliche Anfor-

dern von Huldigung. Diese Huldigung kann ich Ihnen bei 

Ihrer Politik nicht bieten. - Danke schön. (Beifall bei der 

ÖVP.) 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist Herr Abg. Maresch. Bitte sehr. 

Abg. Mag. Rüdiger Maresch (GRÜNE): Sehr geehr-

ter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Ich habe so das Gefühl gehabt, die vorige Wortmel-

dung war eine äußert interessante. Das Umweltbundes-

amt wird irgendwie mit Betrieben verglichen, die nach 

außen gehen, und dann kommt natürlich auch die rot-

grüne Verkehrspolitik unter seine Räder. Überlegen wir 

uns aber einmal wirklich, was da passiert. Der Umwelt-

minister, würde ich einmal sagen, ist im internationalen 

aber auch im österreichischen Vergleich äußert mäßig 

erfolgreich. Er bringt es zumindest zuwege, dass Öster-

reich an einer der letzten Stellen bei der Umweltpolitik 

liegt, beim CO2- Ausstoß, bei all diesen schönen Dingen, 

die anderswo gemessen und kritisiert werden. Da ist 

Österreich immer nicht im Spitzenfeld, nicht einmal in der 

Mitte, sondern im untersten Viertel. Es wäre einfach 

interessant gewesen, da einige Dinge zu tun. 

Nein, stattdessen überlegt er sich, wie man den länd-

lichen Raum irgendwie unterstützt oder vorantreibt. Unter 

dem Herrn Pröll wäre wahrscheinlich das Umweltbun-

desamt in Radlbrunn gelandet, auch eine Hauptstadt von 

Niederösterreich quasi, aber das war dann doch ein 

bisschen zu klein, und jetzt eben Klosterneuburg. Ge-

rüchteweise wohnt ja dort die jetzige und möglicherweise 

auch zukünftige Landeshauptfrau, zumindest nicht weit 

weg. 

Dann schauen wir uns einmal an, wo das Umwelt-

bundesamt hinkommt. Die letzte Aussage des Herrn 

Bürgermeisters von Klosterneuburg war: ins Augebiet. 

Dort wird Boden versiegelt, das ist in Wirklichkeit genau 

das, was das Umweltbundesamt normalerweise immer 

kritisiert. Fußballfelderweise wird versiegelt, das soll dort 

auch versiegelt werden. Dann zur Verkehrspolitik: In 

Wirklichkeit ist es so, dass wir jetzt 500 Pendler mehr 

haben werden, die jeden Tag dort hinausfahren, mit der 

Schnellbahn hoffentlich, denn die U-Bahn, die sich die 

ÖVP wünscht, ist ein bisschen zu teuer. 

Im Grunde genommen kommt immer wieder dieses 

Ablenkungsmanöver. Wir haben die Situation, dass das 

Umweltbundesamt per Gesetz in Wien verankert ist. 

Dann sagt man: Schwarz-Blau - das heißt jetzt Türkis-

Blau - wird das schon irgendwie machen, die Einlaufstel-

le bleibt in Wien, irgendwie so eine nette Geschichte. 

Faktum ist natürlich: Klarerweise ist das ein Angriff auf 

Wien, klarerweise ist das so, dass man seiner Klientel in 

Niederösterreich sagt: Boah, jetzt haben wir das Um-

weltbundesamt da rausgeholt, das ist total super, da 

werden wir in Wirklichkeit die Welt aus den Angeln he-

ben. Nein, es wird keine Welt aus den Angeln gehoben, 

sondern es wird in Wirklichkeit mehr Verkehr in Wien 

versursacht. Das ist einmal das eine. 

Das andere ist, dass in Wirklichkeit das Umweltbun-

desamt gegenüber der Bundesregierung, obwohl der 

Herr Umweltminister immer der Chef des Umweltbun-

desamtes war, schon sehr kritisch war, auch gegenüber 

der Umweltpolitik. Das kann man immer wieder nachle-

sen. Ich habe schon ein bisschen das Gefühl, ein biss-

chen könnten die Leute schon diszipliniert werden, in-

dem man sagt, na ja, da müsst ihr jetzt einmal rausfah-

ren. Wenn es euch nicht passt, dann könnt ihr euch ja 

woandershin verziehen. 

Noch einmal: Ich verlange im Grunde genommen, 

dass das Umweltbundesamt in Wien bleiben muss, es 
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muss besser ausgestattet werden und nicht ausgehun-

gert werden. 

 Die dritte Geschichte ist, dass man endlich einmal 

auf die Wünsche der MitarbeiterInnen eingeht. Die GÖD 

war jetzt zum Beispiel bei den Lehrerverhandlungen ein 

bisschen schmähstad, hat bei den Bildungsverhandlun-

gen noch nicht wahnsinnig viel gesagt. Als ehemaliger 

Gewerkschafter von der Gewerkschaft öffentlicher Dienst 

erwarte ich mir aber von der Gewerkschaft, und die ist 

immerhin ÖVP-dominiert - nein, Entschuldigung, ich weiß 

gar nicht, wie die dort jetzt heißen, wahrscheinlich hei-

ßen sie noch immer christliche Gewerkschafter -, eine 

massive Unterstützung der Mitarbeiter und Mitarbeiterin-

nen in diesem Umweltbundesamt. Wenn die GÖD das 

mit einer Unterstützung wirklich ernst meint, dann muss 

sie massiv gegen so eine Verschlechterung für die Men-

schen da draußen auftreten. 

Ein wichtiger Punkt noch zum Umweltbundesamt: Ich 

meine, was sich damit schon abzeichnet, ist in Wirklich-

keit, dass die neue Bundesregierung mit Wien keine 

wirkliche Freude hat, ob das jetzt die Mindestsicherung 

ist, da geht es in Wirklichkeit darum, einfach mit dem 

Daumen einmal so richtig draufzudrücken, um zu sagen, 

wo quasi der Bartel den Most holt. In dem Fall holt er das 

Geld, und das soll dann nach Niederösterreich hinaus-

fließen, weil das der ländliche Raum ist. Zu dieser Ge-

schichte mit dem ländlichen Raum, die Debatte mit Klos-

terneuburg, haben wir schon ein paar Mal gehabt: Was 

ist der ländliche Raum? - Der ländliche Raum ist wahr-

scheinlich nicht einmal Radlbrunn, sondern Großwei-

kersdorf oder Laa an der Thaya, oder so etwas. Das 

klingt ja dann wie eine gefährliche Drohung. Es wird 

wahrscheinlich nicht beim Umweltbundesamt allein blei-

ben, sondern es sind ja auch schon andere im Gespräch, 

und diese Bunderegierung wird in Wirklichkeit einfach 

Klientelpolitik betreiben, wie das die ÖVP in anderen 

Bundesländern auch macht. - Danke schön. (Beifall bei 

GRÜNEN und SPÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Als Nächste zu 

Wort gemeldet ist Frau Abg. Matiasek. Bitte sehr. 

Abg. Veronika Matiasek (FPÖ): Herr Präsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte das Ganze vielleicht ein bisschen sachli-

cher diskutieren. Ich glaube, das täte der Sache auch 

besser, als jetzt dieses sehr extrem Larmoyante, was 

von Seiten der SPÖ und der ÖVP kommt. Zuerst ver-

wehre ich mich einmal ganz entschieden dagegen, die-

ses Projekt als eines der türkis-blauen Bundesregierung 

darzustellen. Erstens ist es noch nicht durch, zweitens 

gibt es diese Regierung nicht einmal noch und drittens ist 

die Diskussion um diese Standortverlegung auf politi-

scher Ebene, da sage ich jetzt nicht, dass da die Mitar-

beiter in irgendeiner Weise davon Bescheid wussten, 

schon vor Jahren angesprochen worden. So schnell geht 

so etwas nicht. Wie wir wissen, gibt es seit vielen Jahren 

eine rot-schwarze Bundesregierung. Das schieben Sie 

uns jetzt einmal ganz sicher nicht in die Schuhe. (Beifall 

bei der FPÖ.) 

Zum Zweiten haben wir ja auch diesem Antrag zuge-

stimmt. Wir hätten auch gerne unseren Betritt auf diesem 

Antrag vorgestern erklärt, das wurde abgelehnt. Wir 

haben uns entschieden dafür ausgesprochen, dass das 

Umweltbundesamt, nicht zuletzt aus Gründen der ge-

setzlichen Vorgabe, in Wien bleibt. Dafür stehen wir und 

dafür stehen wir auch gerade. Keine Frage! (Beifall bei 

der FPÖ.) 

Es ist auf der anderen Seite natürlich notwendig, hier 

an eine Sanierung, Neuansiedlung, und so weiter zu 

denken, da das Gebäude und natürlich damit die Ar-

beitsbedingungen in letzter Zeit nicht mehr optimal sind. 

Das sagen auch Mitarbeiter, das sagen auch Kunden. 

Das Umweltbundesamt ist ja schließlich ein öffentlicher 

Dienstleister für Behörden, aber eben auch für die Wirt-

schaft, und dort gibt es ja auch ein Aus- und Eingehen 

von vielen Personen, die die Voraussetzungen, die im 

Moment bestehen, auch kennen. Das heißt, ich glaube, 

die größte Aufgabe ist es, ein attraktives Angebot von 

Seiten der Stadt zu machen. Die Bemühungen der Frau 

Stadträtin wurden angesprochen, ich hoffe, dass die 

nicht jetzt wirklich darin enden, dass man hier nur von 

einem Wien-Bashing spricht und uns damit ins Boot 

nimmt. Das kann es keinesfalls sein. 

Ich bin auch dafür, dass es in Wien bleibt, letztlich 

aus dem Grund, da Niederösterreich im Bereich der 

Laboransiedlungen in letzter Zeit ja auch sehr expandiert 

hat. Es ist etwa die Lebensmittelversuchsanstalt nach 

Klosterneuburg übersiedelt. und das Kerngeschäft der 

Untersuchungen wird nicht mehr in Wien, sondern die 

Probenannahme wird eben in Klosterneuburg durchge-

führt. Es kommt im Raum Wiener Neudorf zu einem 

großen, extra großen Labor, wo die ehemals staatliche 

niederösterreichische Umweltschutzanstalt, die 2004 

privatisiert wurde, das ÖFI, also das Österreichische 

Forschungsinstitut, die Analytikdivision, die mittlerweile 

privatisiert wurde, und die ehemalige Water & West 

GmbH zusammengeführt werden. Das soll in Wiener 

Neudorf zusammengelegt werden, da soll ja auch ein 

Großlabor entstehen. Das Land hat da also sozusagen 

keinen Mangel. Das ist mit ein Grund, warum wir selbst-

verständlich dafür sind, dass die Institution in Wien 

bleibt. Natürlich wird man über den Standort sprechen 

müssen. Die aktuelle Situation ist, glaube ich, auch nicht 

die günstigste. Das ist ja sozusagen aufgeteilt und über 

den Donaukanal mit einem Kabeltunnel verbunden. Es 

ist ja gerade überall dort, wo Labors installiert sind, wo 

eine technische Arbeit vor sich geht, notwendig, dass 

eben die Gebäude auch für beste Arbeitsbedingungen 

entsprechend ausgestattet sind, keine Frage, aber natür-

lich auch für eine sichere und gute Umgebung für die 

Mitarbeiter vor Ort. 

Was in diesem Fall auch notwendig und derzeit auch 

nicht befriedigend gelöst ist: Es gibt praktisch viele Mit-

arbeiter im technischen Außendienst, es gibt Kunden, die 

zufahren. Man muss damit, auch wenn man natürlich 

immer vorrangig in Wien von der Anbindung ans öffentli-

che Verkehrsmittel denkt, in so einem Fall auch schauen, 

dass die Stellplätze ausreichend sind, weil hier viele 

Kunden und Mitarbeiter durchaus auch auf das Fahrzeug 

angewiesen sind. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, ich muss mich aber 

einer Antwort vom Kollegen Juraczka schon anschlie-

ßen. Natürlich haben auch wir den Aufschrei vermisst, 

als im Zug Ihrer für viele Unternehmen in Wien sehr 

schlechten Standort- und Verkehrspolitik die Unterneh-

men reihenweise abgesiedelt sind. Da war der Aufschrei 

nicht vorhanden, letztlich sind es auch viele Bürger, die 

in den Speckgürtel ziehen, weil sie mit der aktuellen 

Situation in Wien nicht zufrieden sind. (Abg. Mag. Manf-

red Juraczka: Mindestens!) 

Sehr geehrte Damen und Herren, es ist kein Wien-

Bashing, sondern wir sprechen uns ganz entschieden für 

den Standortverbleib aus. Suchen wir die beste Lösung 

für eine gute Weiterarbeit des Umweltbundesamtes in 

Wien. (Beifall bei FPÖ und ÖVP.)  

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Als Nächste zu 

Wort gemeldet ist Frau Abg. Olischar. Bitte sehr. 

Abg. Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc (ÖVP): Herr 

Präsident! 

Ich kann mich nur dem anschließen, was auch mein 

Kollege Juraczka gesagt hat und auch, was Kollege 

Valentin schon anfangs angesprochen hat: Natürlich 

kann es als Wiener Stadtpolitiker nicht in unserem Inte-

resse sein, dass hier eine Institution absiedelt, die 500 

Arbeitsplätze mitnehmen würde. Dementsprechend 

haben wir auch gerne dem Antrag zugestimmt. 

Ich möchte aber schon darauf eingehen, was mich an 

dieser gesamten Debatte ein bisschen fasziniert hat. 

Was ich spannend gefunden habe, war der unmittelbare 

Aufschrei und die Aufregung von StRin Sima, als be-

kannt wurde, dass diese Absiedelung passieren soll. 

Dieser Aufschrei von Rot-Grün, eigentlich binnen relativ 

kurzer Zeit, was für ein Skandal jetzt passiert, diese 

Institution abzusiedeln, ist, wie gesagt, durchaus aus 

stadtpolitischer Sicht verständlich, und es wurden auch 

binnen kürzester Zeit 13 Standorte angeboten. Ich muss 

sagen, das habe ich toll gefunden, ganz ohne Zynismus, 

weil unmittelbar darauf reagiert wurde. 

Was mir aber abgeht, war, auch so wie Kollege Ju-

raczka schon angesprochen hat, dass der Aufschrei 

gefehlt hat, wie andere Unternehmungen aus Wien ab-

gesiedelt sind. Erstmals schreit die Stadt, wenn Arbeits-

plätze verloren gehen, und das habe ich gut gefunden. 

Vielleicht, Frau Kollegin Sima, können Sie hier auf Ihre 

Kolleginnen einwirken, damit auch künftig bei Unterneh-

mungen, die Arbeitsplätze aus Wien ins Umland mit-

nehmen, aufgeschrien wird. (Beifall bei der ÖVP.)  

Ich kann mich, zumindest auch nicht während meiner 

Zeit im Gemeinderat, nicht erinnern, einen derartigen 

vergleichbaren Aufschrei bei ähnlichen Situationen ge-

hört zu haben. Wir wissen ja, dass zirka 10 bis 15 Unter-

nehmen Wien pro Jahr verlassen. (Abg. Peter Kraus, 

BSc: Und wie viele siedeln sich an?) - Wie bitte? (Abg. 

Peter Kraus, BSc: Und wie viele siedeln sich an? - Wei-

tere Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.) - Wenn Sie 

sich dieser Problematik nicht bewusst sind, dann ist es 

wirklich … (Abg. Dr. Kurt Stürzenbecher: Das sind pri-

vate Unternehmen! Denen kann man nichts vorschrei-

ben! Bei Behörden ist das anders! - Abg. Mag. Manfred 

Juraczka: Der hat keine Ausbildung!) Vielleicht, Frau 

StRin Sima, können Sie wirklich darauf einwirken, das 

Bewusstsein zu schaffen, was Arbeitsplätze für Wien und 

für den Standort Wien bedeuten. Wie gesagt, einige 

Unternehmungen haben sich ja schon abgesiedelt. Das 

nur lapidar hinzunehmen, na ja, wenn sich ein Privater 

dafür entscheidet, aus Wien rauszugehen … (Abg. Dr. 

Kurt Stürzenbecher: Fünf Mal mehr siedeln sich an!) 

Diese Freundlichkeit den Unternehmen gegenüber ist 

wirklich bezeichnend, Herr Kollege Stürzenbecher. (Bei-

fall bei der ÖVP. - Abg. Mag. Manfred Juraczka: Melden 

Sie sich, Herr Kollege!)  

Ich möchte jetzt nur einige wenige Beispiele aus der 

Vergangenheit nennen. (Weiterer Zwischenruf von Abg. 

Dr. Kurt Stürzenbecher.) - Bitte, melden Sie sich zu Wort. 

(Abg. Siegi Lindenmayr: Das ist alles unseriös, was Sie 

sagen! - Heiterkeit bei der Rednerin.) - Guten Morgen. - 

Okay, ein Beispiel: Das Unternehmen Forstinger hat 

nach einer Alternative gesucht, weil der Standort mittler-

weile zu groß geworden ist. Das heißt, die haben sogar 

einen kleineren Standort in Wien gesucht. Einige der von 

StRin Sima angebotenen 13 Standorte waren da durch-

aus in der Nähe. Ich weiß nicht, ob da nicht Bemühun-

gen sinnhaft gewesen wären, auch noch hier ein Unter-

nehmen in Wien zu halten. Auch das Unternehmen 

Schlumberger überlegt ja derzeit, aus Wien auszuwan-

dern. 

Kollege Maresch, Sie sprechen an, dass plötzlich die 

Problematik der Pendler so auf der Tagesordnung steht. 

Unternehmen, die sich in Wiener Neudorf ansiedeln, 

18 km Distanz, Traismauer 73 km, Wiener Neustadt 

60 km, Bad Vöslau 42 km. Da waren die Pendler plötz-

lich wurscht, wie die Unternehmer abgesiedelt sind. 

(Abg. Mag. Rüdiger Maresch: Das ist nicht wurscht!) Hier 

jetzt nur im Zuge der Pendelthematik nach Klosterneu-

burg auf die Pendler zu gehen, finde ich mehr als unseri-

ös. 

Jetzt haben Sie hier 13 Standorte, und zumindest 12, 

wenn jetzt das Umweltbundesamt in Wien bleiben sollte, 

werden frei bleiben. Jetzt ist meine Frage: Haben Sie ein 

Konzept für diese weiteren 12 Standorte? Was werden 

Sie hier unternehmen, um Unternehmer und Unterneh-

men in Wien zu halten? Was wird an diesen 12 Standor-

ten passieren? Wir hoffen, dass Sie sich künftig auch so, 

wie Sie sich jetzt beim Umweltbundesamt für die Ar-

beitsplätze einsetzen, für weitere Arbeitsplätze einsetzen 

werden. (Beifall bei der ÖVP.)  

Präsidentin Veronika Matiasek: Als nächster Redner 

ist Herr Abg. Mag. Chorherr zum Wort gemeldet. Ich bitte 

darum.  

Abg. Mag. Christoph Chorherr (GRÜNE): Meine 

Damen und Herren! 

In der Kürze zwei Stränge, eine kurze Zusammen-

fassung und durchaus auch von meiner Seite ein positi-

ves Feedback zur Frau Kollegin Matiasek. Nur noch 

einmal die Fakten: Solange das Bundesgesetz nicht 

geändert wird, dass der Sitz in Wien ist - dazu bedarf es 

einer Mehrheit im Nationalrat. Die sehr sachliche und 

aus meiner Sicht unterstützenswerte Rede von Frau 

Matiasek lässt darauf deuten, dass zumindest eine Frak-

tion, die möglicherweise, wahrscheinlich der nächsten 
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Regierung angehören wird, dieser Gesetzänderung nicht 

zustimmt. Deswegen erübrigt sich ganz sachlich die 

Diskussion, dann bleibt der Sitz Wien und dann wird das 

Umweltbundesamt im Interesse der 500 Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern, die eine eindeutige Haltung haben, 

einen der 13 Standorte, die von der Stadt Wien waren, 

annehmen, mit dem Hauptsymbol, dass gerade Men-

schen, die im Umweltbundesamt arbeiten, eine sehr 

hervorragende öffentliche Erschließung wünschen, die in 

Klosterneuburg nicht gegeben ist.  

Weil ich heute versöhnlich eingestimmt bin: Die 

grundsätzliche Haltung, den ländlichen Raum zu stärken, 

ist eine positive, aber das haben schon meine Vorredner 

gesagt: Die prozentuell am stärksten wachsenden Regi-

onen Österreichs sind die Speckgürtel und die Städte. 

Klosterneuburg als ländlichen Raum zu bezeichnen, ist 

also eine Frage.  

Jetzt kurz zur Betriebsansiedlung: Eine zentrale Be-

triebsansiedlung hat jemand in den letzten Monaten 

vermasselt, und das war die EMA. Da war jetzt in den 

letzten Tagen ein hervorragender Kommentar im „Stan-

dard“. Wer entscheidet über die Frage, das in der Tat 

blamable Ergebnis für den österreichischen Standort? 

Wer lobbyiert da? Ich darf da nur zitieren, was zu Jah-

resanfang ein Europarechtler schreibt: „Was zu Jahres-

anfang noch als ein akkordiertes Gesamtvorhaben von 

Sozialpartnern, Bundesregierung und Stadt Wien be-

gann, zeigte frühzeitig Absetzbewegungen. Mit fort-

schreitender Bewerbung gewann man den Eindruck, 

dass sich das eigentlich zuständige Außenministerium 

immer mehr zurückzog. Über Vergabe und Neuansied-

lung von EU-Agenturen entscheidet der EU-Ministerrat in 

der Formation ‚Allgemeine Angelegenheiten‘. Dafür zu-

ständig war und ist der Außenminister. Bekanntlich zeigt 

Sebastian Kurz jedoch kein gesteigertes Interesse an 

einer Teilnahme in dieser wichtigsten Ministerratsforma-

tion. Schon im Vorjahr war er nur zu 22 Prozent anwe-

send.“ 

Ich fasse zusammen: Eine der wichtigsten internatio-

nalen Betriebsansiedlungen, eine europäische Institution, 

ist deswegen nicht nach Wien gekommen, weil der dafür 

hauptverantwortliche, der Außenminister, es nicht der 

Mühe wert gefunden hat, bei den Ministerräten dabei zu 

sein. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.)  

Ich gehe sogar noch einen Schritt weiter. Das ist ja 

alles eine Unterstellung. Vielleicht hat er gar kein Inte-

resse gehabt, dass das nach Wien kommt. In einer bor-

nierten Politik überall aufzutreten und als ein Zentrum 

seiner Politik zu sagen, dass er Wien schaden will, Wien 

herunterzumachen. Alle anderen Länder haben so etwas 

wie ein Gesamtinteresse. Wenn man für ein Land etwas 

tut, spart man sich sozusagen die parteipolitischen Aus-

einandersetzungen dafür, wenn es wo um etwas geht, 

aber nach außen tritt man geschlossen auf. Und das 

Land, das mit dem Universitätsstandort, mit dem Bio-

zentrum-Cluster, und so weiter hervorragend geeignet 

wäre, das unstrittig in allen Fraktionen, scheidet in der 

ersten Runde bereits aus. Sicher bekommen hätten wir 

es nicht, am Schluss hat ein Los entschieden. (Abg. 

Mag. Dietbert Kowarik: Sie sind Hellseher!) Es gibt aber 

einen Hauptgrund, dass es nicht weitergekommen ist: 

Eine inferiore unfähige Lobbying-Arbeit auf europäischer 

Ebene, und dafür trägt die Hauptverantwortung der ÖVP-

Obmann. Kommen Sie also nicht heraus und sagen, wir 

kümmern uns nicht um Betriebsangelegenheiten. - Dan-

ke schön. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.)  

Präsidentin Veronika Matiasek: Als nächster Redner 

ist Herr Abg. Guggenbichler zu Wort gemeldet.  

Abg. Ing. Udo Guggenbichler, MSc (FPÖ): Sehr ge-

ehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Sehr geehrte Betriebsratsvorsitzende! 

Ich bin selbst über zwölf Jahre Betriebsratsvorsitzen-

der in einer Firma gewesen und ich verstehe schon, dass 

es für die Mitarbeiter ganz problematisch ist, wenn man 

jetzt auch medial so präsent ist. Ich muss ganz ehrlich 

sagen, ich habe gerade einen Kollegen gefragt, eigent-

lich sollten wir uns alle, wie wir da in diesem Hause sind 

und überhaupt die ganze Politik, die sich mit dem Thema 

beschäftigt, genieren, nämlich wirklich genieren. 

Die ganze Geschichte hat zwei Facetten. Ich glaube 

gar nicht, dass es das große Wien-Bashing ist, das glau-

be ich nicht. Ich glaube einfach, dass ein Minister ir-

gendeinem politischen Freund etwas zuschanzen wollte 

und dass es ihm vollkommen egal ist, ob das jetzt gegen 

Wien ist, sondern er will etwas für seinen Freund in Klos-

terneuburg tun, auf Kosten der Mitarbeiter, die dort sind. 

Wir haben ja schon gehört, dass der Betriebsrat nicht 

eingebunden wurde und am Ende des Tages versuchen 

sie, jetzt ein paar Schmäh zu machen. Sie wollen einfach 

auf Kosten der Mitarbeiter Schmäh machen. Zuerst ha-

ben sie gesagt, der Sitz ist in Wien. Okay, das merkt 

man. Man findet keine parlamentarische Mehrheit, um 

ein Gesetz zu ändern und sagt, na ja, machen wir halt 

einen Postkasten in Wien. Das ist die eine Sache, die 

echt eine Sauerei ist. Das finde ich nicht in Ordnung, so 

geht man mit Mitarbeitern und Arbeitsplätzen nicht um. 

Die zweite Geschichte ist auch eine Schmähpartie. 

Ich bin auch für Regionalisierung und Aufwertung ländli-

cher Räume und ich glaube, eine Bergbehörde hat in 

Leoben vielleicht viel verloren, weil einfach dort eine 

Expertise vor Ort ist. Aber Klosterneuburg jetzt zu einer 

ländlichen Region zu erklären, ist der zweite Schmäh, wo 

man wieder auf Kosten von 500 Mitarbeitern am Ende 

des Tages mit einer Schmähpartie versucht, Politik zu 

machen. Das ist die zweite Geschichte. Nein, wir werden 

uns dagegen einsetzen, mit allen Möglichkeiten, die wir 

haben, in allen Gesprächen, die wir auch auf Bundes-

ebene haben werden. Das werden wir tun! 

Was es aber auch nicht ist, das muss ich schon sa-

gen, um auch die Reden jetzt von Rot und Grün anzu-

sprechen: Ja, es hat vorgestern einen Resolutionsantrag 

zu dem Thema gegeben. Rüdiger Maresch hat früher 

gesagt: Man kann sich hin und wieder für Sachen einset-

zen, aber man meint es nicht wirklich ernst. Da muss ich 

schon sagen: Ich habe mich darum bemüht, möglichst 

viele Fraktionen als Antragsteller auf diesen Antrag zu 

nehmen. Das wurde von Rot und Grün verwehrt, weil sie 

auch versuchen, Politik zu machen und sagen, ja, das ist 

jetzt ein rot-grünes Projekt, und wir sind die Einzigen, die 

für die Mitarbeiter kämpfen. (Abg. Mag. Dietbert Kowarik: 
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Das ist Theaterspielen, sonst nichts!) Unserer Fraktion - 

das sagen Sie bitte auch Ihren Mitarbeitern - wurde ver-

wehrt, diesen Antrag mitzustellen. Das finde ich eigent-

lich schade, weil wir doch ein Drittel der Abgeordneten in 

diesem Haus stellen und das viel mehr Kraft gehabt 

hätte. Ich glaube, es ist auch ganz wichtig, dass Sie das 

auch wissen. 

Das ist das Nächste, und da könnt Ihr euch auch ein 

bisschen schämen. Wir sagen: Wir machen keine Poli-

tik - in keine Richtung - auf Kosten von Mitarbeitern, wir 

kämpfen für die Mitarbeiter, damit sie hier in Zukunft 

Arbeitsplätze haben, wir lassen uns nicht mit einer Rupp-

rechter-Schmähpartie an der Nase herumführen, wo sie 

sagen, es ist ihnen wurscht, was die Mitarbeiter denken, 

aber wir lassen auch nicht zu, dass man das jetzt als ein 

rot-grünes Bollwerk gegen Türkis-Blau, was es noch gar 

nicht gibt, aufstellt, denn das ist auch schändlich und 

schade. (Beifall bei der FPÖ.)  

Präsidentin Veronika Matiasek: Als letzte Rednerin 

ist Frau Abg. Gaal zum Wort gemeldet. Bitte. 

Abg. Kathrin Gaal (SPÖ): Sehr geehrte Frau Präsi-

dentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Sehr geehrte 

Frau Betriebsratsvorsitzende! Es freut mich auch sehr, 

dass Sie heute hier bei uns sind. 

Zusammenfassend noch einmal gesagt: Es ging in 

dieser Aktuellen Stunde heute, es geht in dieser Aktuel-

len Stunde um das Umweltbundesamt und um die Förde-

rung des ländlichen und des strukturschwachen Rau-

mes, genauer gesagt, es geht um Klosterneuburg. Minis-

ter Rupprechter hat einen Plan zur Förderung dieses 

ländlichen Raumes, zumindest hat er eine Vereinbarung 

mit der Frau Landeshauptfrau Mikl-Leitner und dem 

ÖVP-Bürgermeister von Klosterneuburg. Es ist nämlich 

leider kein gut durchdachter Plan und auch keine gut 

durchdachte Vereinbarung, denn offensichtlich ist es 

nichts anderes als parteipolitisches Kalkül. Genau das, 

Frau Kollegin Olischar, macht diese ganze Sache so 

dramatisch, auch wenn Sie hier probieren, mehrere 

Themen zu vermischen. Dieses parteipolitische Kalkül ist 

eine Farce. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Klosterneuburg soll ja in Zukunft die neue Heimat 

dieses Umweltbundesamtes werden und das ohne 

Rücksicht auf Verluste. Völlig egal, dass diese Übersied-

lung rund 45 Millionen EUR kostet, Sparsamkeit, Wirt-

schaftlichkeit offensichtlich keine Kriterien sind, denn 

diese 45 Millionen EUR könnte man wesentlich besser 

einsetzen, nämlich zur Stärkung des Umweltbundesam-

tes, das vor immer mehr wachsenden Herausforderun-

gen und Aufgaben steht. Völlig egal, dass 500 Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter in Zukunft gezwungenermaßen 

zu Pendlern werden, obwohl sie in ihrer Betriebsver-

sammlung diesen Schritt abgelehnt haben. Umso wichti-

ger wäre es, wenn man diesen Entscheidungsprozess 

einfach unter Einbeziehung der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter neu startet, denn jetzt wurden sie nur vor 

vollendete Tatsachen gestellt. Das hat auch etwas mit 

Respekt zu tun. Völlig egal, dass die Stadt Wien 13 

Standorte angeboten hat, die nicht einmal ernsthaft ge-

prüft wurden und die wirklich sehr, sehr gute Alternativen 

zu Klosterneuburg sind. 

Völlig egal, dass das Umweltkontrollgesetz Wien als 

Sitz der Bundesbehörde vorsieht, das macht auch Sinn 

am Wissenschaftsstandort Wien, wo es enge Kooperati-

onen mit anderen öffentlichen Stellen, mit dem Umwelt-

bundesamt, mit dem Umweltministerium gibt. Überhaupt 

völlig egal, dass so eine Verlegung eine Gesetzesände-

rung braucht und somit durch das Parlament muss. Das 

hat man wahrscheinlich mit Absicht gemacht, denn dann 

müsste man ja Gutachten vorlegen und festhalten, dass 

man Alternativen berücksichtigt hat. All das fehlt hier, 

denn es gibt auch keine Mehrheit im Parlament für diese 

Übersiedlung, das schließe ich auch aus den Wortmel-

dungen der Kollegen Matiasek und Guggenbichler. 

Der einzige, leider nicht besonders seriöse Lösungs-

ansatz des Ministers Rupprechter ist es, unter Umstän-

den den Sitz der Behörde in Wien zu lassen und somit 

die Gesetzesänderung und somit das Parlament zu 

umgehen. 

Deshalb ist es schön, dass wir am Dienstag einstim-

mig diesen Antrag angenommen haben. Ich gratuliere 

Ihnen, meine Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP, 

Sie haben sich offensichtlich dem Durchgriffsrecht Ihres 

Bundesparteiobmanns entzogen oder sich weggeduckt. 

Sie haben aber somit jetzt auch ihm gegenüber einen 

Auftrag, denn wenn das der neue Stil der neuen ÖVP ist, 

dann können wir uns in den kommenden Jahren auf 

einiges gefasst machen. Leider. (Beifall bei SPÖ und 

GRÜNEN.) 

Präsidentin Veronika Matiasek: Die Aktuelle Stunde 

ist damit beendet. 

Sehr geehrte Damen und Herren, bei uns wurde eine 

Lesebrille gefunden, vielleicht vermisst die jemand. Sie 

ist braun-schwarz gesprenkelt mit geteilten Brillen. Es ist 

also offensichtlich eher eine Damenlesebrille, braun-

schwarz gesprenkelt. Ich lasse sie hier oben liegen, 

vielleicht vermisst sie jemand. 

So. Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung 

kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäfts-

ordnung bekannt, dass von Landtagsabgeordneten des 

Klubs der Wiener Freiheitlichen zwei und des ÖVP-Klubs 

der Bundeshauptstadt Wien zwei schriftliche Anfragen 

eingegangen sind. 

Die Abgeordneten Mag. Wehsely, Mag. Berger-

Krotsch, Vettermann, Ellensohn und Dipl.-Ing. Margulies 

haben am 6. November 2017 gemäß § 30b der Ge-

schäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Ände-

rung der Wiener Stadtverfassung eingebracht. Dieser 

Antrag wurde dem Ausschuss für Bildung, Integration, 

Jugend und Personal zugewiesen. 

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich 

folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Post-

nummern 10, 6, 5, 1, 2, 7, 8, 9, 3 und 4 werden in dieser 

genannten Reihenfolge verhandelt. Gegen diese Umrei-

hung wurde kein Einwand erhoben, ich werde daher so 

vorgehen. 

Bevor wir die unter Postnummer 10 vorgesehene 

Wahl von Ersatzmitgliedern des Bundesrates vorneh-

men, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. 

Gemäß § 28 Abs. 4 der Geschäftsordnung für den Wie-

ner Landtag sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzuneh-
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men, wenn der Landtag nicht mit Zweidrittelmehrheit 

anderes beschließt.  

Ich schlage daher vor, diese Wahl durch Erheben der 

Hand vorzunehmen. Ich bitte nun jene Damen und Her-

ren des Landtags, die mit meinem Vorschlag einverstan-

den sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich kann hier 

die Einstimmigkeit feststellen, daher werden wir so vor-

gehen. 

Herr Hans-Jörg Jenewein hat mit 8. November 2017 

sein an vierter Stelle gereihtes Mandat im Bundesrat 

zurückgelegt. Auf dieses Mandat rückte das an gleicher 

Stelle gereihte Ersatzmitglied, Herr Georg Schuster, mit 

Wirkung vom 8. November 2017 nach. Das an zehnter 

Stelle gereihte Ersatzmitglied des Bundesrats, Herr Leo 

Kohlbauer, hat mit Wirkung vom 23. November 2017 

sein Mandat im Bundesrat zurückgelegt.  

Der Klub der Wiener Freiheitlichen schlägt als neue 

Ersatzmitglieder für die vierte Stelle Herrn Mag. Bernd 

Saurer und für die zehnte Stelle Herrn Michael Dadak 

zur Wahl vor. Ich bitte jene Damen und Herren, die mit 

diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben wollen, 

um ein Zeichen mit der Hand. - Ich sehe, das ist die 

erforderliche Mehrheit, gegen die Stimmen den GRÜ-

NEN. 

Postnummer 6 betrifft die erste Lesung der Vorlage 

eines Gesetzes, mit dem die Wiener Landarbeitsordnung 

1990 geändert wird. Vom Ersten Präsidenten Prof. Harry 

Kopietz wurden nach Vereinbarung mit allen im Landtag 

vertretenen Parteien zum Thema „Die Rolle der Regio-

nen und Städte in der Europäischen Union“ die österrei-

chischen Abgeordneten zum Europäischen Parlament in 

den Wiener Landtag eingeladen. Sie sind schon da. Ich 

darf daher Frau Abg. Mag. Evelyn Regner, Herrn Abg. 

Michel Reimon, Herrn Abg. Harald Vilimsky, Herrn Abg. 

Heinz Kurt Becker und Frau Abg. Mag. Dr. Angelika 

Mlinar herzlichst in diesem Hause begrüßen. Herzlich 

willkommen! (Allgemeiner Beifall.) Bitte nehmen Sie 

Platz.  

Berichterstatterin zu unserer Postnummer ist Frau 

Amtsf. StRin Mag. Sima. Ich bitte sie, die Verhandlungen 

einzuleiten.  

Berichterstatterin Amtsf. StRin Mag. Ulli Sima: Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zu-

stimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Präsidentin Veronika Matiasek: Gemäß § 30c 

Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die Ge-

neral- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird 

dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

Wir werden daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet. 

Zu Wort gemeldet ist Frau Abg. Mag. Dr. Mlinar. Ich 

erteile es ihr. 

EP-Abg. Mag. Dr. Angelika Mlinar, LL.M (NEOS): 

Guten Morgen! Jetzt habe ich mich ein bisschen ver-

tratscht mit den Kollegen. Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Abgeordnete! Werte Kolleginnen und Kol-

legen!  

Ich möchte mich zuerst einmal für die Einladung zu 

dieser Sitzung recht herzlich bedanken. Es freut mich 

sehr, dass wir heute als Europaabgeordnete wieder 

einmal die Gelegenheit zum Austausch mit dem Wiener 

Gemeinderat haben. Denn ich bin überzeugt davon, dass 

es in der heutigen Zeit allgemein unabdingbar ist, die 

Verbindungen zwischen Wien und Brüssel zu festigen. 

Mehr Austausch, mehr Kooperation und dadurch mehr 

Verständnis füreinander bei gleichzeitiger Wahrung der 

nationalen und regionalen Eigenheiten, davon hängt für 

mich die Zukunft unseres politischen Großprojektes ab. 

Die Europastunde und die dadurch verbesserte Kommu-

nikation zwischen den Parlamenten ist definitiv ein sehr 

wichtiger Schritt in die richtige Richtung. (Beifall bei den 

NEOS und von EP-Abg. Heinz K. Becker.) 

Damit komme ich auch schon zum eigentlichen The-

ma unserer Aussprache heute. Ich glaube, es ist kein 

Geheimnis, und wir werden alle zustimmen, dass die 

Europäische Union immer noch und ohnehin immer vor 

großen Herausforderungen steht. Es wirken, wie wir 

jeden Tag feststellen können, sowohl innen als auch von 

außen enorme antidemokratische Kräfte auf uns ein, die 

das europäische Projekt maßgeblich bedrohen. (Beifall 

bei den NEOS.) 

Die Aushebelung der Rechtsstaatlichkeit, die wir zur 

Zeit erleben, auch innerhalb unserer Binnengrenzen, die 

schwierige Suche nach europäischen Lösungen im Be-

reich Asyl und Migration und nicht zuletzt die absolut 

chaotischen Verhandlungen mit Großbritannien über den 

Brexit sind nur einige Beispiele dafür, vor welchen Her-

ausforderungen wir uns tatsächlich befinden. Auch die 

gegenwärtige außenpolitische Wetterlage verlangt Euro-

pa einiges ab. Wir werden Kräften wie den USA mit 

Trump und Russland mit Wladimir Putin gegenüber als 

starkes, gemeinsames Europa auftreten müssen, wenn 

wir uns als politische und wirtschaftliche Macht global 

etablieren wollen. (Beifall bei den NEOS.) 

Wir brauchen innen- sowie außenpolitisch ein star-

kes, solidarisches Europa und eine starke, solidarische 

Europäische Union, eine Union, die die Werte, die sie 

groß gemacht haben, wieder mit Inhalten füllt, ein Euro-

pa, für das Solidarität kein theoretisches Konzept mehr 

ist und das den Beinamen Wertegemeinschaft auch 

wirklich verdient. In diesem Prozess, und das ist mein 

Appell an Sie, meine Damen und Herren, spielen Städte 

eine große Rolle. Denn sie können sowohl als Vermittle-

rinnen im Spannungsfeld zwischen nationaler und sup-

ranationaler Politik agieren als auch zwischen der Politik 

als solcher und den BürgerInnen, nämlich zwischen der 

europäischen Idee und den oft entgegengesetzten oder 

scheinbar entgegengesetzten Nationalinteressen.  

Städte sind als Orte der Vielfalt oft ein Vorbild dafür, 

wie man ein Zusammenleben von Menschen unter-

schiedlicher regionaler und kultureller Herkunft organi-

siert und wie das funktionieren kann. Es ist bekannt, es 

leben zur Zeit mehr als 70 Prozent der europäischen 

Bevölkerung im urbanen Raum, so viele wie nie zuvor. 

Dies bedeutet, dass Städte sowohl ein Motor unserer 

wirtschaftlichen Entwicklung sind als auch Zentren für 

Bildung, Innovation und technologischen Fortschritt. 

(Beifall bei den NEOS.) 

Diese Rolle für Städte bringt aber nicht nur mehr 

Möglichkeiten, sondern auch mehr Macht und damit 

auch mehr Verantwortung mit sich. Dies hat in den letz-
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ten Jahren vor allem im Bereich Migration und in der 

Folge Integration gezeigt: In diesen wie in anderen Be-

reichen müssen die Städte auch ihre Verantwortung 

übernehmen. Daher sind die Kooperation und der Aus-

tausch auf Ebene der Städte von großer Bedeutung. 

Dies wurde in der Vergangenheit, ganz ehrlich gesagt, 

auch von der europäischen Ebene in Wirklichkeit stark 

unterschätzt. Dass sich dies ändert, und zwar rapide 

ändert, zeigt nicht zuletzt die diesjährige Eurocities Con-

ference, die gerade in Ljubljana, in Slowenien, zu Ende 

gegangen ist und an der Vertreterinnen und Vertreter 

von über 100 europäischen Städten teilgenommen ha-

ben.  

Ich bin der Meinung, dass nicht nur die Kooperation 

zwischen europäischen Städten weitergefördert werden 

muss, sondern auch der Austausch zwischen europäi-

schen Städten und Städten in Drittstaaten, in Drittlän-

dern. Die Nikosia-Initiative des Ausschusses der Regio-

nen, die libyschen Städten europäische Partnerstädte 

zur Seite stellt, ist hier ein gutes Beispiel. Sie ist leider 

unterfinanziert und zu wenig bekannt, aber es liegt an 

uns, sie bekannt zu machen. Ich bin der Meinung, es ist 

etwas, das tatsächlich in die richtige Richtung geht. (Bei-

fall bei den NEOS.) 

In Städten wird die Bürgernähe unmittelbar gelebt. 

Damit liegt die Rolle der Stadt als Verbindungsglied 

zwischen europäischen und nationalen Interessen auf 

der Hand. Denn viel zu oft wird die Europäische Union 

von nationalen Regierungen, und Österreich ist hier 

leider keine Ausnahme, zum Sündenbock für vermeint-

lich unpopuläre Maßnahmen gemacht. Gleichzeitig wer-

den die positiven Aspekte unter den Teppich gekehrt und 

nationale Erfolge groß gefeiert.  

Mir ist allerdings bewusst, dass dieses Umdrehen 

dieses Verhältnisses gerade in der heutigen Zeit eine 

nicht immer leichte Aufgabe ist, denn europäische Politik 

passt bekanntlich nicht in zwei Zeilen, und medial ist es 

nicht ganz einfach, sich zu etablieren und durchzukom-

men und dadurch auch die BürgerInnen zu erreichen mit 

Positionen, die vielleicht nicht a priori populär erschei-

nen. Ein kritischer Aufschrei ist daher oft naheliegend, 

und das auch wenn er nicht immer mit den Fakten über-

einstimmt. Ich bin überzeugt davon, dass genau hier die 

verstärkte Einbeziehung der Städte als Partnerinnen zu 

einer wesentlichen Verbesserung dieser Situation führen 

kann. (Beifall bei den NEOS.)  

Daher denke ich, und das ist ein großes Lob an Ös-

terreich im Allgemeinen und an Wien im Besonderen, 

dass die heutige Europastunde etwas ist, worauf wir 

wirklich stolz sein können. Österreich ist hier eindeutig 

ein Vorreiter auf EU-Ebene. Es gibt ganz wenige Parla-

mente innerhalb der Europäischen Union, die so etwas 

vorsehen und noch sehr viel weniger regionale Parla-

mente, die diesen institutionellen Austausch auch tat-

sächlich pflegen. Gleichzeitig würde ich mir aber wün-

schen, dass Österreich auch in anderen Bereichen die 

Rolle des Vorreiters beziehungsweise Impulsgebers auf 

EU-Ebene öfter einnehmen würde. Genau hier könnte 

die österreichische Ratspräsidentschaft im 2. Halbjahr 

2018 eine Chance sein, das Projekt Europa zu stärken 

und wieder fest zu verankern, nämlich nicht nur in den 

Köpfen, sondern auch in den Herzen der Menschen. 

(Beifall bei den NEOS.) 

In diesem Zusammenhang ist es unerlässlich, dass 

wir in der EU nicht in Mittelstaaten gegen Mittelstaaten 

denken, sondern vielmehr die vorhandenen demokrati-

schen und rechtsstaatlichen Kräfte vereinen und bün-

deln, und hier sollte eben Österreich und vor allem auch 

Wien mit gutem Beispiel vorangehen. Unser Ziel muss 

es sein, die derzeitigen Herausforderungen zu überwin-

den und als Gemeinschaft wieder innen- und außenpoli-

tisch handlungsfähiger zu werden. Für mich ist die Ant-

wort niemals weniger, sondern immer mehr Europa. 

(Beifall bei den NEOS.)  

Gerade in den letzten Jahren ist uns ganz sicher al-

len deutlich geworden, dass die Herausforderungen der 

heutigen Zeit nicht auf nationaler Ebene bewältigt wer-

den können, weder von großen Staaten noch von kleinen 

Staaten. Themen wie Klimaschutz, Migration, Terroris-

mus, Steuervermeidung, digitaler Wandel, sie alle haben 

eines gemeinsam: Sowohl das Problem als auch die 

Lösungen machen nicht vor nationalen Grenzen Halt. 

Wenn wir also unseren BürgerInnen, aber auch unseren 

Kindern eine Perspektive für die Zukunft bieten wollen, 

dann kann unsere Antwort als PolitikerInnen nur eines 

sein: Mehr Integration und eine starke Europäische Uni-

on. - Vielen Dank! (Beifall bei NEOS, SPÖ und GRÜ-

NEN.)  

Präsidentin Veronika Matiasek: Danke, Frau Abge-

ordnete. Ich habe vergessen zu sagen, dass eine Rede-

zeitvereinbarung von 15 Minuten pro Rednerin bezie-

hungsweise Redner besteht. Die Frau Abgeordnete hat 

diese sowieso unterschritten, daher war es überhaupt 

kein Problem, aber das war jetzt meine Schuld. Als 

Nächster gelangt Herr Abg. Becker zu Wort.  

EP-Abg. Heinz K. Becker (ÖVP): Frau Präsidentin! 

Herr Präsident! Auch meine Präsidentin im Österreichi-

schen Seniorenbund, LAbg. Korosec! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen hier im Haus! 

Ich möchte aber schon meiner Freude Ausdruck ver-

leihen, dass ich hier im Haus eine Möglichkeit des Rede-

rechts nutzen kann und die Ebenen der drei bezie-

hungsweise zwei abdecke, nämlich von der EU in die 

Stadtregion oder umgekehrt. Dieser Austausch ist für 

mich Anlass genug, festzustellen, dass wir im gesamten 

Betrachten der Regionalpolitik die politische, nennen wir 

sie ruhig auch strukturpolitische, gesellschafts- und de-

mokratiepolitische Diskussion nicht führen. Wir führen sie 

praktisch nicht. Das Europa der Regionen ist ein erfolg-

reiches Produkt, das aber ohne die eigentliche politische 

Dimension der Mitentscheidung in Effizienz geschieht.  

Immerhin wollen wir ja diese drei Ebenen so sehen, 

dass wir über die Zukunftssinnhaftigkeit dieser Ebenen 

einen Dialog führen. Auch dieser Dialog wird offiziell 

nicht geführt, aber wie auch meine Vorrednerin schon 

betonte: Die mittlere, die nationalstaatliche Ebene gerät 

an ihre Erklärungsnotwendigkeit in der Problemlösung. 

Es ist die Ebene der Europäischen Union sehr effektiv 

und initiativ. Allerdings ist die zweite Ebene der Mitglied-

staaten bedingt in der Lage, gemeinsam zu agieren.  
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Die Einigkeit im Rat ist ein wahrscheinlich unlösbares 

Problem, bis nicht Regelungen neu getroffen werden. 

Demgegenüber steht die Ebene der Regionen und Städ-

te mit einem einzigartigen für die Zukunft bedeutsamen 

Vorteil vor uns. Es ist jenes, dass hier der Nationalismus 

keine Rolle mehr spielt, und dieser Nationalismus in der 

Ebene der Städte und Regionen ist es, der fehlt und den 

wir auch überwinden müssen, das zeigt genau die 

Schwierigkeit der Meinungsfindung. Also diese nationale 

Ebene schwächt sich zum Teil selbst. Sie findet nicht zu 

gemeinsamen Entscheidungen, aber unter Druck dann 

schon, und da wurden Beispiele wie Migration, Terrorbe-

kämpfung, Energie, et cetera ja dargestellt.  

Ich glaube, dass wir die Ebene der Regionen daher 

insbesondere mit ihrem hauptpolitischen Aspekt betrach-

ten dürfen. Es ist nämlich jener der Identitätsstiftung. Bei 

den Menschen gibt es sehr wenige emotionale Zuord-

nungen zur Europäischen Union. Die Zuordnung der 

Identität wird noch immer viel zu wenig der Europäischen 

Union zugeschrieben. Man ist noch zu wenig Europäer, 

aber man ist selbstverständlich Wiener, Kärntner oder 

Katalane, auch ohne separatistische Überlegungen an-

zustellen. Diese Identität liegt in der Region. Sie ist es, 

die für die Menschen die höchste Bedeutung hat, und ich 

wollte nicht versäumen, klarzustellen, dass wir dort 

Handlungsbedarf haben, dass wir dieses Positionieren 

der Regionen eigentlich viel stärker betreiben müssten.  

Die Informationspolitik der europäischen Gedanken 

passiert, wie Sie wissen, sehr schlecht. Sie ist an sich 

eine Verantwortung der nationalen Ebene. Es ist daher 

kein Zufall, dass ich nicht alleine bin mit der Forderung, 

die Information an die Bürger über die Europäische Uni-

on den Mitgliedstaatenregierungen zu entziehen und der 

von den Bürgern gewählten Vertretung des Europäi-

schen Parlaments zu übergeben. Wir sollten die Informa-

tionen an die Bürger tragen, denn das findet leider bis 

dato in sehr geringem Maße oder überhaupt nicht statt.  

Wo wir sehr viele Anknüpfungspunkte haben, Kolle-

gin Mlinar und ich, ist natürlich die wirklich erfolgreiche 

Ebene der Regionalpolitik. Die findet sich insbesondere 

in der Nutzung der EU-Fördergelder. Es gibt eine große 

Zahl von Fonds. Sie kennen sie: Für regionale Entwick-

lung, Kohäsion, Sozialfonds und darüber hinaus, ganz 

wesentlich, der Überbegriff des Struktur- und Investiti-

onsfonds, der auch erfolgreich genützt wird.  

Ich möchte die strategische Investitionspolitik an-

sprechen, die die EU hier gezielt vornimmt, indem sie 

tatsächlich Regionen, die schwache Ausgangssituatio-

nen haben, überproportional fördert, zugleich aber entwi-

ckelte Regionen, und dazu gehören ja selbstverständlich 

Wien und der Osten Österreichs ebenfalls ausreichend 

fördert.  

Die Erfüllung der Europa 2020 Strategie, die der ge-

samten Regionalpolitik übergeordnet ist, geht sehr zügig 

voran. Das Ziel ist, dass wir zum Beispiel 2020 rund 80 

Prozent der 20- bis 64-Jährigen in Beschäftigung be-

kommen wollen. Wir sind sehr nahe mit 75 Prozent, und 

wenn die entsprechenden Wirtschaftsdaten stimmen, 

stehen die Zeichen auf Erfüllung der Europa 2020 Stra-

tegie. Ebenso gut schaut es aus mit jener Rate von 3 

Prozent für Forschung und Entwicklung, deren Errei-

chung ebenfalls für 2020 vereinbart wurde. Wir standen 

zuletzt bei 2,5 Prozent und die Budgetfindung für das 

folgende und das nächstfolgende Jahr sieht bereits die 

Übererfüllung der 3 Prozent vor.  

Sie kennen EU-Strategien für die alpine Region, also 

den Alpenteil Europas, dem natürlich von Südtirol bis 

Bayern viele andere Regionen noch dazu angehören, 

und die Donauregion. Österreich ist in all diesen EU-

Strategien mit Projekten vertreten und hat dafür auch 

Projektförderung erhalten. Das ist eine sehr erfreuliche 

Betrachtung dessen, wie wir Österreicher die EU-

Förderungen auch nützen. Wien ist immer vorne dabei. 

Daher kann ich nur dazu gratulieren, dass es gelungen 

ist, hier die wesentlichen Fördermittel auch abzuholen.  

Sie wissen ja aus den letzten Monaten: Im Mai die-

ses Jahres hat es eine Veranstaltung gemeinsam mit 

den europäischen Vertretungen hier in Wien gegeben, 

nämlich die EU-finanzierten Projekte Wiens der Öffent-

lichkeit bekannter zu machen. Das hat man mit 17 EU-

finanzierten Projekten, von denen 11 alleine aus dem 

Europäischen Sozialfonds gespeist sind, sehr erfolgreich 

geschafft. Sie kennen vielleicht die Jobfabrik, Sie kennen 

Jugend College und das Technologiezentrum in Aspern. 

Ich glaube, dass wir hier erkennen: Auch hier wieder 

beweist sich die Region, schafft es, die EU-Fördertöpfe 

auch entsprechend zu nutzen.  

Wir österreichische Abgeordnete im Europaparla-

ment sind immer befasst mit der Zustimmung zu Förder-

volumina, sei es vorher oder im Prozess. Sie werden es 

erlebt haben: Wir sind entscheidende politische Partner 

darin, dass diese Projekte dann auch beschlossen wer-

den. Ob es sich um den Schwerpunkt Arbeitsplätze han-

delt, er ist einer logischerweise, Klein- und Mittelbetriebe 

mit der Rückkoppelung wieder für Arbeitsplätze zu sor-

gen, der Strukturausbau Innovation und Forschung, hier 

ist in allen Bereichen eine exzellente österreichische 

Performance zu beobachten. Ich möchte daher bestäti-

gen und Sie auffordern: Bleiben Sie bei der Qualität Ihrer 

Einreichungen! Es ist das der Schlüssel. Je besser die 

Qualität der Einreichung für Projekte ist, umso mehr 

Chancen haben Sie. Das können einige Kollegen aus 

mehreren europäischen Ländern nicht sagen. Sie haben 

nicht die Qualität und erreichen daher auch nicht ent-

sprechende Erfolge. 

Ich möchte einen kurzen Schwenk machen zu einem 

sehr aktuellen Papier. Es ist die gemeinsame Stellung-

nahme der Landeshauptleutekonferenz vom 10. Novem-

ber, also sehr kürzlich, wo die Landeshauptleutekonfe-

renz zum Thema der Regionalpolitik und insbesondere 

der Regionalförderungen Stellung genommen hat, und 

zwar in einem Sinne, der uns Parlamentariern extrem 

entgegenkommt. Erstmals ist auf der österreichischen 

Ebene sehr klar formuliert worden, wo das Problem in 

der Zukunft der Fonds und der Nutzung der Fonds, also 

der Förderprojekte liegt: Es ist eine überbordende graus-

liche Bürokratie. Das hindert viele, noch mehr Förderpro-

jekte erfolgreich zu gestalten. Es ist daher zu hoffen, 

dass der Fahrplan der Landeshauptleutekonferenz, bis 

Herbst des nächsten Jahres hier Vorschläge mit der 
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Kommission und von der Kommission zu erarbeiten, hält. 

Das hätte nämlich den Vorteil, dass wir hiermit auch die 

EU-Präsidentschaft Österreichs ab Sommer nächsten 

Jahres nützen können, um einen europäischen Akzent 

zu setzen und Bürokratieabbau, den wir uns ja auch 

innerhalb unseres Landes für die neue Regierungsarbeit 

vorgenommen haben, umzusetzen. 

Ich möchte einen letzten Punkt ansprechen, der 

ebenfalls im Bereich der europäischen regionalen Politik 

eine Rolle spielt. Es sind zwei Wettbewerbe und zwei 

Auszeichnungen, die mit erheblichen regionalen, infra-

strukturellen Folgen gesegnet sind: der Wettbewerb um 

die Europäische Kulturhauptstadt und jener um die Eu-

ropäische Jugendhauptstadt. Viele von Ihnen werden 

wissen: 2003 war Graz die Europäische Kulturhaupt-

stadt, was nachweislich mit diffizilen Untersuchungen 

und Studien eine unglaubliche Umwegrentabilität für die 

gesamte Region, man muss sagen, weit über Graz hin-

aus, aber sicher für Graz am meisten, eingebracht hat. 

Ähnliches hat Linz im Jahr 2009 geschafft. Jetzt haben 

wir eine Bewerbung einer österreichischen Stadt am 

Tisch, nämlich St. Pölten, die wir natürlich ebenfalls auf 

Parlamentsebene sehr fördernd begleiten werden, weil 

wir grundsätzlich österreichische Schaufensterprojekte 

unterstützen wollen. 

Bei der Europäischen Jugendhauptstadt sind wir 

noch nicht erfolgreich gewesen. Wir hatten zwei Mal 

hintereinander die gleiche tatsächlich objektiv beste 

Bewerbung ganz Europas. Es war die Bewerbung der 

Stadt Dornbirn für die Jugendhauptstadt. Sie war nicht 

erfolgreich. Sie war jedes Mal aus rein politischen Grün-

den nicht erfolgreich. Ich begleite das zwar mit einem 

gewissen Verständnis, bedaure aber doch, dass es Ös-

terreich nicht nützt. Man hat nämlich Regionen bedacht, 

wo eben die Not am größten ist. So hat tatsächlich Novi 

Sad, eine serbische Stadt, für 2019 die Europäische 

Jugendhauptstadt zugesprochen bekommen. Es ist nicht 

einmal ein EU-Staat, der hier zum Zug kommt, aber es 

ist eindeutig ein Vorgriff für den Beitrittskandidaten Ser-

bien, und man wollte eben ein Signal setzen, das dort 

entsprechend ankommt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte noch 

einmal an Sie appellieren: Unterstützen Sie den Kampf 

gegen Bürokratie im gesamten Förderwesen! Unterstüt-

zen Sie weiters die Grundkonzeption des Europa der 

Regionen! Das heißt, vernachlässigen wir vielleicht sogar 

immer wieder die nationale Regierungsebene zu Guns-

ten der regionalen gegenüber der EU und nützen wir die 

Möglichkeiten, die es gibt! Sie werden nicht weniger 

werden, sondern eher mehr. Ich hoffe, dass Sie mit die-

ser Information zuversichtlich zumindest in ein Europa 

der Regionalpolitik sehen können. Ich bedanke mich für 

die Gelegenheit, mit Ihnen einen Austausch zu haben. 

(Allgemeiner Beifall.) 

Präsidentin Veronika Matiasek: Als nächster Redner 

ist Herr Abg. Reimon zu Wort gemeldet. Ich bitte darum. 

EP-Abg. Michel Reimon, MBA (GRÜNE): Danke, 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Kolleginnen und Kollegen! 

Es ist mir eine große Freude, als Europaabgeordne-

ter ausgerechnet zur Rolle der Städte und Gemeinden in 

Europa hier zu sprechen. Ich würde gerne konkret dar-

über reden, was man wirklich gemeinsam machen kann, 

was diese beiden Ebenen gemeinsam machen können, 

denn das ist nicht nur abstrakt dahingesprochen. Es gibt 

politisch einige Themen, wo wir Allianzen miteinander 

schließen könnten, nämlich auf kommunaler Ebene, 

nicht nur auf Wiener Ebene, sondern europaweit mit dem 

Europäischen Parlament, weil viele Beschlüsse, die wir 

fassen, eine hochrelevante Auswirkung für Städte haben. 

Das zum einen.  

Beide Kollegen haben die Förderungen schon aus-

führlich angesprochen. Klar, aber das ist ein angeneh-

mes Thema. Einer der letzten Beschlüsse, die wir im 

Europaparlament verhandelt haben, war das Programm 

WiFi4EU. Die Europäische Union zahlt 120 Millionen 

EUR Kommunen, Städten, Gemeinden dazu, wenn sie 

gratis Internet, WLAN an öffentlichen Plätzen errichten 

wollen. Im Durchschnitt wird so etwas mit 15.000 EUR 

pro Ort gefördert. Wien, entlegene Plätze, Parks von 

Wien, Bezirke mit schlechterer öffentlicher Infrastruktur 

können sich bewerben, können eine solche Infrastruktur 

einrichten. Das wird hoch gefördert von der Europäi-

schen Union. 120 Millionen EUR, das ist nicht nichts für 

eine solche öffentliche Infrastruktur. Das wurde - ich war 

bei den Verhandlungen dabei - im Europäischen Parla-

ment fast einstimmig durchgetragen. Ich glaube, das ist 

eine gute Leistung, die wir hier erbringen können. 

Aber Geldverteilen ist natürlich etwas sehr angeneh-

mes. Geldverteilen für ein, ich sage einmal, abstraktes 

Projekt wie WLAN in Parks und an öffentlichen Plätzen 

finde ich wichtig und zukunftsgerichtet, aber es wird die 

Welt nicht retten und es wird unsere großen sozialen 

Probleme in Europa nicht lösen. Ich würde lieber über 

diese Kernthemen sprechen, die uns da mehr berühren.  

Heute Nachmittag wird dieses Hohe Haus ein Min-

destsicherungsgesetz debattieren und hoffentlich be-

schließen. Wie Birgit Hebein gesagt hat: Eher friert die 

Hölle zu, als dass wir Kinder im Stich lassen. Ich hoffe, 

dass das dann auch so passiert, in diesem Haus dann 

passiert. In diesem Mindestsicherungsgesetz geht es 

darum, dass die Ärmsten der Armen geschützt und ver-

teidigt werden, nämlich mit öffentlichen Geldern. Damit 

es öffentliche Gelder für so etwas geben kann, muss die 

öffentliche Hand, die Stadt Wien Geld einnehmen. Damit 

sind wir bei einem der größten Probleme, die wir derzeit 

in der Europäischen Union haben. Das ist Steuerflucht, 

Steuerhinterziehung, Geldwäsche und die Tatsache, 

dass sich Großkonzerne, Milliardäre und Stiftungen aus 

der sozialen Verantwortung ziehen, dass sie die Infra-

struktur hier nutzen, den sozialen Frieden hier nutzen, 

den Wohlstand hier nutzen und nichts mehr dazu beitra-

gen und sich aus der Verantwortung stehlen. Wien wird 

keine soziale Verantwortung übernehmen können für 

seine Bürgerinnen und Bürger, wenn es finanziell ausge-

hungert wird, und das Aushungern passiert auf europäi-

scher Ebene durch die Nichtkooperation der nationalen 

Regierungen.  
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Man muss sich das einmal vorstellen: Die Union 

schließt einen Vertrag mit Liechtenstein ab. Liechtenstein 

garantiert allen EU-Regierungen, die Inhaber von Kon-

ten, von Stiftungen, von Anlagen zu nennen, die Summe 

zu nennen, die Namen zu nennen, damit die Finanzäm-

ter der 28 EU-Mitgliedstaaten das kontrollieren können 

und schauen können, ob fair Steuern gezahlt wurden. 

Man bringt Liechtenstein dazu, diesen Vertrag zu unter-

schreiben. Eine einzige Nation, eine einzige Regierung 

sagt: Das ist total schön, dass ihr uns die Namen geben 

wollt, aber sie interessieren uns nicht, wir würden das 

gern anonym haben. Das ist die Republik Österreich. Die 

Republik Österreich steigt aus aus einem Abkommen, 

das unterzeichnet ist - Ministerratsbeschluss einstimmig - 

und will die Daten der Leute, die Stiftungen in Liechten-

stein haben, einfach nicht haben. Wir wollen die nicht 

besteuern, wir glauben denen, dass die fair Steuern 

zahlen. Das ist der Zustand.  

Es gibt eine Geldwäsche-Richtlinie, die auf europäi-

scher Ebene verhandelt wird, die im Parlament weit 

fortgeschritten ist, die massiv eingreifen würde in diverse 

Mechanismen, die Geldwäsche erlauben. Sie wird im Rat 

blockiert von sechs Staaten, die nicht erlauben, dass wir 

zu einer Einigung kommen. Das ist Malta, das ist Zypern, 

das ist Irland, das ist Großbritannien, das ist Luxemburg 

und die sechste Steueroase ist Österreich. Österreich 

verhindert, so wie die fünf anderen, eine Zustimmung im 

Rat zur Geldwäsche-Richtlinie.  

Wie soll Wien, wie soll eine andere Kommune faire, 

zukunftsgerechte Sozialpolitik machen, wenn das auf 

europäischer Ebene so passiert, frage ich Sie. Dann 

möchte ich aber auch etwas einfordern von der Wiener 

Kommunalpolitik und von Ihnen allen: Wenn Sie hier mit 

Steuermitteln Kommunalpolitik machen wollen, müssen 

Sie auch den politischen Druck auf die Ebene machen, 

die die Rahmenbedingungen schafft. Es geht nicht an-

ders. Ich kann als Europaabgeordneter natürlich darüber 

reden, dass die Geldwäsche-Richtlinie nicht stimmt und 

dass wir diverse andere Richtlinien nicht durchbringen, 

aber der politische Druck auf die nationalen Regierungen 

und in diesem Fall auf die österreichische Regierung 

kann nur von mächtigen Institutionen im Land kommen, 

und der Wiener Landtag und der Wiener Gemeinderat 

versteht sich hoffentlich als eine solche Institution.  

Es stehen im nächsten Jahr zwei Entscheidungen an, 

von allerhöchster Relevanz und damit auch von aller-

höchster Relevanz für Wien, hoffe ich doch. Das sind 

zwei Entscheidungen zur Verhinderung von Steuerflucht. 

Ohne allzu sehr ins Detail zu gehen: Das ist das soge-

nannte Country by Country Reporting, dass also jeder 

Konzern für jedes Land bekannt geben muss, welche 

Umsätze er dort macht, welche Steuern er dort zahlt, wie 

groß die Infrastruktur ist, damit man einmal kontrollieren 

kann, ob eine Tochterfirma mit 4 Angestellten 90 Prozent 

des europäischen Umsatzes macht und dann in Irland 

zum niedrigsten Steuersatz versteuert. Eine solche 

Übersicht über alle 28 Staaten soll es jetzt geben und ist 

fast fertig verhandelt.  

Das Zweite ist eine gemeinsame Steuerbasis, die 

klarstellen sollen, garantieren soll, dass sich die 28 Län-

der nicht in einem Steuerwettbewerb bis zum Geht-nicht-

mehr unterbieten können. Es gibt einen Grund, warum 

die neun österreichischen Bundesländer keinen Steuer-

wettbewerb gegeneinander führen wollen und warum die 

Landtage und Landesregierungen keinen Wert darauf 

legen, sich gegenseitig zu unterbieten: Weil sie wissen, 

dass sie sich langfristig damit ins eigene Fleisch schnei-

den. Das macht natürlich die europäische Ebene auch. 

Wenn Irland nur 10 Prozent Steuern nimmt und Öster-

reich 20 Prozent oder gar 25 Prozent vom Umsatz eines 

Konzerns entgehen, dann hat Irland zwar von den 10 

Prozent profitiert, aber im Großen und Ganzen verliert 

die öffentliche Hand. Um diesen Wettbewerb zu been-

den, das Ganze bei der Körperschaftssteuer auf eine 

gemeinsame Mindeststeuerbasis zu stellen, das ist der 

zweite große Punkt, der jetzt im Europäischen Parlament 

verhandelt wird.  

Beide Richtlinien werden im 2. Halbjahr 2018 vermut-

lich so weit sein, dass sie mit dem Rat verhandelt und 

beschlossen werden können. 2. Halbjahr 2018 bedeutet 

österreichische Ratspräsidentschaft, bedeutet, dass 

wenn wir dort sitzen und das verhandeln, österreichische 

Beamte dort sitzen werden und für die 28 EU-

Regierungen verhandeln werden und den Daumen he-

ben oder senken werden, ob wir eine solche Vereinba-

rung zusammenbringen. Es macht einen Riesenunter-

schied, ob dort Beamte sitzen, Mitarbeiter, Mitarbeiterin-

nen der Ministerien sitzen, die so etwas haben wollen, 

oder ob dort Leute sitzen, die das im Namen der öster-

reichischen Bundesregierung scheitern lassen wollten. 

Wenn man es scheitern lassen will, sitzt Österreich im 

Herbst 2018 dort genau am richtigen Drücker, um das 

Ganze abzubiegen und den Großkonzernen in Zukunft 

freie Hand zu geben, weiter keine Steuern zu zahlen.  

Ich würde mir erwarten von allen Parteien in diesem 

Haus, vor allem von denen, die vielleicht Einfluss auf die 

nächste Regierung haben, massiven Druck zu machen 

und darauf zu drängen, dass das nicht passiert, sich 

Österreich da konstruktiv verhält, dass Österreich dafür 

sorgt, dass diese beiden Regelungen kommen. Beim 

Wiener Budgetbeschluss 2019 können Sie dann darüber 

reden, ob sich die österreichischen Vertreter dort kon-

struktiv verhalten haben oder nicht. Wenn es dann ein 

Problem mit dem Budget gibt, wissen wir dann auch, an 

wen wir uns dann zu wenden haben - auf österreichi-

scher Ebene. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ. - Abg. 

Dominik Nepp, MA: Dann ruft in Irland an!) - Bitte? (Abg. 

Dominik Nepp, MA: Ja, Malta und Irland wird’s schon 

machen!) 

Österreich wird dort sitzen und wird verhandeln und 

es wird wahrscheinlich von Ihnen jemand sein. Aber da 

sind wir ja gleich beim richtigen Thema. Es wird eine 

Prüfung werden, ob eine Partei, die sich als Verteidigerin 

des kleinen Mannes, der kleinen Frau gibt, es so tatsäch-

lich tut. Jetzt kommt ja die Stunde der Wahrheit. Nach-

dem Ihre Bundesrätin im Bundesrat sich jetzt für den 

Investitionsschutz ausgesprochen hat (Abg. Mag. Wolf-

gang Jung: Ist ja unwahr!) - Ich habe den Antrag gelesen 

und ich habe die Abstimmung gesehen. Es ist eindeutig 

die Wahrheit. Noch niemand ist schneller umgefallen als 
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die FPÖ bei TTIP und CETA. Ich hoffe, dass Sie bei der 

Steuerflucht ... (Abg. Mag. Wolfgang Jung: Sie sprechen 

wider besseres Wissen!) - Ich habe den Antrag gelesen, 

Sie offensichtlich nicht. Also, schauen wir einmal. Aber 

es kommt. Es kommt TiSA, es kommt das Dienstleis-

tungsabkommen, es kommt die Liberalisierung von öf-

fentlichen Diensten in Wien auf uns zu, wenn dieses 

Abkommen durchgeht. Ich habe bis jetzt nur kritische 

Stimmen der FPÖ gehört. (Abg. Mag. Wolfgang Jung: 

Richtig!) Ich bin neugierig, ob das so bleiben wird, ob Sie 

dann im Bundesrat oder im Nationalrat oder im Europa-

parlament wieder umfallen oder nicht. Schauen wir uns 

das einmal an. Gut.  

Unterm Strich: Die Zusammenarbeit zwischen Euro-

päischer Union und Kommunen, Städten, Landtagen 

sollte aus meiner Sicht sich wirklich nicht, um das noch 

einmal zurückzuführen, auf die Verteilung von ein paar 

Förderungen konzentrieren. Das ist angenehm und gut. 

Was wir wirklich brauchen für diesen massiven Umbau 

der Republiken beziehungsweise der europäischen Län-

der, denn ein paar Monarchien haben wir auch, ist, Wi-

derstand zu leisten, und nirgendwo ist er stärker spürbar 

als auf der kommunalen Ebene, auf der lokalen Ebene, 

wenn die öffentliche Hand ausgeblutet und ausgepresst 

wird. Nirgendwo stärker schneidet das direkt hinein in die 

Entscheidungsfähigkeit der öffentlichen Hand als hier. 

Deswegen würde ich mir wünschen und erwarten, dass 

von hier der Widerstand kommt, denn von hier kommt 

auch der politische Druck, den Regierungschefs, Regie-

rungschefinnen, und so weiter tatsächlich spüren. Wenn 

eine Stadt wie Wien, eine Stadt wie Paris, eine Stadt wie 

Barcelona in den Widerstand gehen gegen diesen Spar-

kurs, in den Widerstand gehen gegen diese Steuerflucht, 

in den Widerstand gehen gegen dieses Abwandern von 

Profiten in Steueroasen, dann hat es tatsächlich Wir-

kung. 

Deswegen strecke ich meine Hand aus für die Ko-

operation. Ich bin jederzeit bereit, bei solchen Dingen 

Auskunft zu geben, mich einzubinden und auch gemein-

sam etwas zu organisieren. Wo immer gemerkt wird, 

dass von der Ratsebene, von europäischer Ebene der 

Gestaltungsspielraum von Wien, der Gestaltungsspiel-

raum der öffentlichen Hand, des sozialen Wissens be-

schränkt wird, da strecke ich meine Hand aus für Koope-

ration. Gehen wir das gemeinsam an und stellen wir uns 

diesem neoliberalen Umbau in den Weg! Versuchen wir, 

das aufzuhalten! - Danke (Beifall bei GRÜNEN und 

SPÖ.)  

Präsidentin Veronika Matiasek: Danke, Herr Abge-

ordneter. Als Nächster ist Herr Abg. Vilimsky zu Wort 

gemeldet. Ich bitte darum. 

EP-Abg. Harald Vilimsky (FPÖ): Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren!  

Herzlichen Dank für die Einladung! Ich durfte schon 

vor einem Jahr hier zu Ihnen sprechen, nämlich im Rah-

men der europapolitischen Debatte. Ich habe damals 

hier meiner positiven Hoffnung Ausdruck verliehen, dass 

sich etwas ändern wird, dass es Reformen geben wird, 

und tatsächlich hat sich etwas verändert. Wenn Sie Ihre 

Augen auf die Bundespolitik kurz richten, so hatten wir 

dort lange Zeit unter einer drückenden, untätigen, ich 

würde fast sagen, unfähigen rot-schwarzen Bundesregie-

rung zu leiden. Mittlerweile haben Wahlen stattgefunden. 

Es gab ein deutliches Votum des Wählers. Rot-Schwarz 

wurde abgewählt, und zur Zeit finden positive Verände-

rungsgespräche auf Bundesebene statt, in deren Folge 

diese Untätigkeit, diese Unfähigkeit auch in europapoliti-

scher Hinsicht endlich beendet werden könnte und sich 

viel Gutes für die Republik Österreich tun könnte. (Beifall 

bei der FPÖ und von Abg. Mag. Manfred Juraczka.)  

Die Stadt Wien hinkt bei diesem allgemeinen positi-

ven Veränderungstrend etwas nach. Hier regieren noch 

Rot und Grün. Und wenn ich mir Rot-Grün anschaue, 

was da alles passiert, so vergeht kein Tag ohne irgend-

einen Skandal, aber auch atmosphärisch ist alles ir-

gendwie zerrüttet. Die Roten können sich nicht entschei-

den, wer Nachfolger von Bgm Häupl wird. Völlige Zerrüt-

tung ist der Fall. (Abg. Christian Oxonitsch: Sagen Sie 

was zur EU-Politik, pro forma!) Es bewegt sich überhaupt 

nichts mehr in dieser Stadt außer Skandale, Verschul-

dungen, Rekordarbeitslosigkeit. (Abg. Ernst Woller: In 

welcher Stadt leben Sie eigentlich?) Auf der anderen 

Seite gibt es die GRÜNEN, die hier aus Unterstützung, 

viel kritisiert von den eigenen Reihen, nur mehr als 

Steigbügelhalter da sind. (Beifall bei der FPÖ.)  

Aber auch da ist Hoffnung in Sicht, nämlich Hoffnung, 

dass Sie als GRÜNE dem sehr positiven Vorbild Ihrer 

Bundespartei folgen und offensichtlich auch aus dem 

Stadtparlament hinausgewählt werden (Abg. Birgit He-

bein: Gibt’s Neuwahlen?) und dann im Zuge eines gro-

ßen, tollen und positiven Veränderungsprozesses, viel-

leicht mit vorgezogenen Wahlen, Wien unter der Führung 

eines Bürgermeisters Johann Gudenus hier in wirklich 

positive Veränderungsprozesse gehen kann. (Beifall bei 

der FPÖ. - Heftiger Widerspruch bei SPÖ und GRÜ-

NEN.)  

Die positive Veränderung oder generell eine Diskus-

sion darüber, wie man es in Zukunft besser machen 

könnte, findet auch auf europapolitischer Ebene statt, wo 

wir in Österreich die Landeshauptleutekonferenz hatten 

und die eindeutig gesagt haben, dass sie weniger an 

Kooperationsfeldern, dafür die, wo kooperiert wird, viel 

besser hätten. Es gibt den Brief des EU-

Kommissionspräsidenten Juncker an den Präsidenten 

des Europaparlamentes Tajani, in dem er sich dafür 

ausspricht, hier eine Gruppe für mehr Subsidiarität und 

mehr Effizienz einzurichten.  

Es gibt fünf Juncker-Szenarien, die ich uns kurz hier 

vor Augen halten möchte. Erstens, dass man weiter-

wurschtelt wie bisher. Das ist, glaube ich, etwas, das 

niemand will. Es gibt ein Szenario zwei, wo man sagen 

kann, das Binnenmarktszenario mit einem Hold für weite-

re Zentralisierungsschritte wäre eine Denkvariante. Es 

gibt die Variante drei, wo es heißt, eine Koalition der 

Willigen innerhalb der Europäischen Union macht mehr 

und andere werden nicht zwangsverpflichtet mitzuma-

chen. Es gibt das Szenario vier, das da heißt, weniger 

Kooperationsfelder, dafür dort, wo kooperiert wird, mit 

mehr Effizienz zu agieren - aus meiner Sicht ein sehr 

gutes Szenario. Schließlich gibt es das Szenario fünf, die 
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Ever-closer-Union, wo die totale Europäische Union 

einen Zentralisierungsweg beschreitet, dem wir aus 

unserer subsidiären Sicht hier nicht die Zustimmung 

geben wollen.  

Aber bei all den Fragen, die die europäische Unions-

politik im Zusammenhang mit Städten und Kommunen 

betreffen, die wir heute hier zur Debatte haben, kann 

man auch nicht verschweigen, dass es einen Punkt gibt, 

der die Städte Europas in den Würgegriff nimmt. Es ist 

etwas, das die Städte Europas in einer Art und Wiese 

belastet, dass ich es hier nicht akzeptieren kann und 

nicht akzeptieren will, dass man hier über allgemeine, 

planerische, sonstige, vielleicht auch wichtige Dinge 

redet. Gefahr Nummer 1 droht aus dem Thema Migrati-

on, Terrorismus und, auch damit im Zusammenhang 

stehend, aus dem Thema Soziales.  

Für all die, die mir nicht glauben möchten: Ich habe 

mir nur die größten Terroranschläge, die europäische 

Städte in der jüngsten Vergangenheit betroffen haben, 

herausgesucht: Barcelona, August 2017: ein Lieferwa-

gen fährt in eine Menschenmenge. Im Juli 2017: eine 

Messerattacke in Hamburg. Im Juni 2017: Paris, der 

Hammer, der auf Menschen gerichtet wurde vor der 

Kathedrale in Paris. London Bridge: Drei Attentäter fah-

ren mit einem Lieferwagen in eine Menschenmenge und 

verursachen Tote. Mai 2017: Manchester, 22 Tote. März 

2017: Westminster Bridge, wo ein SUV in eine Men-

schenmenge gerast ist - ebenfalls Tote. Dezember 2016: 

Berlin Weihnachtsmarkt, wo ein Tunesier mit einem LKW 

in eine Menschenmenge gerast ist - 12 Tote, 50 Verletz-

te. Juli 2016, Nizza: Ein LKW rast in eine Menschen-

menge hinein, 86 Tote, der Attentäter stammt aus Tune-

sien. Wir haben die Geschichte in Brüssel. Dort wurde 

der Flughafen einem Sprengstoffattentat ausgesetzt: 35 

Tote, mehr als 300 Verletzte. November 2015: Paris, die 

Anschläge im 10. und 11. Arrondissement, Bataclan-

Theater.  

Sie wissen, dass die Attentäter dieses mehr als ver-

abscheuungswürdigen Attentates über Österreich her-

eingekommen sind. Da wird auch schon deutlich, wie die 

Herausforderungen der Zukunft aussehen müssen, näm-

lich einen effektiven Grenzschutz tatsächlich vorzuneh-

men und nicht mehr Tür und Tor offenzuhalten, sodass 

jeder, der möchte, auch mit bösester Absicht, ganz ein-

fach auf diesen Kontinent hereinkann. (Anhaltender 

Beifall bei der FPÖ.)  

All denjenigen der Gutmenschen-Fraktionen, die sa-

gen, Asyl generell für alle ist etwas Wichtiges, entgegne 

ich: Die Österreicher haben eine Tradition in ihrem Den-

ken, die sehr wohl Menschen, die Schutz und Hilfe benö-

tigt haben, immer Schutz und Hilfe angedeihen haben 

lassen: 1956 während des Ungarn-Aufstandes, 1968 

während des Prager Frühlings, in den 1990er Jahren 

während der Jugoslawien-Krise. Aber kein Mensch hat 

davon geredet, eine interkontinentale Völkerwanderung 

mit einem Strom von Terroristen nach Europa zuzulas-

sen (Beifall bei der FPÖ.) und natürlich beeindruckt das 

die Kommunen. (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Omar 

Al-Rawi.) - Ich würde gerne hören, was Sie gesagt ha-

ben, da kann ich darauf replizieren. Was habe ich bei 

meinen Vorrednern? (Abg. Dipl.-Ing. Omar Al-Rawi: 

Haben Sie die Ansprachen Ihrer Kollegen gehört?) - Ich 

habe sie sehr wohl gehört. Ich orte generell einen Zu-

stand großer Verwirrung in Ihren Reihen. Ich möchte das 

einmal so hier im Raum stehen lassen. (Beifall bei der 

FPÖ.)  

Schauen Sie, für diejenigen, die vermeinen, dass wir 

Tür und Tor offen halten sollten, gibt es einen guten Satz 

von Peter Scholl-Latour, diesem deutsch-französische 

Publizisten. Er hat gesagt: „Wer halb Kalkutta aufnimmt, 

um Kalkutta zu retten, wird selbst zu Kalkutta.“ - Zitat 

Ende. Genau da liegt auch das Problem. Natürlich ist 

durch die Situation, dass wir Tür und Tor geöffnet haben 

für Menschen, die nach Europa kommen wollen, in vielen 

Fällen völlig ungerechtfertigt, hier nicht nur eine Gefähr-

dung in sicherheitspolitischer Situation entstanden, son-

dern natürlich auch in sozialpolitischer Hinsicht eine 

Belastung entstanden. Auf Bundesebene versuchen wir 

gerade, das zu reparieren, was unter sozialdemokrati-

scher Verwaltung hier verursacht wurde. Es muss wieder 

soziale Gerechtigkeit herrschen zwischen jenen, die als 

Staatsbürger den Wohlstand in der Republik erarbeitet 

haben, und jenen, die gerade erst hinzugekommen sind 

und natürlich nicht dieselben Rechte und dieselben Leis-

tungen erhalten können wie diejenigen, die viele, viele 

Jahre, mitunter Jahrzehnte hier zu diesem System beige-

tragen haben. (Beifall bei der FPÖ.)  

Gerade im rot-grünen Wien manifestiert sich ja das 

Problem, weil Sie mit Ihrer Politik der offenen Kassa für 

jeden, der nach Österreich hereingekommen ist, eine 

Magnet- und Sogwirkung hier erzeugt haben, wobei das 

Geld fehlt, um soziale Maßnahmen für Wienerinnen und 

Wiener entsprechend zu bedecken. Ihnen als Multikulti-

Koalition, -Fraktion, wie auch immer, ist schon längst das 

soziale Denken abhandengekommen, wenn es darum 

geht, sich für die Österreicherinnen und Österreicher, 

und in Ihrem Fall für die Wienerinnen und Wiener auch 

entsprechend einzusetzen.  

Ich versuche zusammenzufassen: Es gibt positive 

Veränderungen auf allen Ebenen. Jetzt wird auf österrei-

chischer Bundesebene mit Beteiligung der Freiheitlichen 

Partei über sehr, sehr viele Themen diskutiert, die lange 

Zeit abgewickelt wurden und jetzt tatsächlich zu einer 

Konsensmasse verhandelt werden. Was dabei heraus-

kommt, bleibt in den kommenden Wochen abzuwarten. 

Aber alleine die Diskussion über diese Themen bewirkt 

sehr viele Implikationen. Wir haben auf europäischer 

Ebene den Reformdruck und wir haben da die Diskussi-

on. Auch da macht sich immer stärker der Wunsch nach 

Subsidiarität breit, der Wunsch weg vom Zentralismus 

und der Wunsch, dort zu kooperieren, wo es wirklich 

Sinn macht. Auch das ist mehrheitsfähig.  

In Wien sind Sie leider unter rot-grüner Verwaltung, 

ein bisschen ein Nachzügler. Ich verleihe aber meiner 

Hoffnung Ausdruck, dass vielleicht bei der kommenden 

EU-Debatte auch in Wien diese Veränderung möglich 

sein wird, nachdem ich vor einem Jahr da war und jetzt 

auf Bundesebene die Möglichkeit da ist, positive Verän-

derungsprozesse in die Wege zu leiten. Vielleicht wird 

das schon im kommenden Jahr der Fall sein, wenn mich 
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meine Fraktion hier wieder als Redner einlädt und auch 

diese rot-grüne Koalition, die diese Stadt in den Würge-

griff einer negativen Entwicklung nimmt, endlich auch 

Geschichte geworden ist, wenn die GRÜNEN dem Bei-

spiel ihrer Bundespartei gefolgt sind, aus dem Parlament 

in Wien herausgekommen sind und, wie ich hoffe, eine 

starke blaue Fraktion diese Stadt in eine gute Zukunft 

führen kann. Ich denke, Sie alle werden sich darüber 

freuen können. - Danke sehr! (Anhaltender Beifall bei der 

FPÖ. - Abg. Prof. Harry Kopietz: Eine Biertischrede ist 

das! Nicht einmal eine Büttenrede! - Rufe und Gegenrufe 

zwischen FPÖ und SPÖ und GRÜNEN.)  

Präsidentin Veronika Matiasek: Danke, Herr Abge-

ordneter. Als nächste Rednerin ist Frau Abg. Mag. Reg-

ner zu Wort gemeldet. - Bitte schön. 

EP-Abg. Mag. Evelyn Regner (SPÖ): Herzlichen 

Dank! Schönen guten Tag! Sehr geehrte Abgeordnete!  

Eine sehr schöne Gelegenheit gibt es heute wieder: 

Wir europäische Abgeordnete können uns heute mit 

Ihnen, Abgeordneten des Wiener Landtages, über ein 

europäisches Thema auseinandersetzen, nämlich über 

die Rolle der Städte und Gemeinden in der Europäischen 

Union. Städte sind Motoren der Wirtschaft. Sie sind Orte 

der Vernetzung, der Kreativität und der Innovation. Hier 

liegt Wien im europäischen Spitzenfeld, wenn wir zum 

Beispiel über die Digitalisierung sprechen, und ist eine 

der ganz bedeutenden modernen Städte, in denen sehr, 

sehr viel Gutes passiert ist, wie es zum Beispiel auch 

Kollege Becker erwähnt hat. Also Rot-Grün in Wien 

bekommt verdammt viel Gutes, Modernes auf die Reihe 

(Beifall von Abg. Katharina Schinner.) und in Europa 

schauen auf sehr vielen Ebenen etliche - nicht nur im 

Europäischen Parlament, sondern auf sehr vielen Ebe-

nen - auf die Erfolge dieser rot-grünen Regierung. Ich 

spreche jetzt hier insbesondere von der Digitalisierung. 

(Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Ich komme gleich auf die Themen selbst zu spre-

chen. In den letzten Jahren hat sich sehr viel Know-how 

durch junge NGOs, durch Start-ups und im universitären 

Bereich herausgebildet. Zum Beispiel im Bereich der 

Roboter forschen hier die Universität Wien, die TU Wien, 

das Technikum sehr stark. Viele Dienstleister bieten 

mobile digitale Lösungen an. Die Wiener Stadtwerke: Wir 

hatten einige von diesen ganz innovativen Start-ups und 

auch von öffentlichen Dienstleistern im Europäischen 

Parlament zu Gast und viele waren beeindruckt darüber, 

was hier eine Stadt auf die Reihe bringt. Es gibt das 

Metalab, einen gemeinnützig betriebenen Freiraum für 

digital affine Menschen, in dem sie sich organisieren, 

weiterbilden und arbeiten können. Die gesamte Stadt hat 

eine fast 100-prozentige Netzabdeckung.  

Ich erzähle Ihnen jetzt sehr vieles, was Sie als Land-

tagsabgeordnete natürlich selbst wissen, aber worauf wir 

auch im Europäischen Parlament sehr genau achten und 

von dem es mehr in der Europäischen Union geben soll. 

Wir haben im Europäischen Parlament einen Bericht zu 

den Robotern verabschiedet, nämlich um Haftungsfra-

gen, um ein Weiterdecken auf rechtlicher Ebene, aber 

auch auf politischer Ebene, was wir mit dieser Digitalisie-

rung, mit dieser Modernisierung tun. Es geht auch um 

die Frage des Teilens. Wer soll davon etwas haben in 

der Zukunft? Sollen wir nicht eine Robotersteuer einfüh-

ren? Soll es nicht einen Anteil der Beschäftigten geben, 

die daran teilhaben sollen? Das ist eine große, wichtige 

soziale Frage, mit der sich das Europäische Parlament 

auseinandersetzt und Sie in Wien schon Großartiges auf 

die Reihe gebracht haben, woran es natürlich nun anzu-

knüpfen gilt.  

Städte beherbergen 70 Prozent der EU-Bevölkerung, 

stellen zwei Drittel der Arbeitsstellen zur Verfügung, aber 

es gibt auch verdammt hohe Arbeitslosenzahlen. Es gibt 

also Licht und Schatten, Modernisierung, aber gleichzei-

tig auch Verlierer. Die Europäische Union kann von der 

Lösungskompetenz der Städte nur profitieren und lernen. 

Die EU-Städteagenda, die derzeit in Form von zwölf 

Städtepartnerschaften umgesetzt wird, ist hier ein effek-

tiver Schritt, um das verfügbare Fachwissen auf Städte-

ebene optimal zu nutzen. Hier stellt sich immer wieder 

die Frage: Was haben die Menschen davon? Es geht 

darum, gerecht zu verteilen. Das ist eine Aufgabe der 

Europäischen Union, die wir im Europäischen Parlament 

durch unsere Gesetzgebungs- und Kontrollfunktionen 

erfüllen und erfüllen müssen, aber natürlich auch der 

Städte, die eine Zusammenarbeit erfordert.  

Wir brauchen dazu mehr Investitionen, also mehr 

Geld. Daher meine Aufforderung an Sie: Ich weiß, Sie 

haben jetzt harte Debatten hinter sich. Das Budget erfor-

dert natürlich einiges an Einsatz auf kommunaler, aber 

auch auf europäischer Ebene. Daher fordere ich Sie auf, 

gerade jetzt, wenn das EU-Budget für die Zeit nach 2020 

verhandelt wird, sich als Landtagsabgeordnete auch hier 

ganz besonders aktiv einzubringen, da es für Städte sehr 

wichtig ist, dass die Budgets nicht kleiner werden, trotz 

Brexit, und eine flexible Handhabe besteht, damit genau 

diese wichtigen Ziele der gerechten Umsetzung für Bil-

dung im digitalen Bereich auch wirklich erreicht werden 

können - also die Initiativen der Unis, der Stadtwerke, 

der Wirtschaftsagentur, der Stadt Wien, um nur einige zu 

nennen. 350 Milliarden EUR sind gerade ein Drittel des 

EU-Budgets, die über die Kohäsionspolitik eingesetzt 

werden können. Daher fordere ich Sie auf, sich hier 

durch aktives Verbessern der grenzüberschreitenden 

Partnerschaften einzubringen. Also Wien ist großartig, 

kann aber noch einiges machen. (Anhaltender Beifall bei 

SPÖ und GRÜNEN.)  

Ich möchte vor allem auf das soziale Europa zu spre-

chen kommen. Die Menschen müssen etwas davon 

haben, dass wir in einer modernen, in einer schwieriger 

werdenden Welt leben. Wir brauchen das Geld und da-

her eine zuverlässige Basis für die Einnahmen. Ich habe 

vom EU-Budget gesprochen, aber es geht auch darum, 

dass eine entsprechende Steuerbasis da ist. Hier ist es 

die SPÖ im Europäischen Parlament, unter den europäi-

schen Fraktionen, die sich hier im „Panama“-

Untersuchungsausschuss und in so vielen anderen Aus-

schüssen einbringen, die ganz besonders aktiv einfor-

dert, dass Gewinne dort versteuert werden, wo sie anfal-

len, in jenem Land, wo sie anfallen, und dass hier auch 

der Finanzminister seine Schritte zu setzen hat.  



Landtag, 20. WP 23. November 2017 21. Sitzung / 30 

 

Da geht es um Liechtenstein, um Malta, um ein Ver-

schieben von Geldern über Konstruktionen auf Zypern, in 

Luxemburg, und so weiter. Hier gibt es unendlich viel zu 

tun. Wir sozialdemokratische Abgeordnete sind hier 

federführend. Ich sage das hier in diesem Kreis, denn 

oftmals nehmen wir Abgeordnete wahr, die einen von 

links zu überholen scheinen, aber dann, wenn es an die 

Abstimmung geht, absolut gegen diese Definitionen sind, 

wie wir Steuerschlupflöcher schließen können, wie wir 

wirklich an die Gewinne von Unternehmen herankom-

men: 13 Prozent höher könnten die Einnahmen durch die 

Körperschaftssteuer allein in Österreich sein. Das ist 

Geld, das national, aber auch auf kommunaler Ebene 

letztlich fehlt. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Dieses Geld können wir auf europäischer Ebene ho-

len. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) Ich glaube, es ist so 

wichtig, das immer wieder zu betonen, denn wenn Sie 

uns da reden hören, dann hören Sie immer, dass sich 

alle sich das Schöne und das Gute vom Himmel wün-

schen. Aber schauen Sie sich Abstimmungsverhältnisse 

an. Schauen Sie sich an, wer sich denn letztlich dafür 

einsetzt, dass da tatsächlich etwas passiert. Da gibt es 

diejenigen, die mehr oder weniger immer nur die Kata-

strophenszenarien bewirken und beschreiben, und da 

gibt es diejenigen, die sich dafür einsetzen, dass das 

alles geändert wird. Ich kann Ihnen nur sagen, dass Sie 

hier auf kommunaler Ebene mit Rot-Grün recht gut fah-

ren. Auf europäischer Ebene sind es genau dieselben 

Allianzen. Ich kann Ihnen sagen, dass es die Sozialde-

mokratie ist, dass es die GRÜNEN, die Linken sind, also 

diejenigen, die eher darauf schauen, wie wir Steueroa-

sen mehr oder weniger schließen können. Ich kann 

Ihnen auch sagen, dass alle anderen schön reden, aber 

herzlich wenig dazu beitragen. (Beifall bei SPÖ und 

GRÜNEN.)  

Vielleicht noch, ich sehe doch, das ist sehr schön, 

man hat ein bissel Zeit, hier bei Ihnen im Landtag zu 

reden, man muss nicht gleich die Kurve kratzen, ein paar 

Dinge, auf die ich noch hinweisen wollte. Schauen Sie 

auf den heutigen „Krone“-Titel. Da geht es um einen 

ehemaligen FPÖ-Abgeordneten, also um einen FPÖ-

Minister. Da geht es darum, was in der Vergangenheit an 

Schindluder getrieben wurde und was jetzt noch zu ver-

dauen ist. Also wenn wir darauf schauen, wie mit Budget 

gut umgegangen werden kann, wenn wir darauf schau-

en, wie eine verantwortungsvolle, moderne Regierungs-, 

aber auch kommunale Arbeit ausschauen kann, dann 

kann sich Rot-Grün schon mal sehen lassen, und auf 

europäischer Ebene ist es eben, wie gesagt, genauso.  

Zu Asyl: Wir haben letzte Woche im Europäischen 

Parlament in Straßburg Prinzipien über die Verteilung 

von Flüchtlingen beschlossen. Dazu nur so viel: Ord-

nungsprinzipien, es geht um Ordnung. Es geht um Ord-

nung, die notwendig ist, dass nicht jedes Land mehr oder 

weniger für sich selbst entscheidet: Nehmen wir so viele 

Flüchtlinge? Nehmen wir sie nicht? Wie teilen wir sie 

ein? Wie machen wir es nicht? Es geht darum, dass 

Ordnung in einer Situation hergestellt wird, die teilweise 

durch nationalstaatliches Chaos so ausschaut, wie sie 

ausschaut. Und das ist etwas, wie es weitergehen muss: 

Ordnungsprinzipien und nicht Chaosprinzipien. Ordnung 

erfordert europäische Zusammenarbeit und nicht natio-

nalstaatliches Einigeln! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Zum Schluss möchte ich noch ein bissel auf die Ab-

stimmungsverhältnisse im Europäischen Parlament 

verweisen. Wenn es um die Rechte und die Stärkung der 

Stellung von Frauen geht, stimmt die FPÖ grundsätzlich 

dagegen (Amtsf. StRin Mag. Renate Brauner: Das ist ein 

Skandal!), zuletzt beim Bericht über den Beitritt der EU 

zur Istanbul-Konvention zum Schutz gegen Gewalt an 

Frauen. (Amtsf. StRin Mag. Renate Brauner: Unglaub-

lich! Frechheit!) Wenn es um Maßnahmen gegen Kin-

derarmut geht oder soziale Ausgrenzung - die FPÖ ent-

hält sich. Wenn es um die europäische Jugendgarantie 

geht - die FPÖ ist dagegen. Ich nenne ein paar Beispie-

le: Pariser Klimaabkommen, Finanztransaktion, Steuern - 

natürlich dagegen. Also es geht darum, sehr wohl darauf 

hinzuweisen, was wir machen können, damit es Men-

schen in Europa, in Wien, aber auch woanders letztlich 

besser haben, dass es hier kommunale Verantwortung 

wahrzunehmen gilt und wir diese Probleme anpacken 

und zu lösen versuchen und nicht nur thematisieren und 

dann schließlich sagen: Wurscht, was vorgeschlagen 

wird, wir sind dagegen wenn konstruktive Vorschläge auf 

dem Tisch liegen. Ich wünsche mir, dass gerade vor 

diesem Bild, das wir haben, ein Fahrradbote, der über 

sein Handy eine Message kriegt, einen Auftrag auszu-

führen, dass der sozial abgesichert ist (Lautes Plenum, 

Diskussion zwischen Amtsf. StRin Mag. Renate Brauner, 

Abg. Dominik Nepp, MA und Abg. Dr. Wolfgang Aigner.) 

Diese soziale Absicherung können wir durch europäi-

sche Prinzipien, durch einen sozialen Rahmen, der jetzt 

letzte Woche in Göteborg beschlossen worden ist, ein-

mal feststecken und gemeinsam mit nationalstaatlichen 

und mit kommunalen Maßnahmen umsetzen. Dazu 

brauchen wir eure Unterstützung, eure Hilfe, und inso-

fern freue ich mich auf die weitere Zusammenarbeit! 

(Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Präsidentin Veronika Matiasek: Danke, Frau Abge-

ordnete. Als nächste Rednerin ist Frau Abg. Mag. Meinl-

Reisinger zum Wort gemeldet. Ich bitte darum. 

Abg. Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES (NEOS): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Mitglieder der 

Landesregierung! Sehr geehrte EU-Abgeordnete! Werte 

Kolleginnen und Kollegen! 

Ich freue mich sehr über diese Möglichkeit, Europa 

hier ins Herzen Wiens zu holen und über die unter-

schiedlichen Vorstellungen über die Zukunft dieses ge-

meinsamen europäischen Kontinents hier zu diskutieren. 

Ich möchte an der Stelle sagen, dass ich lebendige Dis-

kussionen hier im Hause durchaus schätze und es ei-

gentlich nicht meine Aufgabe wäre, aber, Herr Abg. 

Vilimsky, Sie sind hier in das Haus eingeladen worden 

und hier gegen eine Fraktion richtiggehend zu pöbeln, 

nämlich gegenüber den GRÜNEN, das finde ich, ehrlich 

gesagt, nicht besonders passend. (Aufregung bei Abg. 

Dominik Nepp, MA.) Das möchte ich an der Stelle ein-

fach sagen. (Beifall bei NEOS, SPÖ und GRÜNEN.), weil 

nichts anderes als Pöbelei war das. Das mag ganz un-

terhaltsam sein, aber es lässt mich ratlos zurück, wie 
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eigentlich der Stil der Debatte im Europäischen Parla-

ment stattfindet. Ich finde, man kann sich durchaus hart 

in der Sache austauschen. Das werde ich sicherlich auch 

tun.  

Zweifelsohne ist die österreichische Ratspräsident-

schaft im kommenden Jahr eine Riesenchance für Öster-

reich, aber natürlich auch eine Riesenchance für Wien, 

einen tatsächlich aktiven Beitrag zu einer Weiterentwick-

lung der Europäischen Union zu leisten und hier auch 

mehr als nur Duftmarken bei der Frage zu setzen: Wohin 

soll sich denn dieser vereinte Kontinent entwickeln? Und 

dass es hier ganz große Fragestellungen gibt und durch-

aus auch heftige Diskussionen und politische Auseinan-

dersetzungen hinsichtlich der Frage, wohin wollen wir 

uns denn als Europäische Union weiterentwickeln, das 

liegt ja auf der Hand. Mein einziger und entscheidender 

Wunsch an der Stelle ist, und das ist natürlich ein Appell 

an die zukünftigen Regierungsfraktionen, dass Öster-

reich für sich selber ganz entschlossen den Standpunkt 

einnimmt, hier einen aktiven Beitrag zu einer Weiterent-

wicklung der Europäischen Union zu leisten und sich 

nicht in Scheindebatten oder Planlosigkeit ergeht, wie es 

derzeit den Eindruck erweckt. (Beifall bei den NEOS.) 

Wenn ich davon spreche, einen aktiven Beitrag zu 

leisten, dann müssen wir natürlich ganz besonders auf 

die großen politischen Fragestellungen schauen, die 

ganz zweifelsohne nur gemeinsam europäisch gelöst 

werden können. Natürlich ist internationaler Terrorismus, 

der islamische, islamistische Terrorismus eine große 

Herausforderung. Es ist Fürchterliches bedroht, gerade 

Städte. Da haben Sie völlig recht. Aber wo, wenn nicht 

auf europäischer Ebene, kann dieses Problem durch 

mehr Zusammenarbeit der Behörden, durch bessere 

Vernetzung, durch mehr Austausch der Sicherheitsbe-

hörden gelöst werden, und doch nicht durch national-

staatliche Alleingänge! Das ist doch lächerlich Richtung 

FPÖ! (Beifall bei NEOS und SPÖ. - Abg. Dominik Nepp, 

MA: Wir haben das Problem der USA!) 

Wir brauchen ein Europa, das die Bürgerinnen und 

Bürger schützt und nicht abschottet. Was glauben Sie, 

soll denn beim Kampf gegen Terrorismus passieren, 

wenn jeder Nachrichtendienst hier sein eigenes Süpp-

chen kocht? Gar nichts, aber genau gar nichts! Wir brau-

chen die Zusammenarbeit, um genau über diese weni-

gen viel zu wissen, anstatt den Weg zu gehen, den auch 

Schwarz-Blau droht zu gehen, nämlich wenig über viele 

zu wissen. Das ist doch genau verkehrt herum! (Beifall 

bei NEOS und SPÖ.) 

Oder die Herausforderung des Klimawandels. Wer 

glaubt denn bitte ernsthaft, dass Österreich, dass Wien 

allein, dass Österreich allein, dass der Nationalstaat 

allein diese große Herausforderung des Klimawandels 

lösen wird? Niemand! Es geht nur in einer engeren politi-

schen Zusammenarbeit. Detto das Thema Migration, das 

Thema Asyl, die Migrationsströme. Wir wissen, dass das 

ja nicht erst durch die Flüchtlingskrise bekannt ist und 

auch noch nicht zu Ende ist, wenn man beispielsweise 

auf die Auswirkungen des Klimawandels schauen wird 

und was das mit dem afrikanischen Kontinent machen 

wird. Die sind nur in einem gemeinsamen, in einem star-

ken, in einem gemeinsamen politischen Europa zu lösen 

und jedenfalls nicht in einer reinen Wirtschaftsgemein-

schaft wie das manchmal den Rechten hier so vor-

schwebt. (Beifall bei den NEOS.) 

Es wurde auch schon das Thema Steueroasen, 

Steuerschlupflöcher und deren Vermeidung angespro-

chen. Mir gefällt es nicht, und das sage ich in Richtung 

der GRÜNEN, dass man hier eigentlich die gleiche Rhe-

torik an den Tag legt, wie es teilweise die Rechte tut, 

nämlich Sündenböcke herauszuziehen und zu sagen, wir 

wettern jetzt gegen Großkonzerne oder sonst was. Das 

ist meiner Meinung nach genau die gleiche Rhetorik und 

ein bisschen die Bestätigung meines Hufeisentheorems, 

dass im Schüren von Feindbildnern die Linke wie die 

Rechte zusammenkommen. Das gefällt mir nicht. (Beifall 

bei den NEOS.) 

Aber selbstverständlich ist die Frage eines fairen 

Steuerwettbewerbs eine Herausforderung für Gesamteu-

ropa. Und das sage ich an der Stelle übrigens erneut wie 

in dieser Woche schon als Liberale, weil nichts anderes 

als eine Vermeidung von fairem Wettbewerb sind Steu-

erprivilegien, die von Staaten einzelnen Konzernen, 

einzelnen Unternehmen gewährt werden, die letztlich 

auch, und das war ganz massiv auch mit liberaler Unter-

stützung, glaube ich, von der Kommissarin Vestager als 

unerlaubte Beihilfen klassifiziert worden sind. Das ist 

alles andere als fairer Wettbewerb, und dagegen treten 

wir Liberale auch ganz entschieden auf, ohne hier aber 

dumpfsinnige Feindbilder zu schüren und zu beginnen. 

(Beifall bei den NEOS.) 

Was ich allerdings bis dato in puncto Ratspräsident-

schaft gehört habe, ist die durchaus wichtige und richti-

ge, aber bisweilen zu kurz greifende Diskussion über 

Subsidiarität. Schauen Sie, Subsidiarität ist ein ganz 

wesentliches, politisches Prinzip auf europäischer Ebene 

und, wie ich glaube, auch bei uns auf österreichischer 

Ebene im Prinzip des Föderalismus. 

Aber Subsidiarität ist durchaus auch immer wieder 

die Geheimwaffe der Nationalisten, um sich letztlich 

ausschließlich darüber unterhalten zu können, was man 

für Kompetenzen wieder auf nationaler Ebene zurückha-

ben möchte. Das ist definitiv der falsche Weg, und hier 

erwarte ich mir mehr Engagement von Seiten von 

Schwarz-Blau. (Beifall bei den NEOS.)  

Dass die Zukunft auch wirtschaftlich nur in mehr Eu-

ropa und nicht in weniger Europa liegen kann, das zeigt 

übrigens auch ein Blick nach Ungarn, wo wir durchaus 

sehr antieuropäische, Anti-Brüssel-Tendenzen sehen, 

Kampagnen, die von Orbán gegen Brüssel gefahren 

werden, die im Stil wirklich beklemmend sind, mit rhetori-

schen Fragen, die da den Bürgerinnen/Bürgern gestellt 

werden und die meines Erachtens in diesem überhöhten 

Nationalismus zwar vielleicht innerstaatlich einen Sieg 

erringen, aber letztlich das gesamte Projekt Europa 

gefährden. Aber interessanterweise hat Ungarn wirt-

schaftlich eine große Herausforderung zu meistern. Die 

haben nämlich in den letzten Jahren durchaus auch 

schon sehr viel gehabt, unter anderem, ich habe mir das 

angeschaut, auf Grund von massiven EU-Förderungen, 

die immerhin, ich glaube, im Vorjahr oder im Vorvorjahr, 
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6 Prozent der gesamten Wirtschaftsleistung betragen 

haben! Also hier gegen Brüssel zu wettern und gleichzei-

tig aber gerne Förderungen zu kassieren, das ist biswei-

len schon ein bisschen seltsam. (Beifall bei den NEOS.)  

Die zweite Maßnahme, die Orbán gemacht hat, so 

viel zum Thema Irland, ist, 9 Prozent Ertragssteuern 

querbeet für alle kleinen, mittleren und großen Betriebe 

festzulegen. Das ist natürlich Steuerwettbewerb, das ist 

mir völlig klar, und ist natürlich für strukturschwache 

Regionen eine Möglichkeit, wie man Unternehmen an-

lockt, anzieht. Aber wenn Sie hier von ruinösem Wettbe-

werb sprechen, auch in Richtung FPÖ gesagt, dann 

schauen Sie doch bitte zur Ihrem Kollegen Orbán, der 

das hier durchaus noch exzessiver ausgenutzt hat, als 

es Irland gemacht hat. Aber was passiert jetzt? Jetzt sind 

Unternehmen dort, durchaus sehr viele deutsche Unter-

nehmen, und jetzt gehen die Fachkräfte aus, jetzt gehen 

die Arbeitskräfte aus, auch weil sehr viele ungarische 

Staatsbürger beispielsweise in Österreich arbeiten. Und 

jetzt frage ich Sie: Was ist jetzt da die Lösung, die natio-

nalstaatliche Lösung? Grenzen dicht? Arbeitnehmerfrei-

zügigkeit in Frage stellen? Personenfreizügigkeit in Fra-

ge stellen? Das wird dann zweifelsohne zu einem wirt-

schaftlichen Abschwung führen, auch in Ungarn. Und 

dann werden vielleicht auch dort die Menschen erken-

nen, dass das gemeinsame Europa mit den Freiheiten 

auch die Grundlage für den Wohlstand dieses Kontinents 

ist! (Beifall bei den NEOS.)  

Ich möchte noch zwei Punkte ansprechen. Ein Punkt, 

der mir durchaus wichtig erscheint, auch in der Frage der 

durchaus unterschiedlichen politischen Standpunkte, ist, 

wenn es um die Frage Budgeteinnahmen versus Ausga-

ben geht. Es ist keine ureigene europapolitische Debatte, 

aber sie wurde doch von einigen Vorrednern hier ange-

sprochen. Also zu sagen, dass hier von Seiten der öf-

fentlichen Hand ein massives Einnahmenproblem be-

stünde und dass endlich alles in Butter wäre, wenn wir 

nur die Steuern erhöhen würden oder fair besteuern 

würden und endlich die Superreichen und Großkonzerne 

hier einen Beitrag leisten würden, scheint mir doch ein 

wenig zu knapp argumentiert. Wenn wir gerade nach 

zwei Tagen Budgetdebatte hier herauskommen, wo wir 

gesehen haben, dass die Einnahmen durchaus sprudeln 

- es ist ja nicht so, dass wir hier von einer wirklich er-

schreckenden Austeritätspolitik sprechen können, die 

hier in Wien durch Europa ausgebrochen ist, und sie 

droht auch nicht. Die Einnahmen sprudeln, aber bedau-

erlicherweise gehen die Ausgaben halt noch weiter in die 

Höhe. Es werden mehr Schulden gemacht. Ich verstehe 

schon, dass Politiker, und es wurde hier ja auch ange-

sprochen, immer wieder gerne Förderungen oder über-

haupt Gelder haben, die sie verteilen wollen. Aber es ist 

eine bisweilen gierige öffentliche Hand, die hier nach 

immer mehr Geld schreit, um es letztlich umverteilen 

oder verteilen zu können und so einzelne Klientele be-

dienen zu können. Wenn wir heute darüber eine Diskus-

sion führen - die später kommt -, dass Wien jetzt drin-

gend nach mehr Geld schreit auf Grund der überhaste-

ten Abschaffung des Pflegeregresses, wo NEOS die 

Einzigen waren, die gegen solche Wahlzuckerl gestimmt 

haben, weil sie kein Gesamtkonzept für die Pflege brin-

gen, weil sie die pflegenden Angehörigen für die Pflege 

daheim völlig im Stich lassen und weil ja auch genau 

diese Budgetlöcher da sind, um das nicht zu finanzieren 

und auch falsche, meiner Meinung nach, Lenkungsmaß-

nahmen hier entstehen und mehr Menschen ins Heim 

kommen und ich habe das für Wien auch aufgezeigt, 

dann zeigt das, wie unverantwortlich bisweilen Politik vor 

Wahlen gemacht wird, wo es nur darum geht, Geschen-

ke zu verteilen und letztlich so Wählerstimmen zu be-

kommen. Das ist das Problem mit der gierigen öffentli-

chen Hand, und wir haben selbstverständlich ein Ausga-

benproblem und kein Einnahmenproblem! (Beifall bei 

den NEOS.)  

Einen letzten Punkt, der von Herrn Abg. Becker an-

gesprochen wurde, möchte ich noch ansprechen, und 

das ist die Frage der Identität, weil das für mich die ganz 

entscheidende Zukunftsfrage Europas ist. Ich glaube, da 

gibt es eine große Verbindung zwischen Städten und der 

Europäischen Union, weil beide, wie soll man sagen, 

Organismen ohne einen nationalen Narrativ auskommen, 

und das schon über Jahrhunderte. Städte waren immer 

um einen Markt herum Orte, die immer einen identitäts-

stiftenden Narrativ geboten haben, wo Menschen (Abg. 

Armin Blind: Stadt muss frei machen!) aus verschiedens-

ten Regionen verschiedenster Herkunft und verschiede-

nen religiösen Bekenntnissen zusammengekommen sind 

- (Abg. Armin Blind: Stadtluft muss frei machen!) ganz 

richtig, Stadtluft macht frei -, um zu wirtschaften und erst 

später ist dann der nationale Narrativ gekommen. Ein 

bisschen eine ähnliche Geschichte hat natürlich die 

Europäische Union. (Zwischenruf von Abg. Armin Blind.) 

Darf ich das bitte vielleicht ausführen, Herr Kollege 

Blind? Herr Kollege Blind, darf ich das vielleicht ausfüh-

ren? Danke sehr! Dann diskutieren Sie das bitte nach-

her. Gönnen Sie mir hier meine drei Minuten noch. Dan-

ke vielmals. Also diese Europäische Union ist natürlich 

aus den Trümmern des Zweiten Weltkriegs, aus den 

Trümmern Europas entstanden, aber natürlich sehr stark 

um die Frage des Binnenmarkts. Das war ja auch immer 

die Idee der Gründerväter, dass über diese wirtschaftli-

che Integration weitere Politikbereiche kommen und so 

letztlich auch ein gemeinsames europäisches Verständ-

nis und Identitätsgefühl zustande kommt. Das ist aber 

nicht passiert. Das ist vielleicht in einem Elitenbereich 

passiert. Aber wir haben ganz viele Menschen nicht 

dabei mitgenommen oder es wurden ganz viele Men-

schen nicht dabei mitgenommen, nicht zuletzt auch 

durch fehlende Symbolik. Ich habe einmal eine Frage auf 

Twitter gestellt: Was außer zwölf gelbe Sterne auf blau-

em Grund verbindet ihr bildlich mit dem gemeinsamen 

Europa, mit der Idee des gemeinsamen Europas? Ich 

habe nicht einmal gefragt „mit der EU“. Ich habe aus-

schließlich zynische Antworten bekommen: Glühbirne, 

Scherbenhaufen, Gurkenkrümmungen. Das heißt, wir 

haben es hier eigentlich verabsäumt, dass Gesamteuro-

pa die große Chance nützt, so ähnlich wie Städte in den 

Pluralismus, in der Vielfalt um einen Markt herum ge-

meinsam einen Narrativ zu entwickeln. Wenn ich mir 

etwas wünsche, wo ich auch wirklich mein Bekenntnis 
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abgebe, dass ich daran arbeiten werde, dann diesen 

gemeinsamen europäischen Narrativ auch für die Zu-

kunft und für meine Kinder zu entwickeln. Vielen Dank. 

(Beifall bei den NEOS.) 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Danke sehr. 

Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg. Hungerlän-

der.  

Abg. Mag. Caroline Hungerländer (ÖVP): Sehr ge-

ehrter Herr Präsident! Werte Abgeordnete zum Europa-

parlament! Geschätzte Kollegen! 

Ich darf heute als künftiges Hauptmitglied der ÖVP 

im Europaausschuss zu Ihnen sprechen. Als das und 

auch als Absolventin der Diplomatischen Akademie war 

es mir ein großes Anliegen, dass ich das Thema Europa 

behandeln darf, und ich freue mich sehr, zu dieser Ehre 

gelangt zu sein. (Beifall bei der ÖVP.)  

Als Österreich der EU beigetreten ist, war ich gerade 

einmal sieben Jahre alt und Österreich als Teil der Union 

ist daher eine absolute Selbstverständlichkeit für mich. 

Genauso wie ich eine prosperierende Zukunft für meine 

Stadt Wien möchte und für mein Land Österreich möch-

te, genauso möchte ich eine prosperierende Zukunft für 

Europa und alle Europäer. Sie sehen also, weil wir das 

Thema Identität angesprochen haben, ich glaube, bei der 

jüngeren Generation ist eine Dreieinigkeit der Identität 

Stadt, Land und Europa möglich. Generell ist ja Identi-

tätsbildung eine äußerst komplexe Angelegenheit. Es ist 

aber unbestritten, dass unsere nächste Umgebung das 

allerwichtigste identitätsstützende Merkmal ist, nämlich 

unsere Familie, und in nächster Ebene unsere Gemein-

schaft und in nächster Ebene unsere Stadt und die Regi-

on und natürlich der Nationalstaat und in äußerster Ebe-

ne die Europäische Union. Das sind ganz tiefe menschli-

che Funktionsweisen, und diesen tiefen menschlichen 

Funktionsweisen hat die EU, die Gründungsväter der 

EU, auch Rechnung getragen, nämlich mit dem Prinzip 

der Subsidiarität. (Beifall bei der ÖVP.)  

Es sind tatsächlich viele Kritikpunkte, die heute an 

die EU herangetragen werden, die darauf basieren, dass 

von dem Prinzip der Subsidiarität nach und nach abge-

gangen wird. Dass die Europäische Union im Laufe der 

letzten Jahrzehnte immer mehr Kompetenzen der Natio-

nalstaaten an sich gerissen hat und sich immer mehr in 

Angelegenheiten der Nationalstaaten eingemischt hat. 

Dass sie über diesen ursprünglichen Ansatz der Wirt-

schaftsunion weit hinausgeschossen ist. Wir sehen das 

beispielsweise beim Thema Sozialpolitik. Das heißt, 

dieses Verhältnis zwischen EU-Angelegenheit einerseits 

und nationaler Angelegenheit andererseits muss neu 

geregelt werden, denn die Union ist dann stark, wenn sie 

sich auf ihre Kernkompetenzen beruft. Das sind zum 

Beispiel der Grenzschutz, die Verteidigungspolitik, die 

Migration. Die EU ist dann stark, wenn sie sich in kleine-

ren Fragen zurücknimmt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Frau Abg. Meinl-Reisinger, sie ist jetzt leider nicht 

mehr da, ich finde es wirklich schade, dass Sie dieses 

Prinzip - vielleicht kann man es ihr ausrichten - der Sub-

sidiarität nicht verstanden haben, weil es ist ein Prinzip, 

auf dem die EU basiert, das inhärent mit der EU verbun-

den ist. Ich würde mich freuen, wenn wir uns vielleicht 

noch einmal darüber unterhalten können, damit ich Ihnen 

die Wichtigkeit der Subsidiarität noch einmal erkläre. 

(Beifall bei der ÖVP.) 

Generell aber, und das ist vielleicht ein von dem be-

trüblichen Brexit guter Effekt, beschäftigen sich die euro-

päischen Entscheidungsträger jetzt ein bisschen mehr 

mit der Zukunft der Europäischen Union. Da werden von 

allen politischen Richtungen unterschiedliche Vorschläge 

eingebracht. Ich möchte ein wenig darauf eingehen. Für 

uns ist nämlich, wenn es um die Zukunft der Union geht, 

der Weg in die Richtung einer weiteren Schuldenunion 

oder der Weg in die Richtung einer Sozialunion absolut 

undenkbar und der falsche Weg. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vielmehr nämlich muss diese abstrakte Union wieder 

näher zum Bürger rücken. 2009 wurde in diesem Sinne 

der letzte Schritt gemacht. Da wurden die Kompetenzen 

des EU-Parlaments erweitert, und nun könnten die 

nächsten Schritte erfolgen, beispielsweise mit der direk-

ten Wahl eines Kommissionspräsidenten oder mit einer 

Verschlankung der Strukturen oder mit einer Verkleine-

rung der Kommission. Die letzten beiden Vorschläge 

haben ja in Europa bereits gewisse Unterstützer gefun-

den, nämlich konkret in Frankreich. Ein anderer französi-

scher Vorschlag, darauf möchte ich auch ein bisschen 

eingehen, geht unsererseits aber in die völlig falsche 

Richtung, wenn nämlich gefordert wird, dass ein EU-

Finanzminister installiert werden soll, weil wir da schon 

sagen, bevor es einen EU-Finanzminister geben muss, 

muss die EU zuerst einmal in der Lage sein, sich an ihre 

eigenen Regeln zu halten, nämlich die bestehenden 

Regeln der Eurozone durchzusetzen. (Beifall bei der 

ÖVP und der FPÖ.) 

Seien wir uns ehrlich, der zweite große Kritikpunkt an 

der Union neben der immer mehr aufgeweichten Subsi-

diarität ist ja, dass sich die Union nicht an ihre eigenen 

Regeln hält, Beispiel Grenzschutz, Beispiel Dublin-

Verordnung. Das sind Probleme, auf die wir eingehen 

müssen. Das sind Probleme, die wir uns ganz konkret 

ansehen müssen. (Beifall bei der ÖVP und der FPÖ.) 

Aber kehren wir zurück zu der Rolle der Städte in Eu-

ropa. Die Geschichte unserer Stadt ist ja ganz, ganz eng 

mit der europäischen Geschichte verknüpft. Wir haben 

sowohl Sternstunden als auch die tiefsten und negativs-

ten Stunden dieses Kontinents in unserer Stadt miterlebt. 

Ich möchte vielleicht auf die Sternstunden eingehen, zum 

Beispiel 1815, als der Kutscher Europas von Wien aus 

die Zügel in der Hand hielt. Oder die Rolle Wiens wäh-

rend des Kalten Krieges, als Wien es sehr, sehr gut 

geschafft hat, sich als Sitzstadt europäisch-

internationaler Organisationen zu etablieren und ein 

guter Brückenbau zwischen Ost und West wurde. Und 

als Wien es in der jüngeren Vergangenheit geschafft hat, 

EU-Agenturen nach Österreich zu holen. Leider hat es in 

der jüngsten Vergangenheit nicht geklappt. Aber ich 

sage, wir müssen uns weiterhin bemühen, dass Wien 

eine Sitzstadt internationaler Organisationen ist, und wir 

müssen uns weiterhin bemühen, dass in Wien internatio-

nale Konferenzen und internationale Sitzungen stattfin-

den können. Ich bin mir sicher, dass die künftige Bun-

desregierung, wie auch immer sie aussehen wird, eine 
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proaktive Europapolitik im Sinne aller Europäer machen 

wird. (Beifall bei der ÖVP und von StRin Ursula Schwei-

ger-Stenzel.) 

Der Wichtigkeit von Städten in Europa wird ja auf eu-

ropäischer Ebene wirklich Rechnung getragen, zuletzt im 

Pakt von Amsterdam. Ich denke, je näher wir zusam-

menrücken, je globalisierter unsere Welt wird, desto 

wichtiger ist es auch, dass die Verkehrsverbindungen 

zwischen einzelnen europäischen Städten dem Rech-

nung tragen. Deswegen wäre hier der Ausbau der Breit-

bahn nach Kosice beispielsweise absolut zu unterstüt-

zen, weil es eine Vereinfachung für Österreicher und für 

Europäer darstellen würde. (Beifall bei der ÖVP.) 

Geschätzte Abgeordnete zum EU-Parlament! Am 

Ende möchte ich einen Appell richten und ein Herzens-

anliegen von mir ansprechen. Als Europäische Union 

haben wir die Verantwortung, die Werte, auf denen unser 

Gefüge fußt, aktiv zu bewerben. Das sind etwa Rechts-

staatlichkeit, Gleichheit von Mann und Frau und die 

Menschenrechte. Ich möchte jetzt das Ende meiner 

Rede nutzen, um Ihre Aufmerksamkeit auf eine Proble-

matik zu richten, wo meines Erachtens die EU sich noch 

nicht aktiv genug engagiert. Aktuell erleben wir die größ-

te Christenverfolgung aller Zeiten. Es sind weltweit 200 

Millionen Christen davon betroffen und das Haarsträu-

bende ist, nicht nur weltweit, sondern genauso auf euro-

päischem Boden. (Beifall bei der ÖVP und FPÖ.) 

Ich denke, dass wir auf allen Ebenen die Verantwor-

tung haben, hier in Wien im Gemeinderat, im Nationalrat 

und genauso Sie im Europaparlament immer wieder 

aufzuzeigen, welches Verbrechen gegen die Religions-

freiheit da begangen wird, und immer wieder aufzuzei-

gen, unter welchen Repressalien Christen zu leiden 

haben. (Beifall bei der ÖVP und FPÖ.)  

In diesem Sinne darf ich Ihnen das nach Brüssel mit-

geben und mich für die Aufmerksamkeit bedanken. (Bei-

fall bei der ÖVP und FPÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Als Nächste zu 

Wort gemeldet ist Frau Abg. Meinhard-Schiebel, bitte 

sehr. 

Abg. Brigitte Meinhard-Schiebel (GRÜNE): Sehr 

geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Her-

ren! 

Nachdem die Rede des FPÖ-Parlamentariers für Eu-

ropa gezeigt hat, was Sie als FPÖ unter Europapolitik 

verstehen, darf ich Ihnen zeigen, was wir in unserem 

Europaausschuss tatsächlich tun, um den Stellenwert 

von Wien zu betonen, und genau das nicht zu tun, was 

Sie tun: Hetzen und den Nationalismus predigen. (Beifall 

bei GRÜNEN und SPÖ. - Aufregung bei der FPÖ.) 

Unser Gemeinderatsausschuss für europäische und 

internationale Angelegenheiten ist seit 2011 in der Ver-

tretung des Landtags auch für die Subsidiaritätsprüfun-

gen von EU-Rechtsakten zuständig. In den letzten Jah-

ren wurden etwa zum Beispiel Pakete zur Energie-Union, 

die Marktöffnung für inländische Schienenpersonenver-

kehrsdienste und das EU-Datenschutzpaket von Wien 

behandelt und an den Bundesrat weitergeleitet. Einheitli-

che Länderstellungnahmen, die den Bund bei Verhand-

lungen und Abstimmungen in der EU binden, sind auch 

zu anderen Themen zustande gekommen. Wien kann 

hier seine Rolle als Region nutzen, um vor allem Maß-

nahmen entgegenzuwirken, die vor allem auf die Schwä-

chung der Daseinsvorsorge oder die Unterwerfung von 

kommunalen Leistungen durch den freien Markt hinaus-

laufen. Sie wissen, dass das die Gefährdung der sozia-

len Sicherheit ist. Während gewisse europäische Min-

deststandards, beispielsweise beim Umweltschutz, sinn-

voll sind, müssen Gesundheitsversorgung, Wasserver-

sorgung, soziale Dienstleistungen und auch der soziale 

Wohnbau vor wirtschaftlicher Liberalisierung und vor 

Privatisierung dringend geschützt werden. Bei dieser 

Frage sind sich übrigens die meisten Städte in Europa 

ziemlich einig und auch im Ausschuss der Regionen 

oder im Städtenetzwerk Eurocities, über die im Europa-

ausschuss immer wieder berichtet wird. Auch im Rah-

men der Urban Agenda kann Wien inhaltliche Akzente 

setzen, wie zum Beispiel das am 23. März in Brüssel 

beschlossene Strategiepapier zu EU-Regulierungen und 

öffentlicher Unterstützung von Wohnraum zeigt. Erst vor 

Kurzem sind die europäischen Regionen wieder zu ei-

nem öffentlich breit diskutierten Thema geworden, näm-

lich durch die Konflikte in Katalonien. Dieses Beispiel 

zeigt eher auf, wie Politik nicht gemacht werden sollte. 

Regionaler Nationalismus und Separatismus führen nur 

in die Sackgasse. Das muss festgestellt sein, ohne die 

brutalen und unangemessenen Reaktionen der rechten 

Zentralregierung Spaniens damit zu rechtfertigen. Die 

EU-Kohäsionspolitik zeigt, dass es auch anders geht.  

Seit 1990 gibt es als Gemeinschaftsinitiative die so-

genannten Interreg-Programme, in denen die Zusam-

menarbeit benachbarter Regionen über nationale Gren-

zen hinaus gefördert wird. Das betrifft auch Bereiche wie 

Umweltschutz, Kultur, Tourismus und Raumplanung. Die 

bereits fünfte Auflage des laufenden Programmes verfügt 

von 2014 bis 2020 über ein EU-weites Gesamtbudget 

von über 10 Milliarden EUR für die Interreg-

Zusammenarbeit mit Ungarn, der Tschechischen und 

Slowakischen Republik, die dazu beitragen, den ehema-

ligen Eisernen Vorhang auch in den Köpfen der Men-

schen abzubauen. Dafür ist in Wien die Magistratsabtei-

lung 27 zuständig.  

Zum Abschluss möchte ich noch auf eine weitere Ini-

tiative hinweisen, die ebenfalls einen wichtigen Beitrag 

zu einer solidarischen Zusammenarbeit der Regionen 

leistet, die Europäischen Strategie für den Donauraum, 

an der 14 Länder beteiligt sind. Wien ist hier für den 

Schwerpunktbereich 10 „Verbesserung der institutionel-

len Kapazität und Zusammenarbeit“ zuständig. Die Arbeit 

des zuständigen Koordinators Rudi Schicker und seines 

Teams möchte ich ausdrücklich hervorheben. Es wird 

nicht nur in der Zusammenarbeit der Städte mit der Ur-

ban Platform Danube Region ein Schwerpunkt gelegt 

und auf den Austausch von Know-how der lokalen und 

regionalen Verwaltungen, sondern vor allem auch auf 

den niederschwelligen Zugang von Local Actors zu EU-

Fördermitteln und auf die Einbindung der so wichtigen 

Zivilgesellschaft. Das ist besonders wichtig, um die euro-

päische Idee auch in die Bevölkerung zu tragen. Die 

bisherigen, von der PA 10 mitorganisierten vier Participa-
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tion Days, zuletzt heuer in Budapest, haben sehr ein-

drucksvoll gezeigt, dass es auch einen lebendigen und 

überregionalen Austausch an der Basis gibt.  

Ich darf mich hier nochmals für die Rede unseres 

EU-Parlamentariers Michel Reimon herzlich bedanken. 

(Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Danke sehr. 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg. Jung.  

Abg. Mag. Wolfgang Jung (FPÖ): Danke, Herr Prä-

sident. Meine Damen und Herren! 

Im Gegensatz zu meiner Vorrednerin werde ich mich 

nicht auf meinen Redetext unter Ablesung desselben 

beschränken, sondern möglichst auf meine Vorredner 

eingehen und fange gleich bei der letzten an, bei der 

Kollegin Meinhard-Schiebel. Ausgerechnet Sie haben es 

notwendig, Frau Kollegin, uns Hetze vorzuwerfen! Erin-

nern Sie sich, im Ausschuss, erinnern Sie sich, was hier 

mehrfach in dem Haus gesagt wurde, dass unser Aus-

schuss einer derjenigen oder vielleicht sogar derjenige 

ist, der das am weitestgehenden Einvernehmen hat, bei 

dem es ruhig zugeht und wo eigentlich auch sehr, sehr 

viel, fast alles gemeinsam beschlossen wird? Ihnen fällt 

nichts ein als das Wort Hetze. Sie reden also von Arbeit 

in dem Ausschuss. Vielleicht habe ich noch Zeit, auf die 

Ausschussarbeit einzugehen. Aber genau Sie sind ja die, 

die nichts da drinnen arbeitet. Sie haben sich in den 

letzten beiden (Aufregung bei Abg. Birgit Hebein.) Aus-

schüssen nicht einmal zu Wort gemeldet, obwohl dort so 

wichtige Themen (Beifall bei der FPÖ.) auf der Tages-

ordnung waren wie die Planung Österreichs für die Prä-

sidentschaft oder die Frage der Subsidiarität! Sie be-

schränken sich auf das Heben der Hand. Seit dem Ab-

gang der Kollegin Vana ist der EU-Ausschuss von Seiten 

der GRÜNEN tot. Sie gibt es nicht mehr! (Beifall bi der 

FPÖ.) 

Jetzt kommen wir vom Gegenteil zum Positiven, zur 

Frau Kollegin Hungerländer, wo ich weitestgehend das, 

was sie gesagt hat, auch den Schluss unterschreiben 

kann. In einem einzigen Punkt widerspreche ich Ihnen, 

nämlich 1815. Also den Metternich als Zeichen der Libe-

ralität sehe ich nicht! (Heiterkeit bei Abg. Dominik Nepp, 

MA.) Der hat die Restauration eingeführt und die Re-

pression, Pressezensur und alles Mögliche andere. Aber 

ansonsten stimme ich Ihnen weitgehend zu, Frau Kolle-

gin!  

Nun, fangen wir bei der Frau Kollegin Mlinar an, die 

ja begonnen hat aufzuzählen, was alles in der Union 

nicht funktioniert: Chaos, Brexit katastrophal, Flücht-

lingssituation, Terror, und so weiter. Und dann hat sie 

gesagt, die Union muss gemeinsame Lösungen bei der 

Steuervermeidung, der Migration, digitalen Problemen, 

und so weiter finden. Ja, da haben Sie schon recht, Frau 

Kollegin. Aber dazu hat die Union jetzt Jahrzehnte Zeit 

gehabt und es gibt keine wirklichen Lösungen! Wie 

schauen denn bei der Union die Lösungen aus, die 

kommen? Jetzt kriegen wir diese Bratkartoffelverordnung 

von der Union vorgeschrieben. Das sind die Lösungen, 

die uns die Union anbietet! In den vitalen Fragen ist sie 

dazu nicht fähig. Das ist der Grund, warum man struktu-

rell halt immer wieder dazu übergehen muss, in den 

Nationalstaaten Lösungen zu finden. Manche machen es 

dann, durchaus unter Brechen der bestehenden Verord-

nungen und rechtlichen Übereinkommen, zum Teil aus 

Verzweiflung und überwiegend, weil es die eigene Be-

völkerung dort will. Es geschieht aber ohnehin nichts. Die 

Einzigen, die die Dummen sind, sind die, die sich an alle 

Regelungen der Union halten. Das sind wir, das ist die 

Bundesrepublik, und das sind die Skandinavier! (Beifall 

bei der FPÖ.) Wir zahlen und nehmen alles hin und 

werden dafür noch geschimpft und geprügelt.  

Der Kollege Becker hat hier die Subsidiarität ange-

sprochen. Ja, das ist eine gute Sache, aber sie wird halt 

nicht gelebt. Das erleben wir gerade im Ausschuss der 

Regionen immer wieder, dass im Zweifelsfall darüber 

hinweggefahren wird und die Subsidiarität, die mangeln-

de Subsidiarität, die wir gerade auch als Städte zu spü-

ren bekommen, nicht gelebt wird, und jeder, der im Städ-

tebund tätig ist, merkt es, wenn wir uns dagegen wehren 

müssen, dass uns Verordnungen wie im Bereich Woh-

nen, und so weiter aufs Auge gedrückt werden, die über-

haupt nicht auf die regionalen Situationen passen. Hier 

läuft etwas fehl, aber es geschieht halt nichts dagegen.  

Kollege Reimon, der sehr viel vom Geldverteilen ge-

sprochen hat. Da sind ja die Linken ausgezeichnet im 

Verteilen von Geld, das die anderen erwirtschaftet ha-

ben, Herr Kollege, aber … (EP-Abg. Michel Reimon, 

MBA: Von Einnehmen habe ich geredet!) Bitte, was 

haben Sie gesagt? (EP-Abg. Michel Reimon, MBA: Von 

Einnehmen habe ich geredet!) Ja aber bevor Sie es 

verteilen, müssen Sie es ja auch einnehmen. Ich stimme 

Ihnen ja durchaus zu, dass hier (Zwischenruf von EP-

Abg. Michel Reimon, MBA.) bei den ... Also das werden 

Sie mir nicht vorschreiben, Herr Kollege! Das ist vielleicht 

Demokratie auf Grün. Aber wie Sie mit der fahren, das 

haben Sie ja in letzter Zeit beim Verschleiß Ihrer Vorsit-

zenden bis zum Rausfliegen aus dem Parlament erlebt! 

Also wie gesagt, hier ist es durchaus richtig und es 

stimmt, dass hier einiges geschehen muss, vor allem im 

Bereich der internationalen Konzerne. Nur, glauben Sie 

wirklich, dass hier eine Einigung im nächsten Jahr erfol-

gen kann - und wenn nicht, das wollen Sie dann Öster-

reich in die Schuhe schieben? Die Einigung wird es 

nächstes Jahr 2018 nicht geben. Das wissen Sie ganz 

genauso wie alle anderen! Und die wird es auch nachher 

nicht geben. Sie werden es nicht der österreichischen 

Präsidentschaft in die Schuhe schieben können, dass 

sich hier die anderen nicht darum scheren und Irland und 

Malta weiter so arbeiten wie jetzt. Sie glauben doch 

selber nicht wirklich, dass die irische Regierung freiwillig 

auf diese Einnahmen verzichten (Zwischenruf von EP-

Abg. Michel Reimon, MBA.) wird! Daher ist es notwen-

dig, in diesem Zusammenhang einfach nationale Lösun-

gen zu finden. Wenn Sie die gestrigen und heutigen 

Zeitungen aufschlagen, dann werden Sie sehen, dass 

auch in Österreich jetzt endlich einmal Lösungen ange-

dacht werden, dass, wenn es in diesem Zusammenhang 

keine Lösungen auf der EU-Ebene gibt, hier eben auf 

eigener Basis Ausgleichsbesteuerungen, wie es so 

schön heißen wird, gefunden werden müssen, wenn die 

digitalen Betriebsstätten auf der Ebene der Union nicht 
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gefunden werden können. So schaut diese Situation ja 

wirklich aus, Herr Kollege! Druck machen, das wissen 

Sie ganz genau, das haut nicht hin, schon gar nicht bei 

einem Staat wie Österreich. Druck machen können die 

Italiener, weil sie „to big to fail“ sind. Druck machen kön-

nen in einem gewissen Ausmaß die Deutschen, weil sie 

wirtschaftlich so potent sind, und die Franzosen zum 

Teil, weil sie so präpotent sind. Das ist die Situation in 

der EU. Aber doch nicht wir, das glauben Sie doch nicht 

allen Ernstes, als einer von 27 Kleinen da drinnen!  

TiSA haben Sie auch angesprochen mit dem Unfall. 

Also bitte bei TiSA sind wir ganz eindeutig in einer be-

stimmten Richtung unterwegs und das hätte man längst 

schon oben stärker ansprechen können. Und weil Sie 

diese Fehlabstimmung einer einzelnen Person, nicht im 

Bundesrat und nicht im Nationalrat, sondern in einem 

Ausschuss angesprochen haben, die sofort durch einen 

Pressedienst korrigiert wurde (Zwischenruf von EP-Abg. 

Michel Reimon, MBA.): Wenn Ihnen nichts anderes ein-

fällt, Herr Kollege, dann brauchen wir uns vor Ihrer Ar-

gumentation nicht zu fürchten. Seien Sie unbesorgt zu 

CETA, wir haben unsere Meinung in der Hinsicht nicht 

geändert. Die Einzigen, die in dem Zusammenhang 

umgefallen sind, waren eigentlich die Sozialdemokraten, 

wenn Sie sich erinnern, denn wir haben hier in diesem 

Haus einen Ausschuss gehabt, der übrigens überhaupt 

einmal auf unser Betreiben zustande kam. Auf Grund 

dieses Ausschusses kam es hier im Haus zu einer Ab-

stimmung, zum Einbringen von Resolutionen, die erste 

kam von uns. Die hätte fast das ganze Haus angenom-

men, nur die GRÜNEN nicht, weil sie aus Bestemm 

dagegen sind (Aufregung bei Abg. Birgit Hebein.), mit 

den Freiheitlichen zu stimmen. Dann kam die fast wort-

gleiche Geschichte als Antrag von Rot-Grün. Wir haben 

uns nicht davor gescheut, das Wohl der Republik voran-

zusetzen und auch bei den GRÜNEN mitzugehen, zumal 

die ohnehin eine immer geringer werdende Rolle in dem 

Land spielen. Dann war diese Abstimmung, und die 

Stadt hat sich gegen CETA ausgesprochen. Dann gab 

es in der SPÖ einen neuen Kanzler nach den Mai-

Unruhen am Rathausplatz, und dann anschließend gab 

es in der SPÖ eine Befragung der Bürger, Herr Kollege, 

wenn Sie sich erinnern. 

Bei dieser Mitgliederbefragung kam heraus, dass die 

Mehrheit der SPÖ-Mitglieder hier nicht für diese Abkom-

men wäre. Der Kanzler hat das eine interessante Erfah-

rung genannt, und Sie wissen genau, was in Brüssel 

passiert ist, nämlich nichts. Man hat das Abkommen 

unterschrieben. So schaut es aus. Wer hier umfällt, das 

ist eher der Koalitionspartner der GRÜNEN hier in die-

sem Rathaus, wenn ich auch zugebe, dass wahrschein-

lich weite Teile der SPÖ durchaus anderer Meinung sind. 

Vielleicht wechselt das jetzt, wenn Sie in der Opposition 

sind, und Sie besinnen sich wieder auf Ihre ursprüngliche 

Haltung.  

Die Frau Kollegin Meinl-Reisinger ist sehr stark auf 

der Frage der Identität herumgeritten. Frau Kollegin, jetzt 

frage ich Sie: Wodurch entsteht … (Abg. Mag. Beate 

Meinl-Reisinger, MES, hinter den Bankreihen stehend: 

Ich bin hier!) Sehr schön, ausnahmsweise anwesend. 

Frau Kollegin, jetzt frage ich Sie: Wodurch entsteht denn 

Identität? Wissen Sie das? Identität entsteht zu einem 

großen Teil durch Abgrenzung, denn wenn Sie eine 

europäische Identität wollen, dann müssen Sie fragen: 

Wodurch unterscheiden sich denn die Europäer von den 

anderen? Ich weiß nicht, ob das in Ihrem Sinne ist, das 

ist aber eindeutig auch… (Abg. Mag. Beate Meinl-

Reisinger, MES: Ja, eine Abgrenzung…) Russland, nein, 

Moment …(Beifall bei der FPÖ.) Ich habe nicht von einer 

EU-Identität gesprochen, sondern von einer europäi-

schen, und Russland ist Europa. Wenn Sie im Geogra-

phieunterricht ein bissel besser aufgepasst hätten, dann 

wüssten Sie das, Frau Kollegin (Beifall bei der FPÖ. - 

Heiterkeit bei Abg. Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES.)  

Der zweite Grund, der folgerichtig aus Identität ent-

steht, ist Gemeinsamkeit. Das ist die große Problematik, 

dass wir hier zwar langsam beginnen, wir haben eine 

Identität als Oberösterreicher, als Wiener, als Österrei-

cher, und wir haben darüber hinaus langsam eine sich 

(Abg. Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES: Eine europäi-

sche Identität!) entwickelnde, stimmt, europäische Identi-

tät, das ist, wenn man von der abendländischen Kultur 

spricht. Aber wenn hier Menschen aus einer völlig frem-

den Kultur mit einer ganz anderen Identität zuwandern, 

dann entstehen zwangsläufig Probleme. Das ist das 

Faktum, vor dem wir stehen, das hier manche, vor allem 

da drüben, nicht zur Kenntnis nehmen wollen, vor allem, 

wenn die dann nicht gewillt sind, unsere Identität anzu-

nehmen. Das ist, Frau Kollegin, die wahre Situation! 

Jetzt einmal kurz noch zum EU-Ausschuss, um den 

Abgeordneten etwas die Illusion von der EU-

Freundlichkeit der SPÖ in Wien zu nehmen. Wir haben 

vor - wie lange ist es jetzt her? - sieben Jahren den EU-

Ausschuss hier in Wien mit großen Worten des Bürger-

meisters eingeführt, der die Wichtigkeit betont hat, und 

dann ist er nie mehr erschienen. Er lässt sich bei jedem 

Ausschuss entschuldigen. (Abg. Armin Blind: Er ist am 

Mittwoch!) Ja, das kann sein, er ist meistens nach Diens-

tagnachmittag, das ist richtig.  

Zum Zweiten. Die Frau Stadträtin, die interessanter-

weise nicht nur für die Finanzen, sondern auch die EU 

zuständig ist, auch sie erscheint immer seltener bei den 

Ausschüssen.  

Drittens: Die Ausschüsse reduzieren sich auf ein Mi-

nimum. Früher hatten wir, so wie alle anderen Aus-

schüsse, ein Mal monatlich Tagungen. Jetzt sind es, ich 

weiß nicht, sechs, oder wenn es hoch geht, sieben im 

Jahr. Und was ist auf der Tagesordnung? In der Masse 

der Fälle zwei bis drei Punkte, zu denen wir jeweils etwa 

zwei bis drei Blätter Information kriegen, in der Masse 

der Fälle. Manchmal ist es ein bissel anders. Da geht es 

dann genau umgekehrt wie im letzten Ausschuss. Im 

letzten Ausschuss haben wir auch nur drei Tagesord-

nungspunkte gehabt. Die Einladung für den Ausschuss, 

Abdruck in letzter Minute, ich glaube, am Montag war es, 

Montag darauf war der Ausschuss, dazwischen waren 

Allerheiligen, Allerseelen und ein Wochenende. Die 

Anlagen, die wir auf Grund dieser Zettel durcharbeiten 

hätten sollen, waren zum Teil über 250 Seiten stark. 

Können Sie von der SPÖ mir erklären, können Sie von 
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den GRÜNEN mir erklären, die da ja mitwirken, wie sich 

das mit dem vereinbaren lässt, dass man von uns eine 

vernünftige Arbeit fordert? Wer das ehrlich meint, der 

muss anders vorgehen, als Sie es tun, meine Damen 

und Herren! Das ist einmal ganz, ganz sicher. (Beifall bei 

der FPÖ.)  

Jetzt noch vielleicht kurz zu einigen Punkten, warum 

die Bürger Europas skeptisch sind. Sie sind nicht euro-

pafeindlich, sie sind auch nicht demokratiefeindlich, wie 

oft geschrieben wurde. Wir haben eine hohe Wahlbeteili-

gung gehabt. Aber sie sind europaskeptisch, und das ist 

deswegen, weil es immer wieder und wieder Verspre-

chungen, Versprechungen und Versprechungen gibt, die 

nicht gehalten werden. Was ist denn mit den Hauptprob-

lemen in der EU im letzten Jahr geschehen, seit wir uns 

das letzte Mal getroffen haben? Was hat denn bei der 

Verteilung des Flüchtlingskontingents hingehaut, auch 

wenn Sie in Straßburg jetzt wieder einmal eine Resoluti-

on beschlossen haben? Was ist mit dem Einhalten der 

Defizitkriterien? Wir haben gerade wiederum von der 

Europäischen Union eine Rüge gekriegt, was unseren 

derzeitigen noch vorhandenen Budgetvorschlag betrifft. 

Was ist konkret beim Brexit geschehen, eine ganz vitale 

Frage, die alle Staaten betreffen wird? Das wird man 

hinausschieben, und wir Österreicher werden im nächs-

ten Jahr das Gfrett haben. Was ist mit einem Ende der 

Nullzinspolitik der Europäischen Zentralbank? Profiteure 

sind die Schuldnerstaaten, der arme Teufel ist der kleine 

Sparer. Und trotzdem hat unsere Finanzstadträtin es 

heuer noch geschafft, trotz der günstigen Kredite 

300.000 Miese bei der Mindestsicherung zusätzlich zu 

machen. 2.500 Milliarden hat die EZB durch den Ankauf 

von wertlosen Papieren inzwischen auf die Straße ge-

worfen durch den Ankauf wertloser Staatsanleihen, 60 

Milliarden waren es im Monat, 60 Milliarden, meine Da-

men und Herren! Jetzt haben sie groß gesagt: Jetzt 

machen wir nur noch 30 Milliarden im Monat. Das ist es, 

was in dieser EU läuft, und zusätzlich gehen heimlich 

noch die Milliarden an Griechenland, und, und, und.  

Das ist die Situation, mit der wir nicht können. Oder 

eine wirkungslose Frontex. Gestern sind wieder 1.100 

Flüchtlinge in Italien an Land gebracht worden. So 

schaut die Wirklichkeit der EU aus: Große Sprüche, tolle 

Forderungen, aber es schaut nichts heraus. Und dann, 

und das muss man auch sagen, ist man beleidigt, wenn 

das kritisiert wird. Kritik an der EU bedeutet nicht Ableh-

nung, sondern Kritik heißt, man will es verbessern. Aber 

wenn man es nicht so verbessert, wie es der Küsserkö-

nig in Brüssel gerne machen würde, dann ist man schon 

ein Feind der EU und ein Gegner.  

Dann gibt es noch was. Es gibt ein unterschiedliches 

Selbstverständnis bei der Aufgabe der Abgeordneten im 

Europäischen Parlament. Und das gebe ich Ihnen zum 

Schluss mit: Wir glauben, oder Sie glauben weitgehend, 

Sie müssen Vertreter der Union in Österreich sein und in 

Österreich alles Schöne, und so weiter erzählen. Wir 

sagen, unsere Vertreter müssen die Vertreter Öster-

reichs in Brüssel sein und nicht umgekehrt! Danke. (Bei-

fall bei der FPÖ.)  

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Zu einer tat-

sächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet hat sich Frau 

Abg. Meinhard-Schiebel. 

Abg. Brigitte Meinhard-Schiebel (GRÜNE): Danke 

schön! 

Ich darf nur berichtigen, dass ich gesagt habe, die 

Rede Ihres FPÖ-Parlamentariers und was die FPÖ unter 

Europapolitik versteht. Ich habe nicht die Mitglieder des 

Ausschusses der FPÖ im EU-Ausschuss hier in Wien 

damit bezeichnet. Aber ich bin mir nicht sicher, Herr Abg. 

Jung, ob Ihre Rede und Ihre Anwürfe nicht den Um-

gangston in diesem Haus verletzen, denn sie sind weder 

sachlich noch korrekt. (Abg. Mag. Wolfgang Jung: Na, 

dann hören Sie sich Ihren Margulies an! - Beifall bei 

GRÜNEN und SPÖ.)  

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Danke, ich 

danke sehr. Vor der zweiten Runde der EU-

Abgeordneten kommt noch Abg. Peter Florianschütz zu 

Wort. Bitte sehr. 

Abg. Peter Florianschütz (SPÖ): Sehr geehrter Herr 

Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! 

Bevor ich mich der aktuellen Diskussion widme, noch 

kurz ein Wort zur Landarbeitsordnung, weil um die geht 

es ja wirklich. Der Vorschlag zur Landarbeitsordnung ist 

hervorragend. Ich bedanke mich sehr bei der Landesrä-

tin und empfehle die Zustimmung zum vorliegenden 

Entwurf.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das, was 

ich hier jetzt mache, ist eine Aussprache. Ich persönlich 

halte das für hervorragend, dass wir uns unter Parlamen-

tarierinnen und Parlamentariern aussprechen. Ich darf 

Ihnen sagen, ich bin ja in Vertretung des Herrn Bürger-

meisters Mitglied des Ausschusses der Regionen, daher 

manchmal bei Ihnen zu Gast, wenn auch nicht in Ihrem 

Haus, aber doch in Ihrem Gebäude. Ich finde es schön, 

dass Sie hier sind, und ich darf den Abgeordneten, je-

denfalls fast allen, versichern, dass die Art und Weise 

und der Ton, der heute hier gepflegt wurde, nicht der 

Normalton des Hauses ist. (Beifall bei SPÖ und GRÜ-

NEN.)  

Herr Abg. Vilimsky, in aller Höflichkeit: Sie sind Gast 

in diesem Haus. (Abg. Dipl.-Ing. Omar Al-Rawi: Genau!) 

Ein gewisser Mindeststandard an Höflichkeit wäre also 

angebracht. Und da herauszukommen und vier Minuten 

lang zu beginnen und nicht ein einziges Mal von Europa 

zu reden - Sie sind Europaabgeordneter! Dafür sind Sie 

eingeladen! Ich würde mich mit Ihnen gerne konzeptiv 

über Europa und die Zukunft Europas auseinanderset-

zen. Sie sind nicht Abgeordneter eines nationalen Par-

laments, und so, wie Sie sich heute präsentiert haben, 

werden Sie auch nicht Mitglied einer Bundesregierung 

werden, weil ministrabel war das, was Sie heute geboten 

haben, unter keinen Umständen! (Beifall bei SPÖ und 

GRÜNEN.)  

Aber Sie können beruhigt sein, ich entscheide es eh 

nicht. Es ist halt Teil einer Aussprache. (Abg. Dominik 

Nepp, MA: Richtig! Sie wurden von der Bevölkerung 

abgelehnt! Manche werden vielleicht nur vom Präsiden-

ten abgelehnt!) 
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Das Zweite ist, ich habe nie ganz verstanden, was 

die Befindlichkeiten mancher Leute im Ausschuss für 

europäische und interne Angelegenheiten in einer Aus-

sprache mit den Mitgliedern des Europäischen Parla-

ments verloren hätten. Das entzieht sich mir, aber … 

(Abg. Mag. Wolfgang Jung: Dass sie sehen, wie Sie 

arbeiten!) Ich verstehe.  

Meine Damen und Herren! Liebe Abgeordnete des 

Europäischen Parlaments! Auch in meiner Funktion im 

Ausschuss der Regionen und letztendlich im Kongress 

der Gemeinden und Regionen im Europarat bedanke ich 

mich für die gute Zusammenarbeit, die es in Wirklichkeit 

ja gibt. Es ist ja nicht so, dass wir nicht miteinander re-

den. Liebe Evelyn, du weißt das am besten, mit dir rede 

ich am meisten. Wir betreiben Projekte für Österreich, 

und eigentlich ist die Idee, dass wir hier gemeinsam eine 

Aussprache machen, dass wir uns gemeinsam abstim-

men, um gemeinsam für Österreich und unsere Heimat-

stadt Wien etwas Gutes zu erreichen, das ist der Sinn 

dieser Aussprache und dazu möchte ich jetzt zurückkeh-

ren. (Abg. Mag. Wolfgang Jung: Sie glauben, dass eine 

Debatte ein Jubelchor ist!) Wissen Sie, ich habe in einer 

Rede vor zwei Tagen gesagt, dass Unhöflichkeit kein 

Mittel der Politik sein sollte. Ich bleibe dabei. (Beifall bei 

der SPÖ.)  

Frau Abg. Meinl-Reisinger! Das, was wir heute gelie-

fert haben oder was Sie geliefert haben, war ein schönes 

Beispiel, wie man zusammenarbeiten kann, wenn man 

nicht immer einer Meinung ist, weil wirtschaftsliberal bin 

ich mit Ihnen nicht einer Meinung, gesellschaftsliberal 

hundertprozentig. Ich bedanke mich sehr für das, was 

Sie gesagt haben, insbesondere habe ich heute etwas 

gelernt. Die Idee, dass sich um einen Markt ein Narrativ 

entwickelt, auf dem sich Stadt entwickelt, ist originell. 

Das werde ich … (Zwischenruf von Abg. Mag. Beate 

Meinl-Reisinger, MES.) Ich habe das nicht so bedacht, 

aber ich werde das verwenden. Das glaube ich, das ist 

gut. (Abg. Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES: Sie sollten 

sich schlau machen! - Heiterkeit bei der SPÖ.) Ja, ich 

werde mich schlau machen. Ich werde mich schlau ma-

chen. Und so sollte man miteinander reden. In manchen 

Sachen im Dissens, in manchen Sachen im Konsens, 

aber auf einer vernünftigen, höflichen Ebene, wie das 

halt unter zivilisierten Menschen so üblich ist. (Beifall bei 

SPÖ und GRÜNEN.)  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Span-

nungsfeld, das heute angeschnitten worden ist und das 

teile ich auch, ist die Frage Nation und Region. Ich ver-

hehle nicht, ich bin ein glühender Regionalist. Der Unter-

schied zwischen Regionalisten und Nationalisten ist ja, 

Regionalisten lieben die Heimat, Nationalisten hassen 

die anderen. Das ist der Unterschied! (Beifall bei SPÖ 

und GRÜNEN. - Aufregung bei Abg. Mag. Wolfgang 

Jung.) Was nicht bedeutet, dass ich nicht stolzer Bürger 

der Republik Österreich bin, meiner Heimat und meiner 

Region im gemeinsamen Europa, weil die Vorstellung, 

dass Nationen die Welt retten werden, von der haben wir 

uns ja Gott sei Dank vor langer Zeit verabschiedet. (Bei-

fall von Abg. Mag. (FH) Tanja Wehsely.) Eines möchte 

ich Ihnen noch sagen, weil heute gesagt worden ist, die 

EU zieht den Nationalstaaten so viele Kompetenzen 

weg. Na, was sollen da die Regionen und die Bundes-

länder sagen, denen so ungefähr alles abgezogen und 

abgenommen wird, wo Sie den Bundesrat abschaffen 

wollen und alles Mögliche? Das ist ein schwerer Eingriff 

in unsere Rechte, die wir doch gemeinsam diese Repub-

lik überhaupt gegründet haben! (Beifall bei SPÖ und 

GRÜNEN. - Abg. Mag. Wolfgang Jung: … Mindestsiche-

rung! - Abg. Dominik Nepp, MA: Ja, die Mindestsiche-

rung!)  

Jetzt soll man mir nicht unterstellen, dass ich gegen 

den Nationalstaat bin. Nein, überhaupt nicht. Das hat 

historisch schon eine gewisse Produktivität. Aber er ist 

überwunden. Was wir brauchen, ist, und damit jetzt ein 

klares Bekenntnis und das ist auch eine Botschaft an die 

Abgeordneten des Europäischen Parlaments aus meiner 

Sicht, wo wir bei den Szenarien im Bereich Juncker 

stehen. Natürlich wollen wir eine Vertiefung. Natürlich 

wollen wir die Subsidiarität ausbauen, und ich ersuche 

Sie in Ihrer Funktion als Mitglieder des Europäischen 

Parlamentes, das auch so zu betreiben. Achten Sie auf 

die Rechte der Regionen und Gemeinden, besonders in 

der Frage der Finanzierung! Sie wissen es besser als 

ich, Frankreich ist ein schlechtes Beispiel. Der National-

staat Frankreichs höhlt und hungert die Regionen und 

Gemeinden aus. Dagegen bitte ich Sie auch, sich auch 

zu melden und im Europäischen Parlament dafür zu 

sorgen, dass die wichtigste Struktur, die Städte und 

Regionen, die die Europäische Union hat, gestärkt wer-

den. 70 Prozent der Bevölkerung unserer Union leben in 

Städten, und daher legen wir Wert darauf, gehört zu 

werden und dass unsere Meinung vom Parlament und 

von der Kommission auch dementsprechend ernst ge-

nommen wird, meine Damen und Herren! (Beifall bei 

SPÖ und GRÜNEN.)  

Beim nächsten Plenum des ADR am 30. November 

steht, no na ned, die Frage der Debatte über die voraus-

sichtlichen Auswirkungen des Brexit auf die lokalen und 

regionalen Gebietskörperschaften auf der Tagesord-

nung. Es ist nicht möglich, und das muss man hier auch 

nicht tun, die hier anwesenden Abgeordneten sind ja alle 

kundig, sich über den Brexit im Detail zu verständigen. 

Wichtig scheint mir aber Folgendes: Dass das Europäi-

sche Parlament seine Rolle auch als guter Mittler zwi-

schen der Nationalregierung des Vereinigten Königrei-

ches und den Interessen der Gemeinden und der Regio-

nen, in dem Fall besonders des Vereinigten Königrei-

ches, wahrnimmt und darauf achtet, dass es, wenn es 

schon zu diesem Schritt kommt, zu einer vernünftigen 

Lösung kommt, wo nicht die Bevölkerung Londons, E-

dinburghs, et cetera Schaden nimmt. Insbesondere ach-

ten Sie und achten wir alle gemeinsam auf die jungen 

Britinnen und Briten, die mit einer überwiegenden Mehr-

zahl gegen den Brexit gestimmt haben, denn das Europa 

ist ein Europa der Jugend, und hier würde eine alte Poli-

tik darüber entscheiden, wie die Zukunft junger Men-

schen ist. So soll es nicht sein. Nehmen Sie Bedacht auf 

das und schützen Sie diese jungen Leute auch in Ihren 

zukünftigen Rechten des Arbeitsmarktes und der Reise-
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freiheit auf unserem gemeinsamen Kontinent! (Beifall bei 

SPÖ und GRÜNEN.)  

Es ist heute mehrfach darauf hingewiesen worden, 

dass es Spannungen zwischen den Nationalstaaten der 

Europäischen Union gibt. Der Vorschlag, der auftaucht, 

ist, dass man insbesondere im Bereich der Kohäsions-

zahlungen Sanktionen einführt. Das heißt also, wenn 

eine Nationalregierung nicht so tut, wie sie sollte, muss 

man sie bestrafen. Das hat was, weil eine Regelung 

ohne Sanktion ja eine Lex imperfecta ist. Aber beachten 

Sie auch die Probleme marktökonomischer Konditionali-

täten. Was kann die Region Krakau dafür, dass die pol-

nische Nationalregierung nicht so tut, wie die Kommissi-

on will? Wir müssen darauf achten, dass, wenn es Sank-

tionen oder Bestrafungen gibt, es nicht die Gemeinden 

und Regionen trifft, die ja keinen Einfluss auf die Politik 

ihrer nationalen Regierung haben. Der einfache Weg, 

herzugehen und zu sagen, der Staat tut sowieso nichts, 

wir müssen ihn strafen, kann oft die Folge haben, dass 

Gebietskörperschaften, Städte und Regionen darunter 

leiden, und da würde ich schon sehr bitten, dass Sie das 

vermeiden. Achten Sie auf die Regionen und Gemeinden 

Europas! Sie sind die Träger der europäischen Identität.  

Heute schon gesagt worden: Wichtige Punkte für die 

Stadt Wien und ihre Europapolitik, und auch das ist eine 

Bitte an die Abgeordneten des Europäischen Parla-

ments, ist der Schutz der Daseinsvorsorge. Für uns ist 

es wichtig, dass wir, und das ist auch eine Frage der 

Subsidiarität, unsere Daseinsvorsorge so gestalten und 

darüber bestimmen können, wie wir das für richtig halten, 

und uns nicht von oben Vorgaben in diese Richtung 

gegeben werden. Ich bin sehr für den Schutz der Da-

seinsvorsorge, und ich weiß, da bin ich mit dem Herrn 

Bürgermeister eines Geistes. Gehen Sie nicht her und 

zentralisieren Sie in dieser Frage die Subsidiarität, son-

dern wehren Sie Angriffe der Europäischen Kommission 

auf die Rechte, die wir als Gebietskörperschaften haben, 

ab, und seien Sie mit uns gemeinsam! Arbeiten Sie mit 

uns zusammen für ein Europa der Basis, wo dort zentral 

geregelt wird, wo zentral geregelt werden muss, aber wo 

dort subsidiär vor Ort entschieden werden kann, wo das 

besser ist. Das ist das Wesen des Subsidiaritätsprinzips. 

Beispielhalber die Frage, wie wir in Wien die Straßen-

bahn organisieren, ist und soll auch so bleiben, ein Wie-

ner Problem. Wir haben eine Vorstellung, wie das im 

Nahverkehr bei uns funktioniert. Das soll so bleiben und 

soll auch nicht von woanders aufgedrückt werden. (Bei-

fall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Das gilt in dem Zusammenhang übrigens auch für die 

Frage der Finanzierung der Gemeinden, weil die Krite-

rien des Vertrags von Maastricht natürlich sehr einen-

gend sind. Wenn ich heute miterlebe, dass, wenn wir in 

Wien eine nachhaltige Investition zum Beispiel in einem 

Bildungscampus machen, wir das nicht über die Europä-

ische Investitionsbank finanzieren dürfen, sondern es wie 

bei einem PPP-Modell auf dem freien Markt machen 

müssen, dann bedeutet diese Einschränkung für uns, 

und das näht sich ja keiner ein, die Schuld gibt es ja 

nachher, dass wir etwa 13 Prozent mehr dafür bezahlen 

müssen. Und das zahlen die Bürgerinnen und Bürger 

unserer Region und unserer Stadt! In dem Fall brauchen 

wir mehr Freiheiten, meine Damen und Herren! Auch das 

ist eine Aufgabe des Europäischen Parlaments, uns hier 

zu helfen. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Es bleibt einem nicht erspart, auch über die Migrati-

onsproblematik zu reden, und zwar nicht deshalb, weil 

man nicht darüber reden soll, das ist ein wichtiges The-

ma. Nur die Art und Weise, wie sie halt schon abgehan-

delt worden ist, war garstig. Es gibt ein Problem von 

Migration global und auch in Europa, mit dem wir uns 

gemeinsam auf europäischer Ebene auseinandersetzen 

müssen. Das wird nicht so funktionieren, dass jeder in 

diesen Kontinent einwandern kann. Das geht nicht. Es 

wird auch nicht so sein, dass sich jeder aussuchen kann, 

wie und wo er hingeht, außer wenn er eingeladen wird 

oder wenn er eine Arbeitsmigration hat, die ihm gestattet 

worden ist. Aber es kann auch nicht so sein, und darauf 

würde ich auch achten, mit der Problematik marktöko-

nomischer Konditionalität, dass manche Länder auf 

diesem Kontinent eine Last schultern und andere sich 

aus der Solidargemeinschaft entfernen. Das kann nicht 

sein, und ich weiß, wie schwierig das ist. Wir haben das 

Problem ja auch in der Diskussion des Ausschusses. 

Aber das muss man im Europäischen Parlament disku-

tieren.  

Es ist ein Europa, meine Damen und Herren, und 

nicht zwei oder drei, oder es werden zwei oder drei Eu-

ropa unterschiedlicher Geschwindigkeiten werden und 

das ist mit Sicherheit nicht im Interesse der Bürger, der 

Staaten der zweiten und dritten Geschwindigkeit, son-

dern wir brauchen ein gemeinsames Europa, das sich 

entwickelt. Das ist gut für uns alle, auch für die Stadt 

Wien, darum lege ich Ihnen das jetzt in dieser Ausspra-

che ans Herz.  

Ich glaube, man muss den Kontinent beziehungswei-

se in dem Fall die politische Formation des Kontinentes 

positiv sehen. Die Europäische Union ist eine wesentli-

che Errungenschaft, man kann es nicht oft genug sagen, 

eine Lehre aus den Ergebnissen, die zum Zweiten Welt-

krieg geführt haben. Die Europäische Union ist ein Er-

folgsmodell und - das möchte ich auch ganz, ganz deut-

lich sagen - eine demokratiepolitische Errungenschaft in 

Form des Europäischen Parlaments, das es weiter zu 

stärken gilt. Lassen wir uns das nicht schlechtreden. Das 

ist Demokratie, das unterscheidet uns wesentlich von 

allen anderen Kontinenten auf diesem Planeten. Das 

haben wir geschaffen, darauf sollten wir stolz sein, meine 

Damen und Herren. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Abschließend: Ich bin ein ganz, ganz stolzer Wiener 

und freue mich, dass wir demnächst 2 Millionen Men-

schen sein werden. Ich weise Sie aber darauf hin, dass 

im Jahr 1900 25 Prozent der Weltbevölkerung Europäe-

rinnen und Europäer waren mit 50 Prozent der Weltwert-

schöpfung. Momentan liegen wir bei annähernd 14 Pro-

zent der Bevölkerung dieses Planeten und 25 Prozent 

der Weltwertschöpfung. Am Ende des Jahrhunderts 

werden in Europa 4 Prozent der Weltbevölkerung leben, 

und wir wissen nicht, wie hoch unser Anteil in der Welt-

wertschöpfung sein wird, aber nicht 25 Prozent, das 

wissen wir schon. Das heißt, wir müssen uns im Wett-
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bewerb der Kontinente zusammenfinden und gemeinsam 

etwas machen. Somit ist Europapolitik auch Sozial- aber 

auch Wirtschaftspolitik, das bringt natürlich gebündelt 

unsere gemeinsamen Interessen. Wenn es uns nicht 

gelingt, dieses Projekt zu vertiefen und auszubauen, 

wenn versucht wird, es schlechtzureden und in die Klein-

staaterei zurückzukommen, dann wird das am Ende des 

Jahrhunderts unter Umständen ein böses Erwachen und 

ein Desaster für unsere Bürgerinnen und Bürger. Das 

sollten wir ihnen ersparen. Ich wünsche Ihnen viel Kraft 

im Europäischen Parlament und viel Glück bei Ihrer 

Arbeit. - Danke schön. (Beifall) bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Zu einer tat-

sächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet hat sich Herr 

Abg. Jung. 

Abg. Mag. Wolfgang Jung (FPÖ): Herr Vorsitzender! 

Herr Kollege Florianschütz hat vorhin Regionalismus 

mit Heimatliebe definiert und Nationalismus über den 

Begriff Hetze definiert. Ich lese ihnen vor, was die Defini-

tion in der unverdächtigen Wikipedia ist. (Nein-Rufe bei 

SPÖ und GRÜNEN.) - Ich habe das Mikrofon, Sie haben 

keine Chance.  

Da steht: „Nationalismus ist eine Ideologie, die eine 

Identifizierung und Solidarisierung aller Mitglieder einer 

Nation anstrebt und letztere mit einem souveränen Staat 

verbinden will.“ Da ist keine Rede von Hetze. Das reden 

Sie sich ein und das versuchen Sie, den Leuten erfolglos 

zu predigen, aber Ihre Erfolge sieht man ja. (Beifall bei 

der FPÖ. - Abg. Dipl.-Ing. Omar Al-Rawi: Kein Mensch 

hat das gesagt! - Weitere Zwischenrufe bei SPÖ und 

GRÜNEN.) 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Als Nächste zu 

Wort gemeldet ist Frau Abg. Mag. Dr. Mlinar. Bitte, fünf 

Minuten. 

EP-Abg. Mag. Dr. Angelika Mlinar, LL.M (NEOS): 

Herr Vorsitzender! 

Herr Abg. Jung, ganz ehrlich, bei allem Respekt und 

bei allen mir zur Verfügung stehenden guten Manieren: 

Uns als Spaß-Klub im Europäischen Parlament zu be-

zeichnen, was Sie gerade getan haben, wo wir irgend-

welche Resolutionen beschließen, das haben Sie ge-

sagt, das lasse ich mir nicht bieten. Ich bitte Sie wirklich, 

das zurückzunehmen. Wir sind kein Spaß-Klub. (Beifall 

bei NEOS, SPÖ und GRÜNEN.) 

Wenn Sie uns vorwerfen, wir hätten bisher keine Re-

sultate in Bezug auf den Brexit zustande gebracht (Abg. 

Mag. Wolfgang Jung: Richtig!), dann bitte richten Sie 

sich an die britische Regierung, die die ganzen Verhand-

lung blockiert und die nichts zustande bringt, und nicht 

das Europäische Parlament. (Abg. Mag. Wolfgang Jung: 

Sehen Sie, die EU bringt nichts zusammen!) Entschuldi-

gen sie, Herr Dr., oder Herr Abg. Jung (Abg. Mag. Wolf-

gang Jung: Jung reicht!), ich will Ihnen keine falschen 

akademischen Titel andichten: Wer hat denn in Öster-

reich den Öxit propagiert? Darauf haben wir vergessen, 

ha? (Beifall bei NEOS, SPÖ und GRÜNEN.) Vielleicht 

wollten Sie auch Österreich in diese Situation bringen, in 

der sich jetzt Großbritannien befindet. Zum Glück ist 

Ihnen das vergangen und uns auch. (Neuerlicher Beifall 

bei NEOS, SPÖ und GRÜNEN.) 

Weiter zum Vorwurf, es gäbe keine Lösungen auf eu-

ropäischer Ebene und zum Vorwurf, es gäbe keine Lö-

sungen in Bezug auf Asyl und Migration. Ich stimme 

Ihnen zu, das ist ein großes Problem, das ist auch etwas, 

wofür ich mich immer eingesetzt habe. Nur, was ist die 

Tatsache? Es gibt zwei europäische Institutionen, die 

von Anfang an mit ganz klaren Vorschlägen daherge-

kommen sind. Das ist das Europäische Parlament und 

das ist die Europäische Kommission. (Abg. Mag. Wolf-

gang Jung: Das nutzt ja nichts!) Nein, es nützt nichts, 

wenn sich die Regierungen dagegenstellen, und das ist 

das Problem. (Beifall bei den NEOS. - Abg. Mag. Wolf-

gang Jung: Na eben, Sie sind hilflos!) - Nein, wir sind 

nicht hilflos. Zu Ihrer Information: Das Europäische Par-

lament hat das Dublin-Abkommen neu verhandelt, und 

das ist in der letzten Woche im Europäischen Parlament 

mit einer großen Mehrheit in den Trilog geschickt wor-

den. (Abg. Mag. Wolfgang Jung: Das nutzt ja auch 

nichts!) In der Hoffnung, dass sich auch die Regierungen 

inklusive der hiesigen dazu entschließen, dass es zu 

einer neuen Verordnung kommt, wird es auch dem-

nächst, während der österreichischen Präsidentschaft, ist 

anzunehmen, dazu kommen. (Abg. Mag. Wolfgang Jung: 

Wieder nur heiße Luft!) So viel dazu. 

Ich glaube, wir können uns aber darauf einigen, um 

auch den Ton wieder ein bisschen runterzufahren und 

uns auf das zu besinnen, was der Herr Abg. Florian-

schütz gesagt hat. (Abg. Mag. Wolfgang Jung: Das ha-

ben Sie gerade gemacht!) Grundsätzlich haben wir einen 

sehr freundschaftlichen und verbindlichen Ton, vor allem 

auch im Europäischen Parlament, nur hin und wieder 

gehen halt die Wogen etwas höher. Ich glaube, wir kön-

nen uns darauf einigen, und das ist aus der Diskussion 

auch hervorgegangen, dass die großen Fragen auf der 

europäischen Ebene gelöst werden sollten und die klei-

neren Fragen vielleicht auf einer anderen Ebene. Es ist 

halt immer der Streitpunkt, was die großen Fragen und 

was die kleinen Fragen sind. (Abg. Mag. Wolfgang Jung: 

Die Pommes frites!) 

Hier nur noch etwas an die Frau Abg. Hungerländer: 

Anzunehmen, dass die Abgeordnete, meine liebe Kolle-

gin Beate Meinl-Reisinger, nicht wüsste, was Subsidiari-

tät sei, ist vermessen. (Abg. Michael Stumpf, BA: Offen-

sichtlich weiß sie es nicht!) Glauben Sie mir, wir wissen 

sehr wohl, was Subsidiarität ist, und die Beate als Aller-

erste, nämlich das Prinzip, das auf die Entfaltung der 

individuellen Fähigkeiten der Selbstbestimmung und 

Selbstverantwortung abstellt. (Zwischenruf von Abg. 

Mag. Manfred Juraczka.) Viel liberaler geht es nicht! 

Glauben Sie mir, das ist uns wirklich mit der Muttermilch 

einflößt worden. (Beifall bei den NEOS.) 

Um zu sagen, was sich die Ratspräsidentschaft in 

der 2. Hälfte 2018 vielleicht hoffentlich auch tatsächlich 

auf ihre Fahnen heften soll: Wir brauchen eine gemein-

same europäische Asyl- und Migrationspolitik, wir brau-

chen eine gemeinsame europäische Außen- und Sicher-

heitspolitik, wir müssen das Thema Klimaschutz, Han-

delspolitik und das Thema Steuervermeidung angehen 

und auch eine verstärkte Zusammenarbeit in Verteidi-
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gungssachen. (Beifall bei den NEOS. - Abg. Mag. Wolf-

gang Jung: Das sagen sie seit 30 Jahren!) 

Ganz allgemein und um mit dem europäischen Nar-

rativ abzuschließen, der auch von meiner Kollegin Beate 

Meinl-Reisinger angesprochen wurde: Wir müssen ihn 

weiterentwickeln, wir müssen ihn aber auch beschützen. 

Was ist der europäische Narrativ? - Die gesamte Euro-

päische Union und ihr Selbstverständnis basieren auf 

Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechten und 

Frauenrechten. Wir sind die VerteidigerInnen einer offe-

nen, liberalen Demokratie, einer offenen, liberalen Ge-

sellschaft, die unter Druck ist. Ich verspreche Ihnen, so 

lange ich atme und so lange meine Kolleginnen und 

Kollegen atmen, werden wir uns dafür stark machen. - 

Danke. (Beifall bei NEOS, SPÖ und GRÜNEN.) 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Als Nächster, 

zum zweiten Mal, zu Wort gemeldet hat sich Herr Abg. 

Becker. Bitte sehr. 

EP-Abg. Heinz K. Becker (ÖVP): Ich möchte gerne 

auch ein paar Bemerkungen zu all dem sagen, was ich 

auch von Ihnen gelernt habe. Das meine ich nicht iro-

nisch, das meine ich ernst, weil ich glaube, dass wir 

beide voneinander lernen können. Ich halte die zwei 

Ebenen kommunal und regional Europa für viel näher, 

als wir beide oft der nationalen Ebene sind. Das leben 

wir in den sehr praktischen Überlegungen, und ich 

schätze das auch. 

Vielleicht einfach in der Reihenfolge, wie ich es aus 

meiner Erinnerung der letzten eineinhalb Stunden ent-

nehme: Ich habe wenig Freude über jene Diskussionen, 

die sich in diesem Haus beispielsweise mit CETA und 

Konzernsteuern beschäftigen. Das ist, aus meiner Sicht, 

einfach keine regionale, kommunale Verantwortung. 

(Abg. Ing. Udo Guggenbichler, MSc: Es hat aber regio-

nale Bedeutung!) Ich bin aber der Meinung, dass die 

Fragen von Sicherheit, auch die Frage vom sozialen 

Europa sehr gerechtfertigt gestellt und eingebracht wer-

den, wobei es in Fragen der Sicherheit und des Außen-

grenzschutzes evident ist, dass das natürlich eine euro-

päische Verantwortung ist. Zugleich gibt es aber Sicher-

heitsaspekte zuhauf und eine Durchdringung des gesam-

ten Sicherheitsthemas, das in der Kommune beginnt. 

Daher schätze ich es, wenn Sie es hier diskutieren und 

wenn Sie es hier thematisieren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Natürlich ist das beim sozialen Europa das Gleiche, 

ich glaube, wir werden uns alle sehr rasch einig, dass wir 

ein soziales Europa wollen. Wir sind uns aber sicher 

nicht einig, wenn ich jetzt sage, ich will auf keinen Fall 

eine europäische Sozialunion. Ich will, dass die Sozialpo-

litik natürlich im Rahmen der Subsidiarität im Land ent-

schieden wird, dass aber alles zu unternehmen ist, um 

Regionen Europas von unteren Standards auf unsere 

Standards näherzubringen. Das ist klar, aber ich meine, 

unsere Standards brauchen keine Einmischung. Struktu-

rell mag das eine oder andere auch in unserem Land 

längst reformbedürftig sein, aber, noch einmal, dazu 

brauchen wir keine europäische Einmischung. Das kön-

nen wir selbst besser, von der kommunalen bis in die 

nationale Ebene, auch ohne die EU, ich glaube, so viel 

Ehrlichkeit muss sein. (Beifall bei der ÖVP.)  

Ich denke, dass wir im Europaparlament sehr leicht 

eine große Mehrheit finden, die einer Stärkung der regi-

onalen Ebene das Wort spricht. Es ist evident, dass 

dieses Dreiebenenprinzip ein extremes Ungleichgewicht 

zu Ungunsten der regionalen Ebene aufweist und es ein 

viel zu großes Gewicht der nationalen Ebene gibt. Da 

gibt es keine Diskussion unter den meisten meiner Kol-

leginnen und Kollegen. Daher muss die aktive, ich beto-

ne, aktive, Mitbestimmung, nicht Mitsprache, nein, Mit-

bestimmung der regionalen Ebene deutlich gestärkt 

werden. Ich hoffe hier auf Prozesse, die in der nächsten 

Legislaturperiode auf europäischer Ebene zum Tragen 

kommen werden. Wir werden hier Subsidiarität mit Le-

ben erfüllen müssen. Das tun wir nicht, es gibt viel zu 

wenige Mitbestimmungselemente, sehr viel Mitsprache, 

hilfreich, nützlich, aber politisch nicht effektiv genug. Das 

ist etwas, was ich weiß, dass wir es im Europaparlament 

mit Ihnen gemeinsam vertreten können. 

Ich möchte auf den Punkt kommen, dass europäi-

sches Denken bei unseren Mitbürgerinnen und -bürgern 

wohl gegeben ist, aber ich bestreite, dass es in weiten 

Kreisen der Bevölkerung eine europäische Identität gibt. 

Ja, Kollege Jung, mehr als früher, aber es gibt sie nicht. 

Ich denke, das ist schade. Vielleicht gibt es andere, die 

froh darüber sind, ich bin es nicht. Ich denke, wir sollten 

so wie ich Hütteldorfer, Wiener, Österreicher und Euro-

päer sein können, ohne irgendeine Unverträglichkeit. Ich 

weiß aber, dass wir hier ansetzen müssen, wenn es 

darum geht, die Bürgerinnen und Bürger zu informieren, 

über das zu informieren, was auf europäischer Ebene 

passiert. Auch da haben wir immer wieder einen Wider-

spruch zu dem, wie es gedacht war, dass nämlich sehr 

rasch die Bürger über das informiert werden, was in 

Europa passiert. Ja, Kollegin Hungerländer, ich nehme 

das so, wie Sie es gesagt haben, an: Das Thema Chris-

tenverfolgung wird von uns nicht in dem Maß beachtet, 

wie es sich verdient. - Danke. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.)  

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist Herr Abg. Reimon. Bitte sehr.  

EP-Abg. Michel Reimon, MBA (GRÜNE): Herr Präsi-

dent! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Es ist mein erster Termin in diesem Hohen Haus, und 

es war eine lebhafte Debatte. Ich habe das sehr genos-

sen, vor allem die lebhafte Debatte mit Herrn Jung, den 

ich davor nicht kannte. Ich bin ein echter Fan geworden, 

das ist sehr spannend. (Abg. Mag. (FH) Tanja Wehsely: 

Den kannst du dir mitnehmen!) Nein, ich finde es wirklich 

sehr spannend. Ich komme hierher, um eine Debatte 

darüber zu führen, wie die Wiener Finanzen, die Wiener 

Leistungen für die BürgerInnen stabil auf eine Basis 

gestellt werden können, und rede darüber, was wir ge-

meinsam machen können, um im Herbst 2018 das zu 

sichern, und Sie gehen da heraus und sagen: „Das wird 

nichts. Unsere Koalition wird nichts zusammenbringen, 

das kann ich Ihnen jetzt schon sagen.“ Das sagen Sie 

hier. Ich finde das sehr gut. (Abg. Mag. Wolfgang Jung: 

Das sind Verdrehungen!) Nein, es ist protokolliert, und 

ich finde das sehr gut, wenn Sie im Herbst 2018 in der 

Ratspräsidentschaft das nicht schaffen, dann werde ich 

sagen: Schon vor dem Abschluss der Koalition hat mir 
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die FPÖ-Wien gesagt, wir bringen da nichts zusammen. 

Offensichtlich haben Sie nicht einmal das Ziel, das zu 

machen. Das ist gut, das ist wichtig, denn Politik braucht 

Transparenz, und das muss man offenlegen. Das finde 

ich großartig. - Danke. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Was Politik nicht braucht, sind absolut unterirdische 

Reden, und damit beziehe ich mich auf den Kollegen 

Vilimsky. Nicht, was Sie gesagt haben, sondern was Sie 

nicht gesagt haben. (Abg. Dominik Nepp, MA: Was er 

nicht sagt! Unglaublich!) Sie stellen sich da her, reden 

über Terroranschläge, Sie reden über die Toten von 

Nizza, über die Toten von Paris, über die Toten von 

Barcelona und reden über österreichische Sicherheit. 

(Abg. Dominik Nepp, MA: Wollen Sie das leugnen?) Sie 

reden kein Wort über einen Neonazi, der Heil Hitler am 

Auto stehen hat, zwei Menschen in der Steiermark er-

schießt, seit drei Wochen mit Waffen untergetaucht ist, 

nicht zu finden ist und irgendwo in diesem Land unter-

wegs ist, und Sie sagen kein Wort darüber und wollen 

Innenminister werden und wollen dann Angst machen 

mit ausländischen Terroranschlägen. Sie wollen Innen-

minister werden und reden über Terroranschläge in 

Nizza und nicht über einen untergetauchten bewaffneten 

Nazi in Österreich, jetzt zu dieser Zeit. Das ist absolut 

unterirdisch, absolut unmöglich. (Beifall von GRÜNEN 

und SPÖ.) Ich erwarte von Ihnen, dass Sie an dieses 

Rednerpult kommen und klarstellen, dass man sich viel-

leicht von solchen Rechten auch bedroht fühlen muss. 

Sie sind nicht würdig, Innenminister zu sein, wenn Sie 

sich da nicht herstellen und das klar sagen, dass man 

solche Leute in Österreich nicht tolerieren kann und dass 

Sie sich von so etwas bedroht fühlen und dass Sie, wenn 

Sie mit der Polizei etwas zu tun hätten, sich darum 

kümmern würden. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Das 

erwarte ich jetzt von Ihnen, ansonsten sind Sie nicht 

würdig, irgendeine Funktion in Österreich zu haben. 

(Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) Wenn Sie das nicht 

machen, finden wir in Wien sicher eine Gelegenheit für 

viele unterirdische Reden, Tonbandansagen in der U-

Bahn oder sonst etwas. - Danke. (Beifall bei GRÜNEN 

und SPÖ.)  

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist Herr Abg. Vilimsky.  

EP-Abg. Harald Vilimsky (FPÖ): Herr Präsident! 

Um gar keinen Zweifel aufkommen zu lassen: Jeder 

Wahnsinnige ist entsprechend zu verfolgen, ob das je-

mand ist, der irgendwo Heil Hitler stehen hat und auch 

mit voller Gesetzeshärte zu ahnden ist, genauso wie die 

vielen linken Wahnsinnigen auch zur Verantwortung 

gezogen werden müssen. Gerade linker Terror hat ja in 

Österreich auch Tradition, ich sage nur, Ebergassing, ich 

sage nur die ganze Antifa-Szene, und, und, und. (Beifall 

bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.) Da 

gibt es so viel an linkem Terror, dass man das auch 

entsprechend erwähnen muss. 

Aber, Herr Reimon, wir reden heute über die Europä-

ische Union und über Städte, das war das Thema. Durch 

die Öffnung der Grenzen sind Terroristen nach Europa 

gekommen (Abg. Christian Oxonitsch: Es geht noch 

besser!), und das waren nicht einzelne Wahnsinnige, das 

waren Leute die mit LKWs in Menschenmengen gefah-

ren sind, in Nizza, in Berlin am Weihnachtsmarkt, wirklich 

viele Tote und Verletzte produziert haben. Dass hier 

entsprechend auch Dinge zur Verantwortung gezogen 

werden müssen, ist ja selbstverständlich klar. 

Ich repliziere auf ein paar wenige Dinge. Da gab es 

den Herren der Sozialdemokratie, ich identifiziere ihn 

jetzt nicht und lokalisiere ihn gerade nicht, das was der, 

der mir mit „so what“ in Erinnerung blieb, ob das jetzt ein 

neumodischer Wiener Ausdruck ist oder woher das auch 

immer kommen mag. Nur ganz kurz zur Erklärung dazu: 

Cross Border Leasing war die Geschichte, die die Wie-

ner Sozialdemokraten vor Jahren auf Schiene gebracht 

haben und Wiener Eigentum an US-Investoren ver-

scherbelt haben. (Abg. Prof. Harry Kopietz: Das war ja 

dann herausgegeben!) Da herauszukommen und zu 

sagen, wir sind für Daseinsvorsorge, das lässt jegliche 

Ernsthaftigkeit Ihrer Aussagen entsprechend vermissen. 

(Beifall bei der FPÖ.) 

Es wurden heute viele Dinge gesagt, die richtig sind, 

auch welche, die falsch sind, und von den Dingen, die 

falsch waren, ja, zum Teil kurios, möchte ich mir schon 

eine Person herauspicken, die ich jetzt hier gerade nicht 

sehe, das ist Frau Beate Meinl-Reisinger, die hier sitzt. 

Ich habe schon geglaubt, sie nimmt ihre europapolitische 

Verantwortung in der Kantine wahr, aber ich sehe sie 

hier sitzen, und das ist gut so, und ich freue mich, dass 

ich auch direkt mit Ihnen sprechen kann. Die Punkte, die 

Sie kritisiert haben, ein Beispiel Finanztransaktionssteu-

er, ein Modell, gegen das wir uns ausgesprochen haben. 

Ja, ich sage Ihnen auch, warum, weil es die regulären 

Zahlungsströme betrifft und weil man gänzlich die Augen 

vor den gewaltigen und gigantischen Finanzströmen 

zumacht, die im Bereich der Dark Pools angesiedelt sind. 

Wir haben immer gesagt, es geht nicht, dass ihr die 

rechtschaffenen Leute mit Zahlungstransaktionen zur 

Kassa bittet und die gewaltigen Ströme, die außerbörs-

lich stattfinden, hier völlig ignoriert. Das war unser Kritik-

punkt an dem Ganzen. 

Nächster Punkt, Klimaabkommen: Wie schrecklich ist 

es denn, gegen das Klimaabkommen zu votieren? (Abg. 

Birgit Hebein: Was machen Sie hier heute?) Richtig war 

es, und ich erkläre Ihnen auch, warum. Wir Freiheitliche 

haben immer gesagt, wir sind für den Schutz des Klimas, 

keine Frage. Was wir am Pariser Abkommen kritisiert 

haben, war der Umstand, dass man sich über den Be-

reich des CO2-Ausstoßes an das Thema angenähert hat 

und nicht über den Anteil erneuerbarer Energien. (Weite-

rer Zwischenruf von Abg. Birgit Hebein.) Welche Folge 

hat es? Sie, die so den Kopf schütteln, wissen es viel-

leicht? Ich höre! Ich höre nichts! Die Folge daraus ist, 

dass Sie die Atomenergie damit bevorzugen.  

Es war auch kein Wunder, dass der Erste, der über 

dieses Klimaabkommen gejubelt hat, der neugewählte 

französische Präsident Macron war, der den Arc de 

Triomphe und das Pariser Rathaus grün angestrahlt hat, 

weil das so toll ist. Was er nicht sagt, ist, dass Frankreich 

69 Atomreaktoren hat. Wir bekennen uns dazu, das 

Klima zu schützen, CO2 entsprechend zu reduzieren, 

den Anteil erneuerbarer Energie zu erhöhen, aber bitte, 
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nicht das Ganze im Interesse der Atomlobby zu machen. 

(Beifall bei der FPÖ.) 

Etwas Letztes, Frau Meinl-Reisinger, das Sie auch 

kritisiert haben, wie ich mich erfrechen kann, hier die 

Politik der rot-grünen Koalition in Wien zu kritisieren. 

(Abg. Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES: Ich auch!) Ja, 

ich tue das, das ist nicht flegelhaft (Abg. Christian 

Oxonitsch: Das kann jeder nachlesen!), aber Sie haben 

heute die Rot-Grünen so verteidigt, dass ich mir gedacht 

habe, vielleicht wechseln Sie auf die andere Seite rüber. 

Flegelhaft ist es, wenn grüne Mandatare, nachdem sie 

aus dem Bundesparlament herausgewählt wurden, mit 

erhobenem Mittelfinger und einer Flöte Sekt in der Hand 

und dem Antrag auf 22.000 EUR Gehaltsfortzahlung den 

Wähler verhöhnen …  

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies (unterbre-

chend): Herr Abgeordneter, ich ersuche Sie, zum 

Schluss zu kommen. 

EP-Abg. Harald Vilimsky (fortsetzend): … aber mit 

Sicherheit nicht, wenn ich inhaltlich und materiell die 

Auswirkungen dieser Koalitionsregierung in Wien kritisie-

re. - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenruf 

von Abg. Mag. Rüdiger Maresch. - Abg. Dr. Gerhard 

Schmid: Sie sind im falschen Film!) 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Als Nächste zu 

Wort gemeldet ist Frau Abg. Regner. Bitte sehr. 

EP-Abg. Mag. Evelyn Regner (SPÖ): Ich versichere 

Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren, dass es im 

Europäischen Parlament eigentlich anders zugeht. (Abg. 

Mag. Wolfgang Jung: Na ja!) Wir führen sachbezogene 

politische Debatten mit unterschiedlichen Meinungen, 

aber die sind auf das Thema beschränkt. Deshalb möch-

te ich dann auf die einzelnen Punkte auch dementspre-

chend sachbezogen zurückkommen. 

Die erwähnte digitale Betriebsstätte: Erstmals gibt es 

eine Definition im Europäischen Parlament im Bericht zur 

gemeinsamen konsolidierten Körperschaftssteuerbe-

messungsgrundlage. Das Thema digitale Betriebsstätte 

ist ein wichtiges, und es freut mich auch sehr, dass es in 

Österreich von der Regierung, vor allem von der SPÖ, 

ganz aktiv aufgenommen wurde. Ich freue mich natürlich 

schon auf jede weitere Unterstützung von den anderen 

Fraktionen im Europäischen Parlament. Ich kann mir gut 

vorstellen, dass dieses Thema dann wahrscheinlich doch 

wieder nicht so attraktiv gesehen wird, wenn es darum 

geht, dass man versucht, tatsächlich Unternehmen zu 

erwischen, die eine Briefkastenfirma nach der anderen 

gründen und ihre Gewinne von einem Land ins andere 

verschieben, Geldwäsche unterstützen, und so weiter.  

Ich erwähne dieses Beispiel deshalb, weil es stellver-

tretend ein Beispiel für sehr viele ist, genau in dem Be-

reich, wo es darum geht, Geld irgendwie ein bisschen zu 

kaschieren und unter den Teppich zu kehren, was alles 

falsch läuft. Deshalb ist es auch notwendig, dass wir in 

diesem Zusammenhang nicht nur rein national immer 

über die Finanzminister die ganzen Finanzthemen ent-

scheiden lassen, weil das der Grund ist, warum nichts 

weitergeht. Diese Einstimmigkeit im Rat führt letztlich 

dazu, dass nichts weitergeht und wir uns dann nachher 

gerade von all jenen, die immer sagen, wie wichtig es ist, 

dass alles national geregelt werden sollte, anhören las-

sen müssen, dass die EU nichts weiterbringt.  

Gerade hier ist es also notwendig, mehr europäische 

Kompetenz zu haben und auch entsprechend zusam-

menzuarbeiten, um diese Probleme zu lösen, nämlich 

digitale Betriebsstätten zu definieren, Steuerschlupflö-

cher zu definieren, wirklich auch entsprechende Rege-

lungen unterstützt zu bekommen, wenn Gewinne von 

Unternehmen von einem ins andere Land verschoben 

werden. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Das Thema Subsidiarität wurde angesprochen. Das 

Thema Subsidiarität ist ein sehr wichtiges. Subsidiarität 

und auch der europäische Mehrwert sind ein wichtiger 

Maßstab, wenn es um Themen geht, die für alle Men-

schen wichtig sind, die in der Europäischen Union arbei-

ten, wir uns aber natürlich immer die Frage stellen müs-

sen, wo, auf welcher Ebene, von wem, in welcher Ko-

operation diese Themen auch entsprechend geregelt 

werden sollen. 

Daher sind hier bei vielen Themen nicht nur europäi-

sche Abgeordnete, europäische Institutionen gefragt, 

sondern auch nationale Abgeordnete. Gerade der Bun-

desrat leistet hier immer wieder ganz konstruktive Arbeit 

in Österreich bei der Beurteilung von Vorhaben, die auf 

europäischer Ebene kommen. Auch die Städtepartner-

schaft sehe ich hier in einer sehr konstruktiven Rolle, 

denn es gilt immer wieder, einen Maßstab anzuwenden, 

inwiefern wer betroffen ist und wie wir da besser zu-

sammenarbeiten können. Daher ist die Subsidiarität nicht 

eine Europa-Stopp-Keule, sondern ist ein Instrument, wie 

wir möglichst realistisch praxisbezogen die Themen 

angehen und dann dementsprechend die Entscheidung 

treffen, wo sie geregelt werden sollen. Das soll auch der 

Maßstab für die Arbeit, die jetzt im europäischen Kontext 

bei der Subsidiarität anläuft, sein. 

Zu Orbán, der wurde kurz angesprochen: Es läuft 

derzeit, und ich halte das für ein unglaublich wichtiges 

Verfahren, ein Art. 7-Verfahren im Europäischen Parla-

ment, das sich Ungarn, aber auch Polen genau an-

schauen und genau prüfen - das muss natürlich sorgfäl-

tig und sehr detailliert passieren -, inwiefern hier tatsäch-

lich ganz grundlegend rechtsstaatliche Prinzipien unter-

laufen werden, inwiefern tatsächlich eben das Prinzip, 

dass beispielsweise Richter unabsetzbar, unversetzbar 

sind, allenfalls verletzt wurde, inwiefern sehr viele andere 

Vorgaben, die ganz klar an die Grundfeste der Demokra-

tie gehen, verletzt wurden. Es ist wichtig, dass wir hier 

einen Maßstab anwenden, der genau prüft, ob hier eine 

entsprechende Verletzung vorliegt, denn das ist ja dann 

letztlich die Grundlage für uns alle in der Europäischen 

Union. Damit dürfen wir uns nicht spielen, es geht um die 

Demokratie. 

Schließlich noch abschließend: Wir haben jetzt gera-

de jüngst den neuesten Jahreswachstumsbericht vorlie-

gen. Die Zahlen sind nicht erfreulich. 70 Millionen Men-

schen gelten in Europa als Working Poor, 70 Millionen 

Menschen und deren Angehörige. Das sind alleinerzie-

hende junge Frauen, die in der Früh ins Büro rennen, 

das sind Menschen, die schauen, dass sie zwischen 7 

Uhr und 9 Uhr in der Früh die Regale einschlichten und 
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dann allenfalls über geringfüge Beschäftigung mit ihrem 

Geld nicht auskommen.  

Gerade deshalb ist es so wichtig, und das richte ich 

insbesondere Richtung Frau Meinl-Reisinger, Steuer-

schlupflöcher zu schließen, nicht nur vom fairen Steuer-

wettbewerb zu sprechen, sondern dass sich auch all die 

politischen Parteien, die sich da ernsthaft einbringen auf 

europäischer wie auf nationaler Ebene ...  

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies (unterbre-

chend): Frau Abgeordnete, den Schlusssatz bitte. 

EP-Abg. Mag. Evelyn Regner (fortsetzend): ... da 

diesbezüglich stark machen. - Danke. (Beifall bei SPÖ 

und GRÜNEN.) 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Als Nächster 

zu Wort gemeldet hat sich Herr Abg. Gara. - Es sei nur 

erwähnt, dass in der Präsidiale ab jetzt maximal 15 Minu-

ten Redezeit pro Redner und Rednerin vereinbart wurde. 

Abg. Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara (NEOS): Herr Präsi-

dent! Geschätzte EU-Abgeordnete! Werte Kolleginnen 

und Kollegen! 

Ich bin ein begeisterter Europäer, und ich werde auch 

für dieses gemeinsame Europa kämpfen. Ich bin ein 

begeisterter Europäer, der auch für ein starkes solidari-

sches Europa eintritt, und auch darum werde ich kämp-

fen. (Beifall bei den NEOS.) 

Ich möchte schon ganz gern zum Herrn Kollegen 

Vilimsky kurz replizieren. Ich meine, sagen Sie es doch 

offen, warum immer diese Hidden Agenda, sagen Sie es 

doch offen. Sie wollen oder bereiten mit Ihrer Argumen-

tation ja nichts anderes als eine Neuargumentation für 

einen Öxit vor. (EP-Abg. Harald Vilimsky: Das schreibt 

ein Journalist!) Die FPÖ möchte einen Ausstieg aus 

Europa haben, Sie bereiten eine Argumentation zum Öxit 

vor. (Abg. Dominik Nepp, MA: Das sagt Ihr Presse-

dienst!) 

Wir sind ja für evidenzbasierte Politik. Für diejenigen, 

die das nicht glauben, Sie können ja auch auf der FPÖ-

Homepage nachlesen. Ich meine, das ist zwar von vor 

einem Jahr, aber hier steht nach wie vor: „Nach Briten-

Deal: Vilimsky bringt Öxit ins Spiel.“ Das können Sie 

nach wie vor nachlesen, man hat es nach wie vor nicht 

entfernt und auch nicht entkräftet. Das heißt, in Wirklich-

keit, denke ich, geht es hier ja genau um diese Hidden 

Agenda, und Ihre Argumentation und auch vom Kollegen 

Jung geht ja in die Richtung. Es geht um Ausgrenzung, 

es geht um Angstmache und es geht um Spaltung der 

Gesellschaft. (Beifall bei NEOS, SPÖ und GRÜNEN.) 

Wir stehen hier für mehr Integration. Natürlich müs-

sen wir Probleme, die es gibt, auch ansprechen, das ist 

ja gar keine Frage. Natürlich funktioniert das auch nicht 

in einem so komplexen System wie einer Europäischen 

Union von heute auf morgen, das braucht natürlich Zeit. 

(Abg. Mag. Wolfgang Jung: 20, 30 Jahre!) Sehr viele 

Punkte, die angegangen werden müssen, sind ja auch 

schon angesprochen worden, aber es geht um eine 

starke Europäische Union, und für die werden wir uns 

auch einsetzen. 

Und das Identitätsstiftende, weil Sie das so schön 

angesprochen haben, Kollege Jung, sind die Regionen, 

das sind die Städte. (Abg. Mag. Wolfgang Jung: Sie 

werden doch kein Staatsverweigerer sein!) Wodurch 

entsteht denn Identität? - Nicht durch Ausgrenzung, nein, 

überhaupt nicht durch Ausgrenzung, durch Kommunika-

tion, durch Austausch und durch Zusammenhalt. Das ist 

die Basis für Identität. (Beifall bei NEOS, SPÖ und 

GRÜNEN.) 

Worum es in Europa wirklich geht, ist, tatsächlich un-

sere Wertegemeinschaft auch weiterzuentwickeln, wie 

wir sie auch historisch weiterentwickelt haben von der 

Antike, von unseren jüdischen, christlichen Wurzeln, von 

unseren Wurzeln auch aus anderen Bereichen, vom 

Humanismus, von der Aufklärung, ein langer Prozess, 

der identitätsstiftend wirkt. Das ist die Wertegemein-

schaft, über die wir hier sprechen sollen (Beifall bei 

NEOS, SPÖ und GRÜNEN.) 

Da geht es nicht um Ausgrenzung, überhaupt nicht, 

da geht es um Zusammenhalt, auch um Zusammenhalt 

in kritischen Situationen. Jeder Terrorismus ist zu verur-

teilen, egal, von wo er kommt, und ich möchte nicht 

benennen, von welcher Seite er kommt. Den als Basis zu 

nehmen, als Diskussion für Ausgrenzung, ist letztklassig 

(Beifall bei NEOS, SPÖ und GRÜNEN. - Abg. Mag. 

Wolfgang Jung: Aus- und Abgrenzung!) 

Vielleicht auch noch auf einen kleinen inhaltlichen 

Punkt, zum Thema Klimaabkommen und Klimaschutz: 

Es freut mich ja, zu hören, dass die FPÖ … Ich meine, 

die ist sich da nie ganz sicher, ob sie jetzt pro Klima-

schutz oder gegen Klimaschutz ist, das lässt sich aus 

den Aussagen nie wirklich ganz klar ableiten. Ich meine, 

das ist ein bisschen ähnlich wie bei Trump, und deswe-

gen ist es ja auch so wichtig, dass die Städte hier im 

Vordergrund stehen, auch bei der letzten Klimakonferenz 

in Bonn, das war ja das Schöne. Da war eigentlich ein 

ganz wichtiger Ausspruch: „We are still in.“ Das hat der 

kalifornische Gouverneur gesagt, das hat der Bürger-

meister von New York gesagt, Michael Bloomberg, der 

einfach gesagt hat: „Die Städte werden hier zusammen-

arbeiten, und es kümmert uns nicht, was Trump sagt.“ 

Das ist genau die Basis, die wir auch auf europäischer 

Ebene machen müssen. Es geht um die Städte und um 

Regionen, dass nicht einzelne nationalstaatlich denken-

de Politiker über die Zukunft unserer Kinder entscheiden. 

Das will ich nicht (Beifall bei NEOS und SPÖ.) 

Natürlich geht es um die CO2-Frage, und natürlich ist 

klar, dass die Atomenergie hier nicht die Basis ist und 

das nicht ersetzt, aber Sie müssen sich schon auch ganz 

klar dazu bekennen und letztendlich, und das erwarte ich 

mir auch von einer zukünftigen schwarz-blauen Regie-

rung, ein klares Bekenntnis zum Klimaschutz ablegen. 

Hier geht es um die Zukunft unserer Kinder. Auch wenn 

Österreich den Ratsvorsitz der Präsidentschaft im kom-

menden Jahr übernimmt, erwarte ich mir hier auch klare 

Aussagen, auch klare Aussagen in Richtung Solidarität, 

auch klare Aussagen in Richtung einer gemeinsamen 

Gesundheitspolitik. Das sind wichtige Aspekte, und das 

ist Ihr Lackmustest für die Zukunft und für die Zukunft 

unserer Kinder. Entziehen Sie sich also nicht Ihrer Ver-

antwortung und stehen Sie für ein solidarisches Europa 

ein. - Danke (Beifall bei NEOS, SPÖ und GRÜNEN.) 
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Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist Herr Abg. Stumpf.  

Abg. Michael Stumpf, BA (FPÖ): Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Werte Abgeordnete zum Euro-

päischen Parlament!  

Nur um eines gleich festzuhalten, gleich am Anfang, 

falls es Ihnen noch nicht bekannt ist oder Sie auch nicht 

daran glauben wollen: Wir sind leidenschaftliche Euro-

päer, und deshalb debattieren wir hier so intensiv. Uns 

ist dieses Thema wichtig, und wir suchen nicht das Wei-

te, sondern stellen uns der Diskussion, weil wir Europa 

lieben, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall 

bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Gerade weil wir Europa lieben, müssen wir Europa 

vor einer zentralistischen Europäischen Union retten und 

schützen. Weil wir Europa lieben, stehen wir für eine 

grundlegende Reform der Europäischen Union, hin zu 

einer bürgerfreundlicheren Union, hin zu mehr Souverä-

nität, hin zu mehr Subsidiarität. Was ist so schwer daran 

zu verstehen, meine sehr geehrten Damen und Herren? 

(Beifall bei der FPÖ.) 

Man hat aber sowieso das Gefühl, dass hier nicht auf 

Fakten basiert eine faktenorientierte Diskussion gemacht 

und darauf hingearbeitet wird, sondern einfach nur ir-

gendwelche Floskeln abgedroschen werden. (Abg. 

Christian Oxonitsch: Das stimmt! Das ist ja lächerlich!) - 

Ja, Herr Kollege, das ist lächerlich, und ja, Herr Kollege, 

es ist auch Ihrer nicht würdig. (Beifall bei der FPÖ.) 

Da kommt zum Beispiel der Herr Kollege Gara von 

den NEOS heraus und unterstellt eine Ungeheuerlich-

keit, dass zum Beispiel Harald Vilimsky, EU-

Abgeordneter, Österreich in den Öxit bringen will. (Anhal-

tende Zwischenrufe bei NEOS, SPÖ und GRÜNEN.) 

Bitte zeigen Sie mir einen einzigen stichhaltigen Beweis, 

denn was Sie zu diesem Thema finden werden, ist eine 

pure, individuelle, journalistische Interpretation, eine 

Missinterpretation. (Abg. Mag. Beate Meinl-Reisinger, 

MES, ihr Mobiltelefon hochhaltend: Da steht es!) Das 

können Sie von den NEOS auch besonders gut, irgend-

welche Dinge aus dem Kontext reißen und Ungeheuer-

lichkeiten behaupten. Pfui, sag ich nur! (Beifall bei der 

FPÖ. - Weitere Zwischenrufe bei den NEOS.) 

Es sind die Themen, die uns alle beschäftigen. Das 

ist das Thema Migration, das ist das Thema Steuerflucht, 

das ist das Thema Terrorismus, und dann sagt uns die 

Frau Kollegin Mlinar: Diese wichtigen Themenfelder sind 

nur über die Europäische Union zu lösen. Aber warum 

wird es nicht getan? Es wird nichts getan, es passiert in 

diesem Bereich viel zu wenig, viel zu schleppend. Es ist 

ein Konglomerat an Meinungsinteressen, verschiedener 

Meinungen, an Lobbyismus, und so weiter, und diese 

dringenden, wichtigen Probleme unserer Zeit werden 

nicht angegangen, also müssen die Nationalstaaten sich 

entsprechende Lösungen überlegen. (Beifall bei der 

FPÖ.) 

Es sind diese großen Steuerflüchtlinge wie Star-

bucks, Amazon oder Uber, ein Konzern, der in Öster-

reich nie einen Euro Steuer gezahlt hat und einen Ver-

drängungswettbewerb der Sondersorte gegen die heimi-

schen Taxifahrer fortführt. Genau dieses Uber-Kartell, 

sage ich jetzt einmal, bekommt Rückendeckung und 

Unterstützung von niemand Geringerem als der Kanzler-

gattin, noch Kanzlergattin Eveline Steinberger-Kern. 

Dann gehen Sie hier heraus und reden darüber, dass wir 

die Steuerflucht beseitigen müssen. (Zwischenruf bei der 

SPÖ.) Das gibt es ja nicht! An Scheinheiligkeit ist das in 

Wirklichkeit gar nicht mehr oder nur schwer zu überbie-

ten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Dann hat der Kollege Reimon auch völlig recht, wenn 

er, was das Thema Steuerflucht angeht, sagt, dass da 

die Republik Österreich nichts getan hat, wenn es um 

dieses Liechtenstein-Thema ging. Ja, warum nicht? Gott 

sei Dank wird sich da jetzt etwas ändern, weil SPÖ und 

ÖVP da geblockt haben, weil sie in der Bundesregierung 

nicht daran interessiert waren, hier endlich für Transpa-

renz zu sorgen. Dann heißt es, man kann das alles nur 

auf supranationaler Ebene lösen, sobald es um den 

Elchtest geht, um die echte Nagelprobe - Sie lieben ja 

dieses Wort seit gestern -, schieben wir alles auf die EU. 

Die EU soll es lösen, die 27 der EU, aber wir nicht. Wir 

können das nicht, wir wollen nicht. So einfach lassen wir 

Sie nicht davonkommen und wir nehmen Sie bis zu ei-

nem gewissen Grad schon ernst und messen Sie an 

Ihren Taten, und da gab es leider in letzter Zeit wenig zu 

messen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wenn ich sage, dass die Europäische Union bürger-

freundlicher gestaltet werden soll, dann bedeutet das 

auch weniger Bürokratie. Wenn Sie Bürokratie im Duden 

nachschlagen, dann sehen Sie wahrscheinlich Brüssel 

abgebildet und Straßburg, das ist ja mittlerweile eine 

Institution für Bürokratie, ein Bürokratietempel auf Kosten 

der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, wo sie in Wirk-

lichkeit an den wahren Interessen der Europäerinnen 

und Europäer völlig vorbeiarbeiten. 

Dann reden wir auch gerade in der Politikwissen-

schaft, wenn Sie EU hören, ist das immer wieder in der 

Wissenschaft debattiert, über das große Problem des 

Demokratiedefizits. Es gibt ein Demokratiedefizit in der 

Europäischen Union. Hier bewegen wir uns leider viel zu 

wenig weiter, damit dieses Demokratiedefizit der Ver-

gangenheit angehört. Aber das sind ja Themen, da muss 

man sich ein bisschen einlesen, da muss man sich auch 

anschauen, was mit Demokratiedefizit gemeint ist. 

Für manche Kolleginnen und Kollegen des Hauses 

ist es natürlich einfacher, den gemeinsamen großen 

Feind, nämlich Ungarn, ins Spiel zu bringen. Sie, Frau 

Kollegin Reisinger, und das ist nicht das erste Mal, ha-

ben sich wirklich mittlerweile den Titel der Ober-Ungarn-

Basherin verdient. Ich gratuliere vielmals! (Abg. Mag. 

Faika El-Nagashi: Geh bitte!) Gemeinsame europäische 

Politik funktioniert aber nicht so, dass man das Nachbar-

land Österreichs immer schlechtredet. Das kann ich 

Ihnen schon sagen, nein, natürlich nicht. (Beifall bei der 

FPÖ. - Abg. Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES: Ich rede 

nicht Ungarn schlecht! Ich habe nichts gegen Ungarn, ich 

bin gegen Orbán.) - Ich weiß, Sie haben Ungarn so un-

glaublich lieb. Ich sage Ihnen etwas: Wenn Sie mit Ihrer 

Zwergenfraktion einmal zwei Drittel Wählerstimmen 

bekommen und die absolute Mehrheit in Österreich stel-

len, dann werden Sie vielleicht verstehen, was bürgerna-
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he Politik bedeutet, und zu welchem Resultat das führen 

kann. (Zwischenrufe bei NEOS und GRÜNEN.) Das 

werden Sie aber nicht, und Orbán hat das geschafft, weil 

er eben auf die Bürgerinteressen hört, diese auch um-

setzt, und das bleibt Ihren in den kühnsten Träumen für 

ewig verborgen. (Beifall bei der FPÖ. - Anhaltende Zwi-

schenrufe bei allen Fraktionen.)  

Und wenn du glaubst, es geht nicht mehr, dann 

kommt von wo die Frau Kollegin Meinhard-Schiebel her, 

die dann der FPÖ wieder einmal Hetze und Antisemitis-

mus und weiß der Kuckuck, was alles vorwirft. Ich helfe 

Ihnen ein bisschen. Duden definiert Hetze als die Ge-

samtheit unsachlicher, gehässiger, verleumderischer, 

verunglimpfender … (Abg. Mag. Rüdiger Maresch: Na 

eben!) - warten Sie, warten Sie, hören Sie einmal zu, 

denn das geht ja weiter - Äußerungen oder Handlungen, 

die Hassgefühle, feindselige Stimmungen und Emotio-

nen gegen jemanden oder etwas erzeugen. In der Jä-

gersprache bezeichnet der Begriff die Hetzjagd. (Zwi-

schenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.) Meine sehr geehrten 

Damen und Herren, wir kennen uns mit Hetzjagd von 

Ihrer Seite sehr gut aus, denn sobald irgendjemand 

politisch anderer Meinung ist oder etwas kritisch be-

leuchtet, dann kommen Sie mit Ihrer Hetzjagd und ver-

suchen, diese Protagonisten mundtot zu machen. (Beifall 

bei der FPÖ. - Anhaltende Zwischenrufe bei SPÖ und 

GRÜNEN.)  

Wenn Sie glaubwürdige Politik, zum Beispiel gerade 

auch, was Klimaschutz angeht, leben würden - das war 

ja einmal Thema für Sie, ist es schon lange nicht mehr -, 

dann müssten Sie auch die Ersten sein, die mit uns 

mitgehen und verlangen und fordern und umsetzen, dass 

man aus diesem unseligen Euratom-Vertrag aussteigt. 

Dazu sind Sie nicht bereit. Wir nehmen unsere Verant-

wortung wahr, wir wollen die Bürgerinnen und Bürger, wir 

wollen unser Klima, wir wollen unsere Umwelt retten und 

schützen, vor allem vor den GRÜNEN, und das wird 

auch in Zukunft unsere Aufgabe sein. (Beifall bei der 

FPÖ.)  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Bei dieser Debatte 

bekommt man einiges an Deutlichkeit mit.  

Als Nächster zu Wort gemeldet ist zu einer tatsächli-

chen Berichtigung Herr Abg. Gara. Bitte, Herr Abgeord-

neter. 

Abg. Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara (NEOS): Herr Präsi-

dent! 

Eine tatsächliche Berichtigung zum Kollegen Stumpf: 

Nein, ich habe mir das nicht irgendwo aus den Fingern 

gesogen oder Sonstiges: Ich lese hier von der FPÖ-

Homepage. „Nach Briten-Deal: Vilimsky bringt Öxit ins 

Spiel.“ Konkret heißt es: „Referendum auch in Österreich 

überlegenswert. Hintergrund der neuerlichen EU-

Zugeständnisse an Großbritannien ist das dort bevorste-

hende Referendum über einen Verbleib in der EU.“ Na-

türlich hat er das vorher gesagt, denn nachher ist es 

natürlich peinlich für euch. „Vilimsky hält es für ‚durchaus 

überlegenswert, auch ein solches Referendum bei uns 

anzudenken und gegebenenfalls in die Wege zu leiten‘.“ 

Es ist also ein ganz klares Bekenntnis für einen mögli-

chen Öxit-Ausstieg. - Danke. (Beifall bei NEOS, SPÖ 

und GRÜNEN.)  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Als Nächster zu Wort 

gemeldet hat sich Herr Abg. Omar Al-Rawi. Bitte, Herr 

Abgeordneter. 

Abg. Dipl.-Ing. Omar Al-Rawi (SPÖ): Herr Präsident! 

Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren 

des Europäischen Parlaments! 

Ich habe ja ursprünglich nicht vorgehabt, mich zu 

Wort zu melden, aber angesichts der eskalierenden 

Debatte und der Art und Weise, wie auch Herr Abg. 

Vilimsky sich heute zu Wort gemeldet hat, wollte ich ein 

Ereignis in Erinnerung rufen, das vielleicht irgendwie 

untergegangen ist. Gestern hat das UNO-

Verbrechertribunal in Den Haag Mladić wegen Kriegs-

verbrechen verurteilt. Mich hat heute auch ein Kommen-

tar, den Adelheid Wölfl im „Standard“ veröffentlicht hat, 

sehr bewegt. Meine Wortmeldung soll auch ein bisschen 

eine mahnende sein, in der Art und Weise, dass man 

vielleicht die Parallelitäten erkennt, wenn sie schreibt, 

dass vor 22 Jahren 8.000 Menschen ermordet worden 

sind und das einzige Merkmal ihrer Unterscheidung war, 

dass sie muslimische Vornamen getragen haben. Dem 

ist ein Klima vorausgegangen, wo man den Menschen 

suggeriert hat, dass jeder, der einen muslimischen Vor-

namen trägt, ein Extremist, ein Radikaler, ein Terrorist 

sei. Sie schließt auch angesichts der jetzt hier in Europa 

kursierenden antimuslimischen Stimmung und der kur-

sierenden Islamfeindlichkeit daraus, auch damit umzu-

gehen. 

Als ich diesen Kommentar heute gelesen habe, habe 

ich ein bisschen über die Rede nachgedacht, die gestern 

Herr GR Nikolaus Amhof hier von sich gegeben hat, als 

es darum gegangen ist, über Förderungen der Jugend-

zentren zu debattieren. In seiner Rede hat er plötzlich 

nichts anderes zu tun, außer als Diskreditierung für diese 

Institutionen als Merkmal zu nehmen, dass dort Frauen 

mit Kopftüchern drinnensitzen, und die Namen. Das kann 

für ihn ein Zufall sein, aber er glaubt es nicht. Ich zitiere 

es, ich lese einmal vor: Ebuchir, Muchahid, Mujesin, 

Mustafa, Osmar, Sekuk, Hassan, Ibihoci, Sekedor, Taf-

an, Osama, Kaderici. Ich weiß nicht, was er damit sugge-

rieren wollte. Sind wir in diesen Parallelitäten, wo wir 

Menschen auf Grund ihrer Namen und ihrer Vornamen 

stigmatisieren und sie bewerten? Für die Damen und 

Herren, die vielleicht jetzt diese Namen ins Protokoll 

schreiben: Sie können das einfach aus der Rede von 

Herrn Amhof gestern kopieren.  

Ich möchte jetzt die Gelegenheit nutzen, angesichts 

dieses historischen Ereignisses gestern hier mahnend 

vielleicht noch einmal zur Erinnerung rufen. (Abg. Dr. 

Wolfgang Aigner: Gestern ist gestern, heute ist heute! 

Das ist eine andere Sitzung!) Denken wir darüber nach, 

wie wir reden, gebrauchen wir einen sensiblen Umgang 

mit der Sprache. Ich sage es: Wehret den Anfängen! - 

Danke. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Weitere Wortmeldun-

gen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für 

geschlossen. Die Berichterstatterin verzichtet auf das 

Schlusswort. 
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Wir kommen nun zur Abstimmung über die Geset-

zesvorlage. Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die 

der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen 

wollen, die Hand zu erheben. Das ist einstimmig so be-

schlossen. 

Das Gesetz ist somit in erster Lesung angenommen. 

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzesvor-

lage sofort vornehmen zu lassen und darf um ein Zei-

chen der Zustimmung über diese Vorgehensweise ersu-

chen. Danke, auch das ist einstimmig so beschlossen. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die 

dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein 

Zeichen mit der Hand. Das Gesetz ist in zweiter Lesung 

einstimmig beschlossen. 

Wir kommen zur Postnummer 5, sie betrifft die erste 

Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener 

Tierhaltegesetz geändert wird. Berichterstatterin hierzu 

ist Frau Amtsf. StRin Mag. Sima. Ich bitte, die Verhand-

lung einzuleiten. 

Berichterstatterin Amtsf. StRin Mag. Ulli Sima: Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte um Zustim-

mung zum vorliegenden Gesetz. 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Zu diesem Gesetz 

liegt mir keine Wortmeldung vor. Ich bitte jene Mitglieder 

des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und 

Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, 

um ein Zeichen mit der Hand. Danke, ich sehe hier Ein-

stimmigkeit. Das Gesetz ist somit in erster Lesung ein-

stimmig beschlossen. 

Ich schlage vor, gleich die zweite Lesung dieser Ge-

setzesvorlage vornehmen zu lassen und darf um Zu-

stimmung für diese Vorgehensweise bitten. Danke, auch 

das ist einstimmig so beschlossen. Ich darf daher die 

Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter 

Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand 

bitten. Danke, auch das ist einstimmig beschlossen. 

Wir kommen damit zu Postnummer 1, sie betrifft die 

erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das 

Wiener Bedienstetengesetz erlassen wird und die 

Dienstordnung 1994, die Besoldungsordnung 1994, et 

cetera sowie das Wiener Zuweisungsgesetz geändert 

werden. Berichterstatter ist Amtsf. StR Mag. Czernohor-

szky. Ich bitte, die Verhandlung einzuleiten.  

Berichterstatter Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohor-

szky: Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich 

bringe mit Stolz das Gesetz zur Dienstrechts- und Besol-

dungsreform mit und bitte um Zustimmung.  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Ich schlage vor, die 

General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird 

dagegen ein Einspruch erhoben? Ich sehe keinen Ein-

spruch. Daher werden wir so vorgehen.  

Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr 

Abg. Wiederkehr. Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abg. Christoph Wiederkehr, BA (NEOS): Sehr ge-

ehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Änderung wird als größte Personalreform in der 

Zweiten Republik präsentiert. Ich sehe sie als kleines 

Reförmchen, als kleinen Minischritt in die richtige Rich-

tung, allerdings ist es ein viel zu wenig weit gehender 

Schritt. Wenn man sich anschaut, welche Herausforde-

rungen unsere Stadt hat und vor allem, wie sich der 

Schuldenstand unserer Stadt entwickelt hat, dann wäre 

es eigentlich an der Zeit gewesen, gravierendere, weit-

reichendere Reformen umzusetzen, als nur diese Mini-

reförmchen, die jetzt hier in diesem Vorschlag sind. (Bei-

fall bei den NEOS.)  

Obwohl natürlich auch Themen behandelt werden, 

die auch wir gut finden, und Reformen vorangetrieben 

werden, die wir als sinnvoll erachten, ist mir vor allem 

eine Abflachung einer Gehaltskurve auch mit höherem 

Einstiegsgehalt und nicht so steilem Anstieg besonders 

wichtig. Ich glaube, das ist in der heutigen Arbeitswelt 

nur fair und gerecht und vor allem auch den Jungen 

gegenüber gerechter, die vor allem am Anfang des Er-

werbslebens hohe Kosten haben, vielleicht auch mit 

Familiengründung und dementsprechend ein höheres 

Anfangsgehalt auf jeden Fall sinnvoll ist. Auch die Be-

wertung des Gehaltsschemas stärker nach Leistung, wie 

es ja auch mit dieser Reform Ziel ist, ist durchaus sinn-

voll und nicht nur die automatischen Biennalsprünge, die 

es früher gab. 

Man sieht bei der Entstehungsgeschichte dieser Per-

sonal- und Besoldungsreform, dass es ein zähes Ringen 

war. Ich glaube, die erste Ankündigung war so zirka vor 

fünf Jahren, dass etwas kommen wird. Es hat sich immer 

wieder hinausgezögert. Ich glaube, die Verhandlungen 

hier in der Stadt waren wohl schwierig und von Gewerk-

schaftsseite auch wenig Bereitschaft da, wirklich gravie-

rende Reformen einzugehen. Jetzt ist endlich etwas am 

Tisch, nach zahlreichen Verschiebungen der Reform, 

und das, was am Tisch ist, ist uns, wie gesagt, zu wenig. 

Ich bringe ein paar Punkte ein, wo wir uns eine weiterge-

hende Reform gewünscht hätten. 

Erstens: Beim Bereich der Pensionen zum Beispiel, 

dass nicht in die bestehenden Verträge überhaupt nur 

ansatzweise eingegriffen wird, oder die Regelungen, die 

es gibt, wie zum Beispiel die Versetzung in den Ruhe-

stand aus organisatorischen Gründen, werden auch nicht 

angegriffen, sondern man hofft, dass es über die Zeit, 

über 30, 40, 50 Jahre sowieso auslaufen wird. Aber die 

Belastung durch die Frühpensionierungen für das Budget 

in dieser Stadt ist enorm. Auch wenn der Bürgermeister 

in der Früh sagt, nach der Ruhestandsversetzung ist es 

ja nicht mehr Budget. Natürlich, es ist nur ein anderer 

Budgetposten, der auch in der Stadt zu verorten ist und 

von den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern zu beglei-

chen ist. Hier hätte ich mir im Pensionsbereich ge-

wünscht, viel gravierendere Änderungen vorzunehmen, 

endlich mit dieser Unart der massiven Frühpensionierung 

aufzuhören und das auch gesetzlich darzustellen, indem 

zum Beispiel eben dieser Paragraph der Ruhestandsver-

setzung wegen organisatorischen Gründen abgeschafft 

wird. Oder auch die Thematik der Luxuspensionen, der 

Pensionsumstellung auf das Pensionskonto. Das hätte 

man alles mit dieser Personalreform angehen können, 

denn das ist alles Geld des Steuerzahlers, was dem 

Budget auch zu Lasten kommt. (Beifall bei den NEOS.)  

Unser Hauptkritikpunkt ist, dass man die Privilegien 

und die unterschiedlichen Behandlungen von Bedienste-

ten der Stadt gegenüber der Privatwirtschaft nicht ab-
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schafft oder hier auch angleicht. Es gibt zahlreiche Miss-

stände und Privilegierungen in dieser Stadt, die wir gerne 

abgeschafft hätten. Zum Beispiel die siebente Urlaubs-

woche, die als Wahlgeschenk vor der letzten Wahl ein-

geführt worden ist oder die Beurlaubung für Wahlkämpfe 

ohne Einschnitte im Gehalt, weil man auf irgendeiner 

Liste steht, hätten unseres Erachtens nach auch zurück-

genommen werden sollen. 

Das ganze Themenfeld Krankenstände und Über-

stunden: Es ist mir bewusst, dass es nicht ganz klar im 

Gesetz geregelt werden kann, aber hier ist es mir wich-

tig, auch mitzugeben, dass hier die gelebte Praxis sehr, 

sehr fragwürdig ist, eine Masse an Frühpensionierungen, 

eine unglaublich hohe Krankenstandsanzahl und un-

glaublich hohe Überstunden. Irgendetwas passt da nicht 

ganz zusammen. Da müssen Sie sich schon auch einmal 

fragen, oder vor allem die Stadt, ob man denn überhaupt 

ein guter Arbeitgeber ist, wenn dann hier diese Indikato-

ren so schlecht aussehen im Vergleich zur Privatwirt-

schaft. 

Hier finde ich aber, und damit möchte ich schließen, 

noch etwas sehr positiv, nämlich dass im Bereich Perso-

nal alle Anfragen wirklich hervorragend beantwortet 

werden. Ich würde mir diese Professionalität in vielen 

anderen Bereichen der Stadt wüschen. Das Datenmate-

rial wird wirklich gut vorbereitet und gut aufbereitet, und 

das ist auch wichtig. Ich danke vor allem auch, dass in 

Zukunft ein jährlicher Personalbericht herausgegeben 

wird, der wichtig ist, weil man dann sieht, in welche Rich-

tung sich das Personalwesen der Stadt entwickelt. Wir 

werden diese Entwicklung ganz genau beäugen und 

auch immer wieder den Finger auf die Wunde legen, 

wenn man hier zu wenig oder keine Fortschritte macht. 

Insgesamt sehen wir kleine Schritte, die wir begrüßen. 

Die Reform ist viel zu wenig weitgehend, wir lehnen sie 

ab und wünschen uns, dass man in Zukunft noch viel 

weitreichendere Reformen in diesem Bereich angeht. - 

Vielen Dank. (Beifall bei den NEOS.)  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Als Nächster zu Wort 

gemeldet ist Herr Abg. Dr. Ulm. Bitte, Herr Abgeordneter.  

Abg. Dr. Wolfgang Ulm (ÖVP): Sehr geehrter Herr 

Präsident! Sehr verehrter Herr Stadtrat! Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! 

Mit Stolz, hat der Herr Stadtrat gesagt, legt er diese 

Besoldungs- und Dienstrechtsreform vor. Ich glaube, 

wenn jemand auf dieses Werk stolz sein kann, dann ist 

es die Beamtenschaft, die sich abgemüht hat, dieses 

Gesetz auf den Weg zu bringen. Ich glaube, dass das 

handwerklich durchaus gut gelungen ist und mit sehr viel 

Mühe und mit sehr viel Einsatz hier eine gute handwerk-

liche Arbeit abgeliefert worden ist. Es braucht allerdings 

die Politik nicht auf die Rahmenvorgaben stolz sein. Es 

ist ja lange genug politisch über diese Dienstrechts- und 

Besoldungsreform debattiert worden. Herr Kollege Wie-

derkehr hat von fünf Jahren gesprochen, von denen er 

ausgeht, ich kann ihm sagen: Es ist viel, viel mehr. Be-

reits unter der Personalstadträtin Brauner war es ein 

Thema, wie man diesen Nebengebührenkatalog schlan-

ker machen könnte oder ganz wegbringen könnte. Dann 

war es ein Thema bei Wehsely, Frauenberger, es ist 

wirklich eine unendliche Geschichte. Das ganz große 

Ziel, diesen Nebengebührenkatalog wegzubringen, die-

ses große Ziel ist politisch einfach nicht gelungen und es 

ist aus zwei Gründen traurig. Ersten einmal für die Mitar-

beiter, für die Bediensteten, denn die leiden unter diesem 

Katalog. Es ist auch unerfreulich, weil mit der Erstellung 

dieses Katalogs ein unglaublicher Verwaltungsaufwand 

verbunden ist, der wahnsinnig viel Geld kostet. 

Ich habe ihn mitgenommen, diesen Nebengebühren-

katalog. Davon, dass der beseitigt wird, kann man wohl 

nicht ernsthaft reden, wenn es ihn noch 50 Jahre geben 

wird. Denn für das Altregime wird er weiterhin ange-

wandt. 

Ich wollte einmal wissen, wie viele Stunden denn so 

darauf verbracht werden, diesen Nebengebührenkatalog 

Jahr für Jahr zu erstellen. Ich habe keine Antwort darauf 

bekommen. Man hat mir gesagt, das ist einfach nicht 

eruierbar, das kann man nicht ermitteln, wie viele Stun-

den man daran arbeitet. Man kann mir nicht einmal mit-

teilen, wie viele Mitarbeiter damit befasst sind.  

Ich habe ihn nicht abgewogen, diesen Nebengebüh-

renkatalog. Ich kann ihn herzeigen: Er hat sicherlich 

mehr als ein Kilo, und er beinhaltet letztendlich für die zig 

Tausenden Mitarbeiter, die davon betroffen sind, natür-

lich auch zig Tausende Zulagen, die Jahr für Jahr aus-

verhandelt werden müssen.  

Ich darf einmal ein bisschen daraus zitieren. Nicht, 

weil es mir darum geht, dass ich jetzt sage, diese Zulage 

soll dem einzelnen Bediensteten nicht zustehen - nein, 

der Mitarbeiter hat Anspruch darauf, dass er ein Gehalt 

bekommt: Er hat einen Rechtsanspruch auf sein gesam-

tes Gehalt und nicht nur auf Teile des Gehaltes. Mir geht 

es also nicht um eine Reduzierung des Einkommens 

beim einzelnen Mitarbeiter, sondern mir geht es darum, 

dass er sich darauf verlassen können soll und dass wir 

eine effiziente, eine schlanke und sinnvolle Verwaltung 

haben.  

Glauben Sie tatsächlich, dass es sinnvoll ist, Mitar-

beiter nach diesem Zulagensystem zu entlohnen? Die-

ses Zulagensystem haben wir noch 50 Jahre, das ist ein 

Zulagensystem, das manchmal auf einzelne Cent ge-

rechnet ist und pro Zulage oft weniger als 1 EUR aus-

macht.  

Das ist ein System, von dem sich die Mitarbeiter nicht 

befreien können, weil sie die Optionsmöglichkeit, in die-

ses System zu wechseln, nicht haben. Das war eigent-

lich die große politische Vorgabe, die es gegeben hat. Es 

war nicht nur unsere Forderung, sondern das war auch 

eine Idee, die es in anderen Fraktionen gegeben hat, 

dass man doch den Mitarbeitern die Möglichkeit geben 

soll, in dieses System zu wechseln.  

Ideal wäre es natürlich, wenn man sich diesen Ne-

bengebührenkatalog für die nächsten Jahre überhaupt 

ersparen könnte. Weil es ein Beispiel für schlechte Ver-

waltung und für aufgeblähte Verwaltung ist, sage ich 

Ihnen jetzt vielleicht sieben, acht oder neun Beispiele, 

was da in diesem Monsterkonvolut geregelt ist.  

Da geht es um einzelne Zulagen für Bedienstete, die 

einen Ofen anheizen. Also für die Beheizung eines 

Ofens, wenn ein Mitarbeiter einen Ofen anheizt, kriegt er 
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dafür 0,54 EUR. (Abg. Mag. Manfred Juraczka: Eine 

Wärmequelle!) 54 Cent pro Ofen. Wenn es mehrere 

Öfen sind, also diese 54 Cent mehrfach pro Tag. Wenn 

es ein Gasofen ist, kriegt er weniger, da gibt es nur 16 

Cent pro Ofen und pro Tag.  

Oder: Für den Portier im Orthopädischen Kranken-

haus Gersthof, der überwiegend bildschirmunterstützte 

Tätigkeit verrichtet, gibt es pro Arbeitstag 5,38 EUR. 

Oder: Für den Oberaufseher in der Straßenreinigung je 

Arbeitstag 3,04 EUR. Oder: Eine Gefahrenzulage für 

Fotografen oder Kameraleute der MA 13, im Monat 

92,61 EUR.  

Bitte, das ist jetzt ganz punktuell herausgegriffen, oh-

ne Anspruch darauf, dass das irgendwie repräsentativ 

sein könnte. Nur, damit Sie doch ein bisschen ein Ge-

spür haben und ein Gefühl haben, wie viel Arbeit da 

drinsteckt, was man sich da für einen Verwaltungsauf-

wand macht und was das kostet. Das Traurige ist ja fast, 

dass es da zum überwiegenden Teil um so geringe Be-

träge geht und das mit einem wahnsinnigen Aufwand 

verbunden ist.  

Es gibt zum Beispiel eine Entschädigung für die 

Wohnungsbereitschaft für rechtskundige Bedienstete. 

Also wenn ein rechtskundiger Bediensteter bereit ist, zu 

Hause Bereitschaftsdienst zu versehen, dann gibt es 

dafür pro Stunde 2,18 EUR. Zum Beispiel für einen Juris-

ten, der dann, ich weiß nicht, irgendetwas machen kann 

in seiner Freizeit, gibt es 2,18 EUR.  

MA 44, Wiener Bäder: Zusätzlich zum normalen Ge-

halt gibt es eine Betriebszulage für Betriebsbeamte im 

Strandbad Gänsehäufel von monatlich - und das ist jetzt 

schon wieder ein Beispiel dafür, wie hoch eine Zulage 

auch sein kann - 1.184 EUR. Also das ist vom ... (Abg. 

Mag. Manfred Juraczka: Wofür ist die?) Na ja, für die 

Tätigkeit im Strandbad Gänsehäufel im Sommer. 1. April 

bis 30. April.  

Es ist jetzt interessant, wenn man das mit dem 

Krapfenwaldlbad vergleicht. Also besser ist es, man ist 

im Strandbad Gänsehäufel, man macht ... (Abg. Mag. 

Manfred Juraczka: Manche sagen so, manche sagen so! 

Finanziell, meinst du? - Heiterkeit bei der ÖVP.) Also ich 

weiß nicht, inwiefern, was besser ist im Krapfenwaldlbad, 

warum man dort weniger bekommt. Keine Ahnung, keine 

Vermutung. Da gibt es jedenfalls im Monat nur 894,50 

EUR.  

Es ist wirklich skurril. Gleichzeitig muss man aber na-

türlich auch sagen, es ist nicht nur skurril, es ist letztend-

lich auch bedauerlich, dass wir diese Verwaltungsverein-

fachung nicht zusammenbekommen.  

Nennen wir noch die Ballgebühr, die immer wieder in 

den Zeitungen steht. Wenn man Aufsichtsdienst als 

Feuerwehrmann bei einem Ball versieht, dann gibt es pro 

Dienst 64 EUR. 

Um noch zum Schmunzeln etwas zu bringen, zum 

Abschluss in den Bereich des Forstamtes: Wer Scha-

lenwild versorgt, also Versorgung des Wildbrets von 

Schalenwild - das sind Reh, Hirsch, Gams, Wildschwein, 

Muffel -, da gibt es pro Stück 23,42 EUR. Darunter steht 

ganz dick: „Diese Zulage darf pro Stück Schalenwild nur 

ein Mal verrechnet werden.“ Ich weiß nicht, warum das 

da steht. Es ist ohnehin klar: pro Stück, das versorgt 

wird. (Abg. Mag. Manfred Juraczka: Vielleicht, wenn es 

Paarhufer sind? - Weitere Zwischenrufe.) Nein, pro 

Paarhufer, bitte, ist es ein Stück. Ich habe mich erkun-

digt, das gibt es nur ein Mal. (Abg. Mag. Manfred Ju-

raczka: Schade, dass sich der Kollege Meidlinger heute 

nicht beteiligt an der Diskussion!)  

Ich vergönne es ja den Jägern. Bitte, die Jäger, die 

Förster, die Forstbediensteten, die Mitarbeiter in dieser 

Magistratsabteilung sollen ihr anständiges Gehalt be-

kommen. Ich möchte nicht, dass die jetzt um 23 EUR 

umfallen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ich möchte nicht, 

dass die drum umfallen. Ich möchte, dass die ein einheit-

liches Gehalt haben, worauf sie ja auch einen Rechtsan-

spruch haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Denn das Problem ist ja: Es gibt keinen Rechtsan-

spruch auf diese Zulagen. Aber diese Zulagen machen 

oft ein Drittel des Gehaltes aus! Da möchte ich nicht 

davon abhängig sein, ob Jahr für Jahr der Vorgesetzte in 

Absprache mit dem Kollegen Meidlinger, oder wer auch 

immer von Seiten der Personalvertretung oder von der 

Gewerkschaft hier mitwirkt, sich dann darauf einigt: Also 

für diesen Portiersposten gibt es diese Zulage, ja oder 

nein. Ich bleibe daher bei der Einschätzung, die schon 

mein Vorredner gesagt hat, dass insofern natürlich diese 

Besoldungsreform sehr enttäuschend ist.  

Aber wozu man diese Besoldungsreform auch gleich 

herangezogen hat, das ist, um die Abgeordneten von 

Informationen über die Frühpensionierungen auszu-

schließen. Im Personalvertretungsgesetz gibt es jetzt 

eine neue Bestimmung zu den Kompetenzen der GPK. 

Die Gemeinderätliche Personalkommission, die seit 

Jahrzehnten entschieden hat über die Frühpensionierun-

gen, sei es aus gesundheitlichen Gründen, aus organisa-

torischen Gründen, von Amts wegen, auf Antrag, wie 

auch immer, diese GPK hat ja die Kompetenz, über 

diese Frühpensionierungen zu entscheiden.  

Diese Information hat uns die Gelegenheit gegeben, 

Monat für Monat die politische Debatte aktiv führen zu 

können. Das ist auch geschehen, nicht jeden Monat, 

aber mehrfach im Jahr. Man wusste genau das Antrittsal-

ter der Mitarbeiter, man wusste, in welchen Dienststellen 

- KAV, Stadtwerke, welche Magistratsabteilung -, und 

man konnte aus den Akten auch ersehen, welche ge-

sundheitlichen Gründe es sind, warum ein Bediensteter 

vorzeitig den Ruhestand antritt. 

Sie wollten diese politische Debatte nicht mehr füh-

ren! Sie wollen sie nicht mehr führen, Sie sagen uns ab 

sofort nicht mehr, wie viele Pensionierungen Monat für 

Monat erfolgen. Ich habe hier ein historisches Dokument, 

das ist die Einladung zur letzten GPK-Sitzung: Letzte 

GPK-Sitzung mit den bisherigen Kompetenzen.  

Viele Jahrzehnte lang wurde das so gehandhabt, 

jetzt reicht es Rot-Grün. Die sagen: Nein, wir wollen 

diese Debatten über die Frühpensionierungen nicht mehr 

haben. Wir schaffen es nicht, das tatsächliche, reale 

Antrittsalter anzuheben. Wir können keinen Erfolg vor-

weisen, und bevor man unseren Misserfolg sieht, schaf-

fen wir die GPK ab. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.)  
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Es ist wirklich ungeheuerlich! Die Frühpensionierun-

gen kosten die Stadt Wien Jahr für Jahr über 200 Millio-

nen EUR. Die Mitarbeiter kostet es ihren Arbeitsplatz. 

Sehr viele sind nicht einverstanden mit diesem Frühpen-

sionierungssystem. Manche haben sich arrangiert, man-

che konnten sich arrangieren, viele mussten sich arran-

gieren. 

Wir wollen, dass man den Mitarbeitern nicht jeden 

Monat klar macht, dass man sehr viele von ihnen nicht 

mehr braucht, dass sie zum alten Eisen gehören und 

dass man in einem riesigen Unternehmen wie der Stadt 

Wien mit insgesamt 100.000 Mitarbeitern überhaupt 

keinen Arbeitsplatz für jemanden finden kann, der viele 

Jahre und Jahrzehnte qualifiziert und sehr verdienstvoll 

seinen Dienst versehen hat.  

Es ist wirklich ein seltenes Beispiel dafür, sogar in 

dieser Stadt, in der man wirklich sehr schlecht, oder 

sagen wir, nicht besonders gut mit der Opposition um-

geht, ein seltenes Beispiel für den Ausschluss von Ge-

meinderäten von ihren Aufgaben, eine Schmälerung der 

Kompetenzen, wie ich sie eigentlich noch nicht erlebt 

habe. Es ist dieser rot-grünen Koalition jetzt, im Jahr 

2017, vorbehalten, für die weitere, mittelfristige Zukunft 

die Opposition, die politische Debatte, die Öffentlichkeit 

auszuschließen von diesen Informationen der Frühpen-

sionierungen.  

Sie haben vor, in Zukunft nur noch ein Mal im Jahr 

oder maximal alle zwei Jahre zu informieren. In welcher 

Art und Weise, wissen wir noch nicht genau. Sie haben 

sich nicht getraut, zu sagen: Na, schaffen wir sie gleich 

ganz ab, die GPK! Sie haben gesagt: Na ja, beseitigen 

wir nur, ich sage einmal, 95 Prozent ihrer Kompetenzen, 

und ziehen wir nur das Recht ab, über die Frühpensio-

nierungen zu entscheiden.  

Wir wollen uns damit nicht abfinden! Wir werden wei-

terhin versuchen, unsere Ideen einzubringen, Kritik dort 

zu üben, wo es notwendig ist. Es wird schwerer werden, 

wir kommen an die Informationen schwerer heran. Wir 

werden uns halt umso mehr bemühen müssen.  

Ich bringe hier einen Beschluss- und Resolutionsan-

trag ein, der darauf abzielt, dass letztendlich die GPK 

wieder ihre Kompetenzen in puncto Frühpensionierun-

gen erhält, dass die Kompetenzen in puncto Frühpensio-

nierungen so bleiben, wie sie derzeit sind.  

Einen irgendwie versöhnlichen Abschluss oder ir-

gendeinen Lichtblick am Horizont fällt mir jetzt schwer, 

am Abschluss meiner Rede zu finden. Das Einzige, was 

ich sagen kann, ist: Wir werden uns weiter bemühen und 

schauen, dass wir von unserer Seite aus in der Perso-

nalpolitik so gut wie möglich Einfluss nehmen können, im 

Sinne der Steuerzahler, im Sinne der Stadt Wien und im 

Sinne der Bediensteten dieser Stadt. (Beifall bei der 

ÖVP.)  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Als Nächste zum Wort 

gemeldet ist Frau Abg. Mag. Huemer. Bitte, Frau Abge-

ordnete. 

Abg. Mag. Barbara Huemer (GRÜNE): Sehr geehrter 

Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landesrat! Sehr 

geehrte Kolleginnen und Kollegen! Willkommen, ge-

schätzte Zuseherinnen und Zuseher! 

Ich habe zwar meine Rede anders aufgebaut, möch-

te aber jetzt gleich einmal darauf eingehen, was meine 

Vorredner angesprochen haben, insbesondere, was die 

Reform der Personalkommission betrifft. Ich werde dann 

später zum eigentlichen Kernstück sprechen, nämlich 

der Dienstrechts- und Besoldungsreform, insbesondere 

zur Besoldungsreform, denn die ist der Hauptausschlag-

geber überhaupt für dieses Geschäftsstück.  

Aber lassen Sie mich hier zuerst ein paar Worte eben 

zur Reform der GPK machen. Ich finde es schon ganz 

interessant, dass von Seiten der Opposition uns als rot-

grüner Stadtregierung immer wieder Reformunwilligkeit 

vorgeworfen wird und genau dann, wenn wir Reformen 

vorlegen, nämlich Reformen von umfassender, weitrei-

chender und zukunftsweisender Qualität, genau von der 

ÖVP dann das alte Alte eingefordert wird und flehend 

daran festgehalten werden soll, an einem Status, der 

Doppelgleisigkeit beinhaltet. 

Das wissen Sie ganz genau, Herr Ulm. Sie sitzen in 

diesem Haus schon viel, viel länger als ich. Die meisten 

Dinge, die wir in der Gemeinderätlichen Personalkom-

mission behandeln, werden in anderen Gremien entwe-

der vor- oder nachgeschaltet behandelt.  

Also die Reform - für Sie von der ÖVP ist es ja eine 

Abschaffung -, die Reform der GPK, wie wir sie uns im 

rot-grünen Regierungsübereinkommen vorgenommen 

haben, ist nicht weniger, sondern sie ist mehr. Sie bein-

haltet sowohl diese Diskussionen, die wir gerne führen 

und die ich auch wichtig finde, über personalrechtliche 

Entscheidungen und Entwicklungen in der Stadt. Es 

kommt neu ein Personalbericht. Das gab es bis jetzt 

nicht. Und parallel werden die entsprechenden rechtli-

chen Materien im Ausschuss oder in der Landesregie-

rung behandelt.  

Also ich kann Ihr Festhalten daran überhaupt nicht 

nachvollziehen, insbesondere, weil mir nicht bekannt ist - 

vielleicht Ihnen -, dass irgendeine Wortmeldung je eine 

Ruhestandsversetzung irgendwie rückwirkend aufgeho-

ben hätte. Dafür gibt es rechtliche Grundlagen, wann es 

zu einer Ruhestandsversetzung kommt. 

Wenn ich Ihnen hier zuhöre, dann habe ich das Ge-

fühl, Ruhestandsversetzte sind das völlig zu Unrecht. 

Das ist nicht der Fall. In den aller-, allermeisten Fällen 

handelt es sich um Menschen, die krank sind, die nicht 

mehr weiter ihren Dienst verüben können.  

Ja, ich gebe Ihnen recht, da muss man darauf 

schauen: Wie kann das sein? Aber gegen Krebs kann 

man jetzt einmal per se nichts tun. Aber arbeitsbedingte 

Erkrankungen kann man sehr wohl präventieren, und 

darum haben wir auch im rot-grünen Regierungsüberein-

kommen den Passus, uns das betriebliche Gesund-

heitsmanagement genau anzuschauen.  

Denn natürlich ist es in unser aller Interesse, dass 

Ruhestandsversetzungen nur dann sinnvoll sind und 

notwendig sein sollen, wenn eben der Zustand der Be-

schäftigten es einfach nicht mehr erlaubt. Ich halte es für 

sinnvoll und sozial, den Menschen dann die Möglichkeit 

zu geben, in den Ruhestand zu gehen und nicht, wie es 

in der Privatwirtschaft üblich ist, sie in die Arbeitslosigkeit 
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zu schicken, und wir haben dann das Thema 50+ am 

Arbeitsmarkt oder beim AMS.  

Also ich halte das absolut für menschenwürdig und 

sozial, hier diese Möglichkeit zu bieten. Es gibt ganz klar 

vorgeschriebene Richtlinien und Gesetzesvorgaben, wie 

hier vorzugehen ist. Das ist nicht einfach eine willkürliche 

Sache, die wir hier vornehmen können oder die hier die 

Verwaltung vornehmen kann, sondern eine, die ganz, 

ganz klar geregelt ist. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.)  

Zum betrieblichen Gesundheitsmanagement möchte 

ich noch etwas sagen, oder zu dem Thema Frühpensio-

nierungen. Ich glaube, die Menschen - weil es auch von 

den NEOS angesprochen wurde - haben sehr wohl ein 

Recht darauf, dass sie sich darauf verlassen können, 

dass ihre Dienstverträge auch in Zukunft gelten. Also 

dieser Eingriff, der hier gefordert wurde vom Kollegen 

Wiederkehr - ins Dienstrecht einzugreifen oder sogar ins 

Pensionsrecht -, das halte ich für ziemlich heftig, muss 

ich sagen. Das ist eine gefährliche Androhung, die hier 

getätigt wurde.  

Ich glaube, dass es da ganz wichtig ist, dass Men-

schen, die bei der Stadt Wien arbeiten (Abg. Ing. Udo 

Guggenbichler, MSc: Wenn er gefällig ist, kriegt er was 

...), sich darauf verlassen können, was sie in Zukunft 

verdienen werden, wie ihre rechtlichen Bestimmungen 

sind (Abg. Ing. Udo Guggenbichler, MSc: Wir wollen 

Rechtsansprüche, so wie immer!), wenn sie in Pension 

gehen, und was sie dann auch davon zu erwarten hät-

ten. (Abg. Ing. Udo Guggenbichler, MSc: Keine Almosen! 

Rechtsansprüche!)  

Ja, das ist ohnehin ein Rechtsanspruch. Ich habe ja, 

glaube ich, laut und deutlich gesagt, dass es hier ganz 

klare rechtliche Bedingungen gibt. Es ist ganz klar gere-

gelt (Abg. Ing. Udo Guggenbichler, MSc: Und wer ent-

scheidet es?), wie hier die Pensionsanpassungen bei der 

Stadt Wien erfolgen. Das gefällt Ihnen nicht, Sie wollen 

es schlechter. Gut, sie wollen es schlechter für die Be-

diensteten, das muss man auch einmal laut sagen. (Abg. 

Ing. Udo Guggenbichler, MSc: Wir wollen Rechtsansprü-

che und keine Almosen!) 

Damals noch die SPÖ-Alleinregierung hat sich ent-

schlossen, hier einen anderen Weg zu gehen. Der wurde 

von den GRÜNEN unterstützt und wird auch bis zum 

heutigen Tag unterstützt. Bitte, nehmen Sie hier nicht 

den Bediensteten beziehungsweise den Menschen, die 

in Zukunft in Pension gehen, diese Perspektive, wie das 

zu erfolgen hat. (Abg. Ing. Udo Guggenbichler, MSc: Das 

heißt dann, jedes Jahr betteln gehen! Die Menschen 

gefügig machen!) 

Ich komme nun zum Kernstück dieses wirklich sehr 

umfangreichen Geschäftsstücks, das uns heute hier 

vorliegt und das wir auch beschließen werden, und zwar 

zum Dienst- und Besoldungsrecht.  

Ich halte diesen Schritt, der in der vorigen Regie-

rungsperiode tatsächlich gegangen wurde, also den 

ersten, der schon gesetzt wurde und im rot-grünen Re-

gierungsübereinkommen 2015 festgeschrieben wurde, 

für einen sehr, sehr essenziellen, für einen sehr grund-

sätzlichen. Wir haben damit wirklich wichtige Weichen 

gestellt und einen fundamentalen, ich finde, wirklich 

fundamentalen Systemwechsel initiiert. Der ist aus mei-

ner Sicht notwendig, ja, und wir haben eine Zeit lang 

darauf warten müssen. Ich werde Ihnen auch erklären, 

wie es dazu gekommen ist. Aber das, was wir heute zum 

Beschluss vorgelegt bekommen, ist in der Tat sehr histo-

risch! Historisch, und das möchte ich einfach von dieser 

Stelle unterstreichen. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Ich glaube, dass das vielleicht von außen in der Art 

und Weise nicht wahrgenommen werden kann, wie es 

dem Kollegen Hursky und mir, die wir dieses Projekt 

politisch begleiten durften, möglich ist. Ich gebe zu, ich 

hätte das vielleicht so nicht erkannt, und ich gestehe 

auch von dieser Stelle, es ist dermaßen umfangreich, es 

ist dermaßen komplex, dass ich mir da überhaupt nicht 

anmaßen kann, was hinter diesem Projekt tatsächlich 

steht.  

Umso mehr freue ich mich wirklich, dass es heute ins 

reale Leben gelassen wird und hier dieser große Schritt, 

der ein Teil eines großen Reformprojekts der rot-grünen 

Stadtregierung ist, heute beschlossen wird. Es werden 

ab 2018 alle neu Beschäftigten bei der Stadt Wien davon 

profitieren. Das sind an die 2.900 Menschen - so die 

Schätzung, wenn man das heranzieht, was derzeit an 

Neuaufnahmen jährlich gemacht wird.  

Ich verstehe schon die Frage: Na ja, warum ist denn 

das nicht für alle gelungen? Ich kann das durchaus 

nachvollziehen, dieser Nebengebührenkatalog ist tat-

sächlich ein Riesen-Riesen-Ding. Der Nebengebühren-

katalog war ja auch mit ein Anlass - aber sicher nicht der 

einzige -, die Frage zu stellen: Ist es sinnvoll, das alte 

System fortzuführen in die nächsten Jahrzehnte? Oder 

fangen wir neu mit etwas anderem an?  

Der Magistrat und die Unternehmungen, die da invol-

viert sind, das ist ja keine Minigemeinde. Wir haben es 

da mit einer Bewertung von Arbeitsplätzen an die über 

65.000 - das ist also wirklich gigantisch -, und wir haben 

es mit Berufsgruppen an die 250 zu tun. Das ist ja mit 

nichts anderem vergleichbar, weder im öffentlichen 

Dienst noch auch in der Privatwirtschaft. Also es gibt fast 

keinen Beruf in der Gemeinde Wien und in den Unter-

nehmungen, den es nicht gibt.  

Das sollte man sich vor Augen halten, wenn man den 

Ruf nach völliger Umstellung äußert, denn so viele Men-

schen in ein neues System zu transferieren und diese 

Übertritte zu ermöglichen, das ist vielleicht der zweite 

Schritt, aber es ist auf alle Fälle nicht der erste Schritt. 

Seien wir uns ehrlich: Es kostet auch etwas. Das ist 

etwas, was ich mir selbst natürlich auch wünsche, dass 

wir das schneller machen können, insbesondere nicht 

zum Nachteil der bestehenden Belegschaft. Aber man 

muss auch der Realität ins Auge sehen, dass nur die 

Vorteile halt gerade jetzt, in der aktuellen Finanzsituati-

on, nicht möglich sind.  

Es sind beide Systeme mit Vor- und Nachteilen. Wir 

haben das ja am Anfang der Reform überprüfen lassen: 

Wie gut ist denn das alte System? Das alte System ist 

mit absoluten Stärken versehen, und es hat natürlich 

auch Schwächen, denn sonst würden wir überhaupt 

keine Reform je angedacht haben. Zu diesen Stärken 



Landtag, 20. WP 23. November 2017 21. Sitzung / 52 

 

zählt, dass man sich wirklich auch gut darauf verlassen 

kann.  

Aber eine dieser Schwächen ist - Schwächen?, das 

ist einfach historisch gewachsen -, dass dieses wach-

sende System immer wieder kontinuierlich verbessert 

wurde und angestückelt wurde, dort ein bisschen refor-

miert und da einmal reformiert, und dass man die gelebte 

Unterschiedlichkeit in den Berufsgruppen nicht einfach 

mit einer Grundlohngeschichte abfinden kann. Man kann 

sie auch nicht mit dem Besoldungssystem, wie es derzeit 

ist, allein abbilden, sondern da braucht es diese Diffe-

renzierung.  

Der Nebengebührenkatalog, so sehr wir ihn immer 

wieder schimpfen, ist genauso ein wichtiges Instrument, 

um eben hier diese Differenzierung zu machen. Diese 

Leistungsdifferenzierung, wie sie ja von Seiten der ÖVP 

immer wieder gefordert wird, die Leistungsgerechtigkeit 

wird eben auch mit diesem Nebengebührenkatalog her-

gestellt. Wiewohl ich auch sehe, dass er mittlerweile 

wirklich sehr intransparent geworden ist und dass die 

Relationen - das sagen ja auch die, die damit arbeiten - 

nicht mehr stimmig sind. Also: Es wankt.  

Die Entscheidung für uns war: Zukunftsträchtig ist 

dieses bestehende Modell nicht. Für alle alles neu geht 

nicht. Wir machen einmal einen Cut und machen für die, 

die neu eintreten, ein neues System, ein völlig neues 

System.  

Als GRÜNE haben wir hier Dinge eingebracht, die 

uns wichtig sind, was dieses neue System beinhalten 

soll. Ein wesentlicher Punkt, den wir schon immer wieder 

eingefordert haben, ist, dass auch bei der Stadt Wien die 

gängige Forderung, was einen Mindestlohn betrifft, Rea-

lität werden soll. Jetzt, mit diesen 1.670 EUR, sind wir 

schon fast dort, wo wir GRÜNE uns das wünschen. Noch 

nicht ganz, aber doch relativ weit.  

Das ist aus meiner Sicht wirklich ein wunderbarer 

Punkt, wie man zeigt, dass man sozialpolitisch Verant-

wortung tragen kann als öffentliche Hand, dass man hier 

nicht totsparen muss, dass man nicht auf dem Rücken 

der Beschäftigten einsparen muss, sondern dass man 

hier sehr wohl existenzsichernde Löhne etablieren kann. 

(Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) Wien geht hier wirklich 

auch eine Vorreiterrolle ein. Das war also ein wichtiger 

Punkt, und ich freue mich, dass wir das realisieren konn-

ten.  

Den Nebengebührenkatalog habe ich ja schon ange-

sprochen. Der ist in der Tat noch bestehend, der bleibt 

bestehend. Wir haben uns entschlossen, hier parallel zu 

fahren, mit all der Problematik. Aber für die Neuen gibt 

es das nicht mehr. 

Was heißt das? Es gibt nicht das Grundgehalt und 

noch Zulagen und Zulagen und Nebengebühren, son-

dern in dieser Funktion - das ist also ein grundsätzlicher 

Systemwechsel: Wir haben Funktionen beschreiben 

lassen, Funktionen für all die Arbeitsplätze in dieser 

Stadt. Ich kann mir gar nicht vorstellen, wie das über-

haupt bewältigt wurde, aber es wurde bewältigt.  

In dieser Funktion sind alle Aufgaben, sind alle Quali-

fikationsanforderungen, sind auch alle formalen Qualifi-

kationsanforderungen inkludiert, und dafür gibt es ein 

Gehalt. Das heißt, man weiß, was man kriegt. Das ist 

transparent, das ist nachvollziehbar, und das ist gut. Das 

haben wir gewollt, und darum ist es ein wirklich wichtiges 

neues Tool, das uns da gelungen ist. 

Nicht unwesentlich finde ich es auch, dass wir mit 

dieser Novelle die Sondervertragssachen abschaffen. Ich 

halte das deswegen für gut, weil das System in der Form 

als differenzierend genug betrachtet wird und weil wir 

damit auch verhindern, dass die Spreizung zwischen 

geringerem Einkommen und Höchsteinkommen in einem 

geordneten Maß bleibt. Also derzeit schaut es so aus, 

dass das ein Faktor eins zu zehn ist. Den halte ich für 

vertretbar, und ich finde, das ist sehr, sehr gut.  

Auch die Pragmatisierung wird Geschichte sein, wir 

werden nur noch Vertragsbedienstete haben. Ich denke, 

es sollte in einem modernen System die Regel sein, 

dass es da keine Unkündbarkeit mehr braucht, dass 

Beschäftigte, die weisungsgebunden sind gegenüber 

ihren Vorgesetzten, sehr wohl objektiv, überparteilich 

und gesetzeskonform agieren. Also das Thema Pragma-

tisierung ist hier Geschichte.  

Ein Punkt, den ich noch erwähnen möchte, ist das 

Thema Geschlechtergerechtigkeit/Gendergerechtigkeit, 

das wir diesem Projekt mit auf den Weg gegeben haben, 

und zwar deswegen, weil der Einkommenstransparenz-

bericht der Stadt Wien ja diese Kluft von 11 Prozent 

ausweist. Das heißt also, wir haben hier eine Einkom-

mensschere bei der Stadt Wien. Diese Einkommens-

schere basiert zunächst auch auf dem intransparenten 

Zulagensystem und auch darauf, dass Arbeit von Frauen 

traditionell unterbewertet wird. 

Wir haben die Gleichbehandlungsbeauftrage Elisa-

beth Kromus in das Team aufgenommen, die sich genau 

mit diesen Fragen - wie kann Frauenarbeit besser be-

wertet werden? - beschäftigt hat. Bei den Verwaltungs-

bediensteten hat man eben dann genau differenzierend 

hingeschaut.  

Wir werden - das habe ich hier schon einmal gesagt -

, wir werden das in den nächsten Einkommenstranspa-

renzberichten sehen - und die werden auch reformiert 

werden müssen, weil sie ja an dieses neue System an-

gepasst werden müssen -, ob es aufgeht, was da pas-

siert ist. Aber ich bin sehr zuversichtlich, weil hier eine 

neue Sensibilität auch in das System hineingebracht 

wurde und ein schärfender Blick. (Beifall bei GRÜNEN 

und SPÖ.) 

Zwei wichtige Punkte: Der eine ist - das wurde auch 

schon angesprochen -, dass wir mit höheren Einstiegs-

gehältern anfangen. Das ist absolut notwendig und zeit-

gemäß. Junge Leute wollen und brauchen einfach eine 

ordentliche Basis und können nicht warten, bis sie 50 

sind, dazwischen sind Haus und Kinder und Familien-

stand gegründet. Das ist absolut zeitgemäß, und das ist 

gut.  

Die Biennalsprünge sind in der Hinsicht wirklich 

schon etwas aus der Zeit. Wir haben hier auch im Ge-

genzug natürlich eine flachere Gehaltsentwicklung, die 

muss man dafür in Kauf nehmen. Aber ich glaube, das 

ist wirklich ausgewogen und sozial gerecht.  
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Was ich auch sehr spannend finde, ist, dass das ge-

samte System durchlässiger geworden ist oder wird. 

„Durchlässig“, was meine ich damit? Bis jetzt war es so, 

dass viele Beschäftigte, obwohl sie viele, viele Erfahrun-

gen schon gesammelt haben und beruflich top sind, auf 

Grund formaler Ausbildungskriterien sich einfach nicht 

mehr weiterbewegen konnten in dem System. Ihre Karri-

eren waren dann zu Ende, das ist natürlich schade. Wir 

haben also den Faktor Erfahrung sehr wohl im System 

noch ganz stark drinnen, auch wenn wir die Seniorität ein 

bisschen geringer bewerten, aber Fachkarrieren sind in 

Zukunft für die Neuen absolut möglich und leichter mög-

lich.  

Auch der Einstieg von außen ist leichter. Wir rechnen 

zehn Jahre Vordienstzeiten an, bei entsprechender Be-

rufserfahrung. Auch das wird dann attraktiver, sozusagen 

von außen reinzukommen, denn Sie alle kennen sicher 

Leute, die sagen: Ja, diese Stelle würde mich schon 

interessieren, aber mit dem Gehalt wieder neu anzufan-

gen, das ist wirklich unattraktiv. Damit entgehen natürlich 

der Stadt sehr interessante MitarbeiterInnen, weil die ja 

Know-how von außen mitbringen. Das wird in Zukunft 

anders sein, weil hier eine stärkere Durchlässigkeit ge-

geben ist, weil hier ein Know-how-Transfer möglich ist, 

weil die Erfahrung zählt, sowohl im Unternehmen als 

auch die Erfahrung von draußen. Somit kann hier auch 

eine neue Dynamik entstehen.  

Also ich finde, dass wir hier ein sehr historisches, tol-

les, neues Reformprojekt heute auf die Beine stellen und 

ins Leben schicken können. Natürlich, bei so einem 

großen Projekt ist es ganz logisch, dass der Realitäts-

Check noch gewisse Nachjustierungen erforderlich ma-

chen wird. Aber das ist, glaube ich, ganz normal.  

Es wurde im Vorfeld ganz viel gerechnet, es wurde 

ganz viel modelliert. Also ich glaube, man hat gut darauf 

geschaut, dass es in der Realität auch sehr gut funktio-

nieren wird. Aber nichtsdestoweniger, wenn wir trotzdem 

noch etwas ändern müssen, sei es so. Das ist ja über-

haupt nichts Schlechtes, das ist gut so, weil das zeigt, 

dass das System lebt.  

Jetzt bleibt mir zum Abschluss nur noch zu sagen, 

dass ich wirklich aller-, allerhöchsten Respekt und Dank 

habe für all die MitarbeiterInnen, die in diesen Jahren an 

diesem Projekt gearbeitet haben. Das waren, glaube ich, 

ganz, ganz viele, und ich konnte persönlich miterleben, 

mit welch hoher Kompetenz, mit welch großem Engage-

ment und mit welcher Intensität an diesem Projekt gear-

beitet wurde. Das hat mich sehr, sehr beeindruckt.  

Die fachliche Kompetenz im Haus ist wirklich enorm, 

und es war in diesem Projekt auch wichtig, dieses Know-

how nicht extern zu haben, sondern ins Unternehmen 

hier einzubinden und aufzubauen. Das halte ich auch für 

eine ganz, ganz schlaue Sache, die da gemacht wurde. 

Also größten Respekt, größten Dank an alle Mitarbeite-

rInnen, die diese Reform mitgemacht haben, jetzt einmal 

im Entstehungsprojekt, und die das ja auch noch weiter-

tragen müssen, denn natürlich ... (Beifall bei GRÜNEN 

und SPÖ.) Ja, da darf man wirklich applaudieren.  

Denn natürlich wird es noch ein paar Herausforde-

rungen geben, wenn dieses alte System und das neue 

existieren und da manchmal Unverständlichkeiten auf-

tauchen. Da wird man noch einiges erklären müssen. 

Also die MitarbeiterInnen werden ja auch weiterhin an 

Kommunikation und Information dran sein. Trotz alledem 

ist das heute mit dieser Verabschiedung wirklich einmal 

so etwas wie ein Schlussstrich, ein ganz wichtiger 

Schlussstrich.  

Großen Dank möchte ich auch noch jenen ausspre-

chen, die letztendlich diese Reform verhandelt haben. 

Das war ja nicht die politische Seite - wir haben Rah-

menbedingungen vorgegeben -, sondern das waren die 

Sozialpartner. Ich finde, sie haben wirklich gute Arbeit 

geleistet. Sie haben ein Produkt geschaffen, das sich 

absolut sehen lassen kann, das einzigartig ist. Und sie 

haben auch damit bewiesen, dass Sozialpartnerschaft 

kein Modell von gestern, sondern ein Modell für die Zu-

kunft ist. Danke auch den VerhandlerInnen für diese 

vielen, vielen Stunden, die hier investiert wurden! 

Ich habe es ja schon gehört, dass von dieser Ecke, 

von NEOS und ÖVP, die Reform nicht goutiert wird. Ich 

finde das sehr schade, muss ich sagen. Von meiner 

Stelle heiße ich die Reform herzlich willkommen, und ich 

freue mich, dass sie ins Leben gerufen wird, dass sie ab 

2018 wirken kann. Ich würde mich freuen, vielleicht doch 

noch von der FPÖ hier eine Zustimmung zu bekommen.  

Nichtsdestoweniger wird sie heute beschlossen wer-

den, und das ist gut so. Sie ist ein Zeichen, dass Rot-

Grün Reformen auf die Beine bringt, große Reformen 

und Reformen, die für diese Stadt gut sind, für die Mitar-

beiterInnen gut sind, die hier einen beschäftigungspoli-

tisch wirklich sehenswerten Standard schaffen und dafür 

sorgen, dass der öffentliche Dienst sowohl als Arbeiter-

geberin weiterhin attraktiv bleibt als auch die Leistungen 

des öffentlichen Dienstes für die Menschen in dieser 

Stadt weiterhin von hoher Qualität angeboten werden 

können. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke. Als Nächste 

zum Wort gemeldet ist Frau Abg. Schütz. Bitte, Frau 

Abgeordnete. 

Abg. Angela Schütz (FPÖ): Herr Präsident! Herr 

Landesrat! Werte Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhö-

rer hier im Saal und vor den Bildschirmen! 

Wir diskutieren heute ein Gesetz, mit dem das Wie-

ner Bedienstetengesetz erlassen wird und in Folge die 

Dienstordnung, die Besoldungsordnung, die Vertragsbe-

dienstetenordnung, das Wiener Personalvertretungsge-

setz, die Pensionsordnung, das Gleichbehandlungsge-

setz, das Wiener Mitarbeitervorsorgegesetz, das Be-

dienstetenschutzgesetz und das Wiener Verzichtsgesetz 

sowie das Wiener Zuweisungsgesetz mit geändert wer-

den.  

Während das Wiener Bedienstetengesetz die seit 

vielen Jahren längst versprochene Dienstrechts- und 

Besoldungsreform enthält, die für alle Mitarbeiter, die ab 

dem 1.1.2018 neu in den Dienst der Stadt Wien treten, 

gilt, kann man von den anderen betroffenen Gesetzen 

ruhig sagen, dass sie in dem einen oder anderen Fall 

ganz massive Änderungen erfahren, also sprich, dass da 

auch in bestehende Materie eingegriffen wird.  
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Vorweg möchte ich mich bei den Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern der MA 2 recht herzlich bedanken, die 

an dieser Novelle maßgeblich mitgearbeitet haben. Denn 

dass hier viel Arbeit hinter dem Gesamtwerk steckt, das 

muss man schon sehen, das muss man auch sagen, und 

das muss man respektieren. Vielen Dank! (Beifall bei der 

FPÖ.) 

Auch darf man nicht vergessen, dass da natürlich 

auch nach den Einwänden noch sehr viele Stunden 

Arbeit von dem Team der MA 2 hineingeflossen sind, um 

den einen oder anderen Einwand auch noch mit aufzu-

nehmen.  

Nicht verhehlen möchte ich auch, dass es in einigen 

Punkten, in einigen zumindest, in die richtige Richtung 

geht, was das Gesetz betrifft. Keine Frage, wir begrüßen 

zum Beispiel das Bemühen - eine langjährige FPÖ-

Forderung -, die Nebengebühren in das Gesamtgehalt 

mit einzubeziehen und das pensionswirksam und 14 Mal 

im Jahr auszubezahlen. Das begrüßen wir.  

Auch sehen wir die Bemühungen, mittels Verschie-

bungen der erstmaligen Pensionsanpassung auf das 

nächste Folgejahr einen ersten Schritt in Richtung der 

Forderungen des Rechnungshofes umzusetzen.  

Als Drittes möchte ich auch noch erwähnen, dass in 

Zukunft, so wie es im Moment einmal ausschaut, der 

Wille da ist, keine teuren, zum Teil auch politisch moti-

vierten Sonderverträge mehr abzuschließen - bei denen 

dann vielleicht der eine oder andere mehr verdient, als 

es der Wiener Bürgermeister tut -, weil ja diese Leute in 

Zukunft in Berufsfamilien, in Modellfamilien, also in Mo-

dellfunktionen, Modellstellen zugeordnet sein sollen. Da 

fallen mir immer nur zwei Beispiele ein, die ja unrühmlich 

aufgefallen sind, als Negativbeispiele: Das sind der Ge-

neraldirektor des Wiener Krankenanstaltenverbundes 

und auch die Pressesprecherin des Krankenhauses 

Wien Nord, von der man offensichtlich, außer dass sie 

viel kassiert, nicht wirklich viel hört.  

Dann war es das auch schon mit dem Lob zu diesem 

vorliegenden Gesetzentwurf. Zu kritisieren ist hier wirk-

lich massiv - und da kann ich mich auch meinen Vorred-

nern nur anschließen -, dass zwar hier jeder anspricht, 

dass es im Altsystem Änderungen geben muss und dass 

der Nebengebührenkatalog überarbeitet wird, dass aber 

keiner sagen will, in welcher Form, in welchem Zeithori-

zont das stattfinden wird und wie es weitergehen soll, 

sodass da auch die Bediensteten wissen, was eigentlich 

Sache ist.  

Wir haben über 1.600 Nebengebühren, die weiter 

gepflegt werden müssen, die angepasst werden müssen 

und wo es dann auch eine Diskriminierung zu den Altbe-

diensteten gegenüber den neuen Mitarbeitern gibt, weil 

diese Zulagen und Nebengebühren zum Teil eben nicht 

pensionswirksam und zum Teil nur 12 Mal im Jahr aus-

gezahlt werden. Und, wie es mein Kollege auch schon 

gesagt hat: Es gibt keinen Rechtsanspruch darauf! Das 

heißt, wir haben hier schon eine Diskriminierung. 

Es ist auch verabsäumt worden, in diesem neuen 

Gesetz eine Möglichkeit des freiwilligen Optierens einzu-

bauen und die entsprechenden Voraussetzungen, unter 

welchen man optieren kann oder nicht, um zumindest die 

Möglichkeit zu schaffen, dass vielleicht ein Bediensteter, 

der das gerne machen möchte, das auch kann. Wenn 

auch, und das hat die Arbeiterkammer in ihrer Stellung-

nahme selber kritisiert, dann von einem neuen Dienst-

verhältnis zu schlechteren Bedingungen zu sprechen ist - 

also selbst die Arbeiterkammer spricht davon, dass das 

neue Dienstrecht schlechtere Bedingungen verspricht.  

Eines kann man sagen: Bei diesem Werk ist definitiv 

kein Stein auf dem anderen geblieben. Es gibt gravie-

rende und tiefgreifende Änderungen in der Materie des 

Dienstrechts und des Besoldungsrechts, und Sie haben 

sie auch zusammengelegt in ein Werk. Eines ist sicher: 

Lesbarer ist es deshalb nicht geworden. Jeder sagt, es 

ist so einfach, und man kann das dann so super lesen - 

nein, es ist weder einfacher geworden noch lesbarer 

geworden.  

Eines muss ich schon sagen, und das muss ich hier 

mit wirklichem Befremden ausdrücken: Wenn man be-

denkt, dass das jetzt so eine gravierende Änderung ist, 

dann ist es einfach unverschämt und wirklich respektlos, 

diese im letzten Moment vorzulegen. Diese Kritik kann 

ich mir an dieser Stelle wirklich nicht ersparen, dass man 

nämlich versucht hat, dieses Gesetz noch ganz schnell, 

ganz husch-husch in die letzte Landtagssitzung dieses 

Jahres hineinzupressen, damit man es schnell durch-

peitscht.  

Und eines ist sicher: Es ist ja auch nicht das einzige 

Gesetz, das wir heute noch schnell mit Druck durchpeit-

schen und durchbringen wollen, wissend, dass nach drei 

Tagen Budget und Gemeinderat die Aufmerksamkeit und 

vor allem auch das Interesse der Medien vielleicht nicht 

mehr so hoch und so wach sein werden, dass man das 

jetzt ein bisschen unter dem Deckel und dem Mantel 

„Das kriegt eh keiner mit.“ noch schnell einmal hineinbe-

kommt. Das zeigt auch, welchen Stellenwert dieses 

Gesetz für Sie hat und welchen Stellenwert die Oppositi-

on hat. (Abg. Christian Deutsch: Sie schaffen es ... - 

Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Wie gesagt, ich finde es empörend, dass man so ein 

umfangreiches Gesetz eine Woche vor einem kurzfristig 

eingeschobenen zusätzlichen Ausschuss, der dafür 

zuständig ist, in die Hand bekommt. Dann soll man in-

nerhalb von einer Woche dazu Stellung nehmen und auf 

etwas reflektieren, an dem andere Personen jahrelang 

gearbeitet haben und mit dem sie sich - wir haben es ja 

gehört - seit über fünf Jahren beschäftigen. 

Es gibt hier mehrere Punkte, die nicht unbedingt 

dienstnehmerfreundlich sind, und das kann ich Ihnen 

jetzt schon sagen: Die werden wahrscheinlich auch erst 

später auftauchen. Was festzustellen ist, ist, dass man 

nicht einmal den Versuch gestartet hat, die Opposition in 

irgendeiner Form einzubinden. Aber das ist halt offen-

sichtlich rot-grüner Stil. Es ist auch nicht vorgestellt wor-

den, man hat nichts in diese Richtung getan, um irgend-

wo vielleicht einen Partner zu finden. Denn Sie haben ja 

die Mehrheit, also ist es Ihnen ohnehin wurscht.  

Prinzipiell ist es ja so, dass Sie die Reform nicht ge-

macht hätten, wenn es Ihnen nicht zum Vorteil gereichen 

würde. Das ist eh legitim, aber dann verkaufen Sie es 

bitte nicht als tolle Novität, als tolles, attraktives System, 
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als faires System, sondern sagen Sie einfach: Die Stadt 

Wien kann sich die Personalkosten, so wie sie in der 

Form jetzt sind, nicht mehr leisten, sie will sie sich auch 

nicht mehr leisten, und deshalb hat sie dieses neue 

Dienst- und Besoldungsrecht geschaffen, damit sie bei 

den Personalkosten sparen kann.  

Aber ich kann Ihnen hier und jetzt nur sagen: Es wä-

re gescheiter, Sie würden nicht bei den Personalkosten 

sparen, sondern Sie würden bei der Mindestsicherung 

und bei den Subventionen, die Sie hier verschleudern, 

sparen! (Beifall bei der FPÖ.)  

Und eines ist sicher - weil die Kollegin Huemer es 

angesprochen hat, dass man nicht in bestehende Dienst-

rechte eingreifen soll, also dass die Mitarbeiter ein Recht 

auf einen Vertrauensgrundsatz haben, wie es mit ihrem 

Dienstrecht ausschaut -: Das hat Sie bei der letzten 

Dienstrechts-Novelle auch nicht gestört, nämlich gar 

keinen Deut! Da sind Sie drübergefahren über alle Mitar-

beiter der Stadt Wien und haben sie in das neue Dienst-

recht gezwungen. Da haben die Mitarbeiter trotz Wah-

rungszulage sehr, sehr viel in ihrer Lebensverdienst-

summe verloren, und Sie haben sich damals schon eini-

ge Kosten erspart, was die Personalkosten betrifft. Da 

war es Ihnen auch egal, ob da Rechtssicherheit herrscht 

oder nicht.  

Sie haben jetzt hineingeschrieben: Na ja, das wird 

die Stadt Wien am Anfang so viel kosten, denn Sie ha-

ben auf der einen Seite die inzwischen älteren Bediens-

teten, die teurer geworden sind, und Sie haben auf der 

anderen Seite die neuen Bediensteten, die mit einem 

hohen Einstiegsgehalt einsteigen und teuer sind. Aber 

auf lange Sicht wird sich das für die Stadt Wien sehr 

wohl rechnen.  

Sie haben nämlich gleichzeitig in Ihrer Erklärung an-

gemerkt, dass die Personalkosten des aktuellen Sys-

tems, die im Verdienstbereich schlechter für die Bediens-

teten in Hinblick auf die Lebensverdienstsumme sind, 

versteckte Kostentreiber enthalten, wie zum Beispiel die 

steigende Akademisierung der Berufe, die neuen Dienst-

zulagen, die Nebengebühren, die einzelnen Vereinba-

rungen, die Sie zum Beispiel mit der Ärztekammer ge-

schlossen haben, die zur Verteuerung der Personalkos-

ten führen. Am Ende des Tages wird sich aber dieses 

neue System auf jeden Fall negativ auf die Lebensver-

dienstsumme zukünftiger Bediensteter auswirken, und es 

wird auch massive Einschnitte in bestehende Rechte 

geben, wenn man nämlich darauf schaut, wie die Gegen-

finanzierungen aussehen.  

Sie haben da drei Maßnahmenpakete geplant, näm-

lich dass drei Monate vor Inkrafttreten des Gesetzes und 

drei Monate nach Inkrafttreten des Gesetzes ein absolu-

ter Aufnahmestopp da ist. Was jetzt schon für viele Be-

dienstete ein echtes Problem ist, weil es sie an den Rand 

der Kapazitätsgrenzen treibt und vielleicht den einen 

oder anderen in ein Burn-out, der dann zwar nicht mehr 

in der Personalkommission, aber trotzdem pensioniert 

werden muss aus gesundheitlichen Gründen. 

Dann haben Sie geplant, für die Jahre Juli 2008 bis 

12/2020 sechs Monate lang nur jeden zweiten Posten 

nachzubesetzen. Da muss ich schon ehrlich sagen: Da 

unterstelle ich Ihnen jetzt, dass das wohl auch dazu 

gemacht wird, um Ihr drittes Ziel zu erreichen. Denn im 

Bereich der Verwaltung wird das vielleicht möglich sein, 

da wird es nicht abgehen, jeden zweiten Posten nicht 

nachzubesetzen, um einmal sechs Monate lang zu 

schauen, ob man den überhaupt braucht, und um dann 

feststellen: Man braucht ihn vielleicht nicht, und den 

Dienstposten kann man streichen.  

Aber wenn man heikle Bereiche wie zum Beispiel 

Pflege oder Ärzte oder Rettung oder sonst etwas hat, 

dann muss man ehrlich sagen - ich muss jetzt überlegen, 

was ich sage, damit es nicht ordnungsrufwürdig ist -: Ich 

halte es einfach für unverantwortlich den betroffenen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gegenüber, die diesen 

Platz dann ausfüllen müssen. Da hilft es jetzt auch nicht, 

wenn Sie sagen, na ja, Sie führen dann eine Steue-

rungsgruppe oder einen Arbeitskreis ein, um die Nach-

besetzungen zu steuern. Weil es ja immer so ist: Wenn 

man nicht weiterweiß, dann macht man halt einen Ar-

beitskreis.  

Als dritte Maßnahme planen Sie für 2022 - wir haben 

es ja heute schon gehört -, 450 Dienstposten zu strei-

chen. Wobei ich auch davon ausgehe, dass es nicht nur 

durch Ruhestands-, also natürliche Abgänge zu Strei-

chungen kommen wird, sondern auch durch Pensionie-

rungen von Amts wegen, auf Grund einer Organisations-

änderung, die Sie nämlich auch nicht anfassen wollen.  

In jedem Fall werden diese Maßnahmen nicht dazu 

beitragen, Mitarbeiter länger gesund im Amt zu halten, 

sondern sicher den einen oder anderen auch ins Burn-

out führen.  

Aber offensichtlich ist das hier das Ziel der Reform. 

Sie haben zwar am Anfang höhere Gehälter und versu-

chen, nach außen ein attraktiver Arbeitgeber zu sein, 

aber was für die Lebensverdienstsumme die Folge ist, ist 

Ihnen vollkommen egal. Es ist nicht mehr das Ziel der 

Stadt Wien, Mitarbeiter zu haben, die von der Lehre bis 

zur Pension hier arbeiten. Sie nennen das ja ganz nett 

„erhöhte Durchlässigkeit und Mobilität“. (Zwischenrufe 

bei den GRÜNEN.) 

Eines ist mir schon unvorstellbar: wie die Personal-

vertretung da hat zustimmen können. Aber wenn der 

oberste Personalvertreter selber in der Legislative und 

der Exekutive sitzt (Abg. Ing. Christian Meidlinger: 

Falsch!), dann darf mich das natürlich nicht wundern. 

(Abg. Ing. Christian Meidlinger: Das ist falsch!) Offen-

sichtlich ist Ihnen die Karriere hier wichtiger als Ihre 

Interessen ... (Abg. Ing. Christian Meidlinger: Es ist alles 

falsch, was Sie sagen!)  

Ja, ich weiß, es ist immer alles falsch, was ich sage, 

und Sie haben als Einziger die Wahrheit gepachtet. Sie 

sind so gescheit, dass es einem schlecht werden könnte 

hier vorne. (Beifall bei der FPÖ.) Und ich kann gar nicht 

sagen ... (Abg. Ing. Christian Meidlinger: ... nicht als 

Personalvertreter! Merken Sie sich das!) Aber Sie führen 

sich so auf, als wenn Sie der oberste Personalvertreter 

wären. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)  

Und ich muss ehrlich sagen, ich kann gar nicht so 

viel essen, wie ich gerne kotzen möchte, wenn ich Ihnen 

zuhöre. (Beifall bei der FPÖ. - Oh- und He-Rufe bei SPÖ 
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und GRÜNEN.) Aber Sie würden ja wahrscheinlich alles 

opfern Ihren Leuten gegenüber, um vielleicht Ihr Ziel, 

Wiener Vizebürgermeister zu werden, einmal zu errei-

chen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Kommen Sie mir jetzt nicht damit, dass das neue 

System wirklich so attraktiv wäre. 1.670 EUR Anfangs-

gehalt, wie Sie hier so groß schreiben, das klingt viel-

leicht attraktiv. Aber wenn man sich die flache Gehalts-

kurve anschaut ... (Zwischenruf von Abg. Barbara Teiber, 

MA.) Wenn man sich die flache Gehaltskurve anschaut, 

die sie dann haben, und die Lebensverdienstsumme per 

se, dann kann man definitiv sagen: Sie haben ja nur in 

einem einzigen Punkt nachgebessert, und das war bei 

den Ärzten, beim Ärzteschema, denn dort hat es noch 

schlimmer ausgeschaut, was die Lebensverdienstsumme 

betrifft. In Anbetracht der Streikdrohungen, die Sie von 

der Ärztekammer bekommen haben, haben Sie dort 

massiv nachgebessert. Aber das war auch der einzige 

Bereich, alles andere ist absolut unattraktiv geblieben.  

Man muss das Ganze auch im gesamten Kontext se-

hen, denn Sie haben hier nämlich Rückreihungen einge-

führt. Diese Rückreihungen bedeuten aber, dass sie 13 

Prozent Gehaltsverlust haben und dass das die Leute 

hinnehmen müssen. Dass Sie das akzeptieren, das ist 

mir absolut unbegreiflich. Das ist nicht sozial, das ist 

einfach eine Zumutung! (Beifall bei der FPÖ.)  

Aber wie gesagt, Sie schreiben selber in Ihren Erläu-

terungen: 2026 wird sich dieses System für die Stadt 

Wien rechnen. Das heißt, im Vergleich zur Beibehaltung 

des Altsystems rechnen Sie mit einer nachhaltigen Kos-

tenreduktion.  

Jetzt habe ich so ein paar Beispiele genommen, die 

ich mir auch zusammengeschrieben habe. Beim letzten 

Mal sind Sie hinausgegangen, haben mich dann hier 

vorne beschimpft und haben mir erklärt: Ein Wahnsinn, 

die FPÖ gönnt den Bediensteten die siebente Urlaubs-

woche nicht! 

Wenn man sich das neue Gesetz anschaut, dann ist 

die siebente Urlaubswoche kein Thema mehr: Sie haben 

sie nämlich einfach still und heimlich gestrichen. Sie 

haben sie mit einem großen Tamtam eingeführt, um 

darüber hinwegzutäuschen: Dass die Bediensteten, die 

in dieses neue Dienstrecht von Ihnen beim letzten Mal 

hineingezwungen worden sind, es nicht bemerken und 

nicht mit ihren Verlusten konfrontiert werden, haben Sie 

ihnen diese siebente Urlaubswoche als Zuckerl verkauft. 

Jetzt haben Sie ab 1.1.2018 zwei Arten von Bedienste-

ten, nämlich die, die nach dem Altsystem eine siebente 

Urlaubswoche haben, und die, die neu anfangen und sie 

nicht haben.  

Bei den Vordienstzeiten - das ist auch so ein Bei-

spiel, das mir aufgefallen ist - werden nur noch einschlä-

gige Berufsvordienstzeiten angerechnet, wobei nirgend-

wo festgehalten worden ist: Was bedeutet „einschlägige 

Berufsvordienstzeiten“? Ich gehe jetzt nicht davon aus, 

dass ein Arzt ein Studium braucht, das ist ja klar, das ist 

auf Grund seiner Funktion gegeben. Aber was Sie sonst 

an Vordienstzeiten haben, sagen Sie nirgends, das soll 

der Stadtsenat festlegen. Aber nach welchen Kriterien 

das der Stadtsenat, der in Zukunft umfangreiche Kompe-

tenzen bekommt, tun soll, haben Sie nirgends festge-

schrieben.  

Jetzt muss der Mitarbeiter diese Vordienstzeiten bis 

drei Monate nach seinem Antritt bekannt geben, weil 

sonst der Anspruch verfällt - was also auch eine Diskri-

minierung ist. Aber wenn der Mitarbeiter versetzt wird in 

eine andere Modellfamilie oder an eine andere Stelle, wo 

vielleicht von der Berechnung her andere Vordienstzei-

ten anzurechnen wären, und er hätte vielleicht die Aus-

bildung, dann kann er es später auch nicht mehr geltend 

machen. Außer es wäre eine Dienstprüfung notwendig, 

und er hat schon eine Dienstprüfung, dann kann man 

schauen, was sich davon anrechnen lässt. Aber die 

Vordienstzeiten per se, die er mitbringt, werden nicht 

mehr berücksichtigt.  

Zu Versetzung, Zurückreihung und Höherreihung 

möchte ich auch etwas anmerken. Es gibt zukünftig 

keinen Versetzungsschutz mehr. Sie haben es hier so 

nett ausgedrückt, Frau Kollegin, Sie haben gesagt: Na ja, 

das brauchen wir nicht, wir sind erwachsen. Also ich orte 

hier schon, dass der Willkür, vor allem der politischen 

Willkür Tür und Tor geöffnet sind, in Zukunft unliebsame 

Bedienstete einfach zu versetzen. Sie gehen so weit, 

dass Sie sie sogar in andere Bundesländer versetzen 

können.  

Da muss ich schon sagen: Das ist für mich auch dis-

kriminierend. Sie legen so viel Wert auf Ihren Diskrimi-

nierungsparagraphen, und da machen Sie einfach ein 

wirklich diskriminierendes Gesetz! (Beifall bei der FPÖ.)  

Rückreihungen im dienstlichen Interesse: Auch das 

ist schwer diskriminierend. Sie haben nämlich nirgends 

festgelegt, was definitiv „dienstliches Interesse“ bedeutet. 

Und auch hier haben Sie der Willkür Tür und Tor geöff-

net, Ihr politisches Interesse als dienstliches Interesse zu 

verkaufen.  

Auch haben Sie andere Bedienstetengruppen, wie 

begünstigte Behinderte oder auch Leute nach Dienstun-

fällen, diskriminiert, indem Sie nämlich bei der Rückrei-

hung definitiv hineingeschrieben haben: Es gilt bei Ihnen 

nicht als Grund der Diskriminierung, aber es ist ein 

Grund für die Rückreihung. Wenn jemand nach einem 

Dienstunfall seinen Job in der Form nicht mehr ausüben 

kann oder wenn er zum Beispiel einen Behindertenaus-

weis bekommt oder eben auf Grund seiner Behinderung, 

die verschlechtert wird, diese Funktion nicht mehr ausü-

ben kann, dann kann er zurückgereiht werden - wenn er 

nicht gekündigt wird!  

Sie haben im § 129 unter der Kündigung als einen 

der Kündigungsgründe definitiv hineingeschrieben: Wenn 

der Bedienstete für die Erfüllung der Dienstpflicht ge-

sundheitlich ungeeignet ist, dann kann man ihn kündi-

gen. Bei Härtemaßnahmen wird man halt zurückreihen. 

Da kann ich sagen, ich kann mir jetzt Pest und Cholera 

aussuchen. Aber das ist schwer, schwer diskriminierend!  

Denn was bedeutet Rückreihung für den Bedienste-

ten? Er verliert Gehalt. Sie geben ihm dann zwar eine 

Ergänzungszulage, aber er verliert definitiv 13 Prozent 

seines Gehaltes. Da sehen wir schon den Tatbestand 

der Diskriminierung per se. Vor allem dann, wenn zum 

Beispiel ein Dienstunfall nicht eigenverschuldet ist, son-
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dern durch Dritte verursacht worden ist, dann ist das 

natürlich schon etwas, wo ich sage: Jetzt habe ich nicht 

nur die Defizite, und jetzt muss ich nicht nur vielleicht mit 

irgendwelchen Folgen klarkommen, sondern ich muss 

dann auch noch mit weniger Gehalt klarkommen. 

Da sehen wir sehr wohl den Tatbestand der Diskrimi-

nierung per se. Vor allem dann, wenn zum Beispiel ein 

Dienstunfall nicht eigenverschuldet ist, sondern durch 

Dritte verursacht wurde, dann befindet man sich natürlich 

wirklich in der Situation, dass man nicht nur körperliche 

Defizite hat und vielleicht mit irgendwelchen Folgen 

klarkommen muss, sondern auch noch weniger Gehalt 

bekommt.  

Auch in der Höherreihung ist ein Diskriminierungstat-

bestand enthalten: Wenn höhergereiht wird, dann wird 

man nämlich zuerst für sechs Monate auf Probe versetzt, 

und in diesen sechs Monaten Probeversetzung bestehen 

im Unterschied zur Karenz nicht die Sicherheit oder der 

Schutz, dass mein Arbeitsplatz freigehalten wird. Dieser 

muss nicht freigehalten werden, in der Karenz muss er 

sehr wohl freigehalten werden. Wenn man nach diesen 

sechs Monaten feststellt, dass man nicht geeignet ist, 

dann hat man nicht mehr auf den gleichen Dienstposten 

Anspruch, sondern maximal auf einen gleichwertigen. - 

Auch darin sehe ich eine Diskriminierung, und es fragt 

sich, ob das vor einem eventuellen Gerichtsverfahren 

standhält.  

Bei den Ausbildungskosten haben Sie auch massiv in 

das VBG eingegriffen. Sie verlangen jetzt, dass man die 

Ausbildungskosten zurückzahlt. Sie haben auch keine 

klare Regelung, sondern es ist nur sehr vage ausge-

drückt, was von den Ausbildungskosten tatsächlich zu-

rückzuzahlen ist und was keine Ausbildungskosten sind, 

die man zurückzahlen muss. Definitiv ist aber formuliert, 

dass, wenn es zu einer Kündigung kommt, wenn also der 

Dienstnehmer gekündigt wird, auch die Ausbildungskos-

ten zurückverlangt werden können. Auch diesfalls kann 

es zu Härtefällen und zu Diskriminierungen kommen.  

Ich möchte jetzt auch noch auf die §§ 69 bis 71 Be-

zug nehmen, weil mir das ein persönliches Anliegen ist 

und weil mich die diesbezügliche Diskussion zum Teil 

auch sehr stört. Man kann zu diesen Paragraphen ste-

hen, wie man will, aber wir haben sie nun einmal, und sie 

sind eins zu eins in das neue Dienstrecht übernommen 

worden. Das, was ich dabei schade finde, ist, dass man 

verabsäumt hat, und zwar massiv verabsäumt hat, diese 

Paragraphen genauer zu präzisieren und einige Rege-

lungen einzuführen.  

Wir haben vermehrt immer wieder die Erfahrung ge-

macht, dass hier sehr wohl zwischen Funktionären der 

Regierungsfraktionen, also von SPÖ und GRÜNEN, und 

Funktionären der Opposition unterschieden wird und 

dass das Gesetz in der Vergangenheit auch unterschied-

lich ausgelegt wurde. Wir haben diesbezüglich auch 

mehrmals versucht, Gespräche zu führen, aber erst 

durch massive Intervention sind die Bediensteten zum 

Teil zu ihrem Recht gekommen.  

Das kann es nicht sein, dass es eine unterschiedliche 

Behandlung gibt, wenn diesbezüglich eine gesetzliche 

Regelung besteht! Wenn es eine gesetzliche Regelung 

gibt, dann haben alle gleich behandelt zu werden und hat 

nicht der Magistrat nach Gutdünken zu entscheiden, 

dass das Gesetz bei einem gilt, ohne dass nachgefragt 

wird, und beim anderen nicht gilt und sehr wohl nachge-

fragt wird. Das ist Mobbing! Das ist Diskriminierung! Das 

werden wir so nicht akzeptieren! Das werden wir uns 

nicht gefallen lassen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Erzählen Sie mir nicht, dass es das nicht gibt! Ich 

kenne nämlich sehr wohl den Fall eines Funktionärs, 

dem seit Mai nur das Grundgehalt, und das auch nur 

reduziert, ausbezahlt wurde! Erst durch mehrfache Inter-

vention hat er jetzt im Oktober eine Aufrollung seines 

Gehaltes bekommen, aber er hat immerhin fast sechs 

Monate lang mit einem reduzierten Gehalten leben müs-

sen. Man hat das dann auf einen SAP-Irrtum geschoben. 

Da sei irgendetwas falsch eingetragen worden. Das sei 

ein SAP-Problem gewesen. 

Das erinnert mich sehr an dieses SAP-Problem, das 

die Wiener Linien schon einmal hatten. Als es dort näm-

lich zur SAP-Umstellung kam, haben Mitarbeiter zum Teil 

nicht einmal das volle Grundgehalt ausbezahlt bekom-

men, und das mehrere Monate lang. Und welch Zufall! 

Genau dieser Personalvertreter, der jetzt auch kein Geld 

bekommen hat, hat damals auch ein halbes Jahr lang 

nicht einmal sein vollständiges Grundgehalt bekom-

men! - Jetzt kann sich jeder überlegen, ob das Zufall ist!  

Etwas steht fest: Es ist okay, und wir begrüßen es 

wirklich, dass man da Kontrollen hat, damit es keinen 

Missbrauch gibt, und entsprechende Nachweise erbracht 

werden müssen. Das ist wirklich gut so! Aber es kann 

nicht sein, dass nur die Opposition einen Nachweis er-

bringen muss, während alle anderen von den Regie-

rungsfraktion gar keinen Nachweis erbringen müssen, 

sondern nur salopp sagen können: Ich habe morgen eine 

Veranstaltung, und ich komme einmal nicht. Basta. 

Das muss klar festgeschrieben und für alle gleich 

sein. Es müssen für alle die gleichen Regelungen gelten. 

Es kann nicht sein, dass das je nach Laune bei einem 

akzeptiert wird und beim anderen nicht, so wie es jetzt im 

Moment gang und gäbe ist. Das werden wir nicht akzep-

tieren! Andernfalls werden wir das halt auch einmal über 

die Zeitung thematisieren! (Beifall bei der FPÖ.)  

Wie gesagt: Was für den einen gilt, muss auch für 

den anderen gelten. 

Zu den NEOS wollte ich noch etwas sagen, weil das 

am Montag auch Thema war und weil sie ja einen Antrag 

in Bezug auf Freistellung für gewerkschaftliche Tätigkei-

ten gestellt haben: Wir sehen das ein wenig differenzier-

ter! Sie sollten vielleicht nicht vergessen, dass diese 

Dienstfreistellungen für die gewerkschaftliche Tätigkeit 

kein Privileg der Stadt Wien sind, sondern dass es das 

auch in der Privatwirtschaft gibt. Dort heißen die Perso-

nalvertreter Betriebsräte, und ab einer gewissen Be-

triebsgröße sind sie nun einmal für ihre Tätigkeiten für 

die Mitarbeiter freizustellen. - Das ist Demokratie, und 

das ist auch gut so.  

Ich wollte auch noch gerne etwas zur Rettung sagen, 

weil das R-Schema ja auch ein Teil der Dienstrechtsno-

velle ist. Vor nicht allzu langer Zeit haben wir die Be-

diensteten von einem 24-Stunden-Tag in einen 12-
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Stunden-Tag gezwungen. Da ist niemand gefragt wor-

den! Da ist auch in bestehendes Recht eingegriffen wor-

den! Dieses R-Schema hat für viele Bedienstete zu ei-

nem massiven Verlust und zu massiven Einbußen ge-

führt. Das hat auch keinen interessiert! 

Jetzt bringen Sie die Führung hinein. Sie verspre-

chen den Disponenten schon seit eineinhalb Jahren, 

dass sich etwas für sie ändern wird, und machen das 

erst jetzt rückwirkend mit April 2017. Ich freue mich für 

die Disponenten! Das ist gut so. Allerdings sehe ich das 

auch mit einem sehr kritischen Auge: Wenn ich nämlich 

sehe, dass im Organigramm der MA 70 Disponenten den 

Sanitätern gleichgestellt sind, aber in der Besoldung 

nicht, dann sehe ich darin sehr wohl einen Tatbestand 

der Diskriminierung! Fakt ist aber auch, dass es bei 

diesem R-Schema, im R1, im R2 und im RÄ, also im 

Ärzteschema, unterschiedliche Verweildauern gibt, was 

auch diskriminierend ist. 

Noch etwas liegt mir am Herzen: Man hat etwas in 

diesem Schema übersehen oder vergessen, und das ist 

nicht schön. Es würde mich freuen, wenn da in Zukunft 

vielleicht auch noch etwas nachgebessert wird und man 

auch noch etwas tut! Man hat nämlich die NEF-Fahrer 

vergessen. Sie haben angeblich keinen Patientenkontakt 

und bekommen daher auch keine Zulagen und sind um 

diese umgefallen. Sie gelten nicht als Transportführer, 

weil in dem NEF ja ein Arzt mitfährt. Aber viele Ret-

tungssanitäter und Notfallsanitäter haben sich freiwillig 

für diese Funktion, im NEF mitzufahren, beworben und 

haben nicht gewusst, welche Auswirkungen das hat, 

nämlich 600 EUR weniger Gehalt im Monat. Sie haben 

aber die Verantwortung für das Fahrzeug, sie haben die 

Verantwortung für die Medikamente, und sie sind auch 

noch Fahrer. - So viel zu Ihrem attraktiven und fairen 

System.  

Jetzt komme ich zum Personalvertretungsgesetz, das 

eine massive Aufwertung erfährt. Es spricht ja prinzipiell 

nichts dagegen, dass Sie bei Höher-, Um- und Rückrei-

hungen, Versetzungen, Kündigungen, bei Telearbeit 

mehr als 60 Prozent, et cetera, et cetera eingebunden 

sind. Sie bekommen aber monatlich umfassende Berich-

te, Einblick in alle Zahlen, Teilbudgets, Gruppenbudgets, 

Bereichsbudgets und auch in die Abschlüsse. - Das 

finden wir so nicht Ordnung, denn dieses Recht steht 

eigentlich auch den Mitgliedern der ehemaligen oder jetzt 

noch vorhandenen GPK zu, und wir wollen dieses Recht 

für alle Mitglieder der GPK haben.  

Da wir jetzt gerade die GPK erwähnen, komme ich 

gleich zur Personalkommission: Es ist interessant, wenn 

man hören kann, wie Sie eine De-facto-Aushöhlung 

beziehungsweise -beschneidung der Oppositionsrechte 

hier auch noch schönreden, indem Sie meinen, dass die 

Aufgaben ja erweitert worden und wichtig für die Kontrol-

le in Zukunft sind. - Die jetzige GPK tagt ein Mal im Mo-

nat, die zukünftige GPK wird zwei Mal im Jahr tagen. 

Das kann es nicht sein! Das werden wir nicht akzeptie-

ren! Wir werden uns die Beschneidung unserer Oppositi-

onsrechte nicht gefallen lassen! Dagegen werden wir 

massiv ankämpfen! (Beifall bei der FPÖ.)  

Sie sprechen davon, dass Sie zukünftig einen jährli-

chen Bericht machen werden, der angeblich alle Informa-

tionen enthalten soll - oder auch nicht. Wir wissen noch 

nicht, was er enthalten wird. Aber die Rechte, die Sie der 

PV, also Ihren Personalvertretern, zubilligen, müssen Sie 

schon auch der GPK zubilligen! - Das heißt, all die Unter-

lagen, die Sie denen geben, wollen wir, wie gesagt, auch 

haben!  

Wir haben jetzt im Moment Informationen über die 

Ruhestandversetzungen oder sogenannten Pensionie-

rungen aus gesundheitlichen Gründen, aus denen man 

wichtige Informationen ziehen und Rückschlüsse auf die 

Situation in der Stadt Wien anstellen kann. Und ich kann 

Ihnen sagen: 80 Prozent der Pensionierungen aus ge-

sundheitlichen Gründen erfolgen nicht, wie Sie vorher 

gesagt haben, wegen Krebserkrankungen oder irgend-

welcher Erkrankungen des Bewegungsapparates, für die 

jeder hier natürlich ebenso Verständnis hat wie für ande-

re schwere Erkrankungen, darüber brauchen wir nicht zu 

diskutieren, sondern bei 80 Prozent der Pensionierungen 

auf Grund gesundheitlicher Gründe handelt es sich um 

psychische Erkrankungen wie etwa Burn-out, und das 

lässt natürlich auch Rückschlüsse auf das Arbeiten und 

das Miteinander in der Stadt Wien zu! Im Hinblick darauf 

muss ich sagen: Da dürfte offensichtlich einiges im Ar-

gen liegen! 

Sie haben es offensichtlich auch satt, dass wir immer 

darüber debattieren, dass wir Ihnen das stets vor Augen 

führen und dass wir Sie daran erinnern, dass Sie eigent-

lich eine Vorsorgepflicht haben, der sie nicht nachkom-

men. Sie haben jetzt immer noch nichts Relevantes 

getan, um diese Probleme in den Griff zu bekommen und 

die Mitarbeiter zu entlasten. Im Gegenteil! Sie bürden 

ihnen jetzt nämlich auch noch auf, dass jeder zweite 

Dienstposten nicht nachbesetzt wird beziehungsweise 

sie sechs Monate darauf warten müssen, was natürlich 

zu weiteren Burn-out-Fällen führen wird.  

Bisher haben wir auch monatlich Informationen dar-

über bekommen, welche Dienstunfälle, Organisationsän-

derungen, et cetera es gegeben hat. Auch das fällt jetzt 

weg. Es ist offensichtlich nicht in Ihrem Interesse bezie-

hungsweise wünschen Sie nicht, dass die Opposition 

weiß, wo es schon wieder eine Organisationsänderung 

gegeben haben und wo Sie schon wieder jemanden im 

Alter zwischen 55 und 65 mit vollen Bezügen in Pension 

beziehungsweise - um es korrekt zu formulieren - in den 

Ruhestand geschickt haben.  

Sie vergessen offensichtlich, dass wir hier neben un-

seren Legislativaufgaben natürlich auch Exekutivaufga-

ben haben und daher die GPK sehr wohl immer einen 

Sinn gemacht hat. Deshalb werden wir diesen Antrag 

des Kollegen Ulm auch unterstützen, weil es einfach 

notwendig ist, diese Informationen zu erhalten, damit wir 

unseren Aufgaben auch weiterhin nachkommen können. 

Sie haben den Stadtsenat jetzt mit umfangreichen Auf-

gaben ausgestattet. Alle Aufgaben, die Sie der GPK 

nicht mehr geben wollen, sind in den Stadtsenat gewan-

dert, und am liebsten wäre es Ihnen, wenn die nicht 

amtsführenden Stadträte auch draußen wären, damit Sie 

in Zukunft hinter verschlossenen Türen tun können, was 
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immer Sie wollen! Aber auch das werden wir so nicht 

akzeptieren und uns nicht gefallen lassen! 

Ich könnte diese Aufzählung von Beispielen jetzt 

noch beliebig fortsetzen. Dieses Gesetz enthält noch 

ganz, ganz viele Punkte, die man kritisieren kann. Ich 

erspare mir das jetzt aber. (Abg. Dipl.-Ing. Omar Al-Rawi: 

Na Gott sei Dank!)  

Wir werden dem Gesetz aus den bereits genannten 

Gründen nicht zustimmen, vor allem auch deswegen, 

weil es viele Ungleichbehandlungen von Alt- und Neube-

diensteten geben wird. (Beifall bei der FPÖ.)  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Frau Abg. Schütz! Für 

Ihre Entgleisung, den persönlichen Untergriff und die 

Beleidigung eines Abgeordneten, erteile ich Ihnen einen 

Ordnungsruf. 

Außerdem ersuche ich Sie, eventuell - das ist Ihre 

Entscheidung! - die Geschäftsordnung und auch die 

Verfassung unter Umständen nochmals durchzulesen. 

Sie haben die Rede an den Landtag zu richten und nicht 

an einzelne Abgeordnete! (Abg. Mag. Wolfgang Jung: 

Für welche Entgleisung erteilen Sie einen Ordnungsruf?)  

Für die Entgleisung, dass „das Kotzen kommt“! (Abg. 

Mag. Wolfgang Jung: Da hat aber gestern ein gewisser 

Grüner ganz andere Ausdrücke verwendet!) Wer gestern 

was gesagt hat, Herr Abg. Jung, steht heute nicht zur 

Debatte, und vor allem fällt das nicht in meine Verant-

wortung! Nehmen Sie das bitte so zur Kenntnis! (Beifall 

bei der SPÖ. - Abg. Mag. Wolfgang Jung: Da wird mit 

unterschiedlichem Maß gemessen!) 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg. Hursky. 

Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Christian Hursky (SPÖ): Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Sehr geehrte Herr Landesrat! Geschätzte 

Kolleginnen und Kollegen! 

Diese Dienstrechts- und Besoldungsreform, die die 

Stadt hier geschafft hat, ist tatsächlich als Meilenstein zu 

bezeichnen, den wir hier setzen, und ich glaube, einen 

Meilenstein kann man nur dann setzen, wenn man sich 

bei einer entsprechenden Gesetzwerdung auch ausrei-

chend Zeit für Gespräche, Diskussionen und das Vor-

bringen von Standpunkten nimmt. (Abg. Armin Blind: Sie 

fahren doch einfach nur drüber! - Zwischenruf von Abg. 

Mag. Wolfgang Jung.)  

Also, ihr zwei sitzt da wie die von der Muppet Show 

und keppelt beide pausenlos rein! (Beifall bei der SPÖ. - 

Abg. Armin Blind: Frau Präsidentin! Was soll das? Er 

bezeichnet uns als Muppets! -Weitere Zwischenrufe bei 

der FPÖ.)  

Präsidentin Veronika Matiasek (unterbrechend): Herr 

Abgeordneter! Ich bitte, solche Vergleiche zu unterlassen 

und richte gleich allgemein … (Zwischenruf von Abg. 

Armin Blind.)  

Abg. Christian Hursky (fortsetzend): Na geh, Herr 

Blind, bitte! (Zwischenruf von Abg. Angela Schütz) Sind 

Sie jetzt wieder ruhig? (Abg. Mag. Wolfgang Jung: Jetzt 

richten Sie die Rede an einen einzelnen Abgeordneten!)  

Wenn Sie wieder ruhig sind, dann passt es ja wieder! 

(Abg. Armin Blind: Nein! Nichts passt! - Zwischenruf von 

Abg. Dominik Nepp, MA.) Ich habe ja Zeit da vorne! Mir 

ist das wurscht! Wie Kollege Jung schon gesagt hat: Ich 

habe das Mikrofon und bin laut. - Haben wir es wieder? 

Ist der Kollege beziehungsweise ist die Kollegenschaft 

wieder ruhig? Hat sie wieder eine Pille genommen? 

Dann passt es! (Abg. Armin Blind: Jetzt reicht es aber!)  

Präsidentin Veronika Matiasek (unterbrechend): Herr 

Abgeordneter! Ich bitte, sich wirklich zurückzuhalten! Ich 

habe die letzten Worte nicht gehört. Bitte unterlassen Sie 

die Pult-zur-Bank-Diskussionen! (Lebhafte Zwischenrufe 

bei der FPÖ.) Ich darf Sie ersuchen, Ihre Rede, wie der 

Herr Präsident gerade vorhin gesagt hat, ans allgemeine 

Auditorium zu richten. 

Abg. Christian Hursky (fortsetzend): Ja, gerne. 

So. Kommen wir wieder zurück zum Inhalt: Wie ge-

sagt, es ist wichtig, sich dafür schlicht und einfach Zeit zu 

nehmen, um die Diskussionen anständig zu führen, vor 

allem auch mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

dieser Stadt. Das ist geschehen. Im Vorfeld wurden 

gemeinsam mit der Gewerkschaft, den Abteilungen, die 

eingebunden waren, und mit den Verantwortlichen in der 

Personalabteilung Gespräche geführt. Das ist in ausrei-

chendem Maß geschehen, und es war wirklich schön, 

gemeinsam mit Barbara Huemer diesen Prozess beglei-

ten zu dürfen und ein wirklich gutes Gesetz zustande zu 

bringen! 

Wie gesagt: Der Mindestlohn von 1.670 EUR ist tat-

sächlich ein Meilenstein! Das ist auch in Anbetracht 

dessen ein Meilenstein, wenn man sich im Vergleich 

dazu ansieht, was im jeweiligen Berufszweig heute etwa 

eine Friseurin oder eine Fußpflegerin verdient. Wenn 

man das betrachtet, dann seht man, welchen Unter-

schied das ausmacht: Menschen haben von diesem 

Gehalt und von diesem Lohn letztendlich eine gute Le-

bensgrundlage und eine faire Basis, um gut leben zu 

können.  

Wichtig ist auch, dass man im Hinblick auf die Lohn-

schere letztlich das Höchstgehalt mit jenem des Magist-

ratsdirektors festgelegt hat. Außerdem hat Barbara 

Huemer auch schon darauf hingewiesen, dass es keine 

Sonderverträge mehr gibt, sondern dass auch die be-

troffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter alle mit einge-

bunden werden. 

Es wurde auch diskutiert, wie es letztendlich mit den 

Frühpensionierungen und dem ganzen diesbezüglichen 

Komplex aussieht: Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

werden sich voraussichtlich bei der ein oder anderen 

Wortmeldung recht herzlich bedanken. Nächstes Jahr 

werden rund 5.200 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hier 

in dieser Stadt über 60 Jahre alt sein werden, und ich 

meine, es ist nicht unbedingt das Optimale, diese Perso-

nengruppe hier immer, wie ich es jetzt einmal ausdrücke, 

zu denunzieren, dass die Menschen frühzeitig ausschei-

den! Das durchschnittliche Antrittsalter der normalen 

Alterspension beträgt 61,9 Jahre in dieser Stadt, und das 

Antrittsalter jener, die halt leider Gottes krankheitshalber 

frühzeitig in Pension gehen müssen, liegt bei 54 Jahren. 

Da besteht ein Unterschied, und es ist auch eine der 

großen Aufgaben, die wir mit dem Gesundheitsmanage-

ment in dieser Stadt planen, dass wir die entsprechende 

Vorsorge treffen, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter dieser Stadt letztendlich in einem Zustand sind, dass 
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sie wirklich ihr Pensionsalter gesund erreichen können 

und letztlich auch ihre Pension gesund genießen kön-

nen.  

Ein weiterer wichtiger Punkt ist auch, dass es für die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter künftig keine gläserne 

Decke mehr geben wird. Für jemanden, der ab 1.7.2018 

aufgenommen wird - denn dann werden in der Regel 

wieder Lehrlinge aufgenommen - und in den Dienst der 

Stadt Wien als Lehrling eintritt, besteht die Chance, 

wenn er oder sie sich entsprechend weiterbildet und 

fortbildet, dass er oder sie letztlich auch Magistratsdirek-

tor oder Magistratsdirektorin dieser Stadt werden kann. 

Ich denke, dass das wirklich große Fortschritte sind, 

dass wir jetzt letztlich Funktionen bewerten. Wenn je-

mand die entsprechenden Ausbildungen macht, be-

kommt er auch entsprechende Chancen und es besteht 

die Möglichkeit hinaufzurücken, und zwar auch in seiner 

Gehaltsgruppe. Wenn man zum Beispiel Techniker ist, 

kann man dann auch leichter in den Bürobereich hinein 

wechseln, wenn man das denn will und in der gleichen 

Gehaltsstufe ist. Diese Vorteile für einen Mitarbeiter 

werden natürlich auch vieles von der Personalabteilung 

und von der Personalführung erfordern. Das wird auch 

ein neuer Anspruch an die Abteilungsleiterinnen und 

Abteilungsleiter in dieser Stadt sein, dass sie mit dieser 

neuen Situation zurechtkommen. Auch das wird ganz, 

ganz wichtig sein. 

Wir werden hier letztlich auch eine Verwaltungsver-

einfachung haben. Rechnen wir damit, dass dieser Ne-

bengebührenkatalog langsam, aber stetig zum Auslaufen 

kommt. Allein wenn man bedenkt, dass in den nächsten 

10 Jahren rund 40 Prozent der Bediensteten der Stadt 

Wien in Pension gehen werden, dann sieht man schon, 

wie viele Menschen in 10, 11, 12 Jahren mit diesem 

neuen System leben werden und letztendlich besser 

leben werden. 

Seitens der Opposition wird immer angesprochen, 

dass dieses neue System finanziell unfairer für die Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter ist: Dazu kann ich nur sagen, 

dass gerade in Oberösterreich, wo - leider für die dorti-

gen Bediensteten! - keine rot-grüne Regierung am Ruder 

ist, sondern eine schwarz-blaue Regierung, dass dieses 

Bundesland keine Gehaltserhöhung mit 2,4 Prozent 

mitmacht wie alle im Bund, sondern nur mit 1 Prozent. - 

Das finde ich eigentlich schade! Das heißt nämlich, dass 

sie den Menschen den Lohn gleich einmal ganz locker 

um 1,5 Prozent kürzen, und zwar fortlaufend für die 

nächsten Jahre. Ich glaube nicht, dass das eine Perso-

nalpolitik ist, die wir hier in dieser Stadt betreiben wollen! 

Ich darf Sie daher bitten, diesem Gesetz zuzustim-

men, das Auswirkungen für die nächsten 50 bis 60 Jahre 

oder wie lange auch immer hat. Es wird wahrscheinlich 

das ein oder andere Mal adaptiert werden, das ist bei 

Gesetzen letztendlich so. Es ist aber jedenfalls ein gutes 

und ein fortschrittliches Gesetz! Dieses Gesetz hat es 

daher verdient, dass wir die Zustimmung dazu geben. 

(Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Präsidentin Veronika Matiasek: Herr Abg. Hursky! 

Sie haben in Richtung der Abgeordneten Blind und Jung 

nicht nur gesagt, dass sie da säßen wie die in der Mup-

pet Show, sondern Sie haben dann auch noch die Frage 

gestellt, ob sie heute schon ihre Pillen genommen hät-

ten, und vor allem das halte ich für absolut nicht in Ord-

nung! (Zwischenruf von Abg. Christian Hursky.) Dafür 

erteile ich Ihnen einen Ordnungsruf. Ich bitte, die Debatte 

in einem anderen Ton weiterzuführen.  

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg. Meidlin-

ger. Ich bitte darum. 

Abg. Ing. Christian Meidlinger (SPÖ): Geschätzte 

Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Landesrat! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und 

Herren! 

Wir diskutieren hier beziehungsweise sollten die 

neue Dienstrechts- und Besoldungsordnung der zukünf-

tigen Vertragsbediensteten der Stadt Wien diskutieren, 

und ich möchte im Gegenzug zu meiner Vorvorrednerin 

und deren Fraktion wieder ein bisschen zur Sachlichkeit 

zurückkehren.  

Ich sage aber auch gleich dazu: Ich erwarte mir gar 

keine Entschuldigung, denn ich weiß eh, dass Sie es 

nicht ehrlich meinen! Lassen Sie das daher einfach so, 

wie es ist, stehen, wir werden das dann schon entspre-

chend verwenden können! 

Die Frage der Dienst-und Besoldungsordnung Neu 

und des Dienstrechts Neu ist hier in der Gesamtdiskus-

sion ein bisschen untergegangen, weil sich viele der 

Vorrednerinnen und Vorredner in Wirklichkeit auf die 

zukünftigen Altbeschäftigten konzentriert haben. Es 

wurde über Überstundenfragen und über Pensionen 

gesprochen. Wir haben das hier schon sehr oft diskutiert.  

Pensionen im Altsystem sind in Wirklichkeit so ge-

staltet, dass es zu einem vernünftigen Lebenseinkom-

men kommt. Viele Beschäftigte, die jetzt und in den 

nächsten Jahren in den Ruhestand treten, haben näm-

lich zu ganz niedrigen Gehältern zu arbeiten begonnen, 

hatten durchaus noch längere Arbeitszeiten, nämlich 

noch 48-Stunden-Verpflichtungen und in der Pflege auch 

noch viel länger, und sollen letztlich auf vernünftige Pen-

sionen beziehungsweise ein vernünftiges Lebensein-

kommen kommen. Daher habe sich die Kolleginnen und 

Kollegen negative Bemerkungen nicht verdient.  

Herr Ulm! Es ist gewissermaßen eine geringe Wert-

schätzung herübergekommen, als Sie versucht haben, 

den Nebengebührenkatalog zu zerlegen! - Es geht natür-

lich auf der einen Seite um den Nebengebührenkatalog, 

und es stimmt: Dieser ist dick! Diesen wollten wir beseiti-

gen, und das haben wir mit der Dienstrechts- und Besol-

dungsreform geschafft. Aber es geht natürlich für die 

Einzelnen immer um das Einkommen, von dem sie auch 

leben müssen und ihr Leben bestreiten müssen. Ich 

glaube, das sollte man in der Gesamtdiskussion nicht 

vergessen und daher durchaus ein bisschen wertschät-

zender darstellen. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Jeder Satz, den Sie gesagt haben, war tatsächlich 

ein Argument für das neue System! Denn dass wir natür-

lich für die Betriebsleitung in einem sehr großen Bad wie 

dem Gänsehäufel in Hinblick auf die Verantwortung eine 

andere Zulage zahlen, um überhaupt jemanden zu fin-

den, der uns dort den Job macht, weil wir das im Altsys-

tem nicht anders bewerten können, ist selbstverständ-
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lich! Sie wären nämlich die Ersten, die kritisieren und 

fragen: Warum bekommt jemand in einem so großen 

Bad das gleiche Geld wie jemand in einem kleinen Bad 

für eigentlich weniger Leistung? - So sind diese Differen-

ziertheiten zustande gekommen!  

Wie gesagt: Das ist im Altsystem so, weil wir keine 

Möglichkeiten der Einreihung und der Zuordnung haben. 

Im Neusystem ist das möglich, weil wir jetzt entspre-

chend der Leistung zuordnen und bezahlen können.  

Zum Thema Pensionen: Ich weiß, das ist ein leidvol-

les Thema! Niemand von uns hat gesagt, dass wir gerne 

Kolleginnen und Kollegen frühzeitig in den Ruhestand 

schicken. Es gibt dafür zwei verschiedene Gründe. Ein 

Grund dafür sind alle Krankheiten, die es gibt und die wir 

leider auch im Privatbereich kennen: Krebserkrankun-

gen, Erkrankungen des Stützapparates, aber natürlich 

auch sämtliche psychischen Erkrankungen, die uns auch 

Sorgen bereiten und gegen welche wir in der Stadt arbei-

ten und versuchen, entsprechende Programme zu entwi-

ckeln.  

Der zweite Komplex sind die Organisationsänderun-

gen: Es wurde heute auch wiederholt gesagt, dass der 

Steuerzahler das zu bezahlen hat. - Im Energiebereich 

muss das die Energiewirtschaft natürlich auch entspre-

chend erwirtschaften, so wie - das sage ich auch gleich 

dazu - das alle anderen Energieunternehmungen in der 

Republik bisher auch getan haben. Der Energiewandel 

und die Änderungen in der Energiewirtschaft sind halt 

sehr dramatisch! 

Ich sage hier aber mit aller Deutlichkeit und habe das 

auch das letzte Mal gesagt: Wir haben bei den Alters-

pensionen bei der Stadt Wien einen besseren Durch-

schnitt als im ASVG, denn wir sind bei der Alterspension 

bei 61,9 Jahren, im ASVG beträgt der Durchschnitt 61,6 

Jahre.  

Wir haben bei Invalidität oder bei vorzeitigen Ruhe-

standsversetzungen wegen Krankheit ein durchschnittli-

ches Alter von 55,08 Jahren, während dieses im ASVG 

54,09 Jahre bei den Männern und 52,8 Jahre bei den 

Frauen beträgt. Der Durchschnitt ist also bei der Stadt 

Wien höher. Beides ist allerdings nicht zufriedenstellend, 

weder in der Privatwirtschaft noch hier bei uns! Wir müs-

sen daher darauf achten und gemeinsam erreichen, dass 

wir die Kolleginnen und Kollegen sowohl im Privatbereich 

als auch bei uns möglichst lange gesund erhalten, um 

ein höheres Pensionsantrittsalter zu ermöglichen. 

Ich halte es aber tatsächlich für unfair, wenn man uns 

diesbezüglich Vorwürfe macht, während man sich in der 

Privatwirtschaft ständig der Kranken entledigt und Kran-

ke auch kündigt! Wir wissen im Hinblick auf die Zahl der 

Invaliditätspensionistinnen und -pensionisten im Privat-

bereich, dass nur 30 Prozent aus Beschäftigung kom-

men und 70 Prozent aus Arbeitslosigkeit. Das heißt, die 

Firmen kündigen Kolleginnen und Kollegen, bevor sie in 

den Ruhestand treten. Sie sind monatelang krank und 

gekündigt, und dann werden sie in Pension geschickt. - 

Ich glaube, in diesem Zusammenhang sollte man auch in 

der Privatwirtschaft ansetzen, damit diese Kündigungen 

aus Krankheitsgründen erschwert werden und wir viel 

mehr Ältere in Beschäftigung haben, liebe Kolleginnen 

und Kollegen! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Die Abgeordnete der Freiheitlichen Partei hat sehr oft 

das Wort unverantwortlich in den Mund genommen. - Ich 

halte den Inhalt der Wortmeldungen, so wie sie die Frei-

heitlichen aufgesetzt haben, für unverantwortlich! Denn 

mit solchen Halbwahrheiten und Halbzitierungen kommt 

es in Wirklichkeit zu einer riesigen Verunsicherung, und 

ich glaube, so können wir zu keiner sachlichen und seri-

ösen Diskussion kommen! (Beifall bei SPÖ und GRÜ-

NEN.) 

Ich möchte nur ein paar Beispiele herausgreifen, weil 

ich glaube, dass man das richtigstellen muss, und zwar 

auch im Interesse der Kolleginnen und Kollegen, die 

zuhören und sich jetzt auf Grund der freiheitlichen Wort-

meldung Sorgen machen: Wenn Sie hier davon spre-

chen, dass es im Altsystem im Nebengebührenkatalog 

teilweise Entschädigungen gibt, die nicht für die Pension 

anrechenbar sind, dann sage ich: Ja. Das stimmt! Das 

sind Aufwandsentschädigungen und Tagsätze. Diese 

werden gemäß keinem Dienstrecht, keiner Besoldungs-

ordnung und keinem Kollektivvertrag 14 Mal bezahlt, 

sondern solche Entschädigungen können aus steuerli-

chen Gründen nur 12 Mal bezahlt werden, und das kann 

auch nicht pensionsanrechenbar sein. Ja. Das ist richtig. 

Davor braucht man sich aber nicht zu fürchten!  

Wenn Sie davon sprechen, dass wir einen Zwangs-

umstieg gemacht haben und in Wirklichkeit die Vor-

dienstzeitenanrechnung auf Grund der europäischen 

Rechtsprechung meinen, dann erwidere ich: Es stimmt, 

dass wir im Gleichklang mit dem Bundesdienst hier eine 

Reparaturmaßnahme versucht haben - es ist ja noch 

nicht klar, wie das ausgeht -, um hier die Vordienstzeit-

anrechnungen europäisch rechtskonform zu machen.  

Ich sage hier aber auch deutlich: Es hat deswegen 

kein einziger Beschäftigtiger ein Minus! Wenn Sie hier 

sagen, dass die Kolleginnen und Kollegen ein Minus 

haben, dann ist das falsch! Es gibt keinen einzigen Be-

schäftigten, der im Vergleich zur vorigen Regelung ein 

Minus hat! Was Sie behaupten, ist falsch, und ich erwar-

te mir, dass Sie hier korrekter recherchieren! (Beifall bei 

SPÖ und GRÜNEN.)  

Zu den Frage der Gegenfinanzierung, des Aufnah-

mestopps und verspäteter Aufnahmen: Ja. Es ist richtig, 

dass im Gesetz steht, dass es zu verspäteten Aufnah-

men kommen soll beziehungsweise einen Aufnahme-

stopp gibt. Wenn Sie das hier aber zitieren, dann zitieren 

Sie bitte auch das, was zusätzlich vereinbart und auch 

ausgeschickt wurde, dass es nämlich genau in den Be-

reichen, die Sie erwähnt haben, nämlich in den Gesund-

heitsbereichen, bei den Ärzten, bei der Pflege, bei der 

Rettung oder in den Kindergärten - ich könnte jetzt alle 

aufzählen, die wir vereinbart haben -, zu keinem Auf-

nahmestopp kommt, damit die Bevölkerung entspre-

chend versorgt werden kann und die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter auch ihre Dienste und Dienstzeiten ein-

halten können! - Zitieren Sie daher bitte korrekt nicht nur 

das, was im Gesetz steht, sondern auch das, was in 

Briefen, Weisungen und Erläuterungen dazu hinausge-

gangen ist!  



Landtag, 20. WP 23. November 2017 21. Sitzung / 62 

 

Zur Frage der sechsmonatigen Nachbesetzung: Ich 

finde ich es sehr spannend, dass eine Partei, die im 

Wahlkampf dafür angetreten ist, in der Verwaltung 14 

Milliarden EUR einzusparen - die Lohnsteuersumme 

beträgt 28 Milliarden … (StR DDr. Eduard Schock: Das 

stimmt ja nicht!) Nein, das stimmt eh nicht, weil man das 

eh nicht einsparen kann, da haben Sie recht, aber sagen 

Sie das Ihrem Parteivorsitzenden! 

Erst sagen Sie, dass man 14 Milliarden in der Ver-

waltung einsparen möchte. Dann aber wird jede einzelne 

Maßnahme, ob es um die Gemeinderätliche Personal-

kommission geht oder ob es sich um irgendeinen Ver-

such einer verzögerten Nachbesetzung handelt, zutiefst 

kritisiert und hinterfragt.  

Machen wir noch einmal die Rechnung! Ich habe die-

se an diesem Pult eh schon einmal gemacht: Es geht um 

14 Milliarden. 1 Milliarde EUR entfällt auf rund 20.000 

Beschäftigte im öffentlichen Dienst, wenn man das rein 

auf Beschäftigung und Vollzeitäquivalente umrechnet. 14 

Milliarden entsprächen 280.000 Beschäftigen im öffentli-

chen Dienst. Wenn man alle Lehrer, Polizisten, Kranken-

pfleger und alle Personen, die dem Bundesdienst ange-

hören, zusammenrechnet, dann sind das derzeit 130.000 

Beschäftigte. Wien hat mit den Stadtwerken 70.000 

Beschäftigte. Wir müssten also noch 80.000 Leute auf-

nehmen, um 280.000 hinauswerfen zu können. Rechnen 

Sie das bitte einmal nach! Bleiben Sie bei den Fakten, 

bleiben Sie bei den Zahlen, bleiben Sie bei den Daten! 

(Beifall bei SPÖ und GRÜNEN. - StR DDr. Eduard 

Schock: Sie haben keine Ahnung!)  

Ja. Es gibt verschiedene Bereiche, wo wir heute 

schon kürzere Aufnahmezeiten als sechs Monate nicht 

einhalten können, weil wir von Schulzyklen oder Ausbil-

dungszyklen abhängig sind. Da gibt es, wie gesagt, den 

Versuch, etwas verzögerter vorzugehen, um zu schauen, 

ob das funktionieren kann oder nicht. Und wenn wir 

vereinbaren, bis 2022 450 oder 420 Dienstposten einzu-

sparen, dann denke ich, dass wir in Anbetracht der ge-

samten Programme, die die Stadt fährt, in Anbetracht 

des Standes von 70.000 Beschäftigten und der Umstruk-

turierungen, die noch geplant sind, die hier diskutiert 

werden und gerade in Ausarbeitung sind, durchaus ein 

Potenzial heben können und vielleicht auch diese Ein-

sparungen schaffen.  

Es bestehen auch heute im Dienstrecht bereits ent-

sprechende Möglichkeiten, die jetzt auch angesprochen 

wurden. Jetzt wird das aber so dargestellt, als ob das 

plötzlich kommt! Wir haben schon heute im Dienstrecht 

die Möglichkeit von Rückreihungen, ohne dass es sozu-

sagen finanzielle Schranken für die Kolleginnen und 

Kollegen gibt. Die Rückreihung ist heute bereits ein Ele-

ment der Dienstordnung und der Vertragsbediensteten-

ordnung, und man könnte theoretisch sogar ins Bodenlo-

se fallen. Daher haben wir uns erlaubt, ins neue Dienst-

recht hineinzuschreiben, dass der Verlust nicht größer 

als 13 Prozent sein darf.  

Wo ist jetzt also der Nachteil für die Beschäftigten? - 

Sie tun so, als ob das etwas großartig Neues und ein 

Skandal wäre! Es wurde aber nur eine Altregelung, und 

zwar mit der Sicherheit für die Beschäftigten übernom-

men, dass sie nicht mehr als 13 Prozent verlieren kön-

nen, liebe Kolleginnen und Kollegen, und daher glaube 

ich, das wir auch da eine Verbesserung zustande ge-

bracht haben! 

Ein Beispiel noch: Es wurde behauptet, dass die 

Vordienstzeiten jetzt nicht genau geregelt sind. - Das trifft 

nicht zu! Wir haben genau ins Gesetz geschrieben - und 

Gesetze sind ja dazu da, dass sie auch entsprechend 

eingehalten werden -, und es wird auch noch eine ent-

sprechende Stadtsenatsverordnung dazu geben, dass 

einschlägige Vordienstzeiten angerechnet werden müs-

sen. Eine Kindergartenpädagogin, die als Kinderpädago-

gin zu uns kommt, wird in Zukunft die Möglichkeit haben, 

zehn Jahre - mehr geht halt nicht, das steht so im Ge-

setz - als Kindergartenpädagogin angerechnet zu be-

kommen. Das muss man künftig anrechnen. Heute wer-

den diesfalls null Vordienstzeiten angerechnet. Es wird 

dies also in Zukunft eine deutliche Verbesserung zu dem 

sein, was wir jetzt haben. 

Daher appelliere ich noch einmal an Sie: Verunsi-

chern wir die Kolleginnen und Kollegen nicht, sondern 

bemühen wir uns um eine entsprechende Umsetzung! 

Schauen wir, dass wir das, was wir in mühevoller Klein-

arbeit mit vielen Diskussionen und als Interessenvertre-

tung auch mit Streit und vielen Auseinandersetzungen 

mit der Dienstgeberin zustande gebracht haben, was die 

damals zuständige Stadträtin Sandra Frauenberger auf 

Schiene gebracht hat und von Jürgen jetzt vollendet 

wurde, gemeinsam entsprechend gut verarbeiten kön-

nen! 

Herr Ulm! Ja. Ich gebe Ihnen recht: Zulagen sollten 

einen Rechtcharakter haben! Wir achten natürlich überall 

darauf - egal, woher jemand kommt -, wenn Zulagen 

ungerechtfertigterweise nicht ausbezahlt werden, dass 

die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu ihrem Recht 

kommen! Wir machen das individuell, denn ich könnte 

Ihnen jetzt Städte wie etwa Wiener Neustadt nennen, wo 

man plötzlich reihenweise Zulagen nicht mehr in der 

entsprechenden Höhe ausbezahlt hat und wir als Ge-

werkschaft klagen müssen, weil man dort gleich allen 

Beschäftigten irgendwelche Zulagen nicht mehr ausbe-

zahlt hat, weil man gemeint hat, dass man sich irgend-

welche Gehaltserhöhungen sparen möchte.  

Zur Gehaltserhöhungsdebatte, wie sie jetzt in Öster-

reich geführt wird: Die Diskussion wird jetzt gerade aus-

gerechnet wieder in Oberösterreich als erstem Bundes-

land darüber geführt - dort gibt es nämlich, glaube ich, 

eine schwarz-blaue Landesregierung, Kollege Hursky hat 

das schon gesagt -, ob wir eine Erhöhung von 2,33 Pro-

zent umsetzen oder es nur eine Gehaltserhöhung von 1 

Prozent gibt. Dazu kann ich ehrlich nur sagen: Schämt 

euch in Oberösterreich, dass ihr das nicht umsetzen 

wollt! Nicht einmal das sind euch die Krankenschwes-

tern, die KindergartenpädagogInnen, die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes wert! 

In diesem Sinn darf ich um Zustimmung zu dem Ge-

setz ersuchen. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Präsidentin Veronika Matiasek: Es liegen mir keine 

weiteren Wortmeldungen mehr vor. Ich erkläre die Ver-
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handlung für geschlossen und erteile dem Herrn Bericht-

erstatter das Schlusswort. 

Berichterstatter Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohor-

szky: Sehr geehrter Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! 

Zuerst möchte ich allen Rednerinnen und Rednern 

für die engagierte Debatte, vor allen Dingen aber natür-

lich für die intensive Auseinandersetzung mit dem Ge-

setz, mit der Dienstrechts- und Besoldungsreform, die 

wir heute vorlegen, danken. Besonders danken möchte 

ich den Abgeordneten Huemer und Hursky, die sozusa-

gen, wie Christian Hursky gesagt hat, die Rahmenbedin-

gungen mit auf den Weg gegeben haben. Beschließen 

können Sie das Gesetz als Abgeordnete der gesetzge-

benden Körperschaft Landtag.  

Ich möchte aber die Gelegenheit nutzen, um ein gro-

ßes, großes Dankeschön an alle zu sagen - die meisten 

davon stehen jetzt dort hinten -, die es so weit gebracht 

haben, dass uns das heute hier vorliegt, nämlich den 

Stadträtinnen Renate Brauner und Sandra Frauenberger, 

aber natürlich auch unserem Bürgermeister. Sie haben 

den ersten Schritt in diese Richtung schon vor vielen 

Jahren getan.  

Ich danke auch den Sozialpartnern, allen voran der 

Personaldirektorin Martina Schmied und dem Vorsitzen-

den der Younion Christian Meidlinger, und den vielen, 

vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der MD-PR, der 

MA 2, der Finanz und meines Teams. Das, was ihr heute 

vorgelegt habt, ist das Werk von vielen Tausend Stunden 

Arbeit und von vielen Hunderten Gesprächen. Ich möch-

te euch für diese Herkulesarbeit danken, sie ringt mir 

riesengroßen Respekt ab! Genießt das Gefühl, nach 

einer langen unglaublichen Wanderung auf einem ganz 

hohen Gipfel angekommen zu sein! Genießt die Aussicht 

und nutzt sie, um Energie zu sammeln für die viele, viele 

Arbeit, die wir in den nächsten Monaten und Jahren zu 

tun haben werden! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei SPÖ und GRÜ-

NEN.)  

Präsidentin Veronika Matiasek: Wir kommen nun zur 

Abstimmung über die Gesetzesvorlage, und ich bitte jene 

Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich 

Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu he-

ben. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstim-

mig mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN gegen 

die Stimmen von FPÖ, ÖVP und NEOS beschlossen. 

Mir liegt ein Beschlussantrag der ÖVP vor, den ich 

nun zur Abstimmung bringe. Er betrifft die Beibehaltung 

der Gemeinderätlichen Personalkommission in ihrer 

bisherigen Form. Wer diesem Antrag seine Zustimmung 

geben möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der 

Hand. - Dieser Antrag erhält nicht die notwendige Mehr-

heit. Er wurde mit den Stimmen von ÖVP, NEOS und 

FPÖ gegen die Stimmen von SPÖ und GRÜNEN unter-

stützt. 

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzes-

vorlage sofort vornehmen zu lassen, und ich bitte jene 

Mitglieder des Landtags, die diesem Vorschlag ihre Zu-

stimmung erteilen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das 

ist einstimmig so beschlossen. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die 

dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein 

Zeichen mit der Hand. - Das ist dasselbe Abstimmungs-

verhalten. Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehr-

stimmig mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN 

gegen die Stimmen von FPÖ, ÖVP und NEOS beschlos-

sen. 

Postnummer 2 betrifft den Entwurf einer Vereinba-

rung gemäß Art. 15a B-VG über eine Änderung der Ver-

einbarung gemäß Art. 15a B-VG über den Ausbau des 

institutionellen Kinderbetreuungsangebots. Ich bitte den 

Herrn Berichterstatter, den Amtsf. StR Mag. Czernohor-

szky, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohor-

szky: Ich bitte um Zustimmung. 

Präsidentin Veronika Matiasek: Es ist niemand zu 

Wort gemeldet, und daher kommen wir auch gleich zur 

Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dieser 

Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein 

Zeichen mit der Hand. - Ich kann hier die Einstimmigkeit 

feststellen. Es liegt kein Antrag vor. 

Postnummer 7 betrifft die erste Lesung der Vorlage 

eines Gesetzes, mit dem das Wiener Tagesbetreuungs-

gesetz geändert wird. Berichterstatter hierzu ist wiede-

rum Herr Amtsf. StR Mag. Czernohorszky. Ich bitte ihn, 

die Verhandlung einzuleiten.  

Berichterstatter Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohor-

szky: Ich bitte um Zustimmung. 

Präsidentin Veronika Matiasek: Gemäß § 30c 

Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die Ge-

neral- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird 

dagegen ein Widerspruch erhoben? - Das ist nicht der 

Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Zu Wort gemeldet ist Frau Abg. Schwarz. - Bitte.  

Abg. Sabine Schwarz (ÖVP): Vielen Dank. Sehr ge-

ehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Wir werden ja beim Poststück 8 auch über die Kin-

dergartennovelle sprechen, beraten, verhandeln, und 

deswegen möchte ich mich jetzt, weil sich die Themen 

sehr stark überschneiden, auf die Anträge konzentrieren, 

die wir zu der Tagesbetreuungs-Novelle einbringen.  

Es geht darum, dass wir zu § 1a Abs. 2 Z 4 einen 

Abänderungsantrag einbringen. Es geht dabei um das 

Sprachniveau des Betreuungspersonals. Im Gesetz sind 

notwendige Deutschkenntnisse vorgesehen. Das ist uns 

zu wenig! Wir wollen, dass auch das Niveau im Gesetz 

verankert wird und bringen hierzu einen Abänderungsan-

trag ein, dass zumindest das Sprachniveau C1 gewähr-

leistet werden muss. (Beifall bei der ÖVP.)  

Der zweite Abänderungsantrag betrifft § 1b Abs. 2: In 

diesem Zusammenhang geht es um das verpflichtende 

Entwicklungsgespräch für Eltern. Es war eine Forderung 

von uns, dass dieses auch für die Eltern verpflichtend 

wird. Leider fehlen uns in dem Gesetzesentwurf die 

entsprechenden Konsequenzen für Eltern, die sich ver-

weigern, das Entwicklungsgespräch zu führen, und da-

her möchten wir, dass noch eine Ziffer 5 mit folgendem 

Wortlaut eingefügt wird: „Wird die Teilnahme verweigert, 

ist dies unverzüglich der Behörde zu melden.“ 



Landtag, 20. WP 23. November 2017 21. Sitzung / 64 

 

Der dritte Antrag, den wir einbringen, betrifft die 

Höchstzahl bei den Gruppen. Es geht hier darum, dass, 

wenn eine Tagesbetreuungseinrichtung schließen muss, 

andere Tagesbetreuungsgruppen mehr Kinder überneh-

men können. Es ist aber nicht geregelt, für wie lange und 

wie viele Kinder es maximal sein dürfen. 

Das ist uns zu wenig. Das bedeutet einen Qualitäts-

verlust, und deswegen bringen wir einen Abänderungs-

antrag ein, dass dieser Paragraph ab § 3b Abs. 3 ersatz-

los gestrichen wird. Genaueres später. (Beifall bei der 

ÖVP.)  

Präsidentin Veronika Matiasek: Zum Wort ist nie-

mand mehr gemeldet. Ich erkläre die Verhandlungen für 

geschlossen und erteile dem Herrn Berichterstatter das 

Schlusswort.  

Berichterstatter Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohor-

szky: Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-

ren! 

Ich halte mich an das von Frau Abg. Schwarz vorge-

gebene Motto „Genaueres später“ und möchte daher 

vorschlagen, die Anträge abzulehnen und dem Geset-

zesentwurf zuzustimmen.  

Präsidentin Veronika Matiasek: Wir kommen nun zur 

Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Es liegen zwei Abänderungsanträge vor. (Abg. Sabi-

ne Schwarz: Drei!) Entschuldigung! Es liegen drei Abän-

derungsanträge betreffend das Wiener Tagesbetreu-

ungsgesetz vor. 

Der erste Antrag beschäftigt sich damit, dass in dem 

vorliegenden Entwurf folgende Änderung vorzunehmen 

ist: „Bei § 1b Abs. 2 wird folgende Ziffer 5 eingefügt: 

‚Wird die Teilnahme verweigert, ist dies unverzüglich der 

Behörde zu melden.‘“ Wer diesem Antrag seine Zustim-

mung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. 

(Abg. Wolfgang Irschik: Wo ist die „Zusammenarbeit mit 

den Eltern“?) Das ist der Titel des Antrags, Herr Kollege! 

Ich wiederhole: Der Abänderungsantrag betrifft das 

„Wiener Tagesbetreuungsgesetz - Zusammenarbeit mit 

den Erziehungsberechtigten“. Folgende Änderung ist 

vorzunehmen: „Bei § 1b Abs. 2 wird folgende Ziffer 5 

eingefügt: ‚Wird die Teilnahme verweigert, ist dies unver-

züglich der Behörde zu melden.‘“ Wer diesem Antrag 

seine Unterstützung gibt, den bitte ich um ein Zeichen 

mit der Hand. - Das wird von ÖVP, NEOS und FPÖ 

unterstützt und hat damit nicht die notwendige Mehrheit. 

(Abg. Mag. Manfred Juraczka: Der vierte Tag ist immer 

etwas schwierig!)  

Der zweite Abänderungsantrag betreffend „Wiener 

Tagesbetreuungsgesetz - Sprachkompetenz“. Folgende 

Änderung wird beantragt: „§ 1a Abs. 2 Z 4 lautet: 

‚Sprachkompetenz in der Erst- und Zweitsprache durch 

fachlich ausgebildete Betreuungspersonen, welche über 

die dafür notwendigen Deutschkenntnisse verfügen, 

zumindest Sprachniveau C1.‘“ Wer diesem Antrag seine 

Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der 

Hand. - Wir haben dasselbe Abstimmungsverhalten: Der 

Antrag wird von ÖVP, NEOS und FPÖ gegen die Stim-

men von GRÜNEN und SPÖ unterstützt. Er hat somit 

nicht die notwendige Mehrheit. 

Der dritte Antrag betrifft das „Wiener Tagesbetreu-

ungsgesetz - Höchstzahl“. Im vorliegenden Entwurf soll 

folgende Änderung vorgenommen werden: „§ 3b Abs. 3 

wird ersatzlos gestrichen.“ Wer diesem Abänderungsan-

trag seine Zustimmung geben will, den bitte ich um ein 

Zeichen mit der Hand. - Das wird von ÖVP und NEOS 

unterstützt und hat damit nicht die notwendige Mehrheit. 

Wir kommen daher zur ersten Lesung des Gesetzes. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage 

einschließlich Tittel und Eingang zustimmen wollen, die 

Hand zu erheben. Dieses Gesetz ist mit den Stimmen 

der SPÖ und der GRÜNEN gegen die Stimmen von 

FPÖ, ÖVP und NEOS mehrheitlich beschlossen.  

Das Gesetz ist somit in erster Lesung angenommen. 

Es liegt kein Beschlussantrag vor.  

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzes-

vorlage sofort vornehmen zu lassen, und ich bitte jene 

Mitglieder des Landtags, die diesem Vorschlag ihre Zu-

stimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - 

Das ist einstimmig so beschlossen. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem 

Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein 

Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist damit in zweiter 

Lesung mit den Stimmen von SPÖ und GRÜNEN gegen 

FPÖ, ÖVP und NEOS mehrheitlich beschlossen. 

Postnummer 8 betrifft die erste Lesung der Vorlage 

eines Gesetzes, mit dem das Wiener Kindergartenge-

setz - WKGG geändert wird.  

Berichterstatter hierzu ist wieder Herr Amtsf. StR 

Mag. Czernohorszky, und ich bitte ihn, die Verhandlun-

gen einzuleiten. 

Berichterstatter Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohor-

szky: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-

men und Herren! 

Für alle Zuseher zur Erklärung: Das ist die Nummer 2 

des großen Kindergartenpaketes. Der erste Schritt war 

das Kindertagesbetreuungsgesetz, dieses betrifft die 

Kindergruppen. Der zweite Schritt, den wir jetzt verhan-

deln, ist das Kindergartengesetz.  

Ich bitte um Zustimmung. 

Präsidentin Veronika Matiasek: Danke, Herr Stadtrat. 

Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich 

vor, die General.- und die Spezialdebatte zusammenzu-

legen. Wird dagegen Widerspruch erhoben? - Ich sehe, 

dass das nicht der Fall ist, und werde daher so vorge-

hen.  

Die Debatte ist eröffnet. Als Erste zu Wort gemeldet 

ist Frau Abg. Schwarz. (Zwischenruf von Abg. Sabine 

Schwarz.) Aha, gut. Wenn die Schriftführer das so ver-

zeichnet haben, dann vertraue ich darauf. - Ich erteile 

somit Herrn Abg. Wiederkehr das Wort. - Bitte.  

Abg. Christoph Wiederkehr, BA (NEOS): Sehr ge-

ehrte Frau Präsidentin! Werte Damen und Herren! 

Danke für das Wort. - Zu dem Thema Kindergärten 

habe ich mich in der laufenden Gesetzesperiode schon 

zehn Mal zu Wort gemeldet. Man merkt, dass das ein 

heiß diskutiertes Thema ist! Leider verläuft die Diskussi-

on nicht ganz so, wie ich es mir wünschen würde, näm-

lich dass wir wirklich darüber reden, wie wir es schaffen, 

die Qualität in den Kindergärten quasi nach vorne in die 



Landtag, 20. WP 23. November 2017 21. Sitzung / 65 

 

Zukunft zu bringen. Das ist eigentlich das zentrale The-

ma, das wir diskutieren sollten, aber in den vergangenen 

zwei Jahren reden wir immer über Skandale und Skan-

dale. Und jetzt mit Einlangen des Gesetzes reden wir 

darüber, dass kleine private Betreiber es in Zukunft im-

mer schwerer bekommen werden. (Beifall bei den 

NEOS.)  

Das hängt sehr eng zusammen: Nachdem man über 

Jahre weggeschaut hat, den Gratiskindergarten um 

jeden Preis einführen wollte und jeder, der auch nur 

irgendwie um Förderung angesucht hat, diese auch 

bekommen hat, und man dann darauf gekommen ist, 

dass es Probleme gibt, befinden wir uns jetzt in der Pha-

se, in der unseres Erachtens übermäßig reagiert wird. 

Nun schaut man, wie man kleinen privaten Betreibern 

einen Stein vor die Füße werfen kann, und das ist für 

mich eine Tendenz der Verstaatlichung durch die Hinter-

türe. (Beifall bei den NEOS.)  

Das haben wir beim Budget auch schon gesehen, 

und dieses ist ja die in Zahlen gegossene Politik. Wenn 

man sich die Zahlen angeschaut hat, dann hat man 

festgestellt, dass die öffentlichen Kindergärten im nächs-

ten Jahr um fast 50 Millionen EUR mehr bekommen und 

die privaten Kindergärten um 4 Millionen EUR weniger. 

Daran sieht man die Prioritätensetzung der Stadtregie-

rung, wohin das Geld fließen soll, nämlich in die staatli-

che Kindererziehung und in die großen Betreiber, wäh-

rend die kleinen Betreiber anscheinend ausgehungert 

werden sollen.  

Im Hinblick darauf würde ich mir wünschen, dass das 

einmal wirklich offen angesprochen wird: Ist es über-

haupt gewollt, dass man die private Kindererziehung 

zurückdrängt? Ich höre nämlich immer wieder hinter 

vorgehaltener Hand, dass das doch das Anliegen einiger 

ist, aber klar und dezidiert wurde das noch nicht gesagt.  

Herr Ellensohn wird danach darüber sprechen, und 

es würde mich echt interessieren, wie die GRÜNEN 

ideologisch dazu stehen! Möchten Sie 100 Prozent der 

Kinderbetreuung in staatlicher Hand? Und: Sehen Sie 

die Privaten überhaupt als Mehrwert an? 

Was ich mittlerweile als sehr fragwürdig ansehe, ist, 

dass diese Tendenz von der FPÖ sehr stark unterstützt 

wird. Es werden Anfragen gestellt, warum kleine Private 

Geld bekommen, es werden Anträge gestellt, dass pri-

vate Träger nicht jedes Jahr wieder um Förderungen 

ansuchen können sollen, obwohl jetzt schon eine gewis-

se Unsicherheit da ist. Das ist genau die falsche Rich-

tung! Die kleinen Privaten sind nämlich ein ganz wichti-

ges Element in dieser Stadt, da geschieht ganz viel Bil-

dungsinnovation! (Beifall bei den NEOS.)  

Aber jetzt ganz konkret zu dem Gesetz und dazu, 

warum wir dieses Gesetz ablehnen. Wenn man bedenkt, 

dass es 47 Stellungnahmen zu diesem Gesetz gab, aber 

davon eigentlich nichts eingearbeitet wurde, dann fragt 

man sich schon: Auf wen hört denn die Stadtregierung? 

Wer wurde in den Prozess überhaupt mit einbezogen, 

wenn die Stellungnahmen nicht einmal ansatzweise ins 

Gesetz eingeflossen sind?  

Es gab ganz, ganz viele Stellungnahmen von unter-

schiedlichsten privaten Trägern, die alle in die gleiche 

Richtung gegangen sind. Aber die Anliegen wurden 

ignoriert. In Anbetracht dessen würde es mich wirklich 

interessieren, warum man sich das nicht genau ange-

schaut hat beziehungsweise warum man trotzdem 

drüberfährt, obwohl wirklich sehr valide Punkte dabei 

waren. 

Der für mich erste gravierende Punkt sind Gummipa-

ragraphen - von denen ich übrigens viele sehe -, die es 

etwa ermöglichen, dass in Zukunft Kindergärten und 

Kindergruppen geschlossen werden können. So steht 

zum Beispiel im Gesetz, dass Gruppen trotz Einhaltung 

aller behördlichen Vorgaben geschlossen werden kön-

nen. Da frage ich: Warum gibt es denn behördliche Vor-

gaben, wenn Kindergruppen, auch wenn alles eingehal-

ten wird, trotzdem geschlossen werden können? Wir sind 

ja nicht in einer einseitigen K.u.K.-Monarchie, in der 

kleine Betreiber unter Umständen gnädig behandelt 

werden, sondern hier bei uns sollte für private Träger 

doch eine gewisse Sicherheit kalkulierbar sein! - Das ist 

ein großer Kritikpunkt. (Beifall bei den NEOS.)  

Der zweiter Punkt betrifft die Businesspläne: Es ist 

prinzipiell natürlich eine gute Idee, dass Träger darstellen 

müssen, dass sie wirtschaftlich nachhaltig arbeiten kön-

nen. Von der Grundidee her ist dagegen nichts einzu-

wenden! 

Aber das wurde ja in den letzten Monaten schon ge-

handhabt, und es wurde an uns herangetragen, dass 

einzelne Betreiber, die zunächst Förderungen bekom-

men und dann einen Kindergarten übernommen haben, 

auf einmal keine Förderungen mehr bekommen, weil es 

anscheinend eine negative Fortbestehensprognose gibt. 

Unter diesem Aspekt sehe ich den Businessplan als 

gefährlich an, dass nämlich anscheinend nicht gewollten 

Kindergärten einfach die Förderung abgedreht wird oder 

sie auch gar keine bekommen.  

Ein wichtiger Punkt, der in ganz vielen Stellungnah-

men gekommen ist, war der höhere finanzielle Aufwand: 

Das gilt vor allem für die kleinen Kindergärten, die im 

Bereich der LeiterInnen und des Personals massiven 

Mehraufwand haben werden, wobei allerdings nicht klar 

ist, ob das durch höhere Förderungen abgegolten wird 

und wie man sich das in der Stadt vorstellt. Bei den Gro-

ßen wird das kein Problem sein, diese bekommen näm-

lich - ungerechtfertigterweise! - eh eine sehr üppige 

Refundierung des Verwaltungsaufwands, aber uns ist 

nicht ganz klar, wie die Kleinen das dann finanzieren 

sollen! 

Der vierte Punkt, der mir negativ aufgefallen ist, be-

trifft die Insolvenz und deren Regelung. Kann allein 

durch ein Insolvenzverfahren die Berechtigung entzogen 

werden? Ein Insolvenzverfahren ist doch dazu da, dass 

man das Unternehmen beziehungsweise diesfalls den 

Kindergarten retten kann! Das ist ja die Idee des Insol-

venzverfahrens! Wenn aber im Insolvenzverfahren die 

Förderung entzogen wird, dann kann ja automatisch das 

Sanierungsverfahren nicht positiv abgeschlossen wer-

den, sondern dann muss der Kindergarten in Konkurs 

gehen.  

Im Hinblick darauf erhebt sich die Frage: Achten wir 

da genug auf die betroffenen Kinder und die betroffenen 
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Eltern, wenn man nicht einmal mehr ein ordentliches 

Insolvenzverfahren zulässt?! Oder verhält es sich so, wie 

auch gestern schon gemutmaßt, dass man eh auch 

irgendwie stolz ist, wenn man genug private Kindergär-

ten schließen kann? 

Das Elterngespräch wurde schon angesprochen: Hier 

ist unklar, inwiefern das schon sanktioniert wird oder was 

das überhaupt erfordert. Das ist quasi alibimäßig im 

Gesetz enthalten, und somit ist das legistisch auf jeden 

Fall nicht schön gelöst. Dafür sollte es eine klarere Rege-

lung geben! 

Das gilt auch für die notwendigen Deutschkenntnis-

se. Was sind „notwendige“ Deutschkenntnisse: B1? B2? 

C1? Das ist nicht geregelt, das sollte man in dem Gesetz 

viel genauer definieren! (Beifall bei den NEOS.)  

Der letzte Punkt, den ich herausgreifen möchte, ist 

die Höchstzahl an Kindern. Wir haben schon jetzt einen 

schlechten Betreuungsschlüssel in dieser Stadt, und 

zwar auch im internationalen Vergleich und im Vergleich 

zu dem, was eigentlich notwendig wäre. Jetzt wird auch 

noch die Möglichkeit geschaffen, die Höchstzahl der 

Kinder im Kindergarten zu überschreiten, wenn andere 

Kindergärten geschlossen werden mussten. Diesbezüg-

lich sehe ich schon die Stadt in der Verantwortung: Es 

muss eine Betreuung geboten werden, die gut ist und wo 

das Betreuungsverhältnis passt. Und die ausnahmswei-

se Schließung kleiner Kindergärten kann auch anders 

geregelt werden, als dass man dann die Höchstzahl bei 

anderen Kindergärten erhöht!  

Wir bringen einen Packen an Anträgen ein, was wir 

uns dann von der Debatte erwarten würden und von 

einem Gesetz erwarten würden. Als Allererstes sagen 

wir, das Gesetz muss zurück an den Start. Es ist so nicht 

in Ordnung, es ist so gescheitert. Binden wir die privaten 

Kindergärten und Kindergartenbetreiber auch ein. Fra-

gen wir die Experten, auch die Oppositionskräfte. Ma-

chen wir hier einen Runden Tisch, um wirklich eine sinn-

volle Reform des Kindergartenwesens in Wien voranzu-

bringen.  

Zweites bringen wir den Antrag eines zweiten Kin-

dergartenjahres ein. Es ist ja auch schon lange diskutiert 

worden, auch bundesweit diskutiert worden. Wir glauben, 

es ist mit einem zweiten Kindergartenjahr notwendig, hier 

vor allem auch die Kinder zu erreichen, die den Förder-

bedarf haben. Wer sich nach dem Kindergarten zum 

Beispiel Grundkenntnisse der Sprache noch nicht ange-

eignet hat, der wird es in der Volksschule viel, viel 

schwieriger haben, überhaupt nachzukommen. Darum 

bitte ich um Zustimmung zum zweiten Kindergartenjahr 

in dieser Stadt. (Beifall bei den NEOS.) 

Wir wollen darüber hinaus eine massive Qualitätsof-

fensive für Kindergärten in dieser Stadt mit einem besse-

ren Betreuungsverhältnis von eins zu acht. Das ist inter-

national als ein ideales Betreuungsverhältnis empfohlen. 

Ich glaube, es muss uns für die Zukunft und für die 

Kleinsten wert sein, das Geld hier auch in die Hand zu 

nehmen, genauso wie für eine bessere Ausbildung der 

Betreuerinnen und der Betreuer, der Pädagoginnen und 

Pädagogen in den Kindergärten. 

Wir bringen weiters einen Antrag zur Idee des Chan-

cenbonus ein. Im Bereich der Pflichtschulen wurde er ja 

auch schon umgesetzt und auch davor heiß diskutiert. 

Da war am Anfang auch die Einstellung, nein, so etwas 

brauchen wir nicht. Wir sind aber der Auffassung, dass 

Kindergärten, die besondere Herausforderungen haben, 

auch besonders gefördert werden müssen. Es gibt eben 

so eine starke Segregation auch schon in Wien, so un-

terschiedliche Herausforderungen von Kindergarten zu 

Kindergarten, dass wir sagen, an den Standorten, wo 

besondere Herausforderungen sind, soll auch mehr Geld 

in die Hand genommen werden, um individueller zu 

fördern, um individueller Sprachförderung zu betreiben. 

Diese Idee sollten wir weiter diskutieren. Ich fände es 

sinnvoll, wenn wir hier in der Stadt auch zu einem neuen 

Fördermodell einer Subjektförderung kommen, aber mit 

diesem Chancenbonus für Kindergärten. (Beifall bei den 

NEOS.) 

Ich habe noch drei Ideen in Form von Anträgen mit. 

Das ist erstens die Verankerung einer religiös-

weltanschaulich neutralen Haltung. Ich weiß, das wird, 

von Seiten FPÖ und ÖVP simplifiziert, immer gerne mit 

Islamkindergärten diskutiert. Problem dahinter ist natür-

lich: Jede Ideologisierung oder jede religiöse Indoktrinie-

rung hat im Kindergarten nichts zu suchen. Hier brau-

chen wir eine weltanschaulich neutrale Haltung von den 

einzelnen Kindergärten, um die Kinder auch in dem 

niedrigen Alter nicht zu sehr zu manipulieren. 

Wir bringen weiter einen Antrag zum Kontrollsystem 

ein, einem besseren Kontrollsystem und natürlich auch 

zu einem Förderstopp für problemhafte Kindergärten. 

Insgesamt sehen wir mit dem Gesetz eine zusätzli-

che Belastung für private Kleine. Wir sehen keine wirkli-

chen qualitativen Verbesserungen, die bei den Kindern 

ankommen werden, bis auf die Leiterausbildung. Hier 

sehen wir aber viel zu wenig, was sich an der Qualität 

verändern wird, und darum lehnen wir dieses Gesetz 

auch ab. (Beifall bei den NEOS.) 

Präsidentin Veronika Matiasek: Als nächste Redne-

rin zu Wort gemeldet ist Frau Abg. Schwarz. Bitte. 

Abg. Sabine Schwarz (ÖVP): Jetzt genauer: Die 

Kindergarten-Novelle und die Novelle des Kinderbetreu-

ungsgesetzes sind sicher notwendige Schritte, leider, 

muss man sagen, denn es hat sich hier gezeigt, dass 

durch zu langes Wegschauen viele Betreiber arbeiten 

und eröffnen durften, die nicht im Sinne der Kinder gear-

beitet haben. Ich habe mich mit dem Gesetz genauer 

auseinandergesetzt oder zumindest länger auseinander-

gesetzt und wahrscheinlich auch länger als Sie, denn 

Herr Wiederkehr hat es ja auch schon gesagt, es hat 

zahlreiche Stellungnahmen gegeben, 47 an der Zahl. 

Wenn man dann sieht, dass die Begutachtungsfrist am 

24. Oktober geendet hat und am 7. November die Ge-

setze schon im Stadtsenat waren, dann hatten sie nicht 

einmal sieben Arbeitstage für die Einarbeitung zahlrei-

cher Stellungnahmen.  

Wenn man aber auch gezwungen ist, eine Geset-

zesnovelle zu machen, dann muss man sich überlegen, 

was das Ziel ist. Ich behaupte, es ist nicht das Ziel, die 

Qualität vor Ort, die Qualität am Standort heben zu kön-



Landtag, 20. WP 23. November 2017 21. Sitzung / 67 

 

nen. Es ist nicht der Betreuungsschlüssel angegangen 

worden. Wir haben es gestern auch kurz gesagt, es ist 

nichts über die Quadratmeteranzahl für die Kinder ange-

geben worden, und ich komme dann noch auf weitere 

Dinge zu sprechen. 

Im Allgemeinen muss man sagen, es sind gute An-

sätze, es ist nur meiner Meinung nach nicht zu Ende 

gedacht worden, es sind auch einige Paragraphen zu 

schwammig formuliert worden. In einem Gesetz, wo es 

um die Bildung und um die Sicherheit der Kinder geht, ist 

das eigentlich nicht zu dulden. 

Die Änderungen in dem Gesetz sind natürlich auch 

mit einem enormen verwaltungstechnischen Aufwand bei 

den privaten Trägern verbunden und sorgen in Folge 

auch für eine sehr starke finanzielle Herausforderung, 

auch für die großen Träger, auch die seriös arbeitenden 

Träger. Ich möchte nur erinnern, dass das Kindergarten-

budget für die privaten Kindergärten vor zwei Tagen 

beschlossen wurde und die privaten Träger weniger 

bekommen, die städtischen Kindergärten aber bis zu 10 

Prozent mehr.  

Ein Beispiel: Die Neuregelung bei § 3, die die neuen 

Aufgaben der LeiterInnen definiert, wie zum Beispiel die 

Repräsentation des Kindergartens in der Öffentlichkeit 

und noch mehrere Dinge, beinhaltet auch, dass es eine 

gesetzlich vorgegebene Freistellung von der Arbeit mit 

den Kindern gibt, und einer der größten, solide arbeiten-

den Kindergartenbetreiber braucht alleine auf Grund 

dieser Gesetzesänderung 20 neue Pädagogen. Ich frage 

Sie jetzt: Woher nehmen, zum einen die Pädagogen, die 

gut ausgebildet sein müssen und wer soll das zahlen? 

Ich hoffe, dass es nicht die Eltern zahlen müssen, und 

ich frage mich, ob die Mehrkosten von der Stadt Wien 

übernommen werden. Denn eines müssen wir schon 

sagen: Bei den seriös arbeitenden Kindergartenbetrei-

bern, Kindergruppenbetreibern geht es sich jetzt gerade 

einmal so mit dem Geld aus, das sie bekommen. Wenn 

jetzt dann aber auch noch das neue Gehaltsschema der 

Pädagoginnen und Pädagogen kommt, dann wird es 

aber mehr als knapp. Da bitte ich wirklich, dass sie so 

eine Art Überlebensplan für die privaten Kindergartenbe-

treiber und Kindergartenbetreiberinnen erarbeiten, um 

sozusagen wettbewerbsfähig zu bleiben. 

Sprachkompetenz haben wir schon vorher angespro-

chen. Auch das ist uns nicht klar genug geregelt. Es 

steht ja drinnen, der Pädagoge braucht notwendige 

Deutschkenntnisse. Wir sind der Meinung, es muss das 

Sprachniveau für die Pädagogen und Pädagoginnen 

drinnenstehen, zumindest C1 und für die Assistenten 

zumindest B2.  

Es hat nämlich heute lustigerweise eine Presse-

aussendung gegeben, da ist zwar noch einmal kurz auf 

die Bildungsstandards von 2013 eingegangen worden, 

aber da ist es sehr stark über den Kindergartenbesuch 

und um die Auswirkung bei Kindern in der schulischen 

Laufbahn gegangen. Grob gesagt, hat man dann gese-

hen, Kinder, die im Kindergarten sind, tun sich in der 

Schule leichter. Wobei dann in der Studie auch genau 

darauf eingegangen wird, dass es Kinder von einheimi-

schen Eltern leichter haben, trotz des Kindergartenbe-

suchs der Kinder mit zugewanderten Eltern. Als mögliche 

Gründe werden in dieser Studie die unterschiedlichen 

Qualitätsniveaus bei den Kindergärten genannt, etwa bei 

dem Betreuungsschlüssel und auch beim sprachlichen 

Verhalten der pädagogischen Fachkräfte. Ich möchte 

noch einmal in Erinnerung rufen, warum es das ver-

pflichtende letzte Kindergartenjahr gibt. Ich möchte in 

Erinnerung rufen, warum immer mehr oder viele das 

zweite Kindergartenjahr für Kinder, die es brauchen, 

wollen. Da geht es in erster Linie um das Deutschlernen, 

damit man in der Schule und in der schulischen Lauf-

bahn mitkommt und besser lernen kann.  

Wenn man dann als Stadt Wien das nicht ganz deut-

lich im Gesetz verankert, welches Sprachniveau gefor-

dert wird, dann lässt man wieder viel zu viele Hintertüren 

offen. (Beifall bei der ÖVP.) Daher bringen wir hier auch 

einen Abänderungsantrag zu dem Thema ein. 

Der nächste Punkt ist eben, was wir auch vorher 

schon besprochen haben, das Entwicklungsgespräch, 

das ja verpflichtend für die Eltern werden muss, denn 

Elternsein ist auch mit Pflichten verbunden, nicht nur mit 

Rechten. Es ist als Stadt Wien auch wichtig, zu zeigen, 

dass man Eltern mit im Boot braucht, wenn es um die 

Bildungskarriere ihrer Kinder geht. Sie müssen sich 

interessieren, sie müssen sich informieren, aber auch 

hier ist es leider im Gesetz nicht klar verankert, was die 

Konsequenz für die Eltern ist. Daher bringen wir auch 

hier den Abänderungsantrag ein, dass Eltern, die sich 

weigern, dieses Entwicklungsgespräch wahrzunehmen, 

der Behörde gemeldet werden sollen. (Beifall bei der 

ÖVP.) 

Ich möchte noch kurz auf § 8 zu sprechen kommen, 

da geht es zum Beispiel darum, was ein Kindergarten-

träger im Zuge einer Schließung alles, wem er alles und 

wann er alles der Behörde zu melden hat. Was mir aber 

fehlt, ist, wann und von wem die Eltern informiert wer-

den. Es ist immer ganz viel Aufschrei gewesen, wenn ein 

Kindergartenstandort oder eine Kindergruppe geschlos-

sen hat, aber nicht, weil es darum ging, dass der Kinder-

gartenbetreiber unseriös gewirtschaftet hat oder Insol-

venz angemeldet hat, sondern weil die Eltern alleine 

waren und allein gelassen wurden und nicht informiert 

wurden. Ich darf Sie an den Kindergarten im 7. Bezirk 

erinnern, wo die Eltern ihre Kinder in der Früh zu der 

Kindergruppe gebracht haben und die aber zugesperrt 

war, weil sie schließen musste, und keiner hat die Eltern 

informiert. Ich denke, es ist schon die Verantwortung der 

Stadt Wien, die Eltern da zu informieren, denn schließ-

lich ist es auch die Stadt Wien, die sagt, dieser Kinder-

garten darf aufmachen. Die Stadt Wien gibt dadurch den 

Eltern die Sicherheit, dass sie ihre Kinder wo hingeben, 

wo es einfach darum geht, dass sie wissen, dort sind sie 

in Sicherheit unter guter pädagogischer Betreuung auf-

gehoben. Es ist mit keinem Satz in dem Gesetz drinnen, 

wer die Eltern informiert, wie man weiter umgeht, wenn 

es zu einer Schließung kommt. Ich würde mich wirklich 

freuen, wenn man da irgendwie noch Lösungen andenkt. 

Ich möchte noch auf den § 11 zu sprechen kommen, 

da geht es eben um die Gruppengrößen. Es tut mir wirk-

lich leid, aber das geht so gar nicht. Man kann, wenn 
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man eine Gruppengröße öffnet, weil ein anderer Kinder-

garten schließt, nicht einfach das so schwammig in ei-

nem Gesetz formulieren. Es steht vorübergehend drin-

nen. Wie lange ist vorübergehend? Es steht nicht drin-

nen, wie viele Kinder zusätzlich genommen werden 

dürfen. Das steht auch nicht drinnen. Das ist extrem 

schwammig, und das geht nicht. Wir haben im Aus-

schuss gestern auch noch kurz darüber geredet, da ist 

uns gesagt worden, wir machen das so wie Niederöster-

reich. Niederösterreich hat das ganz klar im Gesetz 

verankert: maximal zwei Kinder, nur wenn Eltern in eine 

Gemeinde ziehen und wenn das Kind in der Kindergar-

tenpflicht ist. Mehr nicht. Und das fehlt mir hier ganz 

besonders. Das ist natürlich auch ein Problem, das wir 

dann mit der Qualität haben. Das ist eine Sache, wo ich 

sage: Wer sagt denn, wie viele reindürfen? Wer ent-

scheidet, wann stopp ist? Wie geht es den Kindergarten-

pädagogen und -pädagoginnen mit dieser Herausforde-

rung? Warum wird das auf den Rücken der Kinder ge-

macht, die eigentlich einen Qualitätsanspruch haben? 

Das funktioniert nicht. Deswegen bringen wir hier auch 

einen Antrag ein, dass dieser Paragraph ersatzlos ge-

strichen wird, weil es hier einfach keine klare Regelung 

gibt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der letzte Punkt, auf den ich eingehen möchte, ist 

nicht neu, gibt es schon länger, § 16 Abs. 4. Das ist 

ebenfalls ein Schlupfloch für Qualitätssenkung, das ich 

schon lange kritisiere. Da geht es eben darum: Wenn 

ausgebildetes Personal nicht im ausreichenden Maß 

vorhanden ist, darf jemand als Pädagoge eingesetzt 

werden, der Erfahrung in der Betreuung mit Gruppen von 

Kindern bis zu Beginn der Schulpflicht hat. Da steht nicht 

drinnen, welche Mindestausbildung er oder sie braucht. 

In Verbindung mit der Öffnung der Gruppengröße, wenn 

man den Platz braucht, ist das eine absolute Katastrophe 

und ist ein Hinunterdrehen der Qualität, und das können 

wir nicht akzeptieren. Deswegen bringen wir auch hier 

einen Antrag ein, dass dieser Paragraph ebenfalls er-

satzlos gestrichen wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie sehen, wir haben es uns nicht leicht gemacht, wir 

haben unsere Aufgabe ernst genommen, wir haben uns 

sehr intensiv damit befasst. Ich habe eine Bitte: Überar-

beiten Sie die Novelle neu, werden Sie in den wichtigen 

Punkten konkreter, trauen Sie sich und schließen Sie 

bitte jegliches Schlupfloch, das eine Qualitätssenkung 

mit sich bringt. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)  

Präsidentin Veronika Matiasek: Danke, Frau Abge-

ordnete. Als Nächster ist Herr Abg. Ellensohn zum Wort 

gemeldet. Ich bitte darum.  

Abg. David Ellensohn (GRÜNE): Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist schön, dass wir heute eine doch sachliche De-

batte führen können, bis jetzt, wir sind ja noch nicht am 

Ende. Zeitgleich mit der Debatte hier findet in Linz eine 

Demonstration statt, nämlich genau jetzt, wegen der 

wiedereingeführten Kindergartengebühr für die Nachmit-

tagsbetreuung, die in einem Bundesland wie Oberöster-

reich sogar ein bisschen etwas anderes bedeutet als bei 

uns. Sie müssen sich vorstellen, da gibt es ein paar 

kleine Gemeinden, die einen Kindergarten haben, der 

ganztägig offen hat, da verlangt man jetzt Geld, also 

werden ein paar Eltern vermutlich ihr Kind am Nachmit-

tag nicht hinbringen. Das wird aber dazu führen, dass 

einzelne Kindergärten - das werden wir dann nächstes 

Jahr alles mit Zahlen belegen können - zusperren wer-

den, weil einfach zu wenig Kinder da sind. Das bedeutet, 

dass sie für die anderen, die gerade noch Bedarf hatten, 

irgendjemanden in der Familie finden müssen oder privat 

zahlen, was üblicherweise noch einmal ein Stück teurer 

ist, wenn du das nicht innerfamiliär lösen kannst. Dage-

gen wird jetzt demonstriert, das ist das, was Schwarz-

Blau in Oberösterreich macht. Das ist genau das Gegen-

teil von dem, was wir hier machen, wir verbessern den 

Kindergarten. In Oberösterreich wird er gerade ver-

schlechtert. 

Jetzt komm ich zu den Verbesserungen, die wir vor-

haben, ich gehe auf drei wesentliche Punkte ein, die in 

der Vergangenheit … (Abg. Mag. Manfred Juraczka: 

Können Sie uns nicht sagen, welche Demonstrationen es 

gerade sonst noch gibt?) - Ich weiß nicht, welche De-

monstrationen es sonst noch gibt. Das ist ja normal Ihr 

Gebiet, dass Sie sagen, es gehören alle verboten, aber 

dort wird einmal demonstriert. Bei den drei Punkten sind 

sich bis jetzt, glaube ich, alle einig gewesen, dass es für 

den Kindergarten ein wirtschaftliches Konzept braucht, 

dass man da auf Grund der Erfahrung, die wir jetzt mit 

doch einigen privaten Betreibern gemacht haben, wirt-

schaftliche Leistungsfähigkeit und einen Businessplan 

vorlegen muss. Da wird ja wohl keiner etwas dagegen 

haben, das ist ja eine gute Idee, wenn das alle machen 

müssen, das wird in Zukunft notwendig sein. Das hilft 

auch manchen, denn es haben sich einfach manche 

etwas leichter vorgestellt, den Kindergarten zu führen, 

als es dann war. Die kommen dann drauf, dass es sich 

nicht ausgeht und müssen dann irgendwo Einsparungen 

treffen, die aber bedeuten, dass sie dann wieder die 

Regeln nicht einhalten. Auch deswegen werden ja Kin-

dergärten geschlossen. Da sind sich vermutlich alle 

einig, dass das eine schlaue Verbesserung bei der No-

velle ist, die wir heute beschließen. 

Die Leitung braucht in Zukunft mehr Ausbildung. 

Auch das ist vor allem ein Learning durch die vielen 

neuen Kindergärten, die es gegeben hat, wo eben nicht 

alle genügend Ausbildung mitgebracht haben, um in der 

Lage zu sein, den Kindergarten so zu führen, wie wir 

möchten. Auch da sind sich, glaube ich, alle im Haus 

einig. Sollen die das machen müssen? - Ja, es ist ge-

scheit, die Leitung wechselt ja nicht jedes Jahr. 100 

Stunden Ausbildung klingt dann viel, aber die Leitung 

macht das ja hoffentlich ein paar Jahre. Wenn man das 

umlegt, ist das gut investierte Zeit in Teamentwicklung, in 

Zusammenarbeit mit Eltern. Das ist der zweite Punkt. 

Der dritte ist ein pädagogisches Konzept, Eltern bes-

ser informieren, Eltern einbeziehen, Eltern sollen wissen, 

was im Kindergarten lauft, mehr Gespräche. Da kommt 

dann zwischendurch: Das muss man verpflichtend ma-

chen und gleich mehr Strafe. Jetzt versuchen wir es 

einmal, ohne dass wir gleich die Eltern mit irgendetwas 

bedrohen, wenn sie nicht mittun, aber die Idee ist, die 

Eltern in das pädagogische Konzept beziehungsweise in 
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die Information besser einzubeziehen. Weil es halt heuer 

rund um die Kindergärten sehr viel darum gegangen ist, 

wie sie es denn mit der Religion halten - es gibt ja auch 

einen Antrag von den NEOS dazu -, wird es in Zukunft 

genauer notwendig sein, vorzulegen, wie das genau 

ausschaut. Wie macht ihr das, nach welchen Kriterien 

wird unterrichtet, und was bedeutet das auch? 

Das sind die Punkte, wo sich eigentlich alle einig sein 

könnten, und ich glaube, wir sind uns in den Bereichen 

sogar einig. Das sind heute die Verbesserungen.  

Jetzt gibt es natürlich ein paar Anträge, die wollen 

noch mehr, mehr, mehr. Da das Leben nie perfekt ist, 

kann man es immer noch einmal und noch einmal besser 

machen. Rot-Grün ist auch übereinkommen, dass wir 

dem Antrag der NEOS zum Chancenbonus für Kinder-

gärten zustimmen werden. Die Idee haben wir ja nicht 

nur im Kindergarten, sondern auch in der Schule. Wenn 

es die Unterstützung auf Bundesebene gibt, den Chan-

cenindex für Wien oder für ganz Österreich einzuführen - 

und Wien würde nicht nur bei der Schule, sondern auch 

bei Kindergärten profitieren -, würden wir uns auch freu-

en, aber heute ist der Antrag in dem Haus wahrschein-

lich einstimmig.  

Ich werde auf ein paar Anträge eingehen, weil es ei-

ne sachliche Debatte war. Hier gibt es einen sehr weit-

reichenden Antrag zu einer Qualitätsoffensive in den 

Kindergärten, der vom Kollegen Wiederkehr eingebracht 

wurde. Da sind lauter Punkte oben, die Sie, glaube ich, 

in SPÖ-Programmen und in GRÜNEN-Programmen 

auch finden würden, wahrscheinlich auch in den ÖVP-

Programmen: Betreuungsschlüssel, Qualität, alles halt 

natürlich noch einmal besser, noch einmal mehr. Das 

hätten wir auch gerne. 

Frau Schwarz hat die Flächen vorgerechnet. Ich weiß 

nicht genau, wie es in Graz ist, Sie haben gestern den 

Flächenvergleich mit der Steiermark insgesamt gemacht. 

Ich weiß nicht, ob es im städtischen Bereich dann auch 

besser ist, oder ob sich das durch das Land ergibt, wo 

Grund und Boden zumindest noch eine Spur billiger als 

in den Städten sind und ob Freiflächen in der Gemeinde 

Weiler, wo meine Eltern wohnen, oder in der Stadt Wien 

leichter zu organisieren sind. Da bin ich mir ziemlich 

sicher, wo es leichter geht. Aber natürlich wäre das alles 

noch besser. Wer sich dafür einsetzen möchte, dass 

Kindergärten und Schulen noch mehr Platz und noch 

mehr Personal haben, das können wir ja auf allen Ebe-

nen machen. Das kann man da machen und dort, wo für 

die Schulen das Geld ist. Wenn wir das alle machen, ich 

nehme es Ihnen ja ab, ich habe es gestern dem Kollegen 

von Ihnen abgesprochen, Ihnen spreche ich das nicht 

ab. Ich glaube, dass Frau Schwarz und Herr Wiederkehr 

und viele andere in dem Haus tatsächlich das Beste für 

alle Kinder in Wien wollen. Wenn wir das Schritt für 

Schritt machen, sind wir hoffentlich irgendwann bei all 

den Punkten. Man landet halt nicht gleich beim Ziel, 

sondern man verbessert sukzessive. 

Das verpflichtende zweite Kindergartenjahr ist nicht 

einstimmig im Haus, wir wollten es immer haben, es ist 

zumindest bei SPÖ und GRÜNEN tatsächlich unumstrit-

ten. Jetzt sind wir auch nicht kleinlich, in dem NEOS-

Antrag ist gleich am Anfang viel Kritik an der Gemeinde 

Wien hineingepackt, die teile ich jetzt nicht Zeile für Zeile 

und Wort für Wort, aber dem Antrag, der Landtag fordert 

die Bundesregierung dazu auf, sich für ein zweites ver-

pflichtendes Kindergartenjahr einzusetzen, werden Rot 

und Grün beitreten. Wir glauben, dass das etwas hilft, 

weil das Kindergartenjahr keine Bestrafung ist und das ja 

auch nicht ausschließlich für die Sprachkompetenz ist. 

Der Kindergarten hilft den Kindern. Wir haben Länder in 

Europa, wo das … Ich weiß, wenn man auf dem Land 

aufwächst, weiß man, dass sehr viele Leute immer noch 

glauben: mit 6 Jahren in die Schule ist eigentlich gut 

genug. Das hat sich jetzt doch ein bisschen quer über 

das Bundesgebiet durchgesetzt, dass ein Kindergarten 

auch für das Kind gut ist, nämlich in erster Linie für das 

Kind gut sein soll und das nicht ausschließlich Aufbe-

wahrungsstätten oder Ähnliches sind. Ein zweites Kin-

dergartenjahr bedeutet, dass sie mit 4 Jahren ohnehin 

nicht von 7 Uhr am Morgen bis 6 Uhr am Abend dort 

sind, aber 20 Stunden in der Woche. Das ist nicht nur 

zumutbar, das würde den Kindern insgesamt helfen. Das 

ist übrigens in ganz vielen Ländern in Europa Standard, 

so wie heute ganztägige Schulformen. Auf Englisch gibt 

es kein Wort dafür, weil es nur ganztägige Schulformen 

gibt. Es ist sinnvoll, deswegen werden wir auch dem 

Antrag zustimmen. 

Dann gehe ich noch auf zwei Anträge ein, denn ich 

gehöre zu der großen Gruppe der Menschen ohne Reli-

gionsbekenntnis in Wien. Es gibt einen Antrag, der, 

glaube ich, nicht ausschließlich auf eine Religion hinzielt, 

sondern dass die einseitige religiöse Erziehung dem 

gesamtgesellschaftlichen Anliegen widerspricht. Das 

steht da in dem NEOS-Antrag. Das würde ich teilen. Und 

dann kommt: „Wir sollen ausschließlich Kindergärten 

fördern, die religiös-weltanschaulich eine neutrale Hal-

tung einnehmen.“ Das klingt, glaube ich, zumindest ein-

mal für alle ohne Religionsbekenntnis, total richtig. Ich 

glaube, wenn man das konsequent durchdenkt, ist das 

ein Verbot von religiösen Kindergärten. Ich versuche jetzt 

nur, meine Gedanken auszubreiten (Abg. Mag. Beate 

Meinl-Reisinger, MES: Nein!) Nein, es kann ja sein, dass 

Sie das nicht wollen.  

Warum aber die katholische Kirche einen katholi-

schen Kindergarten betreiben soll und dann sagt, dort 

sind wir komplett neutral gegenüber allen Religionen, 

kommt mir unlogisch vor. Wir haben keinen grünen Kin-

dergarten, wenn ich aber einen grünen Kindergarten 

mache und mache das dann aus Begeisterung mit den 

grünen Werten und mit unserem Demokratieverständnis 

und Vielfalt und allem Drum und Dran, und dann sage 

ich, ich bin aber völlig neutral zwischen der Position der 

FPÖ zur Zuwanderung zu den GRÜNEN und mache ihn 

trotzdem - Ich sage es ganz ehrlich, dann würde ich ihn 

nicht machen wollen. Wir unterscheiden uns ja in den 

Werten in dem Haus. (Abg. Mag. Beate Meinl-Reisinger, 

MES: Machen könnt ihr ihn ja! Die Frage ist, ob ihr Geld 

dafür bekommt! Das ist ein großer Unterschied!) Gut, die 

NEOS möchten, dass alle Kindergärten, das sind natür-

lich momentan viele in Wien … (Weiterer Zwischenruf 

von Abg. Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES.) Dass man 
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zum Beispiel der Nikolausstiftung, einem großen Kinder-

gartenträger, alle Förderungen streichen soll? (Abg. 

Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES: Nein, das wollen wir 

nicht!) - Das steht da. Die Stadt Wien ist aufgefordert, 

festzulegen ... Wurscht, vielleicht diskutieren wir es ein 

anderes Mal fertig, aber den Antrag werden wir ableh-

nen. Zur Präzision jetzt: Den Antrag werden wir jetzt 

ablehnen und vielleicht woanders diskutieren. Noch 

einmal: Da ich keiner Glaubensgemeinschaft angehöre, 

glaube ich, dass ich ungefähr verstehe, wo es mit dem 

Antrag hingeht. Ich glaube aber nicht, dass man den eins 

zu eins in Wien jetzt so umsetzen kann. 

Sie haben einen Antrag eingebracht, Frau Schwarz, 

wegen der Sprachkompetenz. Die PädagogInnen haben 

Matura oder etwas Adäquates dazu, da sollte man davon 

ausgehen, dass sie gut genug Deutsch können zum 

Kinderbetreuen. Dann haben Sie die AssistentInnen 

drinnen mit B2. Das ist jetzt B1, das ist ein Unterschied. 

Wer sich das einmal genau durchlesen will, was B1 und 

B2 bedeutet und ob wir wirklich alle hier auf C2-Niveau 

sind? - Ich weiß es nicht, von der Idee her, glaube ich, 

sollten Abgeordnete auf C2 sein. Jetzt muss eine Assis-

tentin, es sind ja hauptsächlich Frauen, entweder die 8. 

Schulstufe hier gemacht haben, erstsprachig Deutsch 

und einen Einser oder Zweier in Deutsch haben. Wenn 

sie das nicht hat, muss sie eine Prüfung machen, wenn 

sie ein Befriedigend hat oder ein Genügend.  

Jetzt würde ich glauben, dass das zumindest nicht so 

klingt, als wenn man es gar nicht kann. Jetzt nehme ich 

einmal an: 8. Schulstufe und Deutsch einen Zweier oder 

einen Einser, da sollte man wohl in der Lage sein, als 

Assistentin in den Kindergärten als Assistenz zu arbei-

ten. Wenn wir sukzessive später sagen: Das geht sich 

alles leicht aus - Momentan müssen wir schon auch 

aufpassen, dass wir nicht überbordende Regelegungen 

machen, und wir am Ende eine Personalknappheit ha-

ben, die wir nicht haben wollen. Wir sagen ja: akademi-

sche Ausbildung für KindergartenpädagogInnen. Wenn 

wir das als Pflicht hineinschreiben und sagen, das gilt ab 

1. Jänner, würden wir wohl viele Kindergärten zusperren 

müssen, weil wir das Personal nicht hätten. Das gilt für 

alle anderen Vorschläge, die als Verbesserung ange-

dacht sind und Verbesserungen darstellen sollen. Wenn 

man das in einer Geschwindigkeit umsetzt, die zügig 

morgen oder innerhalb eines Jahres heißt, glaube ich, 

würde das Gegenteil der Fall sein. Wir hätten einfach am 

Schluss weniger Personen, die den Beruf ergreifen.  

Der eine Antrag, der, glaube ich, von NEOS und ÖVP 

in der Ähnlichkeit kommt: Wenn ein Kindergarten ge-

schlossen wird - jetzt haben wir das ganze Jahr gehört, 

wir müssen Kindergärten zusperren, wir müssen dort 

aufpassen, jetzt werden hin und wieder welche aus den 

unterschiedlichen Gründen zugesperrt -, muss man aber 

natürlich trotzdem überlegen, was man mit den Kindern 

dort macht. Die Überlegung in dem Gesetz ist: Nein, das 

Kind wird nicht nach Hause geschickt, sondern es gibt 

drei Möglichkeiten. Man findet einen Kindergarten, der 

auf Grund verschiedener Kriterien nicht passt, wir lassen 

ihn einfach offen und weiterarbeiten. Das will niemand. 

Das Zweite ist, wir sagen, die Eltern und das Kind haben 

Pech gehabt, es muss zu Hause bleiben. Das Dritte ist 

das, was das Gesetz versucht, zu sagen, das Kind be-

kommt einen Platz. Es hat einen Anspruch auf einen 

Platz, es war im Kindergarten, es bekommt wieder einen 

Platz. Von den drei Möglichkeiten ist keine perfekt, aber 

ich sehe keine außer diesen drei, aber es ist die beste 

von diesen drei Möglichkeiten. (Abg. Sabine Schwarz: 

Nein, so ist das nicht!) Nein, entweder schicke ich sie 

nach Hause, lasse den Kindergarten offen oder bringe 

sie in einen anderen Kindergarten. Viel gibt es dazwi-

schen nicht. Das ist das Schlaueste, was man in der 

Situation tun kann. Natürlich sollte man nachher schau-

en, dass man möglichst schnell nicht überfüllte Gruppen 

hat, sondern zügig neue Kindergärten bekommt. Das 

schon, aber an dem Tag, wo es passiert, Sie haben das 

Beispiel genannt: Wenn ich ein Elternteil von den Kin-

dern im 7. Bezirk wäre, ich hinkomme und bei der Tür 

erfahre, dass heute zugesperrt ist, würde ich mir wün-

schen, dass ich möglichst schnell, am besten am glei-

chen Tag, aber sagen wir einmal, am nächsten Tag, 

einen anderen Platz hätte. Was ich mir nicht wünschen 

würde, ist, dass man sagt: So, den haben wir jetzt zuge-

sperrt, und du darfst nirgends anders hingehen, wir war-

ten, bis wir einen neuen aufsperren (Abg. Sabine 

Schwarz: Die Überschreitung ist nicht geregelt! Wie 

lange darf man überschreiten?) 

Die Idee ist natürlich, dass man die Überschreitungen 

nicht dauerhaft hat, sondern so schnell wie möglich wie-

der beseitigt, aber der Punkt ist, dass das Kindeswohl 

ganz vorne steht. Zuerst bekommt das Kind einen Platz, 

und dann schauen wir, dass wir es so schnell wie mög-

lich so gut hinbekommen, dass diese Überschreitungen 

eben nicht auf Jahre hinauslaufen, sondern so schnell 

wie möglich wieder verbessert werden. Deswegen wer-

den wir dem Antrag nicht zustimmen. 

Insgesamt eine Bitte an alle: Der Kindergarten hat 

heuer ein anständiges Auf und Ab über die Medien ge-

habt und vermutlich keine Verbesserung erfahren. Wir 

brauchen aber zu den 10.000 Leuten, die dort schon 

arbeiten und für die 85.000 Kinder, die in Kindergruppen 

und Kindergärten sind, gutes, engagiertes Personal, was 

wir ja auch haben, nur brauchen wir natürlich immer 

wieder neues. Das schaffen wir am besten, wenn uns 

klar ist, wie wichtig diese Bildungseinrichtung ist, wenn 

wir das auch so kommunizieren und wenn nicht dauernd 

herumgetan wird, als wäre das eine ganz furchtbare 

Angelegenheit, wo man mit furchtbaren Leuten zu tun 

hat, okay, vielleicht manchmal mit schwierigen Eltern. 

Wir sollten aber gemeinsam für diesen Berufsstand Wer-

bung machen, denn sonst kommt das raus, was die Frau 

Gehrer einmal gemacht hat. Frau Gehrer hat als Bil-

dungsministerin vor x Jahren einen Brief an einen Jahr-

gang geschickt: bitte nicht Lehrer und Lehrerin werden. 

Selten hat etwas so durchgeschlagen, was eine Politike-

rin gefordert hat. Die sind alle nicht Lehrer und Lehrerin 

geworden, und dann haben wir Engpässe. Nicht wegen 

einem Brief alleine, so einfach wird es nicht sein, aber 

jetzt könnte man positiv Werbung machen für den wichti-

gen Beruf der KindergartenpädagogIn. Das versuchen 

wir gemeinsam, und deswegen legen wir einen neuen 



Landtag, 20. WP 23. November 2017 21. Sitzung / 71 

 

Entwurf, eine Novelle des Kindergartengesetzes vor, und 

ich hoffe auf breite Zustimmung. Ein paar Anträge setzen 

wir ohnehin gemeinsam um. Arbeiten wir alle gemeinsam 

daran, dass es allen Kindern in Wien so gut wie möglich 

geht, auch im Kindergarten. - Danke. (Beifall bei GRÜ-

NEN und SPÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist Herr Abg. Vettermann. (Abg. Dr. 

Wolfgang Aigner: Jetzt bin ich dran!) - Ach ja! 

Abg. Dr. Wolfgang Aigner (FPÖ): Danke, Herr Präsi-

dent, wir haben ja gesagt, wir diskutieren jetzt. Ich glau-

be, Sie sind mir nicht böse und sehen es auch nicht als 

Missachtung dieser wichtigen Materie an, wenn ich jetzt 

nicht mehr die Grundsatzdebatte führe, die wir schon in 

der Budgetdebatte und auch gestern anlässlich der 

Dringlichen Anfrage abgeführt haben. Ich kann mich 

daher auf ein paar kurze Bemerkungen konzentrieren. 

Ich glaube, ich muss einmal in Richtung der NEOS 

und des Kollegen Wiederkehr richtigstellen, dass wir in 

keinster Weise die Verstaatlichung der Kindererziehung 

wollen. (Zwischenruf von Abg. Mag. Beate Meinl-

Reisinger, MES.) Unser Anliegen ist es, wenn wir den 

Kindergarten als Bildungs- und Betreuungseinrichtung 

sehen und ernst nehmen wollen, dass es ein adäquates 

und öffentliches und natürlich auch ein entsprechendes 

privates Angebot geben soll. Aber unser Fokus, und die 

Entwicklungen, die ja aktuell stattfinden, geben uns ja 

diesbezüglich auch recht, liegt auf den großen institutio-

nellen Trägern, weil genau diese großen Träger Erfah-

rungen haben. Die haben auch ein entsprechendes Back 

Office, da gibt es ein Umfeld, da gibt es eine Stabilität 

und da kann man natürlich auch ganz anders seitens des 

Gesetzgebers und des Fördergebers sozusagen arbei-

ten. Es geht also in keinster Weise um Verstaatlichung, 

sondern es geht darum, dass der private Bereich eine 

wesentliche Funktion hat, aber je größer die Träger sind, 

desto besser ist es im Endeffekt auch und es erspart uns 

letztendlich dann auch kurzfristige Schließungen. 

Es kann ja nicht das Ziel sein, möglichst viele kleine 

Gruppen zu schließen. Ich gehe davon aus, dass das 

nicht leichtfertig passiert, aber wenn wir 85 Schließungen 

von eher kleinen Betreibern haben, dann sieht man halt, 

dass es hier Probleme gibt. Ein Flaggschiff wie KIWI 

oder die Kinderfreunde oder die großen katholischen 

Träger sind von Schließungen in keinster Weise betrof-

fen. Man kann dann also schon sehen, wo hier auch 

letztendlich Probleme begraben sind, obwohl ich nicht 

hintanstehen möchte, dass natürlich auch von vielen 

kleinen Betreibern sehr gute Arbeit geleistet wird. 

Das Zweite ist das mit der religiösen Neutralität. Ich 

meine, da muss man auch ganz klar sagen: Wir beken-

nen uns dazu, dass auch religiöse Gruppierungen und 

Kirchen und Religionsgemeinschaften hier als Träger 

auftreten. Was wir nicht wollen, ist eine religiöse In-

doktrinierung, aber die findet halt nicht in christlichen, in 

katholischen, evangelischen Kindergärten statt, sondern 

halt in manchen islamischen Einrichtungen. (Abg. Dipl.-

Ing. Omar Al-Rawi: Wer sagt das?) - Entschuldigen Sie, 

da gibt es eine Studie. (Beifall bei der FPÖ.) - Herr Kol-

lege Al-Rawi, der religiöse Fundamentalismus bis hin 

zum Radikalismus, ja, den kann man beim Islam festma-

chen. (Abg. Dipl.-Ing. Omar Al-Rawi: Aber doch nicht in 

Kindergärten!) Ich sage nicht, dass alle Muslime radikal 

sind, aber der religiöse Radikalismus, der uns weltweit 

große Sorgen bereitet, der ist islamischer Natur. Das 

muss man natürlich auch bei den Kindergärten berück-

sichtigen. (Beifall bei der FPÖ. - Neuerlicher Zwischenruf 

von Abg. Dipl.-Ing. Omar Al-Rawi.) - Herr Kollege Al-

Rawi, nicht böse sein, bei der Nikolausstiftung brauche 

ich keinen Verfassungsschutz. Den Verfassungsschutz 

brauche ich in den Gruppierungen, in denen Sie ein- und 

ausgehen. Deswegen brauche ich den Verfassungs-

schutz (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir haben Jahrzehntelange Trägerschaften der Erz-

diözese.  

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies (unterbre-

chend): Kollege Aigner! Ich ersuche Sie! „Den Verfas-

sungsschutz brauche ich, wo Sie ein- und ausgehen“ - 

das ist wirklich hart an der Grenze. Ich ersuche tatsäch-

lich, mit solchen Wortmeldungen sparsam umzugehen. 

(Abg. Dominik Nepp, MA: Die Muslimbruderschaft! - StR 

DDr. Eduard Schock: Gerade beim Kollegen Al-Rawi ist 

es gerechtfertigt!) 

Abg. Dr. Wolfgang Aigner (fortsetzend): Aber ich 

brauche den Verfassungsschutz nicht zur Überwachung 

katholischer Kindergärten und Schulen, sondern ganz 

offenkundig im muslimischen Bereich. Wenn Sie sich die 

entsprechenden Handhaben anschauen, dann werden 

Sie mir recht geben, dass wir genau hier eine große 

Problematik haben. (Abg. Dipl.-Ing. Omar Al-Rawi: Mit 

Rechtsextremen!) - Was sagen Sie? (Abg. Dipl.-Ing. 

Omar Al-Rawi: Der Verfassungsschutz muss sich mit 

Rechtsextremen auseinandersetzen!) - Aber Rechtsext-

reme betreiben meines Wissens keine Kindergärten. 

(Abg. Mag. Dietbert Kowarik: Rechtsextreme Kindergär-

ten! Ist schon recht!) - Wenn dem so ist, dann gehören 

die natürlich auch überwacht (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber die heutigen Gesetzesvorlagen sind ja genau 

eben das Einbekenntnis, dass wir ein massives Problem 

haben: Kindergartenbetreiber unter Verfassungsschutz-

beobachtung, Waffengesetz, und so weiter, Sicherheits-

polizeigesetz. Da muss es ja Probleme geben, sonst 

würden wir das ja heute nicht auch beschließen müssen. 

Ein Weiteres, die Frau Kollegin Schwarz hat das ja 

auch schon zitiert, ist mir gerade vor ein paar Minuten in 

die Hände gefallen, vom „Kurier“ von heute von der Stu-

die, auch von der Bildungskarriere. Wer profitiert vom 

Kindergartenbesuch? Da wird eben auch gesagt, dass 

eben teilweise im Zuwanderermilieu sozusagen hier ein 

geringerer Profit da ist, dass genau die Kinder, die hier 

besonders förderungsbedürftig sind, weniger profitieren. 

Eine mögliche Ursache, heißt es eben hier, ist eben, 

dass hier offenkundig auch teilweise die pädagogische 

Qualität nicht ausreichend ist. Auch das hat meines 

Erachtens sicher mit der Größe der Einrichtungen zu tun. 

Ich würde nicht sagen, dass Qualität und Größe direkt 

miteinander korrelieren, aber es gibt, glaube ich, einen 

gewissen Zusammenhang. Daher ist es uns wichtig, 

dass wir entsprechend auch ein Ausbauprogramm für 

öffentliche Kindergartenplätze und für Plätze bei großen, 
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privaten, institutionellen Betreibern auf den Weg bringen, 

damit wir unsere Abhängigkeit von diesen hunderten 

kleinen Betreibern verringern, von denen man ja auch 

nicht weiß, wie lang es sie geben wird. Man weiß ja auch 

nicht, wie lange die Leute wollen. Ich meine, die KIWI, 

die Kinderfreunde, das sind Organisationen, die ja nicht 

vom Engagement Einzelner abhängen, sondern da 

kommt ja ein Nachwuchs. Wenn ein Ehepaar gemein-

sam einen Kindergartenverein gründet und die freut es 

irgendwann nicht mehr, dann hören sie auf. Das Prob-

lem, ob es dann einen Nachfolger gibt, habe ich ja bei 

den großen Betreibern nicht, daher wäre es schön, wenn 

das Land und die Stadt Wien auch in dieser Hinsicht tätig 

werden. Ich darf einen diesbezüglichen Beschlussantrag 

einbringen. 

Was ich schon auch in der Budgetdebatte gesagt ha-

be: Ich halte es schon gerade bei den kleinen Betreibern 

wirklich für problematisch, dass die Förderungszusagen 

unbefristet sind. Es ist auch eine Systemwidrigkeit. Wir 

haben selbst bei den Jugendzentren, bei wienXtra früher 

jährlich die Subventionen beschlossen. Jetzt haben wir 

auf drei Jahre umgestellt. Die Theatersubventionen - die 

Theater sperren ja deswegen auch nicht zu. Ich meine ja 

nicht, dass man das jährlich neu beantragen soll, aber 

alle drei Jahre eine Neueinreichung gibt auch dem För-

derungsgeber, also der Stadt Wien, die Möglichkeit, hier 

auch entsprechend die Bedingungen zu adaptieren. 

Daher beantragen wir die Befristung von Förderungszu-

sagen, so wie es ja ursprünglich eigentlich auch vorge-

sehen war. (Beifall bei der FPÖ.) 

Abschließend stehe ich auch nicht hintan, zu sagen, 

dass es in diesem Gesetzesentwurf durchaus Punkte 

gibt, die verfolgungswert sind, dass da auch, glaube ich, 

eine richtige Problemsicht vorhanden ist. Ich gebe natür-

lich zu bedenken, dass der administrative Aufwand so-

wohl für die Gemeinde als auch für die Betreiber ent-

sprechend ansteigen wird. Insgesamt ist uns das aber 

ein bisschen zu wenig ein Paradigmenwechsel. Wir 

werden beobachten, in welche Richtung sich das Kin-

derbetreuungswesen in Wien entwickelt, und wir sind da 

auch sehr gerne zu konstruktiver Zusammenarbeit bereit. 

(Beifall bei der FPÖ.)  

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist Herr Abg. Vettermann.  

Abg. Heinz Vettermann (SPÖ): Herr Präsident! Herr 

Landesrat! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Vielleicht doch jetzt zu einigen inhaltlichen Punkten, 

die jetzt breit und immer wieder angesprochen wurden: 

Ich werde es ein bisschen zusammenfassen, aber doch 

auch chronologisch vorgehen. 

Zum Kollegen Wiederkehr: Es wurde ja gestern 

schon gesagt und soll heute nochmals unterstrichen 

werden: Aus meiner Sicht, aber auch aus Sicht der Stadt 

Wien, sind die Privaten gute Partner, waren guten Part-

ner, werden gute Partner sein. Wenn wir Qualitätssiche-

rung betreiben, ist das nicht gegen irgendwelche privaten 

Partner gerichtet. Es sind geschätzte Gruppen und ohne 

die ginge es rein pragmatisch gar nicht, aber wir haben 

auch wirklich gute Erfahrungen. Es ist nicht die Not, 

sondern die gute Erfahrung, die uns da ein positives Bild 

gibt. 

Zu der anderen Kritik, die Stellungnahmen - das ist ja 

ein, zwei Mal gekommen - wurden nicht eingearbeitet, 

man hat keine Rücksicht genommen: So kann man das 

auf gar keinen Fall sehen. Ich werde Ihnen dann noch 

zwei, drei Beispiele bringen, aber das ist ja bei jedem 

Gesetz so, dass es Stellungnahmen gibt und eigentlich 

wird nie alles und zu 100 Prozent eingearbeitet, aber 

dass gar nichts eingearbeitet worden ist, stimmt natürlich 

nicht. Sie kennen ja die ursprüngliche Vorlage, die ur-

sprüngliche Novelle, und was jetzt hier und heute vor-

liegt, und da bringe ich Beispiele. 

Der Businessplan wurde ja für fünf Jahre gefordert, 

nachdem es den Einwand gegeben hat, okay, aber das 

ist ein bisschen zu langfristig, normalerweise gibt es 

auch bei Bankprüfungen oft nur zwei, drei Jahre, ist es 

auf drei Jahre verkürzt worden. Ich glaube, eine wesent-

liche Änderung. Beim Zeitkontingent für Leitungsfunktio-

nen sind jetzt bei einer eingruppigen Führung 10 Stun-

den statt 15 Stunden vorgesehen, bei einer zweigruppi-

gen Leitung 15 statt 20 Stunden, also eine massive Re-

duzierung auf Grund dieser Stellungnahmen. Man hat 

kritisiert: Na ja, es steht nur, Berufserfahrung. Was soll 

das genau bedeuten? - Willkür, Tür und Tor. Jetzt heißt 

es Berufserfahrung in einer institutionellen Bildungsein-

richtung, wo es klar ist, welche Berufserfahrung wir hier 

schätzen. 

Das heißt, es wurden natürlich Dinge aufgenommen 

und eingearbeitet. Es sei aber zugegeben, dass man 

sagt, ihr hättet mehr nehmen können, und dass nicht alle 

zufrieden sind. Ich wollte aber nur einmal klarmachen, 

dass es nicht nur formal aufgenommen wurde, sondern 

auch inhaltlich etwas verändert wurde, und ich glaube, in 

eine richtige, eine kindergartenorientierte Richtung. 

Der Chancenindex ist ja auch schon angesprochen 

worden. Beim Chancenindex, beim Chancenbonus, wie 

Sie ihn nennen, werden wir natürlich zustimmen. Wir 

wollen ihn ja auch bei den Schulen haben, und es ist ja 

im Prinzip eine richtige Idee. Wir werden auch dem An-

trag zustimmen, der das verpflichtende zweite Kindergar-

tenjahr bundesweit fordert. Ich möchte aber nur sagen, 

da formal immer nur der Beschlussantrag oder der Be-

schlusstext beschlossen wird, stimme ich gerne zu. Wo 

ich mich absolut dezidiere und wo es überhaupt keinerlei 

sozialdemokratische Zustimmung gibt, ist natürlich der 

erste Absatz in der Begründung. Ich bin dagegen, weil 

die Begründung aus meiner Sicht falsch oder nicht kor-

rekt oder diskussionswürdig ist - je nachdem, da müsste 

man sich länger damit auseinandersetzen, so wie es da 

steht, würde es hier keine Zustimmung geben -, eine 

richtige Forderung deshalb nicht anzunehmen, nur weil 

uns ein Drittel des Begründungstextes nicht gefällt. Das 

wäre vielleicht auch ein wenig zu streng oder auch poli-

tisch unverantwortlich. Dem werden wir hier schon zu-

stimmen, aber ich wollte das auch noch dezidiert gesagt 

haben. 

Das Elterngespräch, weil man gesagt hat: Wo ist da 

die Verpflichtung? Das Elterngespräch ist ja verpflich-

tend. Es muss auch in den Kindergärten organisiert 
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werden, und es soll auch Werbung gemacht werden. Es 

sollen geeignete Maßnahmen gesetzt werden, und dem-

entsprechend muss man sagen: Jawohl, das passiert. 

Dann wird immer gesagt, aber was passiert, ist, dass die 

Eltern nicht kommen. Es kann 1.000 Gründe geben, man 

ist krank geworden, muss arbeiten, und, und, und. Da 

werblich noch einmal nachzufassen, ist, glaube ich, das 

bessere Mittel, als es der Behörde zu melden. Denn was 

macht die arme Behörde, die es gemeldet bekommt, 

außer einer interessanten Auflistung? Sie werden ja nicht 

ernsthaft sagen, na gut, schickt eine Funkstreife und holt 

sie her, sondern hier bei den Eltern eine Überzeugungs-

arbeit zu leisten, dass das eine wichtige Geschichte ist. 

Von den Kindergärten wird es ja geleistet, die müssen 

schon. Es ist nicht so, dass das gänzlich freiwillig ir-

gendwo dahintümpelt, es wird auch gemacht oder nicht. 

Aber wie man es den Eltern verpflichtend macht? Das ist 

ja nicht einmal in der Schule der Fall, dass man bei der 

Schulsprechstunde eine echte Verpflichtung hat. Wir 

wollen es. Die Eltern haben eine Aufgabe, sie sollen 

mitarbeiten und sie haben das Recht, dass es immer 

wieder stattfindet, dass sie sich einbringen können. Bei 

den Eltern selbst werden wir hier aber einmal werblich 

auftreten, ich glaube, das ist der bessere und richtige 

Weg. 

Es ist immer gesagt worden, ihr wollt die Höchst-

grenze erhöhen: Erstens, wir wollen es nicht. Das ist ja 

nur im Notfall, es kann ja auch gelingen, ohne irgendwo 

eine Höchstgrenze zu erhöhen, die Kinder ebenfalls 

unterzubringen. Nehmen wir aber einmal an, es ist not-

wendig, dann ist es ja ganz klar, dass es kurzfristig und 

temporär angedacht ist und dass danach wieder die 

ganz normale Gruppengröße gegeben ist. Niederöster-

reich hat potenziell die Gefahr, indem sie die zwei rein-

geschrieben haben, dass dort immer, also fast dauernd, 

die zwei erhöht weiterlaufen. Das ist in Wien einfach 

nicht vorgesehen. Wenn man sagt: Wann kann das pas-

sieren? Das könnte ja endlos auch sein. - Na, das wird 

sicher nicht sein, denn es gibt ja einen regelmäßigen 

Umschlag in dem Sinn, dass ich Kinder habe, das ist ein 

massiver Abgang jedes Jahr, die in die Schule kommen: 

Kindergarten, Schule, schwupp, weg sind sie, große 

Teile sind frei, so viele können dort gar nicht dazuge-

kommen sein, dass sie jetzt nicht in der Normalhöchst-

grenze sind. Aber es gehen ja auch unter dem Jahr, weil 

die Eltern verziehen, arbeitsmäßig oder so, Kinder weg. 

Das heißt, dann stabilisiert es sich wieder, und dann 

wollen wir die ganz normale Höchstgrenze haben. Das 

heißt, es ist temporär und vorübergehend gedacht, aber 

nur für den Notfall und dementsprechend ist es auch 

formuliert. 

Zur religiösen Erziehung habe ich ohnehin gestern 

schon gesagt, wir haben da schon einmal einen wuchti-

gen Schritt. Ihrem Antrag von den NEOS werden wir da 

auch nicht beitreten, weil wir jetzt einmal den Leitfaden 

für religiöse Erziehung haben. Was steht da inhaltlich 

drinnen? -. Es steht drinnen, dass, auch wenn es eine 

religiöse Trägerschaft gibt, du religiöse Inhalte in einer 

kindgerechten, in einer spielerischen Form bringst, dass 

du alle Religionen darstellst, nicht nur die eigene, also in 

dem Sinn keine Missionsarbeit leistest und dass auch 

andere Weltanschauungen - also wenn jemand eben 

nicht glaubt und der Aufklärung verpflichtet ist - positiv 

erwähnt werden. Das steht da drinnen, das ist auch 

geplant und, soweit ich es gehört und gesehen habe, 

wird das von der Nikolausstiftung dort auch so gelebt. 

Dass man sagt, aber gänzlich neutral, es darf gar nicht 

durchkommen? - Ja, wenn man das unbedingt will, emp-

fehle ich natürlich, was weiß ich, städtische Kindergär-

ten, die Kinderfreunde, die sich da sicher nicht einer 

ganz speziellen Religionsgemeinschaft zugeordnet füh-

len und die diesen Leitfaden noch leichter umsetzen 

können, aber er ist ja jetzt eben verpflichtend durch eine 

Selbstverpflichtung mit allen Kindergärten. Das heißt, 

das ist schon einmal ein wichtiger und guter Schritt. 

Bei den Deutschkenntnissen wollte ich eine Sache 

sagen. Bei den KindergartenpädagogInnen ist es ja ganz 

klar, dass die gut Deutsch können, denn die schließen ja 

mit einer Matura ab. Da ist ja das Problem, dass dann 

viele gar nicht den Beruf ergreifen, sondern studieren 

oder es wird durch ein College vermittelt. Das heißt, bei 

denen braucht man keine Prüfung, denn wer in Öster-

reich die Matura hat und studieren kann, kann Deutsch. 

Das brauchen wir nicht extra, aber bei der Assistenz ist 

das natürlich nicht so der Fall. Da, muss ich sagen, 

macht es die MA 11 so, dass sie sich das einfach nach 

den Gegebenheiten anschaut und überprüft. Es ist natür-

lich eine bisschen größere, eine aufwändigere Arbeit, 

aber eine richtige und wichtige Arbeit, vielleicht eigentlich 

besser, als wir würden hier eine ganz starre Grenze 

einziehen. 

Ein, zwei Dinge noch: Es wurde angesprochen, dass 

es bei den Quadratmetern keine Verbesserung gibt. 

Erstens sind wir da ohnehin trotzdem schon gut unter-

wegs, und das Zweite ist, wollte ich nur sagen, dass wir 

ja ein bundeseinheitliches Rahmengesetz fordern. Na, 

dann soll uns die ÖVP hier unterstützen, dass es dazu 

kommt. Wir haben es gestern, glaube ich, sogar wieder 

beschlossen. Dort sind die Quadratmeter ja dann drin-

nen, dort sind die Gruppengrößen ja drinnen. Wien fürch-

tet sich hier nicht. Dann machen wir einmal bundesein-

heitlich etwas, und besser kann es natürlich immer wer-

den. 

Dass zur verbesserten LeiterInnenausbildung gesagt 

wird, das ist nichts, finde ich echt ein starkes Stück. 

Natürlich gibt es jetzt schon tolle LeiterInnen, aber dass 

man in Zukunft beim Management, bei der Personalfüh-

rung, und so weiter eine verbesserte Ausbildung hat, ist 

auf alle Fälle eine günstige Geschichte. 

Zu der Studie: Wenn man sagt, okay, die kommen ja 

nicht nach und gerade teilweise Kinder von Menschen 

mit Migrationshintergrund haben dann ein bisschen we-

niger Lernerfolg. Da muss ich einmal sagen, denn ich 

kenne die Studie natürlich auch, war auch bei der Prä-

sentation dabei: Der Haupttreiber, den es hier gibt, ist ja 

eigentlich das Bildungsniveau der Eltern. Das ist nicht 

nur in der Schule so, das ist auch beim Kindergarten so. 

Das ist zwar bedauerlich, aber an sich auch in gewisser 

Weise logisch. Daher stimmt der Befund für sich ge-

nommen, wenn man nicht dazusagt, dass aber der 
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Hauptindikator, wie solche Fortschritte im Lernen sozu-

sagen beim Kind ankommen, das Bildungsniveau der 

Eltern ist. Dann sagt man einfach nur die halbe Wahrheit, 

oder es ist eigentlich so gesehen falsch. Es ist ja auch 

bekannt, dass manche Kinder dann, wenn beide Eltern 

Akademiker sind und das Kind sehr fördern, schon sehr 

fit in die Schule kommen. Das liegt natürlich daran, dass 

die diesen Startvorteil haben, das will ja niemand weg-

nehmen, aber das also auf Sprachkenntnisse und so 

zurückzuführen, ist nur ein kleiner Teil der Erklärung. 

Beim Förderstopp und der Information muss man sa-

gen, dass die Gemeinde Wien, vor allem, wenn es um 

einen Entzug der Betriebsbewilligung geht, ja gar nicht in 

dem Sinne offensiv informieren darf, weil man sonst 

sagen kann, ihr vertreibt uns die Kunden, sprich, Eltern. 

Die einzige Sache, wie man hier überhaupt informieren 

könnte - und das ist immer passiert, es ist halt nicht 

immer gemacht worden -, ist, eine Auflage zu erteilen, 

dass der Kindergartenbetreiber selbst die Eltern informie-

ren muss. Diese Auflage kann es geben. Die MA 11 hat 

dann in diesen Fällen sogar relativ hart, sage ich, gesetz-

lich schon schrammend, trotzdem die Eltern informiert, 

obwohl es hier potenziell auch zu Beschwerden des 

Kindergartenbetreibers hätte kommen können. 

Zum Kollegen Aigner, nämlich zu der Geschichte, wo 

er unseren Kollegen Al-Rawi angegriffen hat, und zwar 

mit so einem flapsigen, wo Sie da aus- und eingehen, da 

braucht man einen Verfassungsschutz. Ich werde Ihnen 

sagen, wo wir den Verfassungsschutz wirklich brauchen. 

Kollege Al-Rawi ist vom Verfassungsschutz beschützt 

worden, weil er von Rechten bedroht worden ist. Dafür 

braucht man beim Kollegen Al-Rawi den Verfassungs-

schutz. (Zwischenruf bei der FPÖ.) Es ist auch erledigt 

worden, und die sind auch zu neun Monaten verurteilt 

worden, weil der Verfassungsschutz gut gearbeitet hat, 

der ist ausgeforscht worden. Dafür brauchen wir den 

Verfassungsschutz. Dieser Vergleich ist also wirklich 

ziemlich daneben. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf 

von Abg. Wolfgang Irschik.) Nur weil das so zu ihm per-

sönlich gesagt worden ist, finde ich schon: Wenn man 

sagt, wir brauchen den Verfassungsschutz bei Ihnen, wo 

Sie da aus- und eingehen, wollte ich einfach sagen, nur 

damit Sie es wissen, denn es war vielleicht in mangeln-

der Kenntnis, sonst hätte es den Vergleich vielleicht gar 

nicht gegeben. Wozu wir den Verfassungsschutz im 

Bezug zum Kollegen Al-Rawi wirklich gebraucht haben: 

Dazu. Es ist gehört und, ich glaube, auch verstanden 

worden. 

Jetzt aber zum Inhaltlichen zurück. Sie sagen ja, die 

großen und stabilen Träger sind ganz wichtige Partner. - 

Na sicher. Dem Lob an den städtischen Kindergärten will 

ich hier nichts wegnehmen. Ich sage nur, da ich ja immer 

wieder mit denen zusammenarbeite, dass ich auch ein 

Freund von kleinen bin, zum Beispiel von von Eltern 

verwalteten Gruppen, die es übrigens oft schon seit 

Jahren gibt und die auch gute Arbeit machen. Es ist also 

nicht jede kleine Gruppe instabil, aber das wurde ja oh-

nehin gesagt. Was wir aber heute machen, ist, dass die 

Chance auf Stabilität durch die ganzen Vorprüfungen 

natürlich jetzt noch gesteigert wird. Darum geht es ja. Es 

gibt welche, die schon lange gute Arbeit leisten, aber mit 

heute wird das vorangebracht. 

Ich bin auch nicht dafür, dass wir es zeitlich befristen, 

weil wir eben diese gute Vorprüfung haben und ja so-

wieso eine jährliche Prüfung passiert. Ich habe ja gestern 

ausgeführt, wie viele Prüfungen, und, und, und. Das 

erspare ich Ihnen jetzt. Aber seien Sie auf alle Fälle 

versichert, es wird ja sowieso jährlich auch angeschaut, 

daher braucht man sich hier keine Sorge machen. Gera-

de durch den Businessplan und den Bildungsplan, durch 

die Vorlage dieser beiden Pläne, durch die genaue Prü-

fung vor dem Start gibt es eben für die Eltern eine erhöh-

te Sicherheit, dass auch ein neuer Kindergarten dem 

allen entspricht und die Chance, dass der weiter betrie-

ben werden kann, entsprechend wächst. Das heutige 

Gesetz ist der richtige Schritt für die beste pädagogische 

Betreuung, verlässliche und starke Trägerorganisationen 

in der ersten Bildungseinrichtung, was der Kindergarten 

für die Kinder in Wien ist. - Vielen Dank. (Beifall bei SPÖ 

und GRÜNEN.) 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Kollegin Meinl-

Reisinger, Sie sind die Nächste.  

Abg. Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES (NEOS): Ich 

habe mich jetzt noch einmal zu Wort gemeldet, um ein 

paar Sachen noch einmal zu erläutern, weil ich schon 

finde, dass es ganz wichtig ist, das in der Debatte auch 

hervorzustreichen. Mir ist durchaus bewusst, dass es 

natürlich größere Trägerorganisationen von Kindergärten 

wesentlich leichter haben, sowohl einerseits die pädago-

gische Qualität zu sichern, weil sie sicherlich interne 

Qualitätssicherungsprozesse leichter auf den Weg brin-

gen werden können, als auch natürlich die ordnungsge-

mäße Abrechnung zu gewährleisten. Größere Träger tun 

sich also leichter, sowohl mit den Abrechnungsmodalitä-

ten, die ja durchaus nicht einfach sind, als auch mit den 

ganzen hygienischen, baulichen und pädagogischen 

Auflagen und das mit einem gewissen Qualitätssiche-

rungskonzept zu gewährleisten. 

Trotzdem glaube ich, dass es ganz wichtig ist, her-

vorzustreichen, dass insbesondere durch die Einführung 

des Gratiskindergartens und der danach folgenden mas-

siven Nachfrage nach Plätzen, man diesen kleinen Trä-

gern, die teilweise nur einen Kindergarten mit vier, fünf 

Gruppen betreiben, nicht genug dafür danken kann, dass 

sie das gemacht haben, weil die Eltern auf der Dacke 

gestanden sind und diese Plätze simpel eingefordert 

haben. (Beifall bei den NEOS.)  

Die Qualitätsmängel und die Abrechnungsschwierig-

keiten: Ich würde an der Stelle nämlich gerne unter-

scheiden. Es sind einige Kindergärten auf Grund von 

qualitativen, pädagogischen Problemen geschlossen 

worden, die es dort gegeben hat, und es wurden auch 

Kindergärten dadurch geschlossen, sind in die Insolvenz 

gegangen oder ein Stück weit gestolpert oder, manche 

sagen auch, getrieben worden, dass es auf Grund der 

Anforderung der Gemeinnützigkeit mit der Abrechnung 

Schwierigkeiten gegeben hat und es hier Kürzungen 

gegeben hat. Ich glaube, diese beiden Dinge müssen wir 

einfach unterscheiden. Da jetzt aber in Bausch und Bo-

gen zu sagen, daraus schließen wir, dass die Kleineren 
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das einfach nicht so gut können, halte ich einfach für 

grundlegend falsch, Herr Kollege Aigner, für grundlegend 

falsch. (Beifall bei den NEOS.) 

Meine beiden Töchter waren in einem Kindergarten, 

der nur einen Kindergarten betreibt, und ich kann Ihnen 

sagen, dass dort hervorragende Arbeit gemacht wird, sie 

sich aber mit dem immer größer werdenden Wust an 

Abrechnungsarbeit enorm schwer tun, als auch an büro-

kratischen Auflagen, und dass die eigentliche Arbeit, die 

dort geleistet werden sollte, nämlich sich mit den Kindern 

zu beschäftigen, oftmals in den Hintergrund treten muss, 

weil man simpel Stunden um Stunden um Stunden damit 

beschäftigt ist, die gesamten Auflagen zu erfüllen und die 

Papiere auszufüllen, die verlangt werden. Das möchte 

ich schon einmal sagen. Das heißt, hier legen Sie schon 

meines Erachtens eine gewisse unternehmerfeindliche 

Sicht an den Tag, weil natürlich auch ein Kindergarten, 

wenn er von einer privaten Person, einem privaten Trä-

ger, einem privaten Verein, wie auch immer die rechtlich 

Konstruktion ist, die betrieben wird, in gewisser Weise 

trotz des Status der Gemeinnützigkeit, der ja für die volle 

Förderung ausschlaggebend oder erforderlich ist, gewis-

ses unternehmerisches Denken verlangt. Dieses unter-

nehmerische Denken braucht natürlich auch - das sage 

ich auch als Elternteil - Planbarkeit. 

Wenn Sie sagen, es ist genau das Gleiche bei einem 

Theater, ein Theater muss auch jährlich um Förderungen 

ansuchen, und deshalb sollen einfach auch Kindergärten 

regelmäßig wieder die Dinge offenlegen. - Na ja, aber 

drei Jahre sind schon ein Problem.  

Wenn du ein Kind hast, das du in den Kindergarten 

gibst, und du findest einen - es ist ja nicht so, ich als 

Mutter musste da immer sehr lachen, wenn werdende 

Mütter zu mir gekommen sind und gesagt haben: Wie 

suchst du dir eigentlich den Kindergarten aus, nach 

welchem pädagogischen Konzept? Was ist dir da wich-

tig? Worauf hast du Wert gelegt? Und so weiter. Da habe 

ich gesagt, ich habe genau auf zwei Dinge Wert gelegt, 

das eine ist eine gewisse Nähe zum Wohnort und das 

Zweite ist ein verfügbarer Platz. Denn, ganz ehrlich, den 

Luxus hatte ich gar nicht, mir den Platz auszusuchen, da 

es simpel zu wenige Plätze gibt, um aus dem Vollen 

schöpfen zu können. Ich war auch froh als Mutter, dass 

ich einen Platz gekriegt habe, das muss ich einfach 

sagen. Das heißt, wenn man dann endlich einen Kinder-

gartenplatz hat, aber nicht sicher sein kann, dass der 

Kindergarten über diese drei Jahre hinaus planen kann, 

ist das unendlich schwierig und es zeugt von keinem 

besonders unternehmerfreundlichen Bild, das Sie hier an 

den Tag legen. Das möchte ich schon an dieser Stelle 

sagen. (Beifall bei den NEOS.) 

Man muss auch eines sehen: Diese privaten Kinder-

gartenbetreiber gibt es zum Teil schon sehr lange, sie 

waren zu einer Zeit am Markt, als es keinen Gratiskin-

dergarten gab. Dann hat man beschlossen - das war der 

politische Beschluss hier, den ich durchaus gut finde -, 

dass es ab sofort den Gratiskindergarten gibt. Jetzt sind 

aber ganz viele dieser Betreiber von einem Tag auf den 

anderen ihrer Geschäftsgrundlage ein Stück weit beraubt 

worden und hatten nur diese Möglichkeit - denn wenn du 

die Wahl hast zwischen einem Gratiskindergarten und 

einem Kindergarten, wo du, sagen wir einmal, 350 oder 

400 EUR Beitrag pro Monat zahlst, was wirst du als 

Elternteil machen? Das heißt, du hattest ja in dem Mo-

ment eigentlich nur die Option, zu sagen, entweder optie-

re ich hinein in dieses neue Förderregime, zum Beispiel 

auch mit der Anforderung der Gemeinnützigkeit, oder 

nicht. Das ist etwas, wo mir schon bewusst ist, warum 

man das gemacht hat. Ich sage nur an dieser Stelle, 

dass es durchaus deutsche Kommunen gibt, auch in 

Frankreich wurde es intensiv diskutiert, und man hat 

diese Notwendigkeit fallen gelassen. Dies nicht, weil man 

sagt, es ist so super, dass mit der Betreuung oder Bil-

dung unserer Kinder Profite gemacht werden, sondern 

weil genau diese Anforderung der Gemeinnützigkeit 

letztlich auch einen enormen Abrechnungsaufwand mit 

sich bringt, weshalb man wirklich einmal die Sinnfrage 

stellen könnte.  

Aber gut, es ist sehr schwierig, das habe ich auch 

gesehen, politisch hier in diesem Haus diese Frage zu 

stellen, aber ich möchte darauf hinweisen, dass es 

durchaus von Rot-Grün geführte Städte in Deutschland 

gibt, wo das, genau aus diesen Überlegungen heraus, 

abgeschafft wurde. Man hat gesagt, na ja, viel wichtiger 

ist es uns, auf die Qualitätssicherung und auf die Siche-

rung der pädagogischen Qualität, auf einen ordentlichen 

Betreuungsschlüssel als auf die Frage der Abrechnung 

zu schauen. Und dann sagt man eben, okay, quasi jedes 

Kind bekommt eine gewisse Summe und die entspre-

chende Qualität gewährleistet, unabhängig davon, wie 

am Schluss dann die Abrechnung herauskommt. Aber 

diese Unternehmer sind sozusagen von einem Tag auf 

den anderen vor dieser Frage gestanden. Und ja, da sind 

ganz viele kleinere Träger dabei.  

Deshalb bitte ich Sie wirklich - in Richtung FPÖ ge-

sagt -, Ihre Haltung da zu überdenken, denn das hat 

durchaus etwas Etatistisches, was Sie hier zeigen, und 

das wundert mich doch sehr bei einer Partei, die angeb-

lich auch gewisse liberale Prinzipien vertritt. (Beifall bei 

den NEOS.)  

Zum zweiten Thema, das Kollege Ellensohn ange-

sprochen hat, mit dem höheren Betreuungsschlüssel, mit 

der höheren Dichte an Pädagoginnen und auch Pädago-

gen, et cetera: Mir ist schon klar, dass wir da alle ein Ziel 

haben, dass es aber budgetäre Herausforderungen gibt, 

und dass sich insbesondere auch die Frage stellt: Woher 

nehmen wir denn all die Pädagoginnen? - Ich gendere 

das jetzt einmal nicht, weil es ja in der Regel Frauen 

sind. - Das ist mir schon völlig klar. Was mir allerdings 

nicht klar ist, ist, warum man sich nicht, wie in vielen 

anderen Bereichen, zumindest zu einem Ziel bekennt 

und einen Etappenplan erarbeitet. Es würde ja dem nicht 

entgegenstehen und wäre ein politisches Bekenntnis, zu 

fragen: Wohin wollen wir gehen? - Da muss man schon 

auch erkennen, dass Wien im Vergleich zu anderen, 

auch Bundesländern, nicht gut genug ist bei den Öff-

nungszeiten und dem Anteil der betreuten Kinder. Keine 

Frage ist, dass es hier ein tolles Angebot gibt, aber gera-

de bei der Frage des Betreuungsschlüssels gibt es Bun-

desländer, die bessere Betreuungsschlüssel haben. Ich 
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bin davon überzeugt, wenn wir sagen, der Kindergarten 

ist die erste Bildungseinrichtung - und wir haben in Wien 

ein Riesenthema über Kinder aus bildungsfernen Milieus, 

über Kinder mit nicht deutscher Umgangssprache, et 

cetera und schleppen diese Probleme über die Volks-

schule bis hin in die Neuen Mittelschulen, et cetera mit, 

und das ist ja etwas, das durchaus auch zu Recht die 

FPÖ immer wieder moniert -, dann muss man bei den 

Kleinsten ansetzen. Das heißt, was ich mir schon vorstel-

len kann, ist, eine politische Einigung, ein politisches 

Bekenntnis grundsätzlicher Natur über die Frage zu 

erzielen, wohin man möchte, und sich dann die Frage zu 

stellen, wie man dort hinkommt. Das ist natürlich ein 

Riesenthema, und dass sehr viele Pädagoginnen die 

Ausbildung durchlaufen und dann den Beruf aber nicht 

ergreifen, ist ein Faktum. Natürlich müssen wir auch 

darüber nachdenken, was das heißt in puncto Bezah-

lung, überhaupt keine Frage. Aber da müssen wir mal 

hinkommen. (Beifall bei den NEOS.) 

Jetzt noch ein letzter Punkt zu dieser religiös-

weltanschaulich, neutralen Haltung: Worum geht es da 

eigentlich? - Ich habe gestern sehr deutlich gesagt, wir 

verschließen als NEOS nicht die Augen davor, dass es in 

gewissen Kindergärten Tendenzen gibt, Kinder von der 

Mehrheitsgesellschaft abzuschotten und da gewisse 

religiöse Indoktrination - das ist, glaube ich, ein bisschen 

ein zu scharfes Wort -, oder zumindest religiös motivierte 

Pädagogik zu haben. Letztlich entspricht das auch sehr 

oft dem Wunsch der Eltern. Das muss man an dieser 

Stelle auch sagen, dass Eltern das gerne haben, dass 

ihre Kinder mit dem Kulturkreis und mit der Religion, aus 

der sie sozusagen kommen, in Kontakt kommen. Davor 

verschließen wir nicht die Augen. Nur muss man jetzt 

sagen: Das ist der Weg, zu sagen, wir haben da Proble-

me. Das müssen wir natürlich kontrollieren.  

Und ich glaube, dass wir uns insgesamt in der Frage 

des politischen Islams die Frage stellen müssen, was die 

Stellung des Staates in Bezug auf die Religionen ist. 

Können wir zwischen den einzelnen Religionen differen-

zieren? - Es ist sachlich und im Sinne des Gleichheits-

grundsatzes und in Bezug auf unsere Verfassung nicht 

leicht zu argumentieren, dass wir beispielsweise musli-

mische Träger anders behandeln als katholische Träger, 

auch wenn ich durchaus überzeugt davon bin, dass wir 

im Falle von katholischen Trägern der St. Nikolausstif-

tung kein Problem mit Parallelgesellschaften, et cetera 

haben, überhaupt kein Thema. Aber ich glaube, dass ein 

Weg sein muss - das ist eine grundsätzliche Haltung, die 

wir als NEOS haben -, von Seiten des Staates, von Sei-

ten der öffentlichen Hand ein gewisses Maß an Laizität 

zu haben. Wir haben keine Tradition des Laizismus bei 

uns in Österreich, und das kann man auch nicht von 

oben einfach so draufpfropfen, das wird nicht funktionie-

ren, aber ein gewisses Maß an Laizität, sprich, weltan-

schaulicher und religiöser Neutralität, kann ich dann 

verlangen, wenn sich die Frage stellt, ob ich etwas mit 

öffentlichem Geld finanziere. Jeder kann einen Kinder-

garten aufsperren, das können die GRÜNEN, das kön-

nen Sie machen, aber es ist ein Unterschied, ob ich dann 

hergehe und sage, ich möchte dafür auch öffentliche 

Fördergelder. Ich würde auch nicht wollen, dass es 

kommunistische Kindergärten in Wien gibt, die mit öffent-

lichen Geldern gefördert werden.  

Genauso sehe ich das Thema mit den religiösen Kin-

dergärten oder religiösen Trägern. Ich glaube, dass man 

das hier durchaus sagen kann, wenn man diese gewisse 

weltanschauliche und religiöse Neutralität verlangt, dass 

damit nicht die St. Nikolausstiftung gefährdet ist - in 

keiner Weise. Ich kenne diese, ich weiß, wie die das 

machen, da ist keine Rede von religiöser Indoktrination. 

Und es ist damit auch nicht der Nikolaus gefährdet, der 

in Kindergärten kommt, denn er ist Teil unserer Tradition 

und Kultur einer gewissen, auf einer religiösen Grundla-

ge gebildeten Folklore, die, glaube ich, völlig unabhängig 

vom religiösen Bekenntnis gemacht wird. Ich kenne 

genügend, die gerne den Nikolaus in den Kindergarten 

kommen lassen, obwohl sie kein Bekenntnis haben oder 

Muslime sind. Das ist völlig egal, denn es ist Teil unserer 

Kultur und Tradition, und ich finde das auch etwas Schö-

nes. 

Ich sehe in keiner Weise diese Träger oder diese 

Traditionen gefährdet, aber ich bin davon überzeugt, 

dass wir dieses Thema sachlicher und auf dem Boden 

des Rechtsstaates, des Gleichheitsgrundsatzes und der 

Verfassung nur dann sauber lösen können, wenn wir 

dieses Mindestmaß an weltanschaulicher und religiöser 

Neutralität verankern. Und wo, wenn nicht in einem Bil-

dungsplan, kann ich das verankern? Das kann ich mei-

ner Meinung nach auch verlangen. Genauso wie wir im 

Übrigen auch der Meinung sind, dass ein Ethik- und 

Religionenunterricht in allen Schulen wesentlich besser 

wäre als ein Religionsunterricht, weil ich glaube, dass es 

genau diese weltanschauliche und religiöse Neutralität 

ist, die wir bieten. Das wäre durchaus angebracht. (Bei-

fall bei den NEOS.)  

Ich nehme zur Kenntnis, dass man dem nicht zu-

stimmt, aber wogegen ich mich verwehre, ist, dann zu 

sagen, dass eine St. Nikolausstiftung oder sonst etwas 

nicht mehr möglich ist. Das sehe ich eben überhaupt 

nicht. Ich sehe nur einen sauberen Umgang mit dem 

Thema religiöse Inhalte auf dem Boden des Rechtsstaa-

tes und der Verfassung. - Vielen Dank. (Beifall bei den 

NEOS.) 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Danke sehr. 

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Weitere Wortmel-

dungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für 

geschlossen und erteile dem Berichterstatter das 

Schlusswort. 

Berichterstatter Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohor-

szky: Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus!  

Gleich beschließen Sie den Teil 2 unseres Geset-

zespaketes zum Thema Kindergarten. Im Wesentlichen, 

und das konnten wir schon gestern diskutieren, geht es 

uns dabei um zwei sehr grundlegende Dinge - es sind 

die grundlegenden Dinge, die auch Eltern und Kinder 

von uns und von den Kindergärten und Kindergruppen 

erwarten: Zuerst einmal, dass die Kinder jeden Tag 

bestmöglich gefördert werden, unterstützt werden und 

lernen können, und dann, dass das in stabilen und ver-

lässlichen Trägerorganisationen passiert. Damit das 
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passieren kann, arbeiten jeden Tag in dieser Stadt hun-

derte, nein, eigentlich tausende Menschen, und ich 

möchte heute dieses Gesetz zum Anlass nehmen und 

denen ein großes Dankeschön sagen.  

Zuallererst einmal den Elementarpädagoginnen und -

pädagogen. Ich selber bin Sohn einer Kindergärtnerin - 

da hat es noch nicht Elementarpädagogin geheißen - 

und weiß und finde und glaube zutiefst, dass sie es sind, 

die jeden Tag unglaubliche Herausforderungen meistern, 

und sie es sind, die Kindern die Tore zur Welt aufstoßen. 

(Beifall bei SPÖ, GRÜNEN, ÖVP und NEOS.)  

Dann möchte ich den vielen, ja hunderten Trägern, 

die mit sehr viel Energie und sehr hoher Qualität enge 

Partner der Stadt sind, dafür danken, dass es diese 

Kindergärten gibt, dafür, dass diese Kinderbetreuung gut 

funktioniert und dafür, dass unsere Kinder jeden Tag 

bestmöglich lernen können. Zuletzt möchte ich jenen 

danken, die darauf schauen, dass es bei allen Kindergär-

ten so ist, die darauf schauen, dass es dort Unterstüt-

zung gibt, wo Unterstützung angebracht ist, die aber 

auch darauf schauen, dass dort Schritte gesetzt werden, 

wo es nicht passt, und die darauf schauen, dass die 

Rahmenbedingungen gesetzt werden, damit es best-

möglich passt und es auch jeden Tag noch besser gehen 

kann. Es ist die MA 11, die auch dieses Gesetz auf die 

Reise gebracht und für heute ausgearbeitet hat. Da 

möchte ich ein riesengroßes Dankeschön an die Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter sagen. (Beifall bei SPÖ, 

GRÜNEN, ÖVP und NEOS.)  

Zuletzt möchte ich ein Dankeschön an Sie alle sa-

gen. Ich habe seit 2001, glaube ich, 99,5 Prozent aller 

Kindergartendebatten hier im Haus erlebt. Da hat es 

alles im Ton gegeben, von freundschaftlich über intensiv 

bis hart, in den letzten zwei Jahren war es manchmal 

eher hysterisch. Und ich weiß nicht, ob es nur der vierte 

Tag ist und weil alle müde sind (Abg. Mag. Dietbert Ko-

warik: Das ist keine Debattenrede, das ist eine Berichter-

stattung!), aber ich empfinde, dass es bis jetzt, bis zu 

dieser Einmischung, sehr konstruktiv war, und ich möch-

te mich dafür bedanken. (Abg. Armin Blind: Ist das alles 

im Akt?) - Ich bedanke mich gerade für Konstruktivität, 

und ich möchte es nicht zurücknehmen! - Ich bitte um 

Zustimmung. (Heiterkeit und Beifall bei SPÖ und GRÜ-

NEN.)  

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Ich danke 

sehr. Wir kommen zunächst zur Abstimmung über vier 

Abänderungsanträge. - Ich ersuche um Aufmerksamkeit!  

Der erste Abänderungsantrag (Rufe und Gegenrufe 

zwischen FPÖ und SPÖ.) - Kollege Kowarik, wir stimmen 

jetzt Abänderungsanträge ab, ich ersuche um etwas 

Ruhe! 

Der erste Abänderungsantrag, eingebracht von den 

ÖVP-Abgeordneten Schwarz und Caroline Hungerländer 

betreffend Wiener Kindergartengesetz - Sprachkompe-

tenz: Wer diesem Antrag zustimmt, den ersuche ich um 

ein Zeichen mit der Hand. - Das sind ÖVP, Freiheitliche 

und NEOS. Das ist die Minderheit, der Antrag ist abge-

lehnt.  

Nächster Antrag: Abänderungsantrag von den ÖVP-

Abgeordneten Schwarz und Hungerländer betreffend 

Wiener Kindergartengesetz - Zusammenarbeit mit den 

Erziehungsberechtigten. Wer diesem Antrag zustimmt, 

den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dassel-

be Abstimmungsverhalten, der Antrag ist abgelehnt.  

Abänderungsantrag, eingebracht von den ÖVP-

Abgeordneten Schwarz und Hungerländer betreffend 

Wiener Kindergartengesetz - Höchstzahl. Wer diesem 

Antrag zustimmt, den ersuche ich um ein Zeichen mit der 

Hand. - Das sind ÖVP und NEOS. Das ist ebenfalls die 

Minderheit.  

Abänderungsantrag, eingebracht von den ÖVP-

Abgeordneten Schwarz und Hungerländer betreffend 

Wiener Kindergartengesetz - Streichung des § 16 Abs. 4. 

Wer diesem Antrag zustimmt, den ersuche ich um ein 

Zeichen mit der Hand. - Das sind ÖVP, NEOS und Frei-

heitliche. Das ist die Minderheit. Der Antrag ist abge-

lehnt.  

Wir kommen somit zur Abstimmung über die einge-

brachte Gesetzesvorlage. Ich ersuche jene Mitglieder 

des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und 

Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist 

mit den Stimmen von GRÜNEN und SPÖ mehrheitlich 

angenommen.  

Wir kommen zur Abstimmung über mehrere Be-

schluss- und Resolutionsanträge.  

Beschlussantrag, eingebracht von den NEOS-

Abgeordneten Meinl-Reisinger, Wiederkehr und weiteren 

Abgeordneten betreffend Runder Tisch für private Trä-

gervereine. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer 

diesem Antrag zustimmt, den ersuche ich um ein Zei-

chen mit der Hand. - Das ist mit Stimmen von NEOS, 

ÖVP und FPÖ die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.  

Antrag, eingebracht von den Abgeordneten Beate 

Meinl-Reisinger, Christoph Wiederkehr und weiteren 

Abgeordneten betreffend zweites verpflichtendes Kin-

dergartenjahr. In formeller Hinsicht wird die sofortige 

Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den 

ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit 

den Stimmen von GRÜNEN, SPÖ und NEOS mehrheit-

lich angenommen.  

Wir kommen zum Beschlussantrag der Abgeordneten 

Meinl-Reisinger, Christoph Wiederkehr und weiteren 

Abgeordneten betreffend Qualitätsoffensive in Kindergär-

ten. Wer diesem Antrag zustimmt, den ersuche ich um 

ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen von 

Freiheitlichen und NEOS die Minderheit. Der Antrag ist 

abgelehnt.  

Antrag, wieder eingebracht von den Abgeordneten 

Meinl-Reisinger, Christoph Wiederkehr und weiteren 

Abgeordneten betreffend Chancenbonus für Kindergär-

ten. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den 

Ausschuss für Bildung, Integration, Jugend und Personal 

verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den ersuche ich 

um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist mit 

Stimmen von SPÖ, GRÜNEN und NEOS mehrheitlich 

angenommen.  

Nächster Antrag, eingebracht von den Kollegen 

Meinl-Reisinger, Christoph Wiederkehr und weiteren 

Abgeordneten der NEOS betreffend Verankerung einer 

religiös-weltanschaulichen neutralen Haltung in den 
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Förderrichtlinien von Kindergärten. Es wird die sofortige 

Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den 

ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die 

NEOS. Das ist die Minderheit.  

Nächster Antrag, eingebracht von Beate Meinl-

Reisinger, Christoph Wiederkehr und weiteren Abgeord-

neten betreffend Kontrollsystem für Kindergärten. Es 

wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem 

Antrag zustimmt, den ersuche ich um ein Zeichen mit der 

Hand. - Freiheitliche, ÖVP, NEOS, das ist die Minderheit. 

Der Antrag ist abgelehnt.  

Nächster Antrag, eingebracht von den Abgeordneten 

Beate Meinl-Reisinger, Christoph Wiederkehr und weite-

ren Abgeordneten betreffend Förderstopp für Problem-

kindergärten und Erarbeitung eines Übergangsplans. Es 

wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem 

Antrag zustimmt, den ersuche ich um ein Zeichen mit der 

Hand. - Das sind NEOS und ÖVP. Das ist die Minderheit.  

Nächster Antrag, eingebracht von den FPÖ-

Landtagsabgeordneten Aigner, Blind und weiteren Ab-

geordneten betreffend Ausbauprogramm für Kindergar-

tenplätze in städtischen Kindergärten und bei großen 

institutionellen Betreibern. Es wird die sofortige Abstim-

mung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den ersu-

che ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind Freiheit-

liche und ÖVP. Das ist die Minderheit. Der Antrag ist 

abgelehnt.  

Beschlussantrag, eingebracht von den FPÖ-

Abgeordneten Aigner, Blind und weiteren Abgeordneten 

betreffend Befristung der Förderzusage an private Be-

treiber von Kindergruppen. Es wird die sofortige Abstim-

mung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den ersu-

che ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die 

Freiheitlichen allein, das ist die Minderheit. Der Antrag ist 

abgelehnt.  

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzes-

vorlage sofort vornehmen zu lassen. Ich ersuche jene 

Mitglieder des Landtages, die diesem Vorschlag ihre 

Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der 

Hand. - Das ist einstimmig. Damit kommen wir zur zwei-

ten Lesung dieser Vorlage.  

Ich ersuche jene Mitglieder des Landtages, die dem 

Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein 

Zeichen mit der Hand. - Das sind GRÜNE und SPÖ, 

somit ist das Gesetz mehrstimmig beschlossen.  

Postnummer 9 betrifft die erste Lesung der Vorlage 

eines Gesetzes, mit dem die Wiener Stadtverfassung 

geändert wird. Berichterstatter hierzu ist Herr Amtsf. StR 

Mag. Czernohorszky. Ich ersuche ihn, die Verhandlung 

einzuleiten.  

Berichterstatter Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohor-

szky: Ich ersuche um Zustimmung. 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Gemäß § 30c 

Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die Ge-

neral- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird 

gegen die Zusammenlegung ein Widerspruch erhoben? - 

Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.  

Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr 

Abg. Wiederkehr.  

Abg. Christoph Wiederkehr, BA (NEOS): Sehr ge-

ehrter Herr Präsident! Werte Damen und Herren! 

Die vorliegende Anpassung an die Bestimmungen 

der VRV 2015 ist sicher notwendig und richtig. Was da 

aber mit reingepackt wurde, lehnen wir ab, nämlich die 

Kompetenzänderungen im Bereich der Pflichtschulen 

und der städtischen Kindergärten. Diese Neuaufteilung, 

die da vorgeschlagen wird, macht unseres Erachtens 

wenig Sinn. Die übertragenen Verantwortungsbereiche 

der Bezirke sollten generell neu überdacht und evaluiert 

werden. (Beifall bei den NEOS.) 

Vor allem die Übertragung der Kompetenzen zur Ge-

nehmigung von Verfahren und Vergaben vom Finanz-

ausschuss der Bezirksvertretungen auf den Magistrat 

halten wir für die schwerwiegendste Änderung, die wir so 

auch ablehnen. Wir haben da generelle Kritik an der 

Vergabepraxis der Stadt, nämlich sollen politische Gre-

mien nicht die Vergabe per se genehmigen, sondern die 

Ausschreibung der Vergabe. Das betonen wir immer 

wieder, und das wäre uns auch hier wichtig gewesen, 

dass man das in das Gesetz mit reinnimmt, um uns als 

gewählten Mandataren auch die reale Möglichkeit zu 

geben, Vergaben negativ zu bescheiden und nicht erst 

dann, wenn die Vergabe schon in der Ausschreibung ist, 

dann am Schluss negativ abzustimmen. (Beifall bei den 

NEOS.) 

Wir bringen nichtsdestotrotz einen Abänderungsan-

trag ein, nämlich zum Thema Transparenz. Wir wollen, 

dass auch die Rechnungsabschlüsse der Bezirksvertre-

tungen im Internet zur Verfügung gestellt werden. Das ist 

ein Anliegen von vielen Bezirken, das wissen wir auch 

parteiübergreifend von unterschiedlichen Fraktionen. Es 

ist ein wichtiges Anliegen, das wir hier auch leicht ins 

Gesetz mit hineinnehmen können. Dies vor allem des-

halb, weil mit dem jetzigen Gesetz sowieso der erste 

Schritt Richtung mehr Transparenz gemacht wird, näm-

lich dass die Rechnungsvoranschläge veröffentlicht 

werden. Daher wollen wir, dass auch die Rechnungsab-

schlüsse online veröffentlicht werden, weil nur eines von 

beiden wenig Sinn ergibt. 

Darum bitte ich um Zustimmung, vor allem auch von 

Rot und Grün. Das, glaube ich, kann man leicht be-

schließen, darüber würden sich auch viele Bezirke freu-

en. Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei den NEOS.) 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist Herr Abg. Juraczka. - Bitte sehr. 

Abg. Mag. Manfred Juraczka (ÖVP): Sehr geehrter 

Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! 

Es ist für mich durchaus nachvollziehbar, warum die-

se Novelle heute eingebracht wurde, und ich habe auch 

höchstes Verständnis dafür, dass man in Wahrheit eine 

Situation hat, die sich darin begründet, dass gerade 

große Bezirke in großen finanziellen Nöten sind und 

beispielsweise im Schulbereich natürlich nicht alle ge-

stellten Aufgaben allein stemmen können, und dass man 

denen zur Seite steht. So weit so gut und unterstützens-

wert. 

Ich habe heute schon bei anderer Gelegenheit ge-

sagt, wir haben eine Situation bei den Bezirksbudgets, 



Landtag, 20. WP 23. November 2017 21. Sitzung / 79 

 

die sich dahin gehend darstellt, dass kaum mehr Kosten-

spielraum da ist. 90, 95 Prozent der Bezirksbudgets sind 

fix gebunden und man hat kaum noch Möglichkeiten, 

politisch Akzente zu setzen. 

Daraus resultierend ist es in letzter Zeit gängige Pra-

xis geworden, dass man den Bezirken für gewöhnlich 

Kompetenzen abgenommen hat, sie damit zwar finanziell 

entlastet hat, sei es bei den Friedhöfen, sei es bei den 

Amtshäusern und in vielen anderen Bereichen, aber in 

der Realität ist es natürlich so, dass die Kompetenzen 

der Bezirke damit immer weiter schrumpfen. Ich denke, 

es ist sinnvoll, darüber nachzudenken, den Bezirken 

nicht Kompetenzen wegzunehmen, sondern Geldmittel 

zuzugeben. Das wäre ein anderer Weg, ein Weg, den wir 

jedenfalls favorisieren. Das ist einer der beiden Gründe, 

warum wir heute nicht zustimmen. 

Der zweite Grund ist der neue Genehmigungsvorbe-

halt der Finanzstadträtin bei Bezirksbudgetüberschrei-

tungen. Bei aller Wertschätzung, ich will da jetzt gar nicht 

polemisieren, aber ich glaube, das ist ein Misstrauen den 

Bezirken gegenüber, die ja auch ihren Wählern verant-

wortlich sind, das wir so nicht teilen und das wir so auch 

nicht mit einer Zustimmung realisieren wollen. - Danke 

schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist Herr Abg. Pawkowicz. 

Abg. Mag. (FH) Alexander Pawkowicz (FPÖ): Sehr 

geehrter Herr Landtagspräsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! 

Den vorliegenden Entwurf der Wiener Stadtverfas-

sung werden wir in dieser Form ablehnen. Allerdings 

nicht ganz aus den Gründen, die mein Vorredner ge-

nannt hat. Es sind insbesondere zwei Punkte, die uns da 

nicht gefallen: Der eine betrifft die Fristverkürzung beim 

jeweiligen Budget. Wenn das Budget vorgelegt werden 

soll, haben wir mittlerweile eine Verkürzung auf nur mehr 

drei Wochen, und das erscheint uns extrem kurzfristig, 

vor allem, wenn wir uns anschauen, dass wir hinterher 

auch noch die Weihnachtsfeiertage haben. Das heißt, wir 

sind der Ansicht, dass wir eine ungerechtfertigt kurze 

Frist haben, die es insbesondere selbst uns als Klubs 

kaum ermöglicht, dann noch auf irgendwelche Änderun-

gen zu reagieren. 

Der zweite Punkt ist ähnlich dem, was der Kollege 

vor mir schon angesprochen hat, die Kompetenzbe-

schneidung in den Bezirken. Es geht nicht so sehr um 

die vorher schon angesprochene Verkürzung der Zu-

ständigkeiten bei Kindergärten, denn da ist es in der 

Praxis so, wenn man sich das anschaut, dass nur die 

Erhaltungsarbeiten herausfallen, die Energiekosten aber 

weiterhin drin bleiben, Errichtung und dergleichen ohne-

hin. Aber der zweite Teil ist die Geschichte mit der 

Vergabe von Leistungen. Es ist durchaus praxisbezogen, 

dass in Zukunft die Leistungsvergaben an den Magistrat 

auch bei jenen Beträgen ausgegliedert werden, die 70 

von 100 des Wertes gemäß § 88, das sind die Schwel-

lenwerte hier in der Stadtverfassung, übersteigen. Wo-

rum es uns aber geht, ist, wenn der Bezirk das schon 

bezahlen muss, was hier an Leistungen vergeben wird, 

dann muss er zumindest auch die Möglichkeit haben, im 

Detail kontrollieren zu können, wofür dieses Geld ausge-

geben wird. In der derzeitigen Form dieser Gesetzesvor-

lage ist hier nur die Rede davon, dass der Bezirk zu 

informieren ist, nämlich zahlenmäßig. Für die bloße 

Information „zahlenmäßig“ brauche ich in Wirklichkeit 

dieses Gesetz nicht. Was wir wollen, ist die Möglichkeit, 

auch zu kontrollieren, wofür dieses Geld ausgegeben 

wird, also nicht bloß ziffernmäßig, sondern auch materi-

ell. 

In diesem Sinne haben wir einen Abänderungsan-

trag, den wir hier einbringen, der da lautet: Die Vergabe 

von Leistungen, die diesen bestimmten Schwellenwert 

überschreitet, hier ist in diesem Fall - und jetzt kommt 

dieser Abänderungspunkt - nicht nur der Bezirk zu infor-

mieren, sondern den Mitgliedern des Finanzausschusses 

auch die volle Akteneinsicht zu gewähren. 

Ich fasse zusammen: Wenn der Magistrat schon die-

se Tätigkeiten selber übernimmt, so muss er doch zu-

mindest der Bezirksvertretung volle Akteneinsicht und 

damit auch Transparenz gewähren. Transparenz ist ein 

Schlagwort, das wir quer durch alle Rechtsmaterien in 

dieser Stadt deutlich vermissen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist Herr Abg. Oxonitsch. - Bitte sehr. 

Abg. Christian Oxonitsch (SPÖ): Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren!  

Herzlichen Dank für die Debatte. Es ist, glaube ich, 

klar geworden, es gibt einige gute Gründe für diese Än-

derung der Stadtverfassung. Auf der einen Seite ist be-

reits gesagt worden, natürlich auf Grund veränderter 

rechtlicher Rahmenbedingungen auf Bundesebene, nicht 

zuletzt durch die Rechnungsabschlussverordnung. Es ist 

auch ganz klar, und es soll gar nicht verschwiegen wer-

den, es geht aber auch um etwas mehr Flexibilität. Da 

geht es in erster Linie für uns natürlich auch darum - und 

wir hatten so einen Fall auch schon -, wir haben Wahlen 

im Oktober, es gibt dann entsprechende Verhandlungen, 

dass man da ein bisserl flexibler ist.  

Tatsache ist, und darauf ich möchte hinweisen, wir 

haben ganz bewusst geschrieben, es ist eine Mindest-

festlegung, die man da drin hat. Denn worum geht es? 

Sollten wir ein Budget nicht rechtzeitig zustande bringen, 

haben wir die klassische Zwölftelregelung beim Budget, 

und diese Änderung bringt mehr Flexibilität. Ich kann mit 

Sicherheit sagen und garantieren, dass es nicht darum 

geht, zukünftig die Budgets immer nur für drei Wochen 

und keinen Tag mehr zur Verfügung zu stellen. Aber 

diese Formulierung, glaube ich, dient uns allen und 

nimmt vielleicht den einen oder anderen Druck, und wir 

haben ihn schon einmal erlebt. Da geht es nicht nur um 

Koalitionsverhandlungen, sondern um Fristenläufe. Da-

hinter verbirgt sich nichts Böses. 

Zum zweiten Teil, der Verwaltungsvereinfachung, die 

für uns im gesamten Vergabeprocedere nicht unwesent-

lich ist: Sie hat sich durchaus schon bewährt, sie ist 

bereits in allen Bezirken in dieser Form in Anwendung, 

die wir jetzt nachvollziehen. Bis jetzt gibt es den An-

spruch, aber man hat das jetzt mit den Bezirken so ver-

einbart. Ich glaube nicht, dass es da großen Informati-

onsmangel gibt, aber, und das muss auch gesagt wer-
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den, es gibt gesetzliche Rahmenbedingungen, die es 

uns allen schwer machen. Das Problem haben wir bei 

Vergaben immer gehabt. Wir stehen vor dem Problem, 

dass der Auftraggeber gegenüber den Bietern und allen 

anderen zur Vertraulichkeit verpflichtet ist. Der Auftrag-

geber ist in dem Zusammenhang der Magistrat, und 

daher kann die Weitergabe der diversen Daten nicht 

funktionieren. Das ist unser Dilemma, in dem wir ste-

cken, das ist nicht neu. Daher können wir dem FP-Antrag 

leider auch nicht nähertreten.  

Aber ein ganz wesentlicher dritter Punkt verbirgt sich 

auch hinter dieser Änderung - vom Kollegen Juraczka 

wurde darauf hingewiesen: Es geht tatsächlich um ei-

nen - wir haben das in anderer Art und Weise eigentlich 

immer wieder ein bisschen so gehabt - systemischen 

Webfehler bei der Dezentralisierung, bei der in den Jah-

ren 1997,1998 eigentlich niemand gedacht hat, dass 

immer mehr Leistungen in Form von Fremdvergaben von 

anderen erbracht werden und sich auf Grund der De-

zentralisierungsverordnung die Kosten - wobei immer 

klar war und das immer ein ganz wesentlicher Punkt war: 

keine Personalkosten an die Bezirke - immer mehr zu 

den Bezirken verschoben haben. Das hat eigentlich 

schon immer, und darum überrascht mich die Ablehnung 

zu diesem Punkt, zu Unmut in den Bezirken geführt, weil 

man gesagt hat - nehmen wir das extremste Beispiel -: 

Ich brauche eine zusätzliche Schulklasse, der Schulwart 

geht in Pension, die Schulwartwohnung wird in einen 

Klassenraum umgebaut - patsch, ich habe keinen 

Schulwart mehr. Ich vergebe eine Leistung und plötzlich 

muss der Bezirk zahlen, obwohl vorher das Putzen, um 

es jetzt sehr vereinfacht zu sagen, die Stadt gezahlt hat. 

Diese Verschiebung letztendlich aufzulösen, hat den 

Hintergrund, dass wir auch diese Änderung für gut und 

richtig befinden, und sie bringt auf Sicht gesehen allen 

Bezirken tatsächlich eine Entlastung.  

Natürlich kann man auch den Ansatz haben, immer 

mehr Geld in die Bezirke zu geben, nur kommt es den-

noch immer wieder zu dieser Diskussion. Für uns ist das 

jetzt deshalb so relevant, weil wir in Wien die großen und 

dynamischen Schulbauvorhaben haben. Da kommen 

natürlich in erster Linie - du hast es ja richtig gesagt - auf 

große Bezirke zusätzliche Belastungen heran, die zu 

einer Verschiebung des gesamten Budgets führen. Da-

her ist das jetzt eine gerechte und gute und richtige Lö-

sung. Ich sage nur ein Stichwort: Die gesamten EDV-

Leistungen, ein großer finanzieller Brocken, der über die 

Vergaben bisher an die Bezirke gegangen ist und jetzt 

mit dieser Lösung einen Vorteil bringt. Allein in der der-

zeitigen Situation kann man von rund 2 Millionen EUR für 

alle Bezirke sprechen, die diese neue Lösung dann im 

Budget 2018 bringen wird. Daher bitte ich um Zustim-

mung zu diesem Initiativantrag und dieser Änderung der 

Stadtverfassung. - Danke schön. (Beifall bei SPÖ und 

GRÜNEN.) 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Danke sehr. 

Als Nächster und vorläufig letzter Redner zu Wort ge-

meldet ist Kollege Reindl, bitte. 

Abg. Mag. Thomas Reindl (SPÖ): Sehr geehrter Herr 

Präsident! Sehr geehrter Herr Landesrat! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! 

Ich möchte einen Antrag namens aller Fraktionen 

hier im Landtag einbringen, in dem wir uns für die Einfüh-

rung des sogenannten papierlosen Landtags und Ge-

meinderats aussprechen. Worum geht es da? - Präsident 

Kopietz und ich haben die Initiative gesetzt. Nachdem 

die Verwaltung mit dem E-Recht, mit dem elektronischen 

Akt alles auf vollelektronisch umstellt und wir auch schon 

sehr viel elektronisch machen - Anträge elektronisch 

vorbereiten, abstimmen, die Anträge unterschreiben, 

einscannen, an die Klubs verschicken, wieder zurück-

schicken -, haben wir uns in Österreich umgesehen, wo 

es denn ein System gibt, welches das schon elektronisch 

macht und sind in Graz fündig geworden. Vorige Woche 

war eine Delegation, besetzt aus allen Klubs, in Graz 

und wir konnten uns live vor Ort das dortige System 

anschauen. Es geht darum, dass auch wir als Abgeord-

nete in Zukunft nicht mehr auf die Papierakten zurück-

greifen müssen, nicht mehr auf die Papieranträge, son-

dern dass wir alles über elektronische Unterschrift mit E-

Signatur oder auch mit ELAK-Signatur machen können. 

Das System funktioniert in Graz seit zwölf Jahren, es ist 

der erste Landtag in Österreich, der das System einge-

führt hat. Es verhindert natürlich nicht und soll auch nicht 

verhindern, dass der eine oder andere das, was er lesen 

oder sehen möchte, auch ausdruckt, aber alles in allem 

ist es doch ein System, von dem wir uns erwarten, dass 

wir transparenter mit den Daten umgehen. Es gibt ja jetzt 

schon bei der Akteneinsicht Stadträte, die das elektro-

nisch ermöglichen, etwa über eine Cloud-Lösung oder 

indem Akten als pdf-Dateien verschickt werden. Es 

spricht nichts dagegen, dass es ein zentrales System 

gibt, in das dann alle einsehen können.  

Dieses System wollen wir gerne einführen. Dieses 

System wollen wir uns gemeinschaftlich, alle Klubs ge-

meinsam, ansehen. Wichtig ist, es sollen letztendlich alle 

Klubs dem System, das wir einführen, zustimmen. Wir 

werden genau ausarbeiten, was wir wollen, was wir 

brauchen können und wie das funktionieren soll. Es soll 

dann auch später Schulungen dazu geben. Es soll dann 

auch ein Training für alle Betroffenen geben und es geht 

quer über den Gemeinderat, alle Geschäftsgruppen, die 

Klubs, die Stadtratsbüros, und so weiter, und so fort.  

Ich bringe den Antrag ein, in dem wir darum ersu-

chen, dass eine Arbeitsgruppe eingesetzt wird, besetzt 

aus allen Klubs, aber auch aus der Verwaltung, aus der 

MA 14, MD-Recht, aus der Landtagskanzlei, die einen 

Leistungskatalog erstellen soll. Wir haben uns vorge-

nommen, das so rasch wie möglich umzusetzen. Natür-

lich braucht ein Projekt immer Zeit. Wenn wir es bis Ende 

dieser Periode schaffen, dass wir dieses System ins 

Laufen bringen, dann sind wir sehr, sehr gut unterwegs. 

Ich bitte alle um Zustimmung zu diesem Antrag. - Danke 

schön. (Beifall bei SPÖ, GRÜNEN, FPÖ und ÖVP.) 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Ich danke 

schön. Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 

erkläre die Verhandlung für geschlossen. Der Berichter-

statter hat auf das Schlusswort verzichtet. 
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Wir kommen nun zur Abstimmung, zunächst einmal 

über zwei vorliegende Abänderungsanträge:  

Erster Abänderungsantrag, eingebracht von LAbg. 

Wiederkehr und weiteren Abgeordneten der NEOS be-

treffend ein Gesetz, mit dem die Wiener Stadtverfassung 

geändert wird. Es geht darum, dass der von der Bezirks-

vertretung beschlossene Rechnungsabschluss im Inter-

net zur Verfügung zu stellen ist. Wer diesem Abände-

rungsantrag zustimmt, den ersuche ich um ein Zeichen 

mit der Hand. - Das sind NEOS, ÖVP, Freiheitliche. Das 

ist die Minderheit, der Antrag ist abgelehnt.  

Ein weiterer Abänderungsantrag, eingebracht von 

den FPÖ-Abgeordneten Kowarik und Pawkowicz, in dem 

es darum geht, dass die Mitglieder des Finanzausschus-

ses in den Bezirksvertretungen Akteneinsicht bei der 

Vergabe erhalten. Wer diesem Antrag zustimmen will, 

den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dassel-

be Abstimmungsverhalten, der Antrag ist abgelehnt.  

Ich ersuche nun jene Mitglieder des Landtages, die 

der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen 

wollen, die Hand zu heben. - Das ist mit den Stimmen 

von SPÖ und GRÜNEN mehrstimmig beschlossen. Das 

Gesetz ist somit in erster Lesung angenommen.  

Mir liegt nun ein Beschluss- und Resolutionsantrag, 

ein Allparteienantrag betreffend papierloser Landtag und 

Gemeinderat vor. In formeller Hinsicht wird die sofortige 

Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den 

ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Einstimmig 

angenommen, danke sehr.  

Ich schlage jetzt vor, die zweite Lesung dieser Ge-

setzesvorlage sofort vornehmen zu lassen. Ich ersuche 

jene Mitglieder des Landtages, die diesem Vorschlag 

ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit 

Hand. - Danke, das ist einstimmig.  

Ich ersuche daher jene Mitglieder des Landtages, die 

dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein 

Zeichen mit der Hand. - Das ist so wie bei der ersten 

Lesung: SPÖ und GRÜNE. Das Gesetz ist somit mit den 

Stimmen von SPÖ und GRÜNEN mehrstimmig ange-

nommen.  

Wir kommen zu Postnummer 3. Postnummer 3 be-

trifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit 

dem das Gesetz zur Bedarfsorientierten Mindestsiche-

rung in Wien, Wiener Mindestsicherungsgesetz, geän-

dert wird. Berichterstatterin hierzu ist Frau Amtsf. StRin 

Frauenberger. Ich ersuche sie, die Verhandlung einzulei-

ten.  

Berichterstatterin Amtsf. StRin Sandra Frauenber-

ger: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abge-

ordnete! Ich ersuche um Zustimmung zum Mindestsiche-

rungsgesetz. - Danke. 

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Gemäß § 30c 

Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die Ge-

neral- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird 

gegen die Zusammenlegung ein Widerspruch erhoben? - 

Nein, das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.  

Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Frau 

Abg. Mag. Emmerling. - Bitte sehr.  

Abg. Mag. Bettina Emmerling, MSc (NEOS): Vielen 

Dank. Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Werte Kolleginnen und Kollegen!  

Heute ist es so weit, Sie werden wahrscheinlich ein 

neues Mindestsicherungsgesetz beschließen. Es war ein 

langer Weg bis dorthin. Es hat sehr lange gedauert, auch 

was in den letzten Jahren falsch gelaufen ist. Ich glaube, 

das wissen wir alles, wir haben oft darüber debattiert. Die 

fehlenden Erwerbsanreize, die natürlich ihre Herausfor-

derungen hatten, fehlende Kontrollen, Ungereimtheiten 

bei der Auszahlung. Es ist also auch höchste Zeit, den 

diesbezüglichen Handlungsbedarf zu beseitigen.  

Sie haben im ersten Schritt die nötigen Konsequen-

zen gezogen, angefangen beim Abarbeiten der Empfeh-

lungen des Rechnungshofes, personelle Konsequenzen 

wurden getroffen, eine Taskforce bei der MA 40 einge-

setzt - ich weiß zwar noch nicht, was dabei rausgekom-

men ist -, und jetzt abschließend das Gesetz, die Vorla-

ge, die wir hier haben, die quasi jetzt mal den ersten 

Abschluss bilden soll. Die Mindestsicherung ist sicher 

das letzte Auffangnetz unseres Sozialsystems. Dazu 

bekennen wir uns. Sie muss jedem und jeder zur Verfü-

gung stehen, der nicht auf eigenen Beinen stehen kann, 

und zwar egal, welcher Herkunft und egal, ob vorher 

schon in ein System einbezahlt wurde, denn die Min-

destsicherung ist keine Versicherungsleistung, die von 

vorausgegangenen Einzahlungen abhängig ist, und das 

soll auch so bleiben.  

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies (unterbre-

chend): Ich ersuche bitte um etwas Ruhe. - Danke sehr.  

Abg. Mag. Bettina Emmerling, MSc (fortsetzend): Mit 

der Auszahlung der BMS geht aber auch eine gewisse 

Verantwortung einher, in gewisser Weise eine Verant-

wortung für die Menschen, für die ich diese BMS auszah-

le. Diese Verantwortung wurde jahrelang nicht so gelebt, 

nämlich die Verantwortung, diese Menschen möglichst 

schnell mit größter Anstrengung wieder aus diesem 

System herauszubekommen, und das vor allem bei 

jungen Menschen. Junge Menschen, die auf Grund der 

Herausforderungen im Pflichtschulsystem aus einem 

System herausgefallen sind, die nicht eine unbedingt 

wünschenswerte Bildungskarriere hingelegt oder diesen 

Weg der Erwerbstätigkeit weiter eingeschlagen haben. 

Da wurde die Mindestsicherung ausbezahlt, und das 

zunächst, ohne dass beim AMS angemeldet wurde oder 

auch ohne dass Fort- und Ausbildungsangebote ange-

nommen werden mussten. Diese frühe Bedürftigkeit hat 

auch dazu geführt, dass es Verfestigungstendenzen gab. 

Das ist nur eines der Versäumnisse, die wahrscheinlich 

lange, sehr lange brauchen werden, um ausgebessert 

werden zu können. (Beifall bei den NEOS.)  

Ich finde es daher auch äußerst schade, dass unser 

vorgeschlagener Bildungsscheck nicht angedacht wur-

de - Sie wissen, die zusätzlichen Geldleistungen, die 

Wien ausbezahlt, in Form einer Bildungssachleistung 

anzubieten. Die Kinder würden am meisten davon profi-

tieren, und wir wissen auch, dass Bildungsangebote auf 

der Prioritätenliste wahrscheinlich nicht an erster Stelle 

stehen, wenn Eltern dieses Geld bekommen. Wir wissen 

es einfach nicht. Es sind zum Beispiel Angebote wie 
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Ganztagesunterricht, Förderangebote, Sport-, Musikun-

terricht am Nachmittag, der zusätzlich stattfindet, oder 

auch die Sportwoche, für die vielleicht das Geld fehlt und 

nicht für diese Kinder zurückbehalten wurde. (Beifall bei 

den NEOS.)  

Eines muss uns, wenn wir von Kindern und Jugendli-

chen sprechen, auch immer klar sein, ohne eine umfas-

sende Reform des Bildungssystems und ohne dass wir 

die Bildung wieder an die erste Stelle unserer Anstren-

gungen stellen, wird sich an der Zahl der Jugendlichen in 

der BMS auch nicht viel ändern. Die Bildung ist der He-

bel, um da künftig wirklich etwas zu bewirken. Davon 

sind wir überzeugt.  

Nun aber zurück zum Gesetz: Wir begrüßen es sehr 

und außerordentlich, dass die Bereitschaft der Bezieher 

und Bezieherinnen eingefordert wird, durch Angebote 

wieder zur Berufstätigkeit zurückzufinden. Ausbildungen, 

Schulungen, die angeboten werden sollen, müssen an-

genommen werden. Wir haben zwar mit der Einschleif-

regelung, die wir auch vorgestellt haben, und der Nega-

tivsteuer sicher ein noch stärkeres, effektiveres Instru-

ment vorgestellt, aber okay, da kann man natürlich un-

terschiedlicher Meinung sein, es sind verschiedene An-

sätze. Wichtig ist, es muss das Sprungbrett in den Ar-

beitsmarkt gewährleistet sein. (Beifall bei den NEOS.)  

Ich finde, es ist ein irrsinnig guter und wichtiger 

Schritt, dass Frauen gestärkt gefördert werden, dass das 

Geld auf ein eigenes Konto ausbezahlt wird, das ist sehr 

wichtig sogar. Noch wichtiger ist es auch, Frauen zu 

ermächtigen, der eigenen Erwerbstätigkeit nachzugehen, 

Abhängigkeitsverhältnisse abzubauen. Ich glaube, da ist 

auch die Anhebung der Zumutbarkeitsgrenze auf die 20 

Stunden ein ganz wichtiger Schritt für die Arbeitsmarktin-

tegration. (Beifall bei den NEOS.)  

Auch die angekündigte Reform der Datentransparenz 

hat unsere vollste Zustimmung. Dazu habe ich auch 

schon einen Antrag eingebracht. Ich werde auch heute 

wieder unsere drei Standardanträge zu einer umfassen-

den Datenerfassung einbringen, aber da geht das auch 

in eine gute und wichtige Richtung.  

Es gibt aber einige offene Fragen für uns, wenn es 

um den Vollzug des Gesetzes geht, denn über diesen 

haben wir bis jetzt noch nicht gesprochen. Es sind, wie 

gesagt, viele gute Sachen im Gesetz verankert: verstärk-

ter Ansatz zur Integration, Arbeitsmarktintegration, natür-

lich auch gruppenspezifische Angebote, Programme, die 

helfen sollen, dass die Menschen rasch in eine Ausbil-

dung kommen, rasch in einen Beruf gebracht werden 

können. Aber ich frage mich: Wo sind jetzt eigentlich 

diese Programme? Sie sind noch nicht in einem Budget 

abgebildet. Es liegen uns dazu noch keine Entwürfe, 

Beschlüsse oder Sonstiges vor. Da ist noch vieles im 

Unklaren. Es gibt unter § 6a zum Beispiel ein Recht auf 

Information, individuelle Beratung und Betreuung, aber 

wer wird diese Leistungen schlussendlich zur Verfügung 

stellen? Auch zielgruppengerechte Bildungsangebote, 

Kurse werden versprochen, aber stehen diese Angebote 

schon bereit? Das ist eine Frage, die wir heute vielleicht 

auch noch klären können.  

Ein bisschen offen ist auch noch die Frage, was mit 

der Gruppe der zeitweise oder dauerhaft nicht arbeitsfä-

higen 18- bis 25-Jährigen passiert. Für diese Gruppe gibt 

es nur wenige Ausbildungsangebote und Schulungen - 

da gibt es noch einige Unklarheiten. Auch hat das 

BMASK darauf hingewiesen, dass es für diese Gruppe 

zwölf unterschiedliche Mindeststandards gibt. Mir ist 

schon klar, warum es diese teilweise geben muss, aber 

ich glaube, dass durch den Vollzug der Maßnahmen, wo 

wir ja bisher die eigentlichen Probleme hatten, da wieder 

Herausforderungen auf Grund der Komplexität dieser 

Maßnahmen und dieser unterschiedlichen Standards, die 

hier gesetzt werden, auf uns zukommen werden. Es stellt 

sich die Frage, wie die Umsetzungen wirklich funktionie-

ren sollen, aber ich lasse mich dann gerne positiv über-

raschen und freue mich auch auf Ihre Antworten.  

Jetzt aber zu dem Punkt, warum uns die Zustimmung 

zu diesem Gesetz leider verwehrt ist: Ich glaube, unser 

aller Ziel - wir haben es oft genug gesagt - ist eine bun-

deseinheitliche Regelung. Ich denke, das wollen wir alle. 

Ich habe es auch vorgestern wieder angesprochen, für 

uns am besten mit einer Residenzpflicht, aber solange 

es das nicht gibt, braucht es ein Instrument zur fairen 

Aufteilung der anerkannten Flüchtlinge, eine faire Auftei-

lung der Kosten und Belastungen. Der Wettbewerb, wie 

er jetzt stattfindet, macht sicher keinen Sinn. Wir haben 

70 Prozent der anerkannten Flüchtlinge aus den Bundes-

ländern, die nach Wien kommen, und dieser Zuzug be-

deutet natürlich auch weitere Herausforderungen, nicht 

nur finanzpolitischer Natur, sondern wir haben Kinder, 

die kaum bis wenig Deutsch sprechen, im Pflichtschul-

system Kindergärten, wo wir vermehrt Plätze brauchen. 

Wir haben weiterhin einen Anstieg an Arbeitslosen zu 

erwarten, Geringqualifizierte, die auf den Jobmarkt drän-

gen. Es bedeutet auch einen Bedarf an günstigem 

Wohnraum, den wir in dieser Form und in dieser Menge 

wahrscheinlich nicht zur Verfügung stellen können.  

In dieser Frage bleiben Sie leider untätig. Ich glaube, 

die Mindestsicherungssätze anzugleichen beziehungs-

weise mit Kürzungen, Deckelungen zu arbeiten, das ist 

eine Scheinlösung beziehungsweise reiner Populismus, 

vor allem, wenn man bedenkt, dass österreichweit die 

Mindestsicherung unter 1 Prozent unseres Sozialbudgets 

ausmacht. Aber egal, welche Mindestsicherungssätze 

ich annehme, die Menschen werden aus den Bundes-

ländern immer nach Wien kommen, auch wenn ich hier 

den höheren Satz habe. Wien ist als Großstadt attraktiv, 

es liegt auf der Hand, ich habe hier meine sozialen Kon-

takte, ich habe die entsprechende Infrastruktur, vielleicht 

mehr Angebote im schulischen Bereich, im Kursbereich, 

ich habe auch auf jeden Fall die größere Hoffnung auf 

einen Arbeitsplatz. Deswegen glauben wir und sind zu-

tiefst davon überzeugt, dass da eine Wartefrist, wir ha-

ben sie mit drei Monaten angesetzt, Abhilfe schafft. Es 

muss unser Ziel sein, zu erwirken, dass wir diese enor-

me Menge nicht aus den Bundesländern zu uns bekom-

men, dass es zu einer fairen Aufteilung kommt. 

Wir glauben, dass das die effektivste Maßnahme ist, 

das einzige Instrument, das wirklich kurzfristig und sofort 

wirken würde und hilft, Kosten und Lasten gleichmäßig 
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aufzuteilen, ohne dass ich dabei bei einem einzigen 

Menschen direkt einsparen muss, ohne dass ich Armut 

oder Obdachlosigkeit befeuere. Ich finde es sehr schade, 

dass das nicht berücksichtigt wurde. Ich bringe trotz 

allem unsere entsprechenden Anträge nochmals ein und 

freue mich auf die Diskussion. (Beifall bei den NEOS.)  

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Als Nächste zu 

Wort gemeldet ist Frau Abg. Mag. Hungerländer. - Bitte 

sehr.  

Abg. Mag. Caroline Hungerländer (ÖVP): Danke 

schön. Herr Vorsitzender! Geschätzte Frau Stadträtin! 

Werte Kollegen!  

Es wurde schon gesagt, es wurde schon viel zur 

Mindestsicherung diskutiert, auch wir begrüßen, dass 

Schritte im Sinne von „Es gibt nichts Gutes, außer man 

tut es“ gemacht wurden. Wir begrüßen, dass Sie etwas 

getan haben. Aber was Sie getan haben, war kein großer 

Sprung, und es war auch kein großer Schritt, es waren 

kleine Trippelschritte. Da sagen wir ganz klar: Trippel-

schritte sind einfach zu wenig. Ich verstehe schon, dass 

Sie mit ideologischen Unterschieden kommen werden, 

und ich verstehe auch absolut Ihre Basis und warum Sie 

so argumentieren und von welchem Menschenweltbild 

aus Sie argumentieren, aber ich muss schon sagen, 

ganz konsequent ist das nicht. Es zeigen die Forderun-

gen der Linzer SPÖ beispielsweise oder die SPÖ im 

Burgenland, die sehr wohl erkannt haben, dass ein sozi-

aldemokratisches Gewissen und gleichzeitig eine reali-

tätsverbundene Politik sehr wohl möglich sind. (Beifall 

bei der ÖVP.)  

Es ist also sehr schade, dass sich diese Einsicht 

noch nicht bis nach Wien durchgesprochen hat und dass 

die vorliegende Novelle, so gut es auch ist, dass eine 

vorliegt, ein wenig zahnlos ist. Sie ist nämlich dann zahn-

los, wenn es etwa um Anspruchsberechtigung geht. 

Menschen, die noch keinen Cent in das Sozialsystem 

eingezahlt haben, erhalten sofort den vollen Mindestsi-

cherungsbeitrag aus dem System, und das argumentie-

ren Sie mit der Versorgung der Ärmsten der Armen. 

Glauben Sie mir, auch wir wollen, dass die Ärmsten der 

Armen versorgt werden, aber es funktioniert nicht, dass 

mit Pull-Faktoren Menschen nach Österreich, nach Wien 

gebracht werden, und hier werden Sie dann zu den 

Ärmsten der Armen erklärt und müssen automatisch 

versorgt werden. Es kann nicht sein, dass in Wien 10 

Prozent der Bevölkerung zu den Ärmsten der Armen 

gehört.  

Glauben Sie uns, auch wir hören von Härtefällen. Un-

längst haben wir von einer Frau gehört, die ihre pflege-

bedürftige Mutter pflegt, der die Mindestsicherung ge-

kürzt wurde, und diese Frau hatte deswegen große Prob-

leme. Wir sind der Ansicht, dass diese Härtefälle sehr 

wohl in einem sozialen Netz aufgefangen werden müs-

sen. Aber es kann nicht sein, dass Menschen aus dem 

Ausland herkommen, noch nichts einbezahlt haben und 

dann zu Härtefällen erklärt werden. Deswegen schlagen 

wir vor, dass erwerbsfähige Personen erst dann die volle 

Höhe der Mindestsicherung erhalten, wenn sie über 

einen Zeitraum von drei Jahren Einkommenssteuer und 

Lohnsteuer in Österreich bezahlt haben. (Beifall bei der 

ÖVP.)  

Die Novelle ist ebenfalls zahnlos, weil subsidiär 

Schutzberechtigte immer noch Leistungen aus der Be-

darfsorientierten Mindestsicherung erhalten. Subsidiär 

Schutzberechtigte sind Personen, die keinen Anspruch 

auf Asyl haben, es liegt also kein Asylgrund bei ihnen 

vor. Subsidiär Schutzberechtigte haben einen Anspruch 

aus Leistungen aus der Grundversorgung. Wir sehen 

keinen Grund, warum sie nicht einfach nur Leistungen 

aus der Grundversorgung erhalten.  

Die Novelle ist weiters zahnlos, weil für Bezieher der 

Mindestsicherung nur die Bereitschaft zum Einsatz der 

Arbeitskraft verpflichtend ist, nicht aber verpflichtende 

Integrationsmaßnahmen wie Deutsch- oder Wertekurse, 

so sie denn gebraucht werden. So könnte im Zuge der 

Antragstellung etwa ein Zusammenarbeitsvertrag unter-

schrieben werden, der individuelle Integrationsschritte 

aufzeigt. Oder es könnte ein Wiedereinstiegsbonus ein-

geführt werden, der den Einstieg in den Arbeitsmarkt 

gewissermaßen prämiert. Oder es könnte eine Verpflich-

tung zur Verrichtung gemeinnütziger Tätigkeiten einge-

führt werden, die wichtig ist, um Menschen eine Tages-

struktur zu geben, die wichtig ist, um Menschen einen 

Sinn zu geben, um ihnen Verantwortung zu geben. 

Schlussendlich ist diese Novelle zahnlos, weil nach 

wie vor nicht von Geldleistungen abgegangen wird. Wir 

haben schon gehört, dass Millionen ans Ausland über-

wiesen werden. Dem könnte entgegengewirkt werden, 

indem man mehrheitlich von Geldleistungen auf Sach-

leistungen umstellt. (Beifall bei der ÖVP.)  

Werte Abgeordnete, das sind unsere Vorschläge und 

diese darf ich jetzt in Form unseres Antrages einbrin-

gen. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)  

Präsident Dipl.-Ing. Martin Margulies: Als Nächste zu 

Wort gemeldet ist Frau Abg. Hebein. - Bitte sehr.  

Abg. Birgit Hebein (GRÜNE): Werter Herr Vorsitzen-

der! Geschätzte Frau Landesrätin! Werte Kollegen und 

Kolleginnen!  

Bevor ich auf die Debattenbeiträge der Frau Abg. 

Hungerländer und der Frau Abg. Emmerling eingehe, 

würde ich gerne noch etwas sehr Allgemeines zur Min-

destsicherung sagen, und zwar Folgendes: Wir haben in 

den letzten zwei Jahren in den öffentlichen Debatten 

immer wieder erlebt, dass vieles behauptet worden ist, 

dann wieder widerlegt worden ist, wieder behauptet 

wurde, Falsches, Richtiges, und so weiter. Aber wir ha-

ben uns sehr wenig über die eigentliche Frage unterhal-

ten, was denn die zentrale Aufgabe der Mindestsiche-

rung ist. Ich werde daher heute das neue Gesetz, das wir 

jetzt vorlegen, dafür nützen, vielleicht schaffen wir es 

tatsächlich, dieses eingefahrene Spektakel, Arme gegen 

Ärmere auszuspielen, oder diesen sehr würdelosen 

Diskurs der letzten zwei Jahre ein Stück weit zu durch-

brechen.  

Das zentrale Ziel der Mindestsicherung ist aus mei-

ner Sicht nämlich, die Menschen, die in Notlagen sind, 

sozial und gesellschaftlich zu stabilisieren, aber auch, 

ihnen Unterstützung anzubieten, damit sie die Ursachen 

der Probleme überwinden können. Das heißt konkret, 
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natürlich ist da Geld wichtig, aber nicht nur, meine sehr 

geehrten Kollegen und Kolleginnen, weil das Geld im 

Grunde nur - unter Anführungszeichen - eine Absiche-

rung ist, eine Unterstützung, damit man die Ursachen 

annehmen und überwinden kann. Denn wenn jemand 

krank ist, aber nicht weiß, wie er die Miete zahlen soll, 

dann kann er oder sie nicht gesund werden. Oder wenn 

jemand nicht weiß, wie er sich das Essen besorgen soll, 

wie er Lebensunterhalt bezahlen soll, dann kann dieser 

Schritt nicht erfolgen, die eigentlichen Probleme oder 

Ursachen zu überwinden. Ich nehme einmal an, soweit 

kann es unter Ihnen allen hier keinen wirklichen Wider-

spruch geben.  

Die zweite Frage ist natürlich: Wie gehen wir sorg-

sam mit den Steuergeldern um? - Jetzt wird es schon 

etwas differenzierter, nehme ich an, denn was heißt 

sorgsam? - Wir wissen aus der Praxis, und es macht 

keinen Sinn, wenn wir dort nicht hinsehen, wir wissen 

auch von Studien, und es macht keinen Sinn, diese nicht 

ernst zu nehmen, dass Menschen durchschnittlich für 

neun Monate die Mindestsicherung erhalten. Aber es gibt 

40 Prozent der MindestsicherungsbezieherInnen, die 

innerhalb von einem Jahr nach 6 Monaten wieder eine 

Mindestsicherung erhalten. Warum ist das so? Öster-

reichweit ist es schlichtweg so, dass es auf vier Perso-

nen nur drei Angebote an Arbeitsmöglichkeiten im Nied-

riglohnsektor gibt. Das heißt, ohne abgeschlossene 

Berufsausbildung ist es irrsinnig schwierig, sich ein eige-

nes Leben aufzubauen. Auch ist es ein Faktum, dass die 

durchschnittliche Jobdauer in diesem Bereich unter ei-

nem Jahr liegt. Und dann spielt noch ein Faktor eine 

große Rolle: Wenn Menschen chronisch krank sind, 

schlechte Arbeitsbedingungen haben, ist es natürlich so, 

dass die Gefahr oder die Wahrscheinlichkeit sehr groß 

ist, wieder krank zu werden.  

Wir stehen also vor einer sehr entscheidenden Fra-

ge. Ist es wirklich sinnvoll, alles zu tun, dass Menschen 

in schlechtere Jobs geraten oder sie dorthin zu bringen, 

wenn man genau weiß, dass sie einige Monate später 

wieder auf die Mindestsicherung angewiesen sind? Ist es 

nicht einfach auch sinnvoller, in die Menschen zu inves-

tieren, in Ausbildung, in Gesundheit, in ihre Kinder, damit 

vielleicht sogar eine Spur länger, aber dass sie es dann 

schaffen, nicht mehr auf die Mindestsicherung angewie-

sen zu sein? Das halte ich für einen springenden Punkt, 

und diese Diskussion führen wir ja nicht. Wir sind so 

genügsam mit Überschriften, und das, was vor allem von 

ÖVP und FPÖ kommt, sind keine Antworten, nämlich 

keine Antworten auf die Sozialprobleme unseres Landes. 

Lassen Sie mich aber noch weitergehen. Ich versu-

che es wirklich einmal, es kann ja sein, dass Sie tatsäch-

lich auf den einen oder anderen Punkt der Diskussion 

einsteigen. Wir kommen nämlich jetzt zu einem erstaun-

lichen Problem, Frau Abg. Emmerling hat das jetzt schon 

angesprochen. Im Grunde sind die Bundesländer dafür 

zuständig, die Geldleistungen aus der Mindestsicherung 

zu zahlen, werden aber gleichzeitig dafür kritisiert, dass 

andere Institutionen, die für Ausbildung, Gesundheit, 

Deutschkurse zuständig sind, ihre Arbeit nicht machen. 

Im Grunde ist es so, dass ein Außenminister die Min-

destsicherung als zu hoch kritisiert, aber gleichzeitig 

seinen Job nicht macht, um genügend qualitätsvolle 

Sprachkurse zu schaffen. 

Wir haben noch ein erstaunliches Phänomen, das wir 

auch nie zur Sprache bringen, das wird von Ihnen zu-

mindest nicht getan: Die Mindestsicherung richtet sich 

nach dem Ausgleichszulagenrichtsatz. Wer verkündet 

denn den? - Das macht der Bund. Die Bundesregierung 

sagt, dieser Betrag ist heuer die Minimalgrenze, unter 

der rutschen Menschen in die Armut ab, und das ist 

genau diese Grenze, die wir auch für die Mindestsiche-

rung nehmen. Das heißt, wenn wir jetzt einmal versu-

chen, ernsthaft über die Mindestsicherung zu sprechen, 

wenn wir einmal versuchen, ernsthaft darüber nachzu-

denken, wie wir es denn schaffen, Armut zu bekämpfen 

oder dass Menschen würdevoll leben, dann müssen wir 

uns die Frage stellen, wie wir besser mit Institutionen 

zusammenarbeiten können, die auch dafür zuständig 

sind. 

Das beantwortet vielleicht schon eine Frage der Frau 

Abgeordneten vorher. Was wir hier in Wien vorlegen, ist 

eine verstärkte Kooperation mit dem AMS, mit der Wie-

ner Gebietskrankenkassa, mit der Pensionsversiche-

rungsanstalt, mit der eigentlich dringend notwendigen 

Kooperation der Wirtschaftskammer, die für Lehrausbil-

dungen zuständig ist. Eigentlich müssten wir die Koope-

ration mit dem Integrationsministerium noch mehr ver-

bessern. Erst dann, wenn diese Kooperation funktioniert, 

wenn wir die Menschen ernst nehmen in ihren Situatio-

nen, und wir reden hier vor allem von Menschen mit 

oftmals weniger Chancen am Arbeitsplatz, dann schaffen 

wir das Ziel, dass die Mindestsicherung das ist, was 

eigentlich ursprünglich immer gedacht war, dass Men-

schen in Notsituationen und jene, die arbeiten können, 

jede Art der Unterstützung erhalten, dass es ihnen auch 

ermöglicht wird. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Der nächste Punkt ist die Frage, welche Menschen 

überhaupt in Notlagen geraten, und da halte ich fest: Wir 

haben ein Drittel Kinder, die in Wien auf die Mindestsi-

cherung angewiesen sind, wir haben Pensionistinnen 

und Pensionisten, die auf den Dauerbezug der Mindest-

sicherung angewiesen sind, wir haben schwerkranke 

Menschen, wir haben Menschen mit Betreuungspflich-

ten. Wenn Sie dann die genauen Zahlen anschauen, 

reden Sie von der Opposition in erster Linie von einem 

Drittel der Menschen der Bezieher und Bezieherinnen. 

Das heißt, in der Vorbereitung zum neuen Wiener 

Mindestsicherungsgesetz haben wir uns natürlich auch 

angesehen, was denn die anderen Länder machen. Was 

machen die anderen Länder, wie können wir davon ler-

nen? Ein Punkt, der sehr, sehr spannend war, und damit 

haben wir uns intensiv auseinandergesetzt, war der 

Schweizer Kanton Waadt, die haben nämlich ihr Sozial-

system in Integrationsmaßnahmen umgestellt, vor allem 

für Jugendliche. Sie finden genau diese Anregungen und 

Erfahrungen, wir haben sie in Wien natürlich noch mehr 

verbessert, zu sagen, investieren wir vier Monate lang in 

Jugendliche, begleiten wir sie, bieten wir ihnen auch 

umfassende Angebote an. Da werden neue geschaffen. 

natürlich in Kooperation mit den Partnern und Partnerin-
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nen, damit sich vor allem Jugendliche nicht in der Min-

destsicherung verfestigen und eine Ausbildung erlangen. 

Wir haben uns auch die Niederlande angesehen, sehr 

spannend war vor allem, wie dort die Inklusionsprojekte 

laufen, beziehungsweise auch in Dänemark und Norwe-

gen, wie man mit schwer erkrankten Menschen umgeht, 

die von Armut betroffen sind. Das heißt, wir beginnen 

hier in Wien, das bestehende System zu verbessern, 

haben ein neues System für Jugendliche zwischen 18 

und 25 geschaffen, und das Ziel ist, dass wir hier bis 

2020 10.000 Jugendliche in Ausbildung und in ein 

selbstständiges Leben rausbringen. 

Was die Frage bezugnehmend auf das, was ich 

Ihnen vorher von der Kooperation mit den Institutionen 

erzählt habe, die eigentlich dafür verantwortlich sind, 

sein wird, wie Schwarz-Blau dieses Ziel unterstützen 

wird oder ob sie es sabotieren werden: Genauso ist es 

bei den Gesundheitsmaßnahmen, weil wir ja nicht einse-

hen, dass Menschen, die von der Mindestsicherung 

abhängig sind, hier nicht die Chance und die Möglichkeit 

zu Rehabilitationsmaßnahmen erhalten. Auch hier wer-

den wir sehen, ob Schwarz-Blau das unterstützt oder 

dieses Anliegen sabotiert. Wir haben ganz klar festge-

legt, dass jeder psychisch kranke Mensch auch die Ge-

legenheit haben muss oder Menschen, die psychische 

Probleme haben oder Gewalterfahrungen, auch hier 

sozialarbeiterische Betreuung kriegen. Auch hier eine 

Hilfe zur Unterstützung, und wir werden sehen, was 

Schwarz-Blau macht, ob sie es unterstützen oder sabo-

tieren. 

Was wir bisher erfahren haben, was passiert ist, ist, 

dass das schwarz-blaue Mindestsicherungsmodell aus 

Niederösterreich zu mehr Armut führt. Das Landesver-

waltungsgericht hat jetzt den Verfassungsgerichtshof 

beauftragt, zu überprüfen, wie sehr das niederösterrei-

chische Modell eigentlich der Rechtsprechung wider-

spricht. Himmel noch einmal, Sie kürzen mit diesem 

Deckeln vor allem bei Kindern, Sie nehmen vor allem 

Kindern ein Stück weit Perspektive und Chancen. Hier 

schaut gerade der Verfassungsgerichtshof, ob hier nicht 

der Gleichheitsgrundsatz verletzt ist, die Kinderrechte 

oder das Recht auf Familie. Sie machen hier in Nieder-

österreich schlichtweg sehr willkürliche, sehr sinnlose 

und würdelose Kürzungen bei Kindern und anerkannten 

Flüchtlingen und verletzen damit auch den Gleichheits-

grundsatz. In Wien achten wir auf diese Gesetze. In 

Wien wollen wir alles tun, dass wir mit Institutionen zu-

sammenarbeiten, Menschen in Notlagen unterstützen, 

schauen, dass sie in ein eigenes Leben rauskommen 

und dass sie sich auch selber ermächtigen und von ihren 

Problemlagen befreien. 

Jetzt kommen wir zum Menschenbild, natürlich steckt 

ein Menschenbild dahinter. Was wir zwei Jahre bei ÖVP 

und FPÖ erlebt haben, ist ein Menschenbild, dass die 

Menschen in Problemlagen, in Notsituationen von der 

Gesellschaft gedemütigt, benachteiligt, heruntergemacht 

werden. Ein Menschenbild, wo wir aber sagen, das kann 

es nicht sein, weil sie im Grunde hier den sozialen Frie-

den gefährden, denn das, was Sie uns hier mit diesem 

Menschenbild hinterlassen oder das, was Sie vorantrei-

ben, ist eine Generation voll Menschenverachtung, und 

wenn wir den Respekt vor den Menschen verlieren, dann 

gefährden Sie den sozialen Frieden. 

Das war jetzt der allgemeine Teil, jetzt kommen wir 

zum Konkreten. Was haben wir jetzt getan? Das eine ist, 

dass wir über 6.000 neue Angebote an Beschäftigung 

und Ausbildung für Jugendliche schaffen. Wir haben jetzt 

auch den Beschäftigungsbonus eingeführt, das heißt, 

allen Menschen, die arbeiten, wird das Urlaubs- und 

Weihnachtsgeld nächstes Jahr nicht mehr angerechnet, 

das heißt, je mehr Stunden die Menschen arbeiten, des-

to mehr Geld können sie sich behalten. Wir haben einen 

Beschäftigungsbonus plus installiert, wo man sagt, Ju-

gendliche, die ein halbes Jahr schaffen, sollen einen 

Extrabonus erhalten, Menschen, die es ein Jahr schaf-

fen, sollen einen zusätzlichen Bonus erhalten, weil es 

einfach die Realität ist, dass die Menschen immer wieder 

herausfallen, und das soll ein zusätzlicher Anreiz sein. 

Wir haben die Gesundheitsmaßnahmen für kranke 

Menschen verbessert und ermöglicht. Das war ein Anlie-

gen von Betroffenen, dass auch sie einen Zugang zu 

Rehabilitationsmaßnahmen haben. Das ist eine Form der 

Sachleistung, wenn es die Maßnahme gibt, wird sie statt 

dem 13. und 14. Bezug umgewandelt. 

Wir haben tatsächlich die Frauen in den Mittelpunkt 

gestellt. Sie haben nicht unrecht, wenn Sie von der Si-

tuation der Frauen erzählen, hier haben wir einen Schritt 

geschaffen, den ich für elementar wichtig halte, dass 

zukünftig das Geld auch zwischen Frauen und Männern 

auf den Konten aufgeteilt werden kann, dass ge-

schlechtsspezifische Nachteile ausgeglichen werden, 

dass es Beratungen und Begleitungen gibt, vor allem, 

wenn klar ist, dass hier Gewalterfahrungen sind. Das 

heißt, es erfolgt eine Sensibilisierung, es gibt die ver-

stärkte Kooperation mit den Institutionen. 

Ich werde Ihnen jetzt nicht die Details der Neustruktu-

rierung der MA 40 aufzählen. Natürlich gibt es ein Trans-

parenzpaket, sehr, sehr ausführlich die Quartalsberichte, 

die demnächst veröffentlicht werden. Da können Sie 

dann alles nachvollziehen, Sie können nachvollziehen, 

welche Menschen welchen Alters Problemlagen betref-

fen und Mindestsicherung erhalten, welche ausgestiegen 

sind, wie hoch der Anteil an Menschen ist, die erwerbstä-

tig sind und eine Aufzahlung erhalten. Das ist auch ein 

guter und wichtiger Schritt. 

Kommen wir noch zu ein paar Details, die mir wichtig 

sind. Frau Abg. Emmerling, im Grunde danke ich Ihnen 

sehr, dass Sie hier differenzieren und auch das Positive 

sehen, das wir hier mit dem neuen Mindestsicherungs-

gesetz geschaffen haben. Ich halte es tatsächlich für 

einen elementar wichtigen Schritt, was die Armutsbe-

kämpfung hier in Wien anlangt, vor allem in Zeiten von 

Schwarz-Blau. Was Sie aber auch hier sagen, vielleicht 

habe ich Sie missverstanden, weil es keine einheitliche 

Bundesregelung gibt, die wir alle gerne wollen, dass es 

würdevolle Mindeststandards in diesem Land gibt, dass 

Menschen nicht in andere Länder gehen müssen, weil es 

sich mit ein paar Hundert Euro nicht leben lässt, weil wir 

nicht wollen, dass sich einzelne Länder aus der Sozial-

verantwortung ziehen - Klar: Rot und Schwarz sind ge-
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scheitert und klar wäre das die beste und sinnvollste 

Möglichkeit gewesen. Das aber als Grund zu nehmen, zu 

sagen, wir unterstützen kein Wiener Gesetz, das wir im 

Grunde sehr gut finden, kann ich nicht ganz nachvollzie-

hen von den NEOS, muss ich ganz ehrlich sagen. 

Bei einem muss ich Sie korrigieren: Selbstverständ-

lich ist es so, dass alle dem Arbeitsmarkt zur Verfügung 

stehen müssen, alle beim Arbeitsamt gemeldet werden 

müssen, und selbstverständlich ist es so, Sie haben das, 

glaube ich, gemeint, dass man alles tun muss, um auch 

für den Arbeitsmarkt vorbereitet zu sein und dazu gehö-

ren die Integrationsmaßnahmen. Das ist bestehendes 

Gesetz und wird auch so jetzt noch konkretisiert. 

Wenn Sie davon sprechen - Entschuldigung, ich 

switche ein bisschen zwischen Ihnen -, dass Sie gerne 

hätten, dass die Kindermindestsicherung in Sachleistung 

umgewandelt werden sollte. Ich weiß noch nicht genau, 

was Sie mit diesem Bildungsscheck meinen, das ist für 

mich so eine Überschrift, wenn Sie sich das genau an-

schauen, ist es das, was Sie ja eigentlich immer wieder 

von den NEOS kritisieren. Wir haben EU-geförderte 

Schulstartpakete, wir haben tatsächlich den Kinderkul-

turpass, wir haben schon so viele Angebote, um Kindern 

die Teilhabe zu ermöglichen. Es hat dann auch total viel 

Gespräche mit Lehrern und Lehrerinnen und Eltern ge-

geben, wie wir es vielleicht schaffen, dass wir einen Teil 

davon umwandeln, ohne hier einen bürokratischen 

Wahnsinn loszutreten beziehungsweise ohne dass die 

Dynamik in den Klassen losgeht, wer hier ausgegrenzt 

wird und wer die Unterstützung erhält. (Abg. Mag. Beate 

Meinl-Reisinger, MES: Da wird niemand ausgegrenzt!) - 

Ich sage Ihnen nur, Frau Meinl-Reisinger, Sie können 

sich gerne melden, ich sage Ihnen nur, wie die Rückmel-

dung aus der Praxis war: Vorsicht. Die Rückmeldung von 

den Betroffenen, vor allem von den Alleinerziehenden 

war: Nehmen Sie uns noch die Kindermindestsicherung - 

dazu muss man wissen, dass der Durchschnitt, was jetzt 

Familien erhalten, zirka 600 EUR sind -, kürzen Sie uns 

die, nehmen Sie die Kindermindestsicherung, fehlt das 

Geld. Es fehlt, weil man auch das Geld zum Leben 

braucht, und dann wären wir mit Kärnten an letzter Stelle 

gewesen, was die Unterstützung der Kinder anlangt. 

Das heißt, wenn man genau reingeht, und das ist ei-

ner der Gründe, warum die Verhandlungen so lange 

gedauert haben, weil es irrsinnig viel Netzwerktreffen 

gegeben hat: Was ist denn praktikabel, was sind denn 

nicht nur Überschriften? Natürlich wäre es eine tolle 

Überschrift, zu sagen, wir schützen jetzt die Wiener und 

Wienerinnen und machen eine Wartefrist. Das ist aber 

reine Symbolpolitik, das wissen Sie. Die Menschen 

kommen nach Wien und werden sich nicht aufhalten 

lassen. Die werden dann halt drei Monate durchtauchen, 

und wir haben am anderen Ende wieder mehr Probleme, 

was Obdachlosigkeit anlangt, die Probleme vor allem am 

Wohnungsmarkt, weil hier ja der Zugang nicht da ist für 

den sozialen Wohnmarkt, das wissen Sie auch. Insofern 

machen wir keine Symbolpolitik, dafür haben wir uns 

einfach entschieden, dafür haben wir auch intensiv ge-

kämpft. 

Jetzt möchte ich noch zwei Punkte herausnehmen, 

weil es mir wichtig ist und weil ich auch die letzten vier 

Tage sehr genau zugehört habe. Wir hatten den Tag der 

Kinderrechte, die ÖVP hat davon gesprochen, wie wich-

tig Familie ist: Familie über alles, Familie über alles. 

Dann müssen Sie auch in Kauf nehmen, dass Sie genau 

damit, was Sie jetzt mit dem Deckel vorhaben, genau 

Familien damit schaden. Dann haben Sie auch den An-

stand, zu sagen, für uns sind Kinder unterschiedlich viel 

wert. Die Familien, die besonders von Armut betroffen 

sind, sind nämlich die Familien mit mehreren Kindern, 

Alleinerzieherinnen ab drei Kindern. Sie können das 

überall transparent nachlesen, Sie kommen ja immer mit 

dem Rechnungshofbericht. Genau bei diesen Familien, 

genau bei den Alleinerzieherinnen schneiden Sie rein 

und sagen, kommen Sie mit dem wenigen Geld aus, wir 

von der ÖVP sind für Kürzungen. Diese Verantwortung 

übernehmen Sie dann. Das ist weder sozial zu rechtferti-

gen noch rechtlich. Das ist Ihre Verantwortung, vielleicht 

überlegen Sie es sich noch einmal, wo denn noch ein 

Funkten an christlich-sozialem Wert bei Ihren Vorschlä-

gen ist. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Jetzt komme ich zur FPÖ, was für eine Freude. (Abg. 

Dominik Nepp, MA: Endlich! Wir warten schon sehnsüch-

tig!) - Ja, Herr Abg. Nepp, ich freue mich auch. Ich werde 

jetzt gar nicht davon sprechen, wie sehr wir uns, wenn 

wir von sozialer Sicherheit sprechen, irgendwann mit 

Rechtsextremismus und Islamismus auseinandersetzen 

müssen, wie sehr die beiden zusammenhängen. Diese 

Diskussionen werden wir in den nächsten Monaten, 

glaube ich, noch ausführlich führen, denn es ist noch ein 

bisschen unklar, wie sehr Ihre Burschenschafter jetzt an 

Macht gewinnen. (Zwischenruf von Abg. Dominik Nepp, 

MA.)  

Ich gehe nur zu einem Punkt, Herr Abg. Nepp. Sie 

haben bei der Mindestsicherung beim Budget davon 

gesprochen: Die Dahergelaufenen, die ins Sozialsystem 

gehen. Das ist eine Wortwahl, die ich schon einmal ... 

(Abg. Dr. Wolfgang Aigner: Mehr ist das nicht!) - Warum 

sind Sie jetzt aufgeregt? - (Abg. Dr. Wolfgang Aigner: Wir 

reden über Mindestsicherung!) - Ja, wir reden über Min-

destsicherung, wir reden über soziale Sicherheit, wir 

reden über die Zukunft, was soziale Sicherheit anlangt. 

Sind wir uns einig? (Abg. Dr. Wolfgang Aigner: Sie reden 

über Islamismus, Rechtextremismus und Burschenschaf-

ten! Sie haben das Thema verfehlt!) - Wir reden darüber, 

dass Sie seit zwei Jahren eine Kampagne gegen sozial 

ärmere Menschen gefahren haben, darüber reden wird. 

Wir reden jetzt darüber, wie es zusammenhängt.  

Wenn ein Abg. Nepp jetzt hier über die Dahergelau-

fenen im Sozialsystem redet, sind das Wortjargons, die 

immer wieder kommen, das ist Teil Ihrer Politik, dann 

werde ich darauf Bezug nehmen. Ich habe mich nämlich 

gefragt, ab wann für die FPÖ eigentlich ein Mensch ein 

Mensch ist? (Abg. Mag. Wolfgang Jung: Vielleicht kann 

ich Ihnen helfen!) Diese Frage habe ich mir gestellt, denn 

wenn man das beobachtet, die Sündenbockpolitik, 

Flüchtlinge, dann sozial Schwache … (Zwischenruf von 

Abg. Armin Blind.) Wie wird es weitergehen? Jetzt wer-

den schon Institutionen in Frage gestellt, Gewerkschaf-
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ten. Das ist eine Entwicklung. Ich habe mich gefragt: Wo 

finde ich etwas bei der FPÖ, ab wann ein Mensch ein 

Mensch ist? Früher haben Sie von den Ausländern, die 

ohne österreichischen Pass, gesprochen. Jetzt kommen 

Sie plötzlich damit, dass es autochthone Menschen sein 

müssen. Dann habe ich nachgeschaut, Herr Abg. Nepp, 

im Handbuch freiheitlicher Politik, Seite 100, da machen 

Sie ganz klar, was Sie unter autochthonen Menschen 

verstehen, nämlich die autochthonen Volksgruppen 

würden dann letztendlich gleichbehandelt wie jene Zu-

wanderergruppen, die erst nach dem Zweiten Weltkrieg 

in Österreich ansässig wurden. Das heißt, für Sie sind 

autochthone Gruppen nur diejenigen, die vor dem Zwei-

ten Weltkrieg nach Österreich gekommen sind. Das steht 

in Ihrem Handbuch. (Abg. Mag. Wolfgang Jung: Das 

steht im Gesetz so!) Das heißt, Sie haben ganz genau 

aufgeklärt, Sie haben über die generativen Beiträge 

geredet, die unterschieden werden müssen, Kinderbei-

tragszeit. Schauen Sie nach!  

Das heißt, ich fordere jetzt wirklich jeden und jede 

auf, sich einmal zu überlegen, wann die Mutter, wann der 

Vater nach Österreich gekommen ist, die Großmutter, 

der Großvater. (Abg. Mag. Wolfgang Jung: Darum geht 

es gar nicht!) - Doch, es geht darum. Sie haben ein Men-

schenbild, Sie hetzen hier gegen Menschen, gegen 

MindestsicherungsbezieherInnen. Sie sagen, nur für 

unsere Leute. Ich sage Ihnen jetzt als Spiegel: Autoch-

thon heißt für Sie Volksgruppen, die erst vor dem Zwei-

ten Weltkrieg gekommen sind. Die akzeptieren Sie als 

autochthone Menschen. (Abg. Dominik Nepp, MA: Dann 

haben Sie es nicht verstanden! Dann verstehen Sie auch 

das Volksgruppengesetz nicht!) Das, muss ich ehrlich 

sagen, ist für uns ein Auftrag, ein Auftrag zu schauen, 

dass der soziale Frieden in unserem Land wirklich erhal-

ten wird, dass die Mindestsicherung allen Menschen, die 

in Notsituationen sind, tatsächliche zu Gute kommt. (Ruf 

bei der FPÖ: Das sagen die GRÜNEN!) Ich verstehe 

schon Ihre Aufregung, ich verstehe es schon. (Abg. Dr. 

Wolfgang Aigner: Reden Sie mit dem Schwarzen Block 

darüber, den Sie fördern!) Das tut weh, aber Sie müssen 

sich auch mit dem auseinandersetzen, dass wir für so-

zialen Frieden stehen, dass wir heute hier stehen und 

sagen, wir haben ein Mindestsicherungsgesetz, wo die 

Würde des Menschen geachtet wird, wo Menschen 

gleichbehandelt, wo Menschen in Notsituationen Unter-

stützung erhalten. Wir investieren, damit sie es schaffen, 

ohne Mindestsicherung auszukommen. (Anhaltende 

Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

So, zum Abschluss. Ich weiß, dass Sie das wahnsin-

nig amüsiert, das kann ich mir so richtig vorstellen. (Abg. 

Dr. Wolfgang Aigner: Denken Sie an Ihr Nationalratser-

gebnis!)  

Präsident Prof. Harry Kopietz (unterbrechend): Liebe 

Kollegen der FPÖ! Es kann sich jeder zu Wort melden, 

aber ich höre keinen Ton. (Abg. Dr. Wolfgang Aigner: Sie 

redet eh nichts!) - Ja, das macht ja nichts. (Beifall bei der 

FPÖ.) - Das ist noch lange nicht der Grund, dass ihr 

reden dürft. Es wäre aber nett, ihre Meinung vielleicht zu 

hören. Bitte, Frau Abgeordnete. 

Abg. Birgit Hebein (fortsetzend): Gerne mache ich 

das. Ich habe mir einen Zettel mit ungefähr 40 Namen 

geschrieben, das sind alles Personen, die im letzten Jahr 

verhandelt haben. Diesen Zettel finde ich nicht. Herr 

Stanzl, Sie sind da, ich habe Sie schon gesehen. Jawohl, 

ich werde in erster Linie Ihnen danken. Sie waren einer 

derjenigen, weil ich auch auf BeamtInnenebene verhan-

delt habe, der sehr viel verhandelt hat. Wir haben hier 

mit der MA 40, mit WAFF, mit AMS, mit Institutionen 

verhandelt. Wir haben an die 20 Stellungnahmen von 

NGOs bis Arbeiterkammer, und so weiter erhalten. Es 

haben hier an diesem Gesetz so dermaßen viele Men-

schen mitgearbeitet. Manchmal war die Auseinanderset-

zung hart, aber wir haben es geschafft. Wir haben hier 

tatsächlich gemeinsam mit den BeamtInnen, wir haben 

gemeinsam mit Betroffenen, mit NGOs gearbeitet. Ich 

sage natürlich auch an mein Team vielen Dank, Cordula 

Höbart und Lukas Wurz. Ich danke für die Rückende-

ckung auch von Bgm Häupl, Maria Vassilakou und David 

Ellensohn, und nicht zuletzt und in erster Linie: Frau 

Stadträtin, ein großes Danke. Dieses Gesetz ist ein wich-

tiger Schritt. Stimmen Sie zu! - Vielen Dank. (Beifall bei 

GRÜNEN und SPÖ.) 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Für eine tatsächliche 

Berichtigung hat sich Herr Abg. Kowarik gemeldet. Bitte, 

Herr Abgeordneter. 

Abg. Mag. Dietbert Kowarik (FPÖ): Herr Präsident! 

Die Vorrednerin hat, wie soll ich sagen, in relativ ein-

fach strukturierter Weise - um keinen Ordnungsruf zu 

bekommen - behauptet und hat sich dabei auf das 

Handbuch freiheitlicher Politik berufen, die FPÖ würde 

autochthon definieren, was autochthone Menschen sind 

und was nicht, und hat sich diesbezüglich auf die Seite 

100 dieses Handbuches berufen. Es ist falsch, dass es 

dort um eine Menschendefinierung geht. Das ist eigent-

lich auch relativ leicht erkennbar, wenn man die Über-

schrift zu diesem Kapitel liest, das heißt nämlich: „Unse-

re Volksgruppen. Wertvoller Bestandteil unserer Heimat.“ 

Da geht es schlicht und einfach darum, welche Volks-

gruppe in Österreich autochthone Minderheit ist und 

welche nicht und nicht um irgendeinen Menschenbegriff. 

(Abg. Armin Blind: Bundesverfassung!) 

Frau Kollegin, das ist ein relativ lächerlicher Versuch, 

uns da irgendetwas zu unterstellen. Das ist abzulehnen. 

(Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Als Nächster zu Wort 

gemeldet ist Herr Abg. Seidl. Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abg. Wolfgang Seidl (FPÖ): Herr Präsident! Sehr 

geehrte Frau Landesrätin! Meine Damen und Herren! 

Ich hätte jetzt gute Lust, auf einiges zu replizieren, 

was meine Vorvorrednerin gesagt hat, die Frau Hebein. 

Ich möchte es aber vielleicht bei einem Satz belassen: 

Ich glaube, es wäre gescheit und klug, wenn sie öfters im 

freiheitlichen Handbuch etwas nachlesen würden, denn 

dann hätten wir nicht solche Gesetze, die wir heute hier 

beschließen. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. Mag. Dietbert 

Kowarik: Aber gescheit nachlesen! - Abg. Armin Blind: 

Das versteht sie nicht!) 

Wenn wir schon dabei sind, wir Freiheitlichen werden 

dieses, unserer Meinung nach grottenschlechte und 
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auch vollkommen am Ziel vorbei vorgelegte Gesetz 

selbstverständlich so lange wie möglich verunmöglichen. 

Das heißt, wir werden auch heute der zweiten Lesung 

nicht zustimmen. (Abg. Dipl.-Ing. Omar Al-Rawi: Das 

kommt morgen.) - Ja, wir sehen uns dann morgen wie-

der, lieber Herr Kollege, ich freu mich schon darauf. 

Weil heute doch schon einiges über die Wienerinnen 

und Wiener gesprochen wurde, gehe ich jetzt auf die 

Wiener Steuerzahler ein, die sich ja ganz besonders 

freuen, dass sie im heurigen Jahr knapp 700 Millionen 

für die Mindestsicherung bezahlen werden. Das sind 

mittlerweile unglaubliche Summen, und ich habe mir ein 

wenig die Zahlen der letzten Jahre angesehen und 

möchte sie mit dem Jahr 2011 vergleichen. Warum seit 

2011? - Seit 2010 regiert Rot-Grün, und das Jahr 2010 

mache ich Ihnen noch nicht zum Vorwurf, da waren die 

Sozialdemokraten noch allein, aber ab dem 2011 haben 

Sie da ja fest mitgewerkt. Da gab es damals 129.000 

Mindestsicherungsbezieher. Ende des Jahres werden 

wir, so hört man von der Frau Landesrätin, kolportiert 

208.000 Personen haben, die auf Mindestsicherung 

angewiesen sind. Das bedeutet, jeder Neunte, der heute 

in Wien lebt, bezieht zumindest teilweise Mindestsiche-

rung. Das muss man sich echt einmal auf der Zunge 

zergehen lassen: Jeder neunte Wiener muss Mindestsi-

cherung beziehen. (Abg. Peter Kraus, BSc: Und daher 

nimmt man sie ihnen weg!) Dass das dann natürlich mit 

unglaublichen Kosten einhergeht, ich habe vorher die 

knapp 700 Millionen genannt, ist selbstverständlich klar. 

Noch eine Zahl, die man nicht wegdiskutieren kann, und 

dieses Mal möchte ich 2014 und 2016 vergleichen: Im 

Jahr 2014 waren noch 61 Prozent der Mindestsiche-

rungsbezieher österreichische Staatsbürger, heute sind 

es weniger als 50 Prozent. Das heißt, meine Damen und 

Herren, Sie spielen mit dem Steuergeld der Wienerinnen 

und Wiener Weltsozialamt, denn anders kann man es 

nicht nennen, wenn man sich anschaut, woher die Per-

sonen kommen. Wir haben das ja in einer Anfrage alles 

erfragt, da gibt es wirklich fast kein Land auf dieser Welt, 

die nicht Staatsbürger haben, die bei uns dann Mindest-

sicherung kassieren. 

Ganz heftig ist es bei den Zahlen natürlich insgesamt 

mit der Zahl der Bezieher, wir haben am 3. März 2017 in 

einer mündlichen Anfrage an die Frau Stadträtin erfragt, 

wie viele Personen es denn gab, die bis Ende 2016 

Mindestsicherung bezogen haben, wie viele davon Ös-

terreicher waren, wie viel davon EU-Bürger waren, Dritt-

staatsangehörige, und so weiter und haben dann eben 

die Zahlen bekommen. Ich habe sie da ja schon einmal 

genannt, damals 191.141, ich erspare Ihnen jetzt, das 

noch einmal im Detail aufzuzählen, rund 32 Staatenlose 

waren damals in dieser Anfragebeantwortung dabei. Aus 

welchem Grund, ich weiß es leider heute nicht mehr, 

haben wir dann Mitte des Jahres das Ganze noch einmal 

schriftlich erfragt, und da war dann etwas sehr Eigenarti-

ges. Die Zahlen haben sich nämlich verändert und zwar 

nicht um 2 oder 3, sondern da ist es dann wirklich resch 

geworden. Da haben wir dann nämlich erfahren, nicht 

191.141 Personen haben Mindestsicherung bezogen, 

sondern 194.875, das sind doch um 3.500 Personen 

mehr. Komischerweise waren dann in dieser schriftlichen 

Aufstellung keine Staatenlosen mehr, aber wir haben 

dann 1.002 sonstige Personen gehabt, und das ist et-

was, was ich bis heute noch nicht verstehe. Wenn je-

mand nicht österreichischer Staatsbürger ist, wenn je-

mand nicht EU-Bürger ist und nicht Drittstaatsangehöri-

ger ist, dann ist er auf dieser Welt, aus meinen Ver-

ständnis her, nicht mehr subsumierbar. Trotzdem gibt es 

1.002 Sonstige. (Ruf bei der FPÖ: Das dritte Ge-

schlecht!) Gut, sei es drum, ja, der Kollege hat recht, es 

ist vielleicht eines der dritten, vierten oder fünften Ge-

schlechter, das mag schon sein, dass es das ist. 

Bei dieser umfangreichen schriftlichen Anfrage ist 

dann noch etwas sehr Eigenartiges passiert. Wir haben 

uns nämlich auch nach Herkunftsländern aufgliedern 

lassen, wo diese Personen denn herkommen, und da 

gibt es dann die Aufzählung. Ich nenne jetzt einmal Ser-

bien, Bosnien-Herzegowina, historisches Serbien-

Montenegro, Mazedonien, Kosovo, Slowenien und Kroa-

tien. Aus meinem Verständnis her ist das das gesamte 

historische Jugoslawien, trotzdem gibt es in der Aufzäh-

lung zusätzlich noch historisches Jugoslawien mit 502 

Personen. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Wo die herkom-

men? - Ich weiß es nicht, vielleicht können Sie uns das 

irgendwann einmal sagen. (Abg. Mag. Wolfgang Jung: 

Quereinsteiger!) - Quereinsteiger, 502 Quereinsteiger 

werden das gewesen sein. 

So geht das ja weiter, und der Rechnungshof hat ja 

nicht umsonst vor gar nicht allzu langer Zeit, ich werde 

es jetzt einmal nett formulieren, die Magistratsabteilung 

40 kritisiert, wie dort mit den Daten umgegangen wird, 

wenn überhaupt Daten erfasst werden, wie die Auszah-

lung dort erfolgt, die erfolgt oft anscheinend auf Zuruf, 

keine Ahnung, komm irgendjemand und sagt: „Brauche 

Geld“ und „hole Frist“. 

So haben wir das dann auch mit den Kosten der 

Mindestsicherung, denn auch da ist etwas passiert, was 

ich bis jetzt eigentlich nicht für möglich gehalten hätte. 

Meine Damen und Herren, wir haben in der letzten Aus-

schusssitzung, Sie werden sich erinnern können, einen 

Antrag vorgefunden, dass 30,5 Millionen mehr für die 

Mindestsicherung gebraucht werden, es muss aufge-

stockt werden. Das wurde dann von Rot-Grün selbstver-

ständlich durchgewunken. (Abg. Kurt Wagner: Winken 

tun wir nicht, wir stimmen ab!) - Ihr habt abgestimmt, 

nicht durchgewunken, ja. (Abg. Kurt Wagner: Ihr habt 

jederzeit die Möglichkeit mitzureden! - Abg. Mag. Diet-

bert Kowarik: Na geh! - Abg. Kurt Wagner: Ich dachte, 

die Zwischenrufe gehören dazu! - Abg. Mag. Dietbert 

Kowarik: Na eh!) In dem Antrag steht, man braucht eben 

diese 30,5 Millionen EUR, weil man von 662,549 Millio-

nen EUR auf 693,049 Millionen erhöhen muss. So weit 

so gut oder so weit so schlecht, wie wir halt meinen. 

Bitte, vielleicht die Zahlen merken, 693 Millionen, ma-

chen wir es ohne den Rest. Dann bekomme ich vorges-

tern schriftlich eine Anfragebeantwortung, datiert Wien, 

21. November 2017, mit freundlichen Grüßen, Sandra 

Frauenberger, da steht, die Kosten der Wiener Mindest-

sicherung für 2017 werden 684,279 Millionen sein. Also 

was stimmt jetzt? Wie viel werdet ihr ausgeben? 693 
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Millionen, 684? Ich glaube, ihr wisst das auch nicht. Ihr 

habt keine Ahnung, an wen ihr das auszahlt und ihr wisst 

auch nicht, wie viel ihr auszahlt. Das ist das Riesenprob-

lem. (Beifall bei der FPÖ.)  

Man könnte ja glauben, okay gut, das ist halt in der 

Sozialdemokratie so, dass man da nichts ändert, aber 

dem ist ja nicht so. Es gibt ja auch vernunftbegabte So-

zialdemokraten, und einer hat sich jetzt geoutet, der 

Bürgermeister von Linz: „SPÖ ändert Kurs bei Mindestsi-

cherung.“ Es geht ja, und ich glaube, wenn Sie sich ein 

bisschen einen Ruck geben würden - Ich habe ja auch 

gehört, dass sich der Bürgermeisterkandidat Schieder 

vorstellen kann, dass er da Änderungen vorsieht. Jetzt 

bin ich unter Garantie nicht jemand, wo sich der Herr 

Schieder freuen würde, wenn ich ihn da großartig vertei-

dige, aber das war an sich einmal der erste Schritt in 

eine richtige Richtung. Wenn Sie acht Monate dafür 

brauchen, um mit den GRÜNEN so ein Gesetz auszu-

verhandeln und da vorzulegen, dann dürfen Sie sich bitte 

nicht wundern, wenn wir das ablehnen. Wie gesagt, wir 

werden auch die zweite Lesung heute verhindern. - 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der 

FPÖ.)  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Als Nächste zu Wort 

gemeldet ist Frau Abg. Mörk. Bitte, Frau Abgeordnete. 

Abg. Gabriele Mörk (SPÖ): Sehr geehrter Herr Prä-

sident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Sehr geehrte 

Damen und Herren! 

Die letzte Möglichkeit zu helfen, das letzte soziale 

Netz und das wichtigste Instrument der Armutsbekämp-

fung ist die Mindestsicherung. Frau Abg. Hungerländer, 

jetzt ist sie nicht mehr da … (Ruf bei der ÖVP: Da ist 

sie!) - Entschuldigung, ich habe Sie nicht gesehen, ich 

habe ein Stück weiter nach hinten geschaut. Wieso heißt 

es, das letzte soziale Netz? - Die Mindestsicherung und 

früher die Sozialhilfe beruhen nicht auf einer Versiche-

rungsleistung, dass man etwas einzahlt, sondern wenn 

man keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld oder was 

auch immer hat, ist das die Subsidiarität der Sozialhilfe 

gewesen und jetzt der Mindestsicherung, wenn es keine 

andere finanzielle Unterstützung mehr gibt, dann tritt die 

Mindestsicherung in Kraft oder wenn das Einkommen so 

gering ist und unter diesem Richtsatz liegt, dann tritt die 

Mindestsicherung in Kraft. Deshalb kann man das in 

meinen Augen nicht mit einer Versicherungsleistung 

verknüpfen. 

Die Mindestsicherung, meine sehr geehrten Damen 

und Herren, hat uns in den letzten Monaten immer wie-

der in diesem Haus befasst, und im Gegensatz zu ÖVP 

und FPÖ ist es unser Anliegen, die Armut zu bekämpfen 

und nicht die Armen. Kürzungen und Deckelungen wie in 

anderen Bundesländern kommen für uns nicht in Frage. 

Ich kann da nur der Frau Abg. Emmerling beipflichten: 

Natürlich wäre uns auch eine bundeseinheitliche Lösung 

wichtiger gewesen, und sie wäre auch wesentlich sinn-

voller gewesen, aber diese bundeseinheitliche Lösung ist 

gezielt von der ÖVP verhindert worden. (Beifall bei SPÖ 

und GRÜNEN.) 

Wir betreiben auch keine Symbolpolitik auf den Rü-

cken der Schwächsten. Wir überlegen uns nicht, wie 

man Arbeitslosen, Kranken oder alten Menschen oder 

Familien mit mehreren Kindern das Leben schwer ma-

chen kann, und wir spielen auch nicht eine Bevölke-

rungsgruppe gegen die andere aus. Wir kürzen nicht, wir 

deckeln nicht, wir grenzen nicht aus, und wir schüren 

auch keinen Neid. 

Die rot-grüne-Stadtregierung hat sich auch ganz be-

wusst für einen anderen Weg entschieden. Unsere klare 

Botschaft lautet, wenn man Hilfe und Unterstützung 

braucht, dann bekommt er sie auch, und wir lassen nie-

manden in dieser Stadt im Stich. Landesrätin Sandra 

Frauenberger hat von Anfang an immer gesagt, der 

Wiener Weg ist eine inklusive und nicht eine exklusive 

Sozialpolitik. Perspektiven und Chancen durch eine 

aktive Arbeitsmarktintegration, Motivation und Anreize 

stehen dabei im Mittelpunkt. 

Der Schwerpunkt dieser neuen Mindestsicherungs-

novelle liegt besonders bei der Gruppe der jungen Men-

schen. Im Sinne der Verteilungsgerechtigkeit ist es sehr 

wichtig, junge Menschen in Arbeit und raus aus der Min-

destsicherung zu bringen. Die Mindestsicherung darf und 

kann keine Perspektive für junge Menschen sein. Eigen-

ständigkeit, Selbstbestimmung und eine eigenständige 

Existenzsicherung muss das vorrangige Ziel für junge 

Menschen sein. Daher werden vor allem jungen Men-

schen im Alter von 18 bis 25 Jahren gezielt Ausbildung 

und Beschäftigung erhalten. Sie werden gefördert, aber 

sie werden auch gefordert. 

Birgit Hebein hat schon gesagt, unser Ziel ist es 

auch, bis zum Jahr 2020 10.000 junge Mindestsiche-

rungsbezieher aus der Mindestsicherung herauszubrin-

gen. Wien schafft auch als erstes Bundesland Mindest-

standards für jungen Erwachsene, die sich am Grad der 

Aktivierung beziehungsweise Mitwirkung orientieren. Bei 

Verweigerung drohen auch Sanktionen. Das Projekt 

„Back to the Future“, wir haben das hier im Juni des 

Vorjahres im Gemeinderat beschlossen, wird auch über 

MA 40, AMS und den Europäischen Sozialfonds finan-

ziert, soll fortgeführt und natürlich auch noch ausgebaut 

werden. In 2 sozialökonomischen Betrieben stehen 200 

Transitarbeitsplätze zur Verfügung, und das Ziel ist, die 

Integration in den ersten Arbeitsmarkt oder die Teilnah-

me an geeigneten Qualifizierungs- und Ausbildungs-

maßnahmen. 

Frau Emmerling hat gefragt, was man denn vorhat, 

wie man Menschen qualifizieren will oder was das Ange-

bot ist. Eines davon ist eben „Back to the Future“. Dann 

gibt es die Aktion 2020, da geht es um eine Qualifizie-

rung gemeinsam mit dem AMS Wien und sie umfasst 

Beschäftigungsmaßnahmen und Basisbildung für Wie-

dereinsteigerinnen und junge Mütter. Die Beteiligung an 

der Aktion 20.000, da geht es um arbeitslose Menschen 

über 50 Jahren, und da ist es ja noch vor dem Sommer 

gelungen, ein entsprechendes Programm im Parlament 

zu beschließen. Es bleibt zu hoffen, dass natürlich auch 

dieses Programm bei einer neuen Bundesregierung 

fortgesetzt wird. 

Innerhalb der nächsten 12 Monate sollen 3.000 Be-

zieherinnen und Bezieher der Mindestsicherung zusätzli-
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che Angebote bekommen. Auf längere Sicht gibt es 

konkretere Angebote für 6.700 Personen. 

Abg. Hebein hat schon erzählt, dass in der Mindest-

sicherung Neu der Wiener Beschäftigungsbonus ist, 

dass die Sonderzahlungen nicht mehr angerecht werden, 

und der Beschäftigungsbonus plus, damit sich Arbeit 

auch wieder lohnt und Dauerleistung und Zugang zum 

Case Management von der Wiener Gebietskrankenkas-

se wurden bei dir schon erwähnt. 

Ein ganz wichtiger Schwerpunkt in dieser Novelle der 

Mindestsicherung ist auch das sozialarbeiterische Ange-

bot, das stark ausgebaut werden soll. Vor allem die 

Wohnungssicherung ist in meinen Augen ein ganz, ganz 

wichtiger Punkt, denn da geht es auch um Prävention, 

um nicht vielleicht Menschen in die Obdachlosigkeit zu 

bringen. Das ist ein ganz wichtiger Schwerpunkt dieser 

Sozialarbeit, aber natürlich sollen auch die Sozialarbeit 

und diese Gespräche dazu dienen, dass die Arbeitsfä-

higkeit und die Vermittelbarkeit von den Mindestsiche-

rungsbeziehern verbessert werden. Nur eine entspre-

chende Begleitung und Unterstützung sind auch die 

Grundvoraussetzung dafür, dass dieses ambitionierte 

Programm, das sich die Wiener Stadtregierung vorge-

nommen hat, letztendlich auch erfolgreich sein kann. 

In diesem Gesetz werden erstmals auch Rechte so-

wie klar transparente und nachvollziehbare Regeln ver-

ankert. Dem umfangreichen Unterstützungsangebot 

stehen aber auch entsprechende Regeln und Maßnah-

men bei Verstößen gegenüber. Es besteht die Pflicht 

zum Einsatz der Arbeitskraft beziehungsweise zur Mit-

wirkung bei arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, neu ist 

auch das Mitwirkungsrecht im Rahmen einer Zusiche-

rungserklärung, wenn es zum Beispiel um Integrations-

maßnahmen geht. Sanktionen sollen in Zukunft zeitnah 

und effektiver erfolgen. Neu ist auch, dass es die Mög-

lichkeit gibt, den Bezug der Mindestsicherung an Aufla-

gen und Bedingungen zu binden. 

Mangelnde Transparenz, wir haben das jetzt gerade 

gehört, kann auch sehr oft zu Misstrauen und Mythenbil-

dungen führen. Deshalb wurden auch folgende Maß-

nahmen gesetzt: Es ist ein Wiener Sozialbericht im Wie-

ner Mindestsicherungsgesetz verankert, standardisierte 

vierteljährliche Berichterstattungen sollen erfolgen und, 

wie ich heute erfahren habe, ist auch der Quartalsbericht 

online abrufbar und es soll auch regelmäßig Enqueten 

zum Thema Mindestsicherung geben. 

Mit der vorliegenden Novelle wurde aber auch ein 

Großteil der Empfehlungen des Rechnungshofes umge-

setzt. Landesrätin Sandra Frauenberger hat ja im März 

des heurigen Jahres eine Taskforce unter der Leitung 

von Peter Stanzl eingesetzt, und diese arbeitet zügig an 

der Neuorganisation der MA 40. Neben dem Abarbeiten 

der Rechnungshofempfehlungen stehen vor allem die 

Ablauforganisation der MA 40, das Prüf- und Kontrollsys-

tem, die IKT sowie die Schaffung eines neuen Bericht-

wesens im Mittelpunkt. Die größte Herausforderung in 

diesem Bereich ist, glaube ich, die IKT. In Kürze wird 

auch eine Studie vorliegen, die in Auftrag gegeben wur-

de, um das derzeitige Software-Verarbeitungsprogramm 

zu evaluieren. Erforderliche Anpassungen werden erstellt 

und sollen auch im neuen Mindestsicherungsgesetz 

sukzessive abgearbeitet werden. 

Die Weiterentwicklung der IKT ist jedenfalls ein ganz 

zentraler Schritt bei der Reorganisation der MA 40. Ge-

nau das ist auch so das Problem der Schnittstellen. Die 

MA 40 erhält auch Daten über das Zentralmeldeamt, und 

dann kann es vorkommen, dass bei der Staatsbürger-

schaft vielleicht Sonstige steht, nicht deshalb, weil das 

von der MA 40 nicht überprüft wurde, sondern weil das 

so über die Daten des Zentralen Melderegisters übermit-

telt wurde. In den nächsten Monaten werden die Ergeb-

nisse sukzessive abgearbeitet, und die Taskforce wird 

ihre Arbeit bis Ende Februar, Anfang März fortsetzen und 

dann auch abschließen. 

Ich darf jetzt noch gemeinsam mit meinen KollegIn-

nen Silvia Rubik, Kurt Wagner, Birgit Hebein und Brigitte 

Meinhard-Schiebel einen Antrag betreffend Abschaffung 

des Vermögensregresses einbringen. Die Abschaffung 

des österreichweiten Vermögensregresses in der statio-

nären Pflege mit 1.1.2018 ist ein sozialpolitischer Mei-

lenstein, eine lange Wiener Forderung und ist auch sehr 

zu begrüßen. Mit den dafür vorgesehenen 100 Millionen 

EUR wird aber nicht das Auslangen gefunden werden 

können. Daher fordern wir in dieser Beschlussresolution 

die neue Bundesregierung auf, zügige Gespräche mit 

den Ländern aufzunehmen, um die Abschaffung des 

Vermögensregresses weiterzuentwickeln. Vor allem 

sollen die Einnahmenentfälle der Gemeinden und Länder 

vollständig kompensiert werden. 

Ich möchte mich an dieser Stelle auch recht herzlich 

bei Peter Stanzl bedanken. Du hast, glaube ich, ein mehr 

als anstrengendes Jahr hinter dir. Du hast nicht nur die 

Taskforce geleitet, sondern du hast auch federführend 

an der Novelle des Wiener Mindestsicherungsgesetzes 

gearbeitet. Dafür recht herzlichen Dank. (Beifall bei SPÖ 

und GRÜNEN.)  

Ich möchte mich aber auch beim Team der Taskforce 

für die engagierte Mitarbeit bedanken, bei allen, die an 

dieser Novelle der Wiener Mindestsicherung mitgearbei-

tet haben, vor allem, glaube ich, ist in diesem Fall der 

Fachbereich Mindestsicherung am meisten gefordert 

gewesen. Recht, recht herzlichen Dank an alle. Der 

größte Dank gilt den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 

den Sozialzentren, die tagtäglich einen unheimlich tollen 

Job machen. - Vielen Dank dafür. (Beifall bei SPÖ und 

GRÜNEN.)  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die rot-

grüne Stadtregierung hat sich bei der Mindestsicherung 

Neu für den inklusiven Weg der Sozialpolitik entschie-

den. Dabei geht es nicht nur um Arbeitsmarktintegration, 

Landesrätin Sandra Frauenberger sagt das immer wie-

der und hat das heute auch in der Fragestunde gesagt, 

es geht auch um eine starke Bildungspolitik, eine starke 

Lohnpolitik, Arbeit muss sich wieder auszahlen, sondern 

es geht auch um qualitätsvolle Arbeitsplätze. Das alles 

ist auch immer eine Frage der Gerechtigkeit und der 

Verteilungsgerechtigkeit. Ich bin fest davon überzeugt, 

dass die Investition in die soziale Gerechtigkeit auch eine 

Investition in die soziale Sicherheit ist. Alle Wienerinnen 

und Wiener profitieren wiederum von dieser Investition, 
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egal, ob sie einen Job haben, von dem sie gut leben 

können, oder ob sie dieses soziale Netz brauchen. Auch 

die Reichen profitieren von diesen Investitionen in die 

soziale Sicherheit. Ich darf Sie daher, meine sehr geehr-

ten Damen und Herren, ersuchen, dieser Novelle Ihre 

Zustimmung zu geben. - Danke schön. (Beifall bei SPÖ 

und GRÜNEN.)  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Als Nächste zu Wort 

gemeldet ist Frau Abg. Meinl-Reisinger. Bitte, Frau Ab-

geordnete. 

Abg. Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES (NEOS): 

Herr Präsident! 

Ich gehe noch einmal ganz kurz auf die Mindestsi-

cherungsdebatte ein. Im Prinzip hat aber meine Kollegin 

Bettina Emmerling schon alles gesagt, aber ich würde 

gerne noch ein paar Punkte einfach hier rausgreifen, 

auch in den Repliken, die gekommen sind. Zunächst 

unterstreiche ich ganz massiv, was Sie gesagt haben, 

Frau Kollegin Mörk, dass das hier das letzte soziale Netz 

ist und nicht mit einer Versicherungsleistung durcheinan-

dergebracht werden kann. Daher verstehe ich ganz 

offengestanden die Argumentation vor allem auch der 

ÖVP nicht, zu sagen, man muss vorher einbezahlt ha-

ben, weil das eben genau das Wesen des letzten sozia-

len Netzes ist, dass wir Menschen hier abfangen. (Beifall 

bei den NEOS.)  

Neben der sozialen Funktion hat das selbstverständ-

lich eine enorme gesellschaftspolitische und Sicherheits-

funktion. Es würde mich schon interessieren, einmal in 

Richtung von FPÖ und ÖVP gesprochen, wie man sich 

das praktisch vorstellt. Ich weiß, dass Sie generell das 

Thema Asyl und dass zu viele Menschen Asyl bekom-

men, thematisieren. Lassen wir aber in dem Fall einmal 

die Frage der Gesetzeslage zum Thema Asyl und auch 

die Verwaltungspraxis sozusagen beiseite. Sagen wir, es 

gibt hier Menschen, die einen Asylstatus bekommen, 

sind also Asylberechtigte. Das ist auf Grund unserer 

gesetzlichen Bestimmungen des Rechtsstaats auch von 

Ihnen zu akzeptieren, dass die jetzt hier Asylberechtigte 

sind. Diese Asylberechtigten hätten jetzt nach den Vor-

stellungen von FPÖ und ÖVP keinen Zugang zu diesem 

Mindestsicherungsnetz, weil sie ja noch nie einbezahlt 

haben. (Abg. Mag. Caroline Hungerländer: Keinen vollen 

Zugang!) - Na gut, aber wenn Sie sagen, noch keinen 

vollen Zugang, ist es ja etwas anderes. Denn grundsätz-

lich zu sagen, man hat erst Anspruch, wenn man einbe-

zahlt hat, ist etwas anderes, als zu sagen, man hat einen 

anderen Anspruch auf eine andere Höhe. (Abg. Mag. 

Manfred Juraczka: Dann hätten Sie zuhören müssen!) 

Das ist eine andere Debatte. Das hat sich vorher von 

Ihnen anders angehört, aber ich verstehe auch die Sinn-

haftigkeit. (Abg. Mag. Caroline Hungerländer: Das habe 

ich wortwörtlich gesagt!) - Das kann schon sein, aber das 

ist das, was wir auch vorher gerade diskutiert haben. 

Man muss zuerst eingezahlt haben, und das ist einfach 

falsch. 

Der zweite Punkt, den ich schon ansprechen möchte, 

ist, worum es ja letztlich auch dabei geht, dass man sagt, 

wir bieten diese Mindestsicherung, dass wir es ermögli-

chen, dass die Menschen hier in einer Wohnung leben, 

Ausbildungsplätze haben können, so sie nicht ohnehin 

kostenlos zur Verfügung sind, und es sich ermöglichen 

können, sich zu integrieren. Da können wir generell eine 

Debatte über die Frage der Höhe und über die Frage der 

Leistungsanreize führen. Das ist auch unser Hauptgrund, 

warum wir nicht mitstimmen, weil unseres Erachtens hier 

Leistungsanreize, wie wir uns diese vorstellen, in dieser 

Gesetzesvorlage nicht verwirklicht sind. Das aber grund-

sätzlich in Frage zu stellen, halte ich einfach für falsch. 

Zur Frage, ob das alleinige Problem darin besteht, 

dass es hier um Asylberechtigte geht: Nein, das sehe ich 

nicht. Natürlich hat die Menge zugenommen und haben 

dadurch auch die Ausgaben massiv zugenommen, aber 

wenn man rein auf die finanziellen Probleme, vor denen 

Wien und auch die Republik Österreich stehen, sieht, 

wenn man sagt, wo es Konsolidierungsmöglichkeiten im 

Haushalt gibt, ist, ehrlich gesagt, die Mindestsicherung 

ein geringes Thema im Vergleich zu den hohen Kosten 

wie Pensionssystem und Gesundheitssystem. (Beifall bei 

den NEOS.) Das ist also eigentlich eine schändliche 

Diskussion, die hier geführt wird, völlig am Thema vorbei, 

wenn Sie es am finanziellen Aspekt aufhängen. 

Wenn Sie es am Thema Pull-Wirkung aufhängen, 

dann nehmen Sie sich bitte an der eigenen Nase. Ich 

meine, wir stehen hier auch nicht zum ersten Mal und 

fordern eine österreichweite Regelung. Ich habe auch als 

Erste hier in Österreich die Notwendigkeit einer Resi-

denzpflicht in die Debatte eingebracht, das heißt, einer 

Wohnsitzauflage, dass man sagt, na ja, also dann, wenn 

man nach der Grundversorgung den Asylstatus zuer-

kannt bekommt und in die Mindestsicherung gehen 

möchte, dann muss es aus integrationspolitischen Erwä-

gungen, sprich, Jobchancen, Zugang zum Wohnungs-

markt, Zugang zu Ausbildungsplätzen, möglich sein, 

auch eine Wohnsitzauflage zu erteilen. Das hat die ÖVP 

verhindert. (Abg. Mag. Manfred Juraczka: Oberlehrer!) 

Das wäre eine wirkungsvolle Maßnahme, die wirklich 

auch Wien helfen würde. (Beifall bei den NEOS.) 

Wenn sich Wien nicht anders helfen kann, dann sind 

Sie für so eine Wartefrist. Frau Kollegin Hebein, das 

sehe ich ein bisschen anders, denn ich glaube sehr wohl, 

dass man sich die Frage stellt, ob ich direkt in ein Sozial-

system zuwandere oder dass ich mich eigentlich zuerst 

um einen Job bemühen muss. 

Jetzt noch ein Aspekt zur Höhe und zur Frage Sach-

leistungen versus Geldleistungen. Wir haben auch mit 

einigen gesprochen. Ich würde ja gerne an der Weisheit 

dieser ganzen Netzwerktreffen teilhaben, aber die Oppo-

sition ist ja bedauerlicherweise nicht eingebunden gewe-

sen. Das heißt, ich kann also leider nicht von diesem 

unermesslichen Schatz dieser Dialoge profitieren. Da 

haben wir halt selber auch Gespräche geführt. Was man 

aber schon auch sieht, ist, dass mir viele Arbeitgeber 

sagen, dass Menschen Jobs ausschlagen, weil sie sa-

gen, nein, es geht sich für mich aus, in der Mindestsiche-

rung zu sein. Das muss Ihnen doch zu denken geben. In 

so einer Gesellschaft will ich nämlich auch nicht leben, 

wo wir solche negativen Leistungsanreize setzen. Ich 

glaube, es tut der gesamten Gesellschaft einfach nicht 



Landtag, 20. WP 23. November 2017 21. Sitzung / 92 

 

gut. Das ist in diesem Gesetz nicht genug verwirklicht, 

und deshalb stimmen wir nicht zu. 

Ich wollte aber eigentlich auf den Antrag der Kollegin 

Mörk kommen. Ich habe es heute auch schon ein biss-

chen angesprochen. Worum geht es mir da? - Ich meine, 

wir haben vor der Wahl diese sehr überhastete Abschaf-

fung des Pflegeregresses gehabt. NEOS hat als einzige 

Fraktion nicht mitgestimmt. Wir wurden von verschie-

denster Seite viel gescholten, dass wir so, weiß ich nicht, 

so asozial und neoliberal wären, dass wir da nicht mit-

stimmen. Dabei haben wir gesagt, das geht nicht einfach 

so hopp oder tropp, die Finanzierung ist nicht gesichert, 

es ist mit den Ländern nicht besprochen, es ist den pfle-

genden Angehörigen bei der Pflege daheim nicht gehol-

fen, und wir schaffen natürlich dadurch Anreize, dass 

Menschen eher ins Heim kommen, die bis jetzt vielleicht 

zu Hause gepflegt wurden. (Beifall bei den NEOS.) 

Sie haben das alle - und zwar alle anderen Fraktio-

nen - immer vom Tisch gewischt. Ich habe dann eine 

Pressekonferenz gemacht und gesagt, es ist absolut 

unverantwortlich, einen so sensiblen Bereich wie die 

Pflege für wahltaktische Spielchen zu missbrauchen. 

Hier wird ohne ein nachhaltiges Konzept ein Finanzloch 

für zukünftige Generationen aufgerissen. Wir haben 

damals vorgerechnet und auch durch eine Anfrage ver-

sucht, an Zahlen zu kommen, dass die Stadt zuletzt 

Einnahmen von 35,8 Millionen EUR aus dem Pflegere-

gress hatte und diese Einnahmen nun wegfallen. Wir 

haben auch Sie gefragt, Frau Landesrätin, was Ihre 

Erwartungshaltung der Auswirkungen der Abschaffung 

des Pflegeregresses ist, und haben eigentlich keine 

Antworten bekommen, weder hinsichtlich des zukünfti-

gen finanziellen Mehrbedarfs noch in Bezug auf die 

Frage, ob da möglicherweise ein Run auf die Pflegeein-

richtungen einsetzen wird. Sie haben keine Antwort 

gegeben, auch nicht einmal Schätzungen auf die Frage 

nach der Zahl der zukünftig zusätzlich benötigten statio-

nären Pflegeplätze. Ich habe dann gesagt, im Jahr 2030 

werden 60.000 Wienerinnen und Wiener älter als 85 

Jahre alt sein, das sind um knapp 50 Prozent mehr als 

heute. Da kann man schon einmal abschätzen, was da 

auf Wien zukommt. Außerdem gab es zum damaligen 

Zeitpunkt ja schon Schätzungen des Sozialministeriums, 

dass der Bettenbedarf nach der Abschaffung des Pflege-

regresses allgemein um 10 Prozent ansteigen wird. Das 

heißt, dass Wien allein auf Grund der Abschaffung des 

Pflegeregresses mindestens 1.350 neue stationäre Pfle-

geplätze brauchen wird. Die jährlichen laufenden Kosten, 

so meine Vorrechnung damals, dürften sich auf etwa 50 

Millionen EUR pro Jahr belaufen und dazu kommen 

natürlich einmalige Errichtungskosten, die wir auf etwa 

100 Millionen EUR geschätzt haben, weil natürlich die 

größte finanzielle Belastung durch die Zunahme der 

Nachfrage nach stationären Plätzen, die noch nicht da 

sind, entstehen wird. Ich habe außerdem einige Maß-

nahmen gefordert.  

Ich möchte jetzt nicht alles vorlesen, was ich damals 

gesagt habe, ich habe aber damals auch prognostiziert, 

dass, wenn die Auswirkungen auf die Bundesländer 

sichtbar werden, wir sehen werden, dass dieser Pflege-

regress dann in Etappen ein bisschen zurückgenommen 

wird. Genau das sehen wir ja. Wenn wir jetzt über die 

Verhandlung von ÖVP und FPÖ lesen, wo auf einmal 

doch die Rede von möglicherweise Regressierungen am 

13. und 14. ist, also Pflegeregress light, dann hat das 

natürlich total gestimmt, was ich damals gesagt habe. 

Nur machen alle vor der Wahl Versprechungen, die sie 

dann ohnehin nicht halten können. (Beifall bei den 

NEOS.) 

Frau Kollegin Mörk, Sie haben mir damals als Reak-

tion auf meine Pressekonferenz irreführende Aussagen 

unterstellt. Sie haben mir gesagt, dass diese Vorrech-

nungen reines Wahlkampfgeplänkel und nur wahlkampf-

bedingt wären. Jetzt kommen Sie mit dem Antrag, der 

vollinhaltlich bestätigt, was ich im September gesagt 

habe. Das ist nicht verantwortungsvoll. So geht man 

nicht mit den Wählerinnen und Wählern vor einer Wahl 

um, wenn man nach der Wahl eigentlich doch zugeben 

muss, dass das alles gestimmt hat, was wir gesagt ha-

ben und dass das völlig überhastet passiert ist. (Beifall 

bei den NEOS.) 

Ein letzter Punkt noch, das ist in Richtung der SPÖ. 

Sie schreiben in dem Antrag, und das muss man sich 

einmal auf der Zunge zergehen lassen: Der Vermögens-

regress hat österreichweit für viele Seniorinnen und 

Senioren als Hemmnis für den Weg in eine qualitätsvolle 

stationäre Pflege und Betreuung gewirkt, in Sorge um 

das oft lebenslang Ersparte, das mühsam erarbeitete 

Eigenheim und dass die Früchte lebenslanger Arbeit 

seinen Kindern nicht hinterlassen werden können. Das 

verstehe ich jetzt wirklich nicht. Sie schaffen einen Pfle-

geregress, der sozusagen im Fall des Falles, wenn man 

sich dazu entscheidet, wenn es nicht mehr anders geht, 

einen Angehörigen in ein Pflegeheim zu geben und wenn 

ein Erbe da ist, dafür die Leistungen regressiert werden. 

Sie schaffen den Pflegeregress ab, diese quasi Erb-

schaftssteuer, wenn man so will, oder Regress an der 

Erbschaft, weil Sie sagen, das ist unsozial, und wollen 

den Ausfall mit einer Erbschaftssteuer für alle finanzie-

ren. Wo ist denn da der Unterschied zwischen dem le-

benslang Ersparten, dem mühsam erarbeiteten Eigen-

heim, den Früchten lebenslanger Arbeit? Das ist absolut 

unsozial. Das ist absolut unsozial und eine Augenauswi-

scherei. (Beifall bei den NEOS. - Abg. Dr. Kurt Stürzen-

becher: Für die Reichen!) 

Ein letzter Punkt noch: Ich habe gestern Abend das 

Vergnügen gehabt, mich lange mit Lotte Tobisch zu 

unterhalten, die auch, glaube ich, Präsidentin oder zu-

mindest in der Alzheimer Gesellschaft sehr engagiert ist. 

Die warnt auch davor, dass es falsche Anreize gibt, denn 

natürlich wissen wir, dass Betroffene gerne zu Hause 

gepflegt werden und dass es gerade im Fall von Alzhei-

mer Krankheit oder auch zunehmender Demenz natür-

lich nichts Besseres gibt, als in dem familiären Umfeld 

gepflegt zu werden. Denen bieten Sie überhaupt keine 

Hilfestellung. Die einzige Hilfestellung, die Sie haben, ist, 

zu sagen, wir zahlen das jetzt, die Allgemeinheit zahlt 

das jetzt. Das soll mittels einer Erbschaftssteuer von 

allen finanziert werden, und alle sollen in ein Heim kom-
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men. Das ist definitiv der falsche Weg. - Danke. (Beifall 

bei den NEOS. - Abg. Kurt Wagner: Das ist ja Unsinn!) 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Weitere Wortmeldun-

gen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für 

geschlossen und erteile der Berichterstatterin das 

Schlusswort. Bitte, Frau Stadträtin. 

Berichterstatterin Amtsf. StRin Sandra Frauenber-

ger: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich danke für die zum Teil doch sehr sachliche De-

batte, denn wir haben ja diese Woche schon einige Male 

über dieses Gesetz diskutiert und gesprochen. Ich möch-

te in aller Kürze noch einmal zusammenfassen, was 

dieses neue Wiener Mindestsicherungsgesetz umfasst. 

Es geht auf der einen Seite um die Schaffung eines 

Ausbildungs- und Beschäftigungspaketes, von dem wir 

uns die Vorteile erwarten, dass es den Arbeitsanreiz 

verstärkt, der jetzt ja auch gerade von der Vorrednerin 

noch einmal eingefordert wurde. Und dass man mit die-

sem Modell dazu kommt, dass die Menschen das Be-

wusstsein verstärken, dass Arbeit und Ausbildung sich 

lohnen und sich junge Erwachsene nicht in der Mindest-

sicherung verfestigen. Wir haben hier ganz klar das Ziel 

von Fordern und Fördern verfolgt und möchten hier auch 

die entsprechenden Ressourcen investieren, damit die 

Menschen auch aus eigener Kraft und eigener Stärke 

aus diesem letzten sozialen Netz rauskommen können 

und sich in den Arbeitsmarkt integrieren können und 

damit eben eigenständig existenzgesichert leben. Das ist 

das Ziel von allen, auch wenn die Zugänge dazu recht 

unterschiedlich sind.  

Zweitens geht es natürlich um diesen Beschäfti-

gungsbonus, der heute hier schon sehr intensiv darge-

stellt wurde. Den zu erarbeiten, war nicht einfach, aber 

es ist uns einfach darum gegangen, Erwerbsintegration 

nachhaltig zu gestalten, und das, glaube ich, kann uns 

mit diesem Modell sehr gut gelingen. Es ist auch darum 

gegangen, den Weg der Sachleistungen zu wählen, das 

ist uns auf der einen Seite durch die Umwandlung der 

Sonderzahlungen gelungen, auch das ist schon be-

schrieben worden, hinein in dieses Case Management, 

wo es ja auch in der aktiven Arbeitsmarktpolitik schon 

sehr erfolgreiche Modelle gibt und eine gute Kooperation 

auch mit der Pensionsversicherungsanstalt. Es ist wei-

ters darum gegangen, direkte Überweisungen vorneh-

men zu können, damit die Unterstützung dort hingeht, wo 

die Unterstützung auch tatsächlich gebraucht wird. 

Was mir auch noch sehr wichtig erscheint, das haben 

wir heute gar nicht so intensiv diskutiert, ist natürlich 

auch der Ausbau der Sozialarbeit. Das heißt, dass in der 

MA 40 in den Sozialzentren die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter einen Schwerpunkt auf die soziale Arbeit 

setzen, wenn es darum geht, die Wohnungssicherung zu 

garantieren oder wenn es darum geht, zu unterstützen, 

welche Maßnahme passend für die Arbeitsintegration ist. 

Da geht es natürlich auch um eine ganz konkrete 

Zielgruppenarbeit, nämlich um Jugendliche oder auch 

Frauen, wie wir es heute schon angesprochen haben, 

wenn es darum geht, Frauen zu bestärken und zu em-

powern, sich auch die eigenständige Existenzsicherung 

zum Ziel zu setzen und sich auch selbst in den Arbeits-

markt zu integrieren. 

Da sieht man ganz deutlich, dass die Wiener Min-

destsicherung natürlich nicht alleine alles organisieren 

kann, sondern dass es da eben Vereinbarkeitspolitik 

braucht, Bildungspolitik braucht, Arbeitsmarktpolitik 

braucht. Das hängt hier alles sehr eng zusammen, und 

das ist gut so. 

Gleichstellung von Frauen und Männern als durch-

gängiges Prinzip in der Wiener Mindestsicherung zu 

verankern, war mir sehr, sehr wichtig, gerade auch in all 

unseren Debatten zur Bekämpfung von Frauenarmut und 

der Abhängigkeit von Frauen von ihren Männern in Be-

darfsgemeinschaften, glaube ich, rechtfertigt diese Maß-

nahme, wie wir sie hier treffen. 

Wir haben, und das ist heute auch schon mehrfach 

diskutiert worden, Rechte, aber auch Pflichten und Sank-

tionen verankert, speziell Pflichten zum Einsatz der Ar-

beitskraft beziehungsweise zum Mitwirken an arbeits-

marktpolitischen Maßnahmen. Das zu konkretisieren, 

war uns wichtig. Wenn wir sagen, wir investieren in die-

ses soziale Netz, die Menschen in den Arbeitsmarkt zu 

integrieren, dann, denke ich mir, ist der Weg, den wir hier 

über diese Rechte, Pflichten und Sanktionen gewählt 

haben, der richtige.  

Nicht zuletzt haben wir auch ein Transparenzpaket 

erarbeitet, wo der Wiener Sozialbericht verankert wird 

und es Quartalsberichte geben wird, die gut vergleichbar 

sind. Damit könnten wir auch, abgesehen von der Trans-

parenz, endlich einmal ausschalten, dass da ständig 

Äpfel mit Birnen verglichen werden und das zum Teil 

sehr bewusst gemacht wird. Wir werden diesen Quar-

talsbericht haben, und der wird allen zugänglich sein. Ich 

glaube, das ist eine sehr, sehr gute Sache, sich auch mit 

der Weiterentwicklung und mit der Wirkung der Mindest-

sicherung auseinanderzusetzen, auch das haben wir uns 

fest vorgenommen. 

Wir haben nach dem Rechnungsabschluss 2016 

Kosten für die Mindestsicherung in der Höhe von 464 

Millionen EUR. Für 2017 erwarten wir Kosten in der 

Höhe von 693 Millionen EUR. Es ist mir auch noch ein-

mal wichtig, das hier entsprechend festzuhalten. 

Wir setzen auf eine inklusive und nicht auf eine ex-

klusive Sozialpolitik, ich habe das heute schon auch in 

der Fragestunde ein Mal mehr betont. Es geht nicht um 

Kürzen und Deckeln, das steht nicht am Programm der 

Wiener Mindestsicherung. Wir sagen, bei den Schwächs-

ten zu kürzen, das ist ja wohl wirklich keine Heldentat, 

sondern es geht darum, dass es keinen Rückbau des 

Sozialstaates gibt, sondern eine aktive Arbeitsmarktpoli-

tik und eine aktive soziale Sicherheit hier in dieser Stadt. 

Wir sind davon überzeugt, dass das Wien wesentlich 

mehr bringt und wesentlich mehr Menschen aus der 

Mindestsicherung herausholen kann als Kürzungen und 

Deckelungen, die heute wiederholt diskutiert worden 

sind. Ich denke mir, das ist eine gute Investition in die 

soziale Sicherheit und damit in die Sicherheit von allen, 

denn diese Investition ist nicht nur eine Investition für die 

Menschen im letzten sozialen Netz, sondern sie kommt 

allen Wienerinnen und Wienern zu Gute, egal, ob sie 
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arm oder reich sind. Ich glaube, damit haben wir den 

richtigen Schritt gesetzt. 

Ich möchte mich auch bedanken, bitte geben Sie mir 

diese Gelegenheit noch, wir haben lange und intensiv 

verhandelt. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 

MA 40 haben neben der Abwicklung ihres normalen 

Jobs, nämlich der Mindestsicherung an sich, Großartiges 

geleistet. Sie haben mit ihrer Expertise dazu beigetra-

gen, dass wir dieses neue Gesetz schaffen konnten. Ich 

möchte mich auf der einen Seite bei Peter Stanzl für 

seine Arbeit in der Taskforce bedanken, weil das ja mit 

dem Kreieren dieses neuen Gesetzes einhergegangen 

ist, aber auch für alles andere in der MA 40. Was du dort 

gemacht hast und auch mich in den Verhandlungen 

beraten hast. - Vielen herzlichen Dank. Ich möchte mich 

bei Daniel Schrotter und bei deinen Leuten bedanken, 

die mit ihrer juristischen Expertise Großartiges geleistet 

haben, bei dir, liebe Agnes Berlakovich. Bitte gebt das an 

alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter weiter, wir wissen, 

das sind ja immer nur die vorderen Köpfe, die man da 

nennt und dahinter passieren viele, viele Arbeiten von 

vielen, vielen Händen und von vielen Köpfen. 

Ich möchte mich auch bei allen bedanken, die sich im 

Begutachtungsprozess beteiligt haben und das zum Teil 

sehr ausgiebig und sehr umfangreich. Vielen, vielen 

Dank, das ist auch Feedback, vieles konnten wir einar-

beiten. Ich möchte mich natürlich auch bei meiner Koali-

tionspartnerin bedanken, liebe Birgit, wir haben es uns 

nicht leicht gemacht, aber ich denke, wir haben ein gutes 

Ergebnis im Sinne der Wienerinnen und Wiener hinge-

bracht. Somit darf ich um Zustimmung zum Wiener Min-

destsicherungsgesetz bitten. (Beifall bei SPÖ und GRÜ-

NEN.)  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Danke für das 

Schlusswort.  

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Geset-

zesvorlage, und ich darf jene Mitglieder des Landtages, 

die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustim-

men wollen, bitten, die Hand zu heben. - Das ist mit 

Stimmen der SPÖ und GRÜNEN mehrstimmig so be-

schlossen. Das Gesetz ist somit in erster Lesung ange-

nommen.  

Wir kommen zur Abstimmung über eingereichte Be-

schlussanträge. 

Eingebracht von den NEOS wurde der Beschlussan-

trag, der Wiener Landtag wolle beschließen, dass die 

verfassungsrechtliche Kompetenzverteilung insofern 

geändert wird, als die Bedarfsorientierte Mindestsiche-

rung in Fragen monetärer Transferleistung in Gesetzge-

bung und Vollziehung in die Zuständigkeit des Bundes 

übertragen wird. Wer diesem Antrag die Zustimmung 

erteilt, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das 

ist mit Stimmen der FPÖ und NEOS die Minderheit und 

somit abgelehnt.  

Der Beschlussantrag, eingebracht von den NEOS be-

treffend, der Wiener Landtag fordert die Landesregierung 

auf, einen Entwurf vorzulegen, der einen Teil des Kin-

derbetrages in der Mindestsicherung künftig als Sach-

leistung in Form eines Bildungsschecks vorsieht. Wer 

diesem Beschlussantrag die Zustimmung erteilt, ersuche 

ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmen 

der FPÖ, NEOS und ÖVP die Minderheit und abgelehnt.  

Beschlussantrag, eingebracht von den NEOS betref-

fend, der Wiener Landtag spricht sich dafür aus, das 

Wiener Mindestsicherungsgesetz dahin gehend zu än-

dern, dass die bestehende Anspruchsvoraussetzung um 

einen Mindestaufenthalt in Wien von drei Monaten er-

gänzt werde. Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilt, 

ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind nur 

die Antragsteller, somit die Minderheit. Der Antrag ist 

abgelehnt.  

Wir kommen zum Beschlussantrag der ÖVP betref-

fend die Bedarfsorientierte Mindestsicherung, der Land-

tag wolle beschließen, spricht sich aus, folgende Aspekte 

bei der Reform zu berücksichtigen: Schaffung einer 

gesetzlichen Regelung, wonach Geldleistungen für 

Mehrpersonenhaushalte mit einer bundesweiten einheit-

lichen Obergrenze von 1.500 EUR versehen werden, et 

cetera, et cetera. Wer diesem Antrag die Zustimmung 

erteilt, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das 

sind nur die Antragsteller, der Antrag ist somit abgelehnt.  

Wir kommen zum Beschlussantrag, eingebracht von 

der SPÖ und den GRÜNEN betreffend, der Landtag 

wolle beschließen, die Abschaffung des Vermögensre-

gresses wird begrüßt. Die Bundesregierung muss unver-

züglich gemeinsame Gespräche mit den Ländern, Ge-

meinden über die dadurch notwendige Weiterentwick-

lung der Pflegefinanzierung aufnehmen. Wer diesem 

Antrag die Zustimmung erteilt, ersuche ich um ein Zei-

chen mit der Hand. - Das ist mit Stimmen der GRÜNEN, 

SPÖ, FPÖ und ÖVP die Mehrheit. Der Antrag ist ange-

nommen.  

Das Gesetz ist somit in erster Lesung angenommen. 

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzes-

vorlage sofort vornehmen zu lassen. Ich darf jene Mit-

glieder des Landtages, die diesem Vorschlag ihre Zu-

stimmung erteilten, um ein Zeichen mit der Hand bitten. - 

Das ist mit Stimmen der GRÜNEN, SPÖ und NEOS nicht 

die erforderliche Zweidrittelmehrheit. Gemäß § 127 der 

Wiener Stadtverfassung wird die zweite Lesung dieses 

Gesetzes auf die Tagesordnung der nächstfolgenden 

Sitzung des Landtages gesetzt. 

Ich weise darauf hin, dass Herr Abg. Hobek ab sofort 

entschuldigt ist. 

Wir kommen zur Postnummer 4, die erste Lesung der 

Vorlage eines Gesetzes über die Errichtung eines Wie-

ner Gesundheitsfonds 2017. Berichterstatterin hierzu ist 

Amtsf. StRin Frauenberger. Ich darf bitten, die Verhand-

lung einzuleiten. 

Berichterstatterin Amtsf. StRin Sandra Frauenber-

ger: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abge-

ordnete! Ich bitte um Zustimmung. 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Ich schlage vor, die 

General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird 

gegen die Zusammenlegung ein Widerspruch erhoben? - 

Ich sehe keinen Widerspruch.  

Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr 

Abg. Dipl.-Ing. Dr. Gara. Bitte, Herr Abgeordneter. 
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Abg. Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara (NEOS): Herr Präsi-

dent! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Geschätzte Kolle-

ginnen und Kollegen! 

Wir werden diesem Gesetzesvorschlag nicht zustim-

men können, und ich möchte auch erklären, warum. Vor 

allem geht es uns um ein Thema, das wir in einer zukünf-

tigen Gesundheitsversorgung als ganz wesentlich sehen, 

nämlich die Primärversorgungseinheiten.  

Hier in diesem Gesetz werden natürlich die Regelun-

gen in der Form übernommen, wie sie auch im Primär-

versorgungseinheitengesetz formuliert sind. Hier wird vor 

allem im § 6b Bezug auf die Sonderbestimmungen für 

Primärversorgungseinheiten in Form von selbstständigen 

Ambulatorien genommen. 

Ich möchte Ihnen kurz erklären, warum wir dem nicht 

zustimmen können, warum wir auch dem Primärversor-

gungseinheitengesetz auf Bundesebene nicht zuge-

stimmt haben. Wir glauben, es geht um das Thema der 

Primärversorgung als Prinzip, aber nicht um die Organi-

sationseinheit. Wir haben das schon auf Bundesebene 

kritisiert, denn wie die Ausprägung der Organisations-

formen ist, sollte letztendlich eigentlich offen sein, ob das 

Gruppenpraxen sind, ob das eine Zusammenstellung 

von Ärzten, Pflegepersonal, ErnährungsberaterInnen, et 

cetera ist, wie das auszugestalten ist, sollte eigentlich 

offen bleiben. In der Form haben wir ein bisschen das 

Gefühl, es geht in Richtung Staatsmedizin. Das ist et-

was, was wir eigentlich nicht haben wollen, sondern das, 

was ganz wichtig ist, ist das freie Berufsbild des Arztes.  

Ein zweiter Aspekt, warum wir dem Gesetz auf Bun-

desebene nicht zustimmen konnten, und hier werden 

letztendlich die Prinzipien ja übernommen, ist, dass nicht 

die Möglichkeit besteht, dass Ärzte Ärzte anstellen kön-

nen. Das ist insofern besonders wichtig, da ja die Medi-

zin auch weiblicher wird, das heißt, letztendlich auch 

diese Vertretungsmöglichkeit zu haben, ist für uns ein 

sehr wichtiger Punkt in der Primärversorgung.  

Ein dritter Punkt für uns ist das, was hier im RSG ab-

gebildet ist, und auf das wird ja auch hier Bezug ge-

nommen, denn der § 6b gilt ja nur dann, wenn eine Pri-

märversorgungseinheit im RSG abgebildet wird. Ich sage 

einmal zwei Aspekte. 

Der eine Aspekt: Ich glaube nicht, dass in der kurzen 

Zeit bis zum Jahr 2021 25 Primärversorgungszentren 

nach diesem Prinzip errichtet werden können. Warum 

nicht? - Weil es nach wie vor eine letztendlich zu diffe-

renzierte Leistungshonorierung der Kataloge gibt und 

letztendlich auch die Leistungsabrechnung nicht adäquat 

ist. Das heißt, das Interesse, und das sehen wir ja, eine 

Kassenarztstelle zu übernehmen, sinkt. Es gehen sehr 

viel mehr in die Wahlarztordinationen, Privatärzte, und 

das heißt, ich halte das in der Form für kaum durchführ-

bar. Das ist die eine Seite. 

Auf der anderen Seite muss man sagen, dass eigent-

lich die Zahl viel zu wenig ist, um das zu ermöglichen, 

was wir tatsächlich brauchen, nämlich die Spitalsambu-

lanzen zu entlasten. Das ist nämlich eines der größten 

Einsparpotenziale, das wir haben. Wenn wir gerade 

diese Woche auch im Gemeinderat über das Budget 

gesprochen haben, dann liegt dort ein wesentlicher He-

bel der Einsparung, ein wesentlicher Hebel einer woh-

nortnahen Versorgung, das heißt, auch einer besseren 

Medizin. 

Das sind alles Gründe, warum wir sagen, eigentlich 

werden die Primärversorgungseinheiten, wie sie im Ge-

setz vorgeschrieben sind, so nicht funktionieren können. 

Man sieht das ja auch in der Praxis. Man sieht das da-

ran, dass zum Beispiel das Land, auch das Land Wien, 

am Beispiel Primärversorgungseinheit Mariahilf oder jetzt 

auch in der Donaustadt, ja Geld zuschießen muss. Sie 

müssen es zuschießen, weil es sonst nicht möglich wäre, 

längere Öffnungszeiten zu haben. Wir müssen es zu-

schießen, weil es sonst nicht möglich wäre, auch am 

Wochenende offen zu haben, weil es einfach nicht eine 

entsprechende Abgeltung gibt, die notwendig wäre. Wir 

sagen, lösen wir zuerst das Problem an der Wurzel, das 

heißt, eine Anpassung der Leistungen, eine Anpassung 

der Honorare und der Tarife, und erst dann diskutieren 

wir, wie eine solche Organisationsform aussieht.  

Wir wollen hier eigentlich vielfältige Formen, und viel-

fältige Formen heißt, auch Gruppenpraxen sollten die 

Möglichkeit haben, denn in der jetzigen Form führt es 

dazu, dass die Primärversorgungseinheiten gegenüber 

den Gruppenpraxen massiv bevorzugt werden. Das ist 

ein erheblicher Nachteil für den freien Beruf des Arztes, 

und das ist der Grund, warum wir dieses Gesetz auch 

ablehnen müssen. - Danke schön. (Beifall bei den 

NEOS.) 

Präsident Prof. Harry Kopietz: Als Nächster zu Wort 

gemeldet hat sich Herr Abg. Dr. Koderhold. Bitte, Herr 

Abgeordneter. 

Abg. Dr. Günter Koderhold (FPÖ): Sehr geehrter 

Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! 

Eine Gesetzesnovellierung ist ja oft ein Zeichen, dass 

irgendetwas nicht funktioniert, dass es irgendwo einen 

Defekt gibt oder dass in einem Bereich ein völlig neuer 

Weg beschritten werden muss, nicht kann, sondern 

muss. 

Der Hauptpunkt dieser Novellierung und auch der 

Punkt, warum wir das ablehnen. ist der § 5 des KAG, der 

sich mit der Errichtung von selbstständigen Ambulatorien 

beschäftigt, und vor allem hier der Bereich des Abs. 9. 

Hier steht: Die Errichtungsbewilligung für ein selbststän-

diges Ambulatorium, dessen Rechtsträger ein Kranken-

versicherungsträger ist, das heißt, das ist ein Kranken-

kassenambulatorium, wie wir es jetzt schon haben und 

wo wir jetzt schon wissen, dass die Performance weit 

unter dem einer Ordination oder einer Gruppenpraxis 

liegt. Diese Errichtungsbewilligung ist unter bestimmten 

Voraussetzungen - das ist noch der alte Text - zu ge-

nehmigen. Was jetzt neu dazukommt - und das sind 

zwar dürre Worte, aber sehr nachhaltige Worte -, ist: 

Dies ist jedenfalls dann der Fall - das ist der Punkt, der 

dazukommt -, wenn ein Auswahlverfahren für Primärver-

sorgungseinheiten zu keinem positiven Abschluss ge-

führt hat.  

Das impliziert natürlich zwei sehr schwerwiegende 

Tatsachen. Das eine ist, dass als Hintergrund hinter 

dieser Novellierung das Eingeständnis steht, dass die 
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Primärversorgungseinheiten nicht so funktionieren wer-

den oder gar nicht funktionieren werden, wie man es sich 

vorgestellt hat. Das ist relativ klar. Wir haben im Bereich 

der allgemeinmedizinischen Ausbildung einen erhebli-

chen Mangel an Kolleginnen und Kollegen, die in Ausbil-

dung sind. Wir hätten in Wien einen Bedarf von 300 

Allgemeinmedizinern, 17 sind in Ausbildung. Sie können 

sich unschwer vorstellen, dass sie mit diesem Angebot 

den Bedarf in keiner Weise decken können. 

Zusätzlich - und das ist ein sehr verunglücktes Ge-

setz, das Ärzteausbildungsgesetz von 2015 - müssen die 

Kolleginnen und Kollegen in Ausbildung zur Allgemein-

medizin eine sechsmonatige Praxis in einer allgemein-

medizinischen Ordination machen, deren Finanzierung 

nicht gesichert ist. Das heißt, man macht jetzt als Allge-

meinmediziner die Basisausbildung in einem Kranken-

haus, muss dann nach einer weiteren Spitalsausbildung 

sechs Monate in die Praxis zu einem anderen Allge-

meinmediziner und weiß nicht, ob man das bezahlt be-

kommt. Sie können sich vorstellen, dass es bei diesem 

geringen Prozentsatz an jungen Kolleginnen und Kolle-

gen, die sich aus Idealismus oder aus anderen Gründen 

für Allgemeinmedizin entscheiden, ein zusätzlicher Punkt 

ist, dass das Desinteresse für die gesamte Gesundheits-

versorgung schon bedrohlich ist. Hier ist einer der für 

mich unverständlichen Punkte, die ich schon unserer 

Landesrätin vorwerfen muss. Ich bin ja ansonsten mit 

meinen Vorwürfen relativ milde, aber in diesem Punkt 

kann ich es nicht sein. Ich verstehe es überhaupt nicht, 

dass diese verhältnismäßig geringen Beträge für die 

Praxis der Allgemeinmediziner nicht von der Gemeinde 

aufgebracht werden. Um Ihnen jetzt einmal die Dimensi-

onen zu verdeutlichen, wenn Sie jetzt die Subvention von 

einem immer hier in diesen heiligen Hallen genannten 

Theater um 5 Prozent kürzen, könnten die 50 Prozent 

Allgemeinmedizinern diese Praxis zahlen, die jetzt gar 

nicht wissen, wo sie das Geld herbekommen. Damit Sie 

nur einmal die Dimensionen sehen und das Versäumnis, 

ich hoffe nicht, dass es eine Geringschätzung ist, ich 

hoffe, es ist ein Versäumnis, sich das zu vergegenwärti-

gen. 

Dass es zusätzlich im Rahmen der Pensionierungs-

welle weiters zu einem sehr starken Abfall der Allge-

meinmediziner kommen wird, sollte eigentlich schon 

allen bekannt sein. Ich werde es trotzdem noch ein biss-

chen erläutern. Es gibt vielleicht immer noch welche, die 

sich ihr Kinderherz bewahrt haben und glauben, dass die 

Pensionierungswelle nicht so kommen wird, dass wir 

immer in einem gewissen Ärzteüberfluss schwelgen 

werden, das ist nicht der Fall. Es hängt damit zusam-

men, dass die Pensionierungswelle in Österreich, 

Deutschland und auch in Spanien zehn Jahre nach der 

der anderen Länder kam. Das hängt damit zusammen, 

dass der Babyboom nach dem Zweiten Weltkrieg bei den 

Siegermächten sofort aufgetreten ist, bei den anderen 

zehn Jahre später. Das heißt, man hätte jetzt viele Jahre 

Zeit gehabt, sich die Mechanismen anzusehen, wie die 

Länder, die eine Pensionierungswelle der Ärzteschaft 

schon erlebt haben, wie zum Beispiel Großbritannien 

oder die USA, das eigentlich bewältigen. Dass wir jetzt 

vor dieser Situation stehen, zeigt eigentlich deutlich, 

dass man es nicht getan hat. Man hätte einfach nur 

schauen müssen, wie das die anderen Länder machen, 

welche Strukturen sie ändern, welche Gesetze dazu-

kommen, um mit dieser Pensionierungswelle, die uns 

jetzt schicksalshaft treffen wird, umzugehen.  

Das hat man nicht gemacht, sonst hätte man die Ärz-

teausbildungsordnung 2015 so attraktiviert, so interes-

sant gemacht, dass sich viel mehr junge Kolleginnen und 

Kollegen für Allgemeinmedizin gemeldet hätten. Da man 

aber die Situation, dass wir eine Pensionierungswelle 

haben werden, die die allgemeinmedizinische Versor-

gung wie ein Tsunami wegfegen wird, einfach nicht ge-

sehen hat und die Alternativen sich in anderen Ländern 

nicht angeschaut hat, muss ich natürlich annehmen, 

dass es ein gewisses Desinteresse gibt. Nicht bösen 

Willen, ich glaube, dass auch alle innerhalb der Regie-

rungsparteien eigentlich gutwillig sind, aber man kann ja 

auch gutwillig sein und trotzdem denken und die Strate-

gie umsetzen. Man hat also über Jahre versäumt, sich 

Gedanken zu machen, wie andere Länder eigentlich mit 

dieser Pensionierungswelle, vor allem der Allgemeinme-

diziner, umgehen. Das hat man nicht gemacht, weil man 

eine sehr törichte Ärzteausbildungsordnung 2015 umge-

setzt hat, die uns jetzt auf den Kopf fällt, und hier - ich 

muss leider diesen Vorwurf wiederholen - kann ich es 

nicht verstehen, dass die Gemeinde Wien diese sechs 

Monate Praxis für Allgemeinmedizin finanziell nicht be-

gleichen will. 

Ich habe ja - wie Sie wissen -, da ich ja sehr lange in 

der Ärztekammer war, natürlich auch meine Kontakte, 

die ich nach wie vor pflege. Ich frage überall nach, ich 

höre immer, es gibt Gespräche, aber sonst nichts. Das 

ist ein bisschen wenig, denn wir haben dadurch jetzt 

nicht einmal die Allgemeinmediziner für diese Erstver-

sorgungszentren, was ja besonders lustig ist. Da wird ein 

großes Gesetz mit Tamtam beschlossen, mit viel media-

ler Beteiligung, mit viel Aufruhr, mit viel Engagement und 

dann gibt es nicht einmal die Berufsgruppe, die dafür 

zuständig wäre. Gut, für ein paar Erstversorgungszen-

tren. 

Ein Erstversorgungszentrum ist einfach beschrieben, 

das ist eine Gruppenpraxis mit schlechtem Vertrag. 

Wenn Sie Primärversorgungszentrum hören, das ist eine 

Gruppenpraxis, wo die Verträge so schlecht sind, dass 

es keiner machen will. Es werden sich aber sicherlich ein 

paar für ein Primärversorgungszentrum finden, und hier 

kommen wir gleich zu einem sehr interessanten neuen 

§ 6b. Da können auf einmal wieder die Krankenversiche-

rer als Gesellschafter auftreten, das heißt, man kann 

machen, was man will, die Krankenkassen wird man im 

Bereich der Allgemeinmedizin einfach nicht los. (Beifall 

bei der FPÖ.) 

Die Krankenkassen, das ist ein Bereich der Einfluss-

nahme auf der zweiten, dritten, vierten Ebene, die sich 

eigentlich schon als sehr autistisches Konstrukt innerhalb 

Österreichs und auch innerhalb Wiens dargestellt haben. 

Ein Beispiel, wie eigentlich abgekoppelt sich vor allem 

die Gebietskrankenkasse schon innerhalb der Gesund-

heitsversorgung darstellt, sind die Finanztransfers zwi-
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schen der Pharmig als der Dachverband der Pharmafir-

men und der Gebietskrankenkassen. Die bekommen 

regelmäßig Millionen an Geld, Millionen, in 2 Jahren 

ungefähr 165 Millionen, das ist keine Kleinigkeit. Da 

frage ich mich natürlich: Wofür, warum? Es heißt natür-

lich, das ist jetzt ein Solidaritätsbeitrag oder es wird ir-

gendein anderer Euphemismus dafür erfunden. Man 

kann sagen, so weit so gut, die Pharmaindustrie kostet 

es ja Geld und den Krankenkassen geht es ja so 

schlecht, also geben wir denen eine entsprechende 

Vergütung. Diese Einschätzung wird natürlich dadurch 

getrübt, dass die Krankenkassen im Bereich der soge-

nannten Polypharmazie, das ist die Gabe von mehr als 

fünf Medikamenten gleichzeitig, vor allem bei alten Pati-

enten, eigentlich seit 2014 nichts mehr machen. Man 

weiß aus einer großen Studie in den USA, dass etwa 20 

Prozent aller Krankenhausaufnahmen von Patienten 

über 65 durch eine Übermedikation stattfinden. Hier 

frage ich mich schon, ob die Krankenkasse überhaupt 

noch die Verträge, die Pflicht, die sie hat, erfüllt, erfüllen 

will oder erfüllen kann. Nur damit Sie verstehen, warum 

man wirklich einmal die Krankenkasse ein bisschen 

anders sehen muss und auch ein bisschen in ihrer Macht 

beschneiden muss. Man muss die Krankenkasse, wenn 

sie so säumig ist, wirklich an ihre Pflichten erinnern, und 

das werden wir selbstverständlich machen. (Beifall bei 

der FPÖ.)  

Ich wiederhole noch einmal: Die Gebietskrankenkas-

se bekommt Geld von der Pharmaindustrie, und seit 

2014 rühren die Krankenkassen eigentlich im Bereich 

der Polypharmazie kein Ohrwaschel mehr. 

Der Hauptverband ist überhaupt einer der Haupt-

schuldigen an dem Mangel von Allgemeinmedizinern. 

Interessant ist natürlich auch noch die Erklärung zu der 

Beschreibung, in der man zugibt, dass an sich die Erst-

versorgungszentren einfach so nicht funktionieren wer-

den. Da kann man natürlich sehr interessante ideologi-

sche und philosophische Statements sehen. Die will ich 

Ihnen nicht vorenthalten, ich glaube, niemand von Ihnen 

hat das freiwillig durchgelesen, aber es ist sehr interes-

sant. Da steht zum Beispiel: In diesem Zusammenhang 

ist darauf hinzuweisen, dass es Zentrale eines modernen 

Wohlfahrtsstaates ist, eine soziale Absicherung für alle 

gesellschaftlichen Gruppen zu garantieren. Es wird ein-

mal der Begriff Wohlfahrtsstaat verwendet. Jetzt muss 

man einmal wissen, und das ist ja sehr gut, wenn man 

sich - der Kollege lacht - die Konrad-Adenauer-Stiftung 

gelegentlich durchliest und sich den Unterschied zwi-

schen einem Sozial- und einem Wohlfahrtsstaat gibt. Der 

Sozialstaat ist ähnlich wie bei einer Versicherungsstruk-

tur, man hat eine gewisse Leistung und durch diese 

Leistung bekommt man im Falle eines Gebrechens, 

eines Problems, eines Unfalles eine Leistung, Pension, 

Frühpension, Invaliditätspension. Das ist der Sozialstaat. 

Der Sozialstaat verträgt auch offene Grenzen, weil er 

eben im Grunde genommen immer leistungsorientiert ist. 

Beim Wohlfahrtsstaat skandinavischer Prägung, den 

wir nicht nur in Worten, sondern, wie wir in Wien sehen, 

auch in Taten umsetzen, bedeutet es natürlich, dass die 

soziale Leistung auch denen gewährt wird, die in diesem 

Leistungsspektrum nicht existieren. Das sind natürlich im 

Rahmen der Migrationsströme Menschen, die nicht in 

diesen sozialen Topf einzahlen konnten, und jetzt kom-

men wird zu einem Widerspruch. Wir können jetzt für 

einen Sozialstaat sein, das bedeutet natürlich, dass man, 

wenn man eine bestimmte Leistung erbracht hat, dann 

auch im Sinne einer Risikosituation unterstützt wird, oder 

wir haben einen Wohlfahrtsstaat, in dem wir auch an 

Personen, die nicht im Leistungsprinzip tätig waren, 

Gelder und Leistungen ausschütten. Nur, und das ist ein 

international unbestrittenes, obwohl häufig diskutiertes 

Thema, ein Wohlfahrtsstaat funktioniert nur bei ge-

schlossenen Grenzen. Das ist mathematisch kleines 

Einmaleins. Wenn Sie sich zu einem Wohlfahrtsstaat 

bekennen, wenn Sie sich für einen Wohlfahrtsstaat ent-

scheiden, da gibt es, wie gesagt, sehr viele Beschrei-

bungen, Berechnungen darüber, dann müssen Sie die 

Grenzen nahezu schließen. (Beifall bei der FPÖ.) Das 

werden wir für Sie machen, Sie können sich sicher sein, 

wir werden das für Sie erledigen, und Sie werden uns 

sicherlich auch noch dafür dankbar sein. 

Ein anderer Punkt, den Sie vielleicht nicht so ohne 

Weiteres mitbekommen oder mitbekommen können, 

wenn Sie nicht gerade im medizinischen Bereich über 

längere Zeit gearbeitet haben, ist die Bürokratisierung 

der Medizin. Wie gesagt, ich gehe davon aus, dass jetzt 

die Gemeinde Wien, Krankenkasse, alle zu den Ärzten 

lieb und nett sind und alle gut bezahlen. Die Problematik 

ist allerdings die Bürokratisierung, es ist eine Verschie-

bung der Logik der Medizin zu einer Logik der Bürokra-

tie, und das Ende, trotz guter Bezahlung, ist immer der 

Dienst nach Vorschrift. Das Gefährlichste in der Medizin 

ist nicht etwa die Ideologie, wer Krankenhausträger ist, 

wem das Krankenhaus gehört oder wer jetzt die Löhne 

zahlt, sondern der Dienst nach Vorschrift. Dienst nach 

Vorschrift bedeutet, Sie haben eine halbleere Ambulanz 

und warten trotzdem fünf, sechs Stunden. Das ist Dienst 

nach Vorschrift. Das sind schwere Managementfehler, 

die sich durch eine Überbürokratisierung, durch eine 

Ritualisierung des Arzt-Patienten-Verhältnisses ergeben 

und die uns, trotz guter Bezahlung, aus meiner festen 

Überzeugung durch diese Überbürokratisierung, die wir 

natürlich auch in den Spitälern und in den Erstversor-

gungszentren immer mehr bekommen, droht. 

Ich will Sie jetzt nicht noch allzu sehr aufhalten, ja ich 

sehe schon, Sie haben es dort munter. Das erinnert mich 

an meine Volksschulzeit, da war ich auch immer so auf-

geweckt und so lustig in der letzten Reihe. Sie haben 

zwar keine Popcornsackerl, aber vielleicht das nächste 

Mal. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir lehnen das Gesetz ab, obwohl wir uns durchaus 

vorstellen können, dass die, die sich das Gesetz überlegt 

haben, wohlmeinend sind, es gut mit uns meinen, aber 

es ist lebensfremd. Aus diesem lebensfremden bürokra-

tischen Denken erweckt eine nicht suffiziente, teure und 

ineffiziente Medizin, und deshalb lehnen wir das ab. 

(Beifall bei der FPÖ.)  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Als Nächster zu Wort 

gemeldet hat sich Herr Abg. Deutsch. Bitte, Herr Abge-

ordneter.  
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Abg. Christian Deutsch (SPÖ): Herr Präsident! Frau 

Landesrätin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf wird das Ge-

setz über die Errichtung eines Wiener Gesundheitsfonds 

2017 erlassen, aber auch das Wiener Krankenanstalten-

gesetz 1987 geändert. Nicht weil, wie der Kollege 

Koderhold gemeint hat, vieles im Argen liegt, sondern 

weil die Planung, die Steuerung, die Finanzierung des 

Gesundheitswesens in Wien von diesem Wiener Ge-

sundheitsfonds fortgeführt, aber auch sichergestellt wer-

den soll, dass sich mittels vereinbarter Ausgabenober-

grenzen die öffentlichen Gesundheitsausgaben gleich-

laufend zum nominellen Wirtschaftswachstum entwi-

ckeln. (Zwischenruf von Abg. Mag. Wolfgang Jung.) Das 

sind wesentliche Punkte in diesem Gesetz und haben mit 

vielen Themen, die Sie heute hier angesprochen haben, 

nichts zu tun. 

Weitere Prinzipien sind dahin gehend definiert, dass 

für Patientinnen und Patienten der niederschwellige 

Zugang zur bedarfsgerechten Gesundheitsversorgung 

und deren hohe Qualität langfristig gesichert, aber auch 

ausgebaut wird. Es geht auch darum, dass Behand-

lungsprozesse zu verbessern sind, durch Optimierung 

von Organisationsabläufen sowie auch der Kommunika-

tion, und auch um einen zielgerichteten Ausbau von 

Gesundheitsförderung und Prävention. Da sollen auch 

neue Strukturen dazu beitragen, dass der vollstationäre 

Bereich in Akutkrankenanstalten entlastet wird, durch die 

Verlagerung von Leistungen in den tagesklinischen be-

ziehungsweise ambulanten niedergelassenen Bereich. 

Das kann man nicht dadurch lösen, indem man Primär-

versorgungszentren schlechtredet, sondern dadurch, 

dass man eben ambulante Versorgungsstrukturen erhöht 

und, was wir besonders im Auge haben, im Interesse der 

Patientinnen und Patienten auch dafür sorgt, dass wir 

auch Öffnungszeiten zu Tagesrand- und Wochenendzei-

ten anbieten können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, eine Neuer-

lassung des Wiener Gesundheitsfondsgesetzes war 

auch deshalb notwendig, weil auf Grund der vom Bund 

einzurichtenden Gesundheitsplanungs GmbH hier Adap-

tierungen in Bereichen einzelner Regelungen auch vor-

zusehen waren. So werden etwa Regelungen über das 

Vorgehen bei Einschränkungen des Leistungsangebots 

der Partner, des Landes Wien und der Sozialversiche-

rungsträger, ohne vorhergehende Absprache getroffen. 

Weiters werden anstelle von Landeszielgruppensteue-

rungsverträgen vierjährige Landeszielsteuerungs-

übereinkommen festgelegt. Es werden die Inhalte des 

Regionalen Strukturplanes Gesundheit dargestellt und 

Regelungen zum Steuerungsbereich Versorgungsstruk-

turen und auch zur Finanzzielsteuerung neu gefasst. 

Durch die Neuregelegung des Wiener Gesundheits-

fondsgesetzes 2017 sollen, ich habe es bereits ange-

sprochen, die öffentlichen Gesundheitsausgaben an den 

mittelfristig prognostizierten Anstieg des nominellen 

Bruttoinlandsprodukts angenähert werden. Damit erge-

ben sich bis 2021 für die öffentlichen Gesundheitsaus-

gaben in Wien, ohne die Langzeitpflege, Ausgabenober-

grenzen, womit der jährliche Ausgabenzuwachs bis 2021 

an 3,2 Prozent herangeführt wird. 

Der Gesundheitsfonds hat die Planung und Steue-

rung aller Sektoren des Gesundheitswesens unter Ein-

haltung der Vorgaben der Bundesgesundheitsagentur 

und auch unter Berücksichtigung gesamtökonomischer 

Auswirkungen vorzunehmen. Die Gesundheitsplanungs 

GmbH wurde auf Bundesebene eingerichtet, um auch 

die Inhalte des Österreichischen Strukturgesetzesplanes 

und des Regionalstrukturplanes verbindlich zu machen, 

im Sinne einer umfassenden und integrativen Gesund-

heitsplanung. 

Der Gesundheitsförderungsfonds, der ein Teil dieses 

Gesundheitsfonds ist, hat bei der Mittelvergabe auch 

dadurch stärker auf die priorisierten Schwerpunkte der 

Gesundheitsförderungsstrategie Bedacht zu nehmen. 

Für die Festlegungen zur Kapazitätsplanung sowie die 

überregionale Gesundheitsplanung sind die Planungs-

vorgaben des Regionalen Strukturplans Gesundheit 

jedenfalls so konkret festzulegen, dass sie von der Be-

hörde für die Bedarfsprüfung im Bewilligungsverfahren 

nach dem Wiener Krankenanstaltengesetz auch heran-

gezogen werden können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, im Rahmen 

der Novellierung des Wiener Krankenanstaltengesetzes 

geht es erstens darum, dass im Bereich der Krankenan-

staltentypen und des Bedarfsprüfungsverfahrens Ände-

rungen vorgenommen werden. Wesentlicher Punkt dabei 

ist auch, dass der Kostenbeitrag etwa für Kinder und 

Jugendliche bis zum vollendeten 18. Lebensjahr gestri-

chen wird und das auch rückwirkend per 1.1.2017, und 

dass für Primärversorgungseinheiten, Kollege Gara ist ja 

auch in seinem Beitrag darauf eingegangen, in Form von 

selbstständigen Ambulatorien hier Sonderbestimmungen 

geschaffen werden. 

Dazu möchte ich noch einige Worte sagen. So soll 

eine Errichtungsbewilligung für eine Primärversorgungs-

einheit bereits dann erteilt werden können, wenn eine 

solche im Regionalen Strukturplan Gesundheit abgebil-

det ist und nach Durchführung eines Auswahlverfahrens 

auch eine vertragliche Zusicherung von Seiten der Wie-

ner Gebietskrankenkasse zum Abschluss eines Primär-

versorgungsvertrages vorliegt. Wesentlich ist aber, dass 

eine weitere Bestimmung auch vorsieht, dass um Mehr-

fachfunktionen der ärztlichen Leitung zu verhindern, im 

Sinne einer personenzentrierten Primärversorgung gere-

gelt wird, dass die ärztliche Leitung in der jeweiligen 

Primärversorgungseinheit zur persönlichen Berufsaus-

übung auch hauptberuflich verpflichtet ist. Die Möglich-

keit, sich als Gesellschafterin oder als Gesellschafter an 

einer Primärversorgungseinheit in Form eines selbst-

ständigen Ambulatoriums zu beteiligen, soll auf gemein-

nützige Anbieter gesundheitlicher oder sozialer Dienste, 

auf gesetzliche Krankenversicherungsträger oder Ge-

bietskörperschaften eingeschränkt werden, weil wir auch 

der Meinung sind, dass es eine zentrale Aufgabe ist, 

eine soziale Absicherung für alle gesellschaftlichen 

Gruppen zu garantieren und Dienstleistungen, die am 

Markt nicht für alle gleichermaßen zugänglich sind, öf-

fentlich und leistbar bereitzustellen. Das heißt, das hat, 
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wie der Kollege Gara gemeint hat, mit Staatsmedizin 

überhaupt nichts zu tun, sondern entspricht den Grunds-

ätzen einer Daseinsvorsorge, einem zentralen Element 

des österreichischen Gesundheitswesens. In diesem 

Sinne ersuche ich Sie um Ihre Zustimmung. (Beifall bei 

der SPÖ.)  

Präsident Prof. Harry Kopietz: Da keine weiteren 

Wortmeldungen mehr vorliegen, ist die Verhandlung 

geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf 

das Schlusswort.  

Wir kommen daher zur Abstimmung über die Geset-

zesvorlage. Ich bitte die Mitglieder des Landtages, die 

der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen 

wollen, die Hand zu erheben. - Danke, das ist mit Stim-

men der GRÜNEN, der SPÖ und der ÖVP mehrstimmig 

so angenommen. Das Gesetz ist somit in erster Lesung 

beschlossen. 

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzes-

vorlage sofort vornehmen zu lassen und darf, wer die-

sem Vorgehen Zustimmung erteilt, um ein Zeichen mit 

der Hand bitten. - Danke, das ist einstimmig so be-

schlossen, und ich bitte daher die Mitglieder des Landta-

ges, die dem Gesetz nunmehr in zweiter Lesung zu-

stimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Gleiches 

Stimmverhalten, mehrstimmig angenommen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, damit ist 

die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. 

Im Einvernehmen mit den Klubvorsitzenden, sprich, 

mit den Klubs aller im Wiener Landtag vertretenden 

Fraktionen, findet die nächste Sitzung des Wiener Land-

tages morgen, Freitag, dem 24. November, um 8.30 Uhr 

statt, unter Entfall der Fragestunde, Aktuellen Stunde 

und einer dringlichen Initiative. Auf die Tagesordnung 

wird die zweite Lesung des Gesetzes zur Bedarfsorien-

tierten Mindestsicherung in Wien gesetzt. Dieses wird 

Ihnen heute noch elektronisch übermittelt.  

Die Sitzung ist geschlossen. - Schönen guten Abend.  

 

 

(Schluss um 19.54 Uhr.)

 

 


